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Die Merz-Akte

Den Anfang seiner amts- und postengestützten Parteikarriere in der CDU
nimmt der heute 63-jährige Friedrich Merz 1997 Seite an Seite
gemeinsam mit einigen anderen Jungfunktionären, insbesondere jedoch
mit der von Bundeskanzler Helmut Kohl intensiv geförderten und
späteren Parteivorsitzenden Angela Merkel, gewissermaßen nebeneinander
in der gleichen Reihe wahr.

Mit dem schrittweisen Rückzug Helmut Kohls von seinen einflußreichen
Parteifunktionen hat Merkel gelegenheitsgerecht und geradezu fugenlos
es schneller und verzögerungsfreier als alle anderen verstanden, die
Lücken auf dem Wege zum Parteivorsitz und zur späteren Kanzlerschaft
scheinbar leichtfüßig zu füllen.

Mit dem wachsenden Dissens und der mißlingenden Kooperation zwischen
Friedrich Merz und Angela Merkel bis hin zur offenen parteiinternen
Gegnerschaft hat sich der demgegenüber erfolglose und
zurückgeschlagene F. Merz dann allerdings auch mit Blick auf die von
ihm mitzuverantwortende Wahlniederlage der CDU/CSU im Jahre 2002 von
allen höheren Funktionen und politischen Laufbahnen innerhalb der
Partei konsequent zurückgezogen, auch, um sich vollends auf seinen
aussichtsreichen Berufsweg in die Wirtschaft zu konzentrieren.

Mit dem sukzessiven Rückzug Angela Merkels nun, den sie mit der
Erklärung vom 29.10.2018, nicht weiter für eine Wahl zur
Parteivorsitzenden zur Verfügung zu stehen, einleitete, um bestenfalls
noch bis zum Ende der Legislaturperiode als Kanzlerin fortzuwirken,
tauchte wie vom Katapult geschossen Friedrich Merz, ganz sicher für
viele unerwartet, mit dem Anspruch auf, mit dem Parteivorsitz nach dem
Ausscheiden von Merkel wieder in das Rampenlicht einer zudem medial
gestützten Aussicht auf höchstmöglichen politischen Einfluß zu treten.

Wenn mit einer volkstümlichen Kurzbeschreibung von dem Widerspruch und
der Kontraproduktivität bei der Bewertung jenes Merz-Phänomens aufs
einfachste die Rede sein kann, dann doch nur, weil der
Noch-Parteivorsitzenden und Bundeskanzlerin Angela Merkel ein Hochmaß
an mit eigenen Händen errichteten Positivergebnissen und statthaften
Problemlösungen zugesprochen werden muß, demgegenüber einem
Nachfolger, und das im Angesicht wachsender Schwierigkeiten,
hochwahrscheinlich doch nur die Rolle desjenigen bleibt, der alles mit
seinem in diesem Fall standesgemäßen Hintern wieder umstößt.

Ihre Schattenblick-Redaktion


2. November 2018
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KOHLEALARM/514: Klimakampf und Kohlefront - Pilgerweg für Klimagerechtigkeit ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 2. November 2018

GRÜNE LIGA - Bundesvorsitzender nimmt am ökumenischen Klimapilgerweg
teil



Ab Montag, dem 5. November durchquert der Ökumenische Pilgerweg für
Klimagerechtigkeit das Lausitzer Kohlerevier von Hoyerswerda bis Guben. Der
Bundesvorsitzender des Umweltverbandes GRÜNE LIGA, René Schuster wird an
diesem Tag die Etappe von Hoyerswerda nach Rohne mitlaufen. Zu den
zentralen Forderungen des Pilgerweges gehört ein rechtzeitiger
Kohleausstieg als Voraussetzung für weltweite Klimagerechtigkeit.

"Noch nie ist jemand zu Fuß durch alle drei deutschen Braunkohlereviere
gelaufen. So engagierte Gäste in der Lausitz begrüßen zu dürfen, ist ein
Höhepunkt unseres jahrelangen Einsatzes für einen Ausstieg aus der
Braunkohle!" sagt René Schuster GRÜNE LIGA-Vorsitzender und Mitglied der
Umweltgruppe Cottbus.

Die Pilger lernen die Lausitz nicht nur beim täglichen Laufen kennen,
sondern auch bei verschiedenen Abendveranstaltungen. So beschäftigen sie
sich Sonntag abend in Hoyerswerda mit dem Leben des Liedermachers Gerhard
Gundermann und erleben am Montag abend in Rohne einen sorbischen
Kulturabend. Am Dienstag abend kommen die Pilger in Spremberg bei einem von
der GRÜNEN LIGA veranstalteten Podium mit Lausitzer Tagebaubetroffenen ins
Gespräch. (18:30 Uhr, Bergschlösschen, Burgstraße 11, 03130 Spremberg). Am
Donnerstag, dem 8. November führt der Weg die Pilger direkt am Kraftwerk
Jänschwalde vorbei.

Der Pilgerweg begann am 9. September in Bonn, dem Ort des letztjährigen
Klimagipfels und wird im Dezember beim diesjährigen Klimagipfel im
polnischen Katowice eintreffen.


Hintergrund

Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene Kilometer und endet am 9. Dezember im
polnischen Katowice, wo zeitgleich die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" und stärken
sich spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen
Gebet. Unterwegs werben die Pilgerinnen und Pilger bei 14 Aktionstagen und
zahlreichen weiteren Veranstaltungen für die Forderungen des
Klimapilgerwegs. Jede/r, die/der die Ziele des Pilgerwegs für
Klimagerechtigkeit unterstützen möchte, ist herzlich zum Mitpilgern
eingeladen - auch spontane Tagespilger sind willkommen.

40 Unterstützer

Der Ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit wird unterstützt von einem
breiten ökumenischen Bündnis aus 40 Organisationen, Initiativen und
Unternehmen, darunter Brot für die Welt, das Bischöfliche Hilfswerk
MISEREOR e.V., die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), die Deutsche
Bischofskonferenz und das Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'.
Schirmherr/innen des ökumenischen Klimapilgerwegs sind Bischof Dr. Markus
Dröge, Erzbischof Dr. Ludwig Schick und Umweltministerin a. D. Barbara
Hendricks.

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen
unter:

www.klimapilgern.de.

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus
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KOHLEALARM/513: Klimakampf und Kohlefront - Bezichtigungs- und Sündenbocksgetriebe ... (kommunikatz)


Pressemitteilung der Aachener Klimaschutzbewegung vom 1. November 2018

Selbsterklärte Märtyrer: 

Protestaktion von RWE-Mitarbeitenden im Aachener Dom



Mitarbeitende der RWE AG nutzten am 01.11.2018 den
Pontifikalamtsgottesdienst zu Allerheiligen für eine geschmack- und
pietätlose Protestaktion. Unter dem Motto "Wir büßen für die
Klimasünden der Welt" nahmen mehrere Personen in RWE-Kluft am
Gottesdienst teil und inszenierten sich anschließend im Domhof mit einem
Pranger als Opfer, anstatt ihre eigene Instrumentalisierung durch einen
Skrupellosen Konzern zu erkennen und anzuprangern.

An einem Tag, an dem Katholik*innen ihrer Heiligen und ihrer
verstorbenen Ahnen gedenken, wo Familien Gräber aufsuchen und im grauen
November eine Kerze für liebe entschwundene Seelen aufstellen; an einem
Tag, der explizit als stiller Feiertag begangen wird, um Trauernden
einen Moment der Stille und Aufmerksamkeit zu schenken, kommen orange
gekleidete RWE-Mitarbeitende mit einem Pranger an den Aachener Dom. Sie
klagen an, dass sie "für die Klimasünden der Welt büßen" müssten. Büßen
für etwas, das andere über ihre Köpfe hinweg entscheiden könnten.

Doch was könnten sie einbüßen? Einen sicheren Arbeitsplatz, den das
Unternehmen ihnen vorgaukelte, das ihnen allzu lange die Illusion einer
heilen Welt ohne Sorgen versprach? Oder könnten nicht auch sie die
Lebensgrundlage auf einer Erde einbüßen, weil unsere heutige Art zu
leben und zu wirtschaften - und vor allem: unsere Energie aus fossilen
Rohstoffen wie Braunkohle zu gewinnen - die Zukunft der nachfolgenden
Generationen gefährdet? Von den "Klmasünden der Welt" hat RWE wahrlich
einen beträchtlichen Anteil selbst begangen.

Wer entscheidet eigentlich, und wer trägt welche Verantwortung? Ein
Energiekonzern mit Milliardengewinnen, der es versäumte seine Profitgier
dem Wohl seiner Mitarbeitenden und dem Entschluss der Klimakonferenz
unterzuordnen, lässt lieber die Situation eskalieren und fegt
gleichermaßen über die Sorgen der Mitarbeitenden und den mehrheitlichen
Wunsch der Menschen in diesem Land hinweg, in einer gesunden
lebenswerten Welt zu leben. Die Politik schweigt sich entweder aus oder
geht auf Kuschelkurs mit dem Energieriesen. Der Strukturwandel im Revier
wird so verzögert, bis er nur noch durch einen Bruch bewältigt werden kann.

Und die Angst der Mitarbeitenden um ihre Sicherheit lässt sie nun nicht
einmal mehr spüren, dass sie mit ihrer politischen Aktion die intimsten
Gefühle der Menschen verletzen, die in der Kirche Trost für den Verlust
ihrer Verstorbenen suchen.

Kommunikation ist wichtig, keine Frage. Es bleibt nur zu bedenken, ob
dies an diesem Tag und an diesem Ort der angemessene Stil ist. Zudem
stellt sich die Frage, wen die Kohlekumpel an den Pranger stellen
sollten. Wäre das nicht eigentlich der richtige Platz für ihren
Arbeitgeber, der sie für seine Profite einspannt, anstatt durch einen
Strategiewechsel und die Abkehr von der Braunkohle nicht nur ihre
sondern die Zukunft aller Menschen zu sichern?

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

http://kommunikatz.wordpress.com
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KOHLEALARM/512: Klimakampf und Kohlefront - Proschim nicht nötig ... (Umweltgruppe Cottbus)


GRÜNE LIGA - Pressemitteilung vom 31. Oktober 2018

#Proschimbleibt - nur dann gibt es Strukturmittel

Symbolische Brücken-Verschönerung im vom Braunkohletagebau bedrohtem
Lausitzer Dorf



Proschim, 31.10.2018. Kritiker der Abbaggerung des Dorfes Proschim durch
den Braunkohletagebau haben heute eine Straßenbrücke am Ortseingang mit dem
Banner "#Proschimbleibt - nur dann gibt es Strukturmittel" beschriftet.
Anschließend beschäftigten sie sich bei einem Workshop im Kulturhaus des
Ortes mit Strategien für den Strukturwandel in der Lausitz.

"Nur wenn Proschim bleibt, kann die Lausitz genug zum Klimaschutz
beitragen, um zusätzliche Strukturfhilfen zu rechtfertigen. Der Auftrag an
die Kohlekommission des Bundes umfasst Strukturhilfen und Klimaschutz
gleichermaßen. Wer vom Bund Strukturhilfen verlangt, aber die Pläne des
LEAG-Konzerns nicht antasten will, der belügt die Menschen in der Lausitz."
erklärt René Schuster vom Umweltverband GRÜNE LIGA.

"Die Entscheidung über Proschim darf weder dem LEAG-Konzern überlassen,
noch auf 2020 verschoben werden. Es ist Zeit, Klarheit für die Menschen zu
schaffen, um gemeinsames Arbeiten an der Zukunft der Region überhaupt zu
ermöglichen." sagt Hannelore Wodtke, Stadtverordnete von Welzow (Grüne
Zukunft Welzow).

Unter dem Titel "Strategien für den Strukturwandel in der Lausitz
entwickeln" veranstalten die Rosa-Luxemburg-Stiftung Brandenburg und die
GRÜNE LIGA Cottbus ein Gespräch im Proschimer Kulturhaus. Dabei wurden
gemeinsam mit den Teilnehmenden, Ansätze für eine von unten kommende und
lokal spezifische Strategie für den Strukturwandel gesammelt. Mit Hannelore
Wodtke beteiligte sich daran auch ein Mitglied der von der Bundesregierung
eingesetzten Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung.

Proschim soll für den neuen Tagebau Welzow-Süd II abgebaggert werden, der
insgesamt 810 Umsiedlungen erfordern würde. In seinem "Revierkonzept" hält
sich der LEAG-Konzern eine Entscheidung über diesen Tagebau bis 2020 offen.
Die Brücke einer früheren Kohlebahn markiert die Grenze zwischen dem
Tagebaufeld Welzow-Süd I und dem geplanten Tagebau Welzow-Süd II.

Das Schicksal Proschims steht dabei in direktem Zusammenhang mit der
Laufzeit der ältesten Lausitzer Kraftwerksblöcke in Jänschwalde und
Boxberg. Bei deren rechtzeitiger Abschaltung reicht die Kohlemenge auch
ohne neue Tagebaufelder für einen längeren Betrieb des neueren Kraftwerkes
Schwarze Pumpe aus.


Hintergrundpapier zum Kraftwerk Jänschwalde, insbesondere auch zu
Zusammenhang mit der Bedrohung Proschims:

https://www.kein-tagebau.de/images/180928_hintergrundpapier_kraftwerk_jaenschwalde.pdf

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus
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KOHLEALARM/511: Klimakampf und Kohlefront - höchstamtliche Entgleisung ... (Fossil Free Aachen)


Fossil Free Aachen - Pressemitteilung vom 30. Oktober 2018

Ministerpräsident Laschet gibt sich heute beim Spatenstich als
Gestalter, aber in Wahrheit ist er nichts anderes als ein Spalter.



Bei der Demonstration der IGBCE am vergangenen Mittwoch rief Laschet
wörtlich Folgendes von der Bühne: "... es ist gut, dass so viele tausend
Leute hier zeigen: Wir können auch laut werden, nicht nur die, die
Polizisten angreifen, bestimmen das Klima in unserem Land, sondern auch
anständige Leute, die jeden Tag zur Arbeit gehen und unseren Wohlstand
erarbeiten". Mit diesem Satz hat er zehntausenden Menschen, die in den
vergangenen Monaten für den Klimaschutz und für den Erhalt des Hambacher
Waldes demonstriert haben, die Anständigkeit abgesprochen. Er hat all
diesen Menschen, die den Rückhalt von mehr als drei Viertel der
deutschen Bevölkerung haben, unterstellt, nicht zur Arbeit zu gehen -
obwohl diese Leute (im Gegensatz zu den auf RWE-Kosten herbeigekarrten
Bergleuten) teilweise ihren kompletten Jahresurlaub für das
Klimaschutz-Anliegen geopfert haben. Er hat all diese friedfertigen
Menschen zu Polizisten-Angreifer*innen gestempelt.

Herr Laschet hat sich durch diese Entgleisung, diese Beleidigung der
Mehrheit der Bevölkerung, die er doch als "Landesvater" zu vertreten
hätte, für das Amt des Ministerpräsidenten disqualifiziert. Die
verständlichen Sorgen der Bergleute instrumentalisierte er, um sie in
unerträglicher Weise gegen Klimaschützer aufzuhetzen.
Disqualifiziert hat er sich noch aus einem zweiten Grund: Unmittelbar
vor dem oben angeführten Zitat sagte der Ministerpräsident, gegenüber
wirtschaftspolitischen Erwägungen sei der Klimaschutz ein drittrangiges
Problem. Er kündigt damit einen Bruch des völkerrechtlich verbindlichen
Klimaübereinkommens von Paris an. Die darin formulierten Ziele
erfordern nämlich nachweislich einen raschen Ausstieg aus der
Braunkohle, der deutlich vor dem Jahr 2030 abgeschlossen sein muss.

Klimaschutz ist nicht irgendein politisches Thema. Es geht um die
Überlebensfähigkeit der Menschheit auf dem Planeten Erde. Wer in diesem
Kontext den größten CO2-Emittenten Europas, nämlich das Rheinische
Braunkohlerevier, mit einem Bestandsschutz versehen will - wie Laschet
- handelt völlig verantwortungslos. Er taugt nicht für das Amt, das er
momentan innehat, und noch weniger für höhere Ämter, die er womöglich
noch anstrebt.

Und die Braunkohlekumpel sind schlecht beraten, ihre Hoffnung auf solche
Realitätsverleugnung zu setzen, anstatt zusammen mit der
Klimaschutzbewegung an einer sauberen Zukunft für das Rheinische Revier
zu arbeiten.

 * 

Quelle:

Fossil Free Aachen

c/o kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

Internet: http://kommunikatz.wordpress.com/
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KOHLEALARM/510: Klimakampf und Kohlefront - und gerade Proschim ... (Umweltgruppe Cottbus)


GRÜNE LIGA - Pressemitteilung vom 29. Oktober 2018

<31. Oktober: Tagebaukritiker führen im bedrohten Proschim Debatte zur
Zukunft der Kohleregion



Am 31. Oktober treffen sich im vom Braunkohletagebau bedrohten Dorf Proschim
Kritiker der Abbaggerung zu einer symbolischen Aktion für den Erhalt des
Dorfes und diskutieren anschließend mit kompetenten Gästen über den
Strukturwandel im Kohlerevier.

"Seit 2011 ist der Reformationstag ein fester Treffpunkt für Lausitzer
Tagebaukritiker und ihre Gäste. Während der frühere Treffpunkt Atterwasch
gerettet werden konnte, will der LEAG-Konzern das Dorf Proschim noch immer
zerstören. Um an Zukunftsperspektiven für die Lausitz mitbauen zu können,
brauchen die Menschen endlich die Sicherheit, dass der Tagebau Welzow-Süd
II nicht kommt." erklärt Hannelore Wodtke, Stadtverordnete von Welzow
(Grüne Zukunft Welzow) und zugleich Vertreterin der Lausitzer
Tagebaubetroffenen in der Kohlekommission der Bundesregierung.

"Wir wollen die Gelegenheit nutzen, gemeinsam mit lokalen Akteur*innen und
Betroffenen Herausforderungen des Strukturwandels klar zu benennen, aber
auch Lösungsansätze zu entwickeln und Ideen für eine Weiterentwicklung der
Lausitz zu sammeln." sagt René Schuster vom Umweltverband GRÜNE LIGA.

Unter dem Titel "Strategien für den Strukturwandel in der Lausitz
entwickeln" veranstalten ab 14 Uhr die Rosa-Luxemburg-Stiftung Brandenburg
und die GRÜNE LIGA Cottbus eine Gesprächsrunde im Proschimer Kulturhaus.
Dort können alle Interessierten aus der Region ins Gespräch kommen mit
Hannelore Wodtke (Grüne Zukunft Welzow, Mitglied der Kohlekommission des
Bundes), Daniel Häfner (Lehrbeauftragter für sozialwissenschaftliche
Umweltfragen an der BTU Cottbus-Senftenberg) und Jörg Staude (Journalist).
Dr. Gerd-Rüdiger Hoffmann vom RLS-Regionalbüro Lausitz moderiert die
Veranstaltung und wird versuchen, gemeinsam mit den Teilnehmenden, Ansätze
für eine von unten kommende und lokal spezifische Strategie für den
Strukturwandel zu sammeln.

Zuvor laden um 12 Uhr Bürgerinitiativen und Umweltgruppen zu einer
symbolischen Aktion für die Zukunft des Ortes ein.

Bereits um 11 Uhr führt die Welzower Kirchgemeinde in der Proschimer Kirche
eine Andacht zum Reformationstag durch.

Treffpunkt und Veranstaltungsort ist das Proschimer Kulturhaus, Welzower
Str. 53, 03119 Proschim/Prožym

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.
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KOHLEALARM/509: Klimakampf und Kohlefront - gewaltfreier Widerstand ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 28. Oktober 2018, 15.30 Uhr

Fazit: Größte Aktion zivilen Ungehorsams gegen Kohle +++ "Kohlegruben des Rheinischen Reviers sind Symbole der Klimabewegung geworden"






[image: Foto: Michael Goergens, Ende Gelände, CC BY 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]

Über 5000 Menschen aus ganz Europa im Protestcamp bei Düren nahe des Hambacher Forstes

Foto: Michael Goergens, Ende Gelände, CC BY 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/



6.500 Menschen beteiligten sich am Wochenende an der bisher größten
Aktion zivilen Ungehorsams gegen Braunkohleabbau. Mehrere tausend
Aktivist*innen besetzten für über 24 Stunden die Gleise der
Hambach-Bahn und blockierten damit den Tagebaubetrieb. Einige
Aktivist*innen ketteten sich an den Schienen an und setzten damit die
Besetzung fort. Sie werden zur Zeit noch von der Polizei geräumt.

"Die Kohlekommission hält krampfhaft an veralteten Energietechnologien
fest. Sie will unsere Zukunft dem Gewinnstreben von Konzernen opfern.
Mit unserer Aktion haben wir gezeigt: Damit wird sie nicht
durchkommen! Die Mehrheit der Bevölkerung will jetzt sofort
Kohlekraftwerke abschalten", so Karolina Drzewo, Sprecherin von Ende
Gelände.

Selma Richter, Sprecherin von Ende Gelände: "Der Hambacher Forst und
die Kohlegruben des Rheinischen Reviers sind Symbole der Klimabewegung
geworden. Noch nie haben sich so viele Menschen mit zivilem Ungehorsam
für wirksamen Klimaschutz eingesetzt."

Das Bündnis Ende Gelände hatte wochenlang über eine Fläche für ein
Protestcamp verhandelt. Ein erstes Camp wurde in einer nächtlichen
Aktion von der Polizei geräumt. Auf dem zweiten Camp sammelten sich am
vergangenen Freitag 4.500 Aktivist*innen. Insgesamt machten sich am
Samstag 6.500 Aktivist*innen auf den Weg, um Braunkohle-Infrastruktur
rund um den Tagebau Hambach zu blockieren und um für den sofortigen
Kohleausstieg zu protestieren.

Eine kleine Gruppe besetzte in den frühen Morgenstunden des Samstags
einen Kohlebagger, der für mehrere Stunden stillstand. 4.000
Aktivist*innen besetzten für über 24 Stunden die Schienen der
Hambach-Bahn und blockierten damit die Belieferung der umliegenden
Kraftwerke mit Braunkohle. Einige Aktivist*innen ketteten sich an den
Schienen an. Entsprechend des Aktionskonsens verhielten sich die
Aktivist*innen friedlich und ließen sich von Eskalationsversuchen
seitens der Polizei nicht von ihren Vorhaben abbringen.
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Tausende Aktivist*innen auf dem Weg zur größten Massenaktion zivilen Ungehorsams der Klimagerechtigkeitsbewegung

Foto: Merwin Goldschmit, Ende Gelände, CC BY-NC 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/



 * 


Pressemitteilung vom 28.10.2018 um 11:25 Uhr

Tagebaubetrieb seit 24 Stunden blockiert +++ Aktivist*innen laufen
in Demo-Zug Richtung Protestcamp +++ andere Aktivist*innen an Schienen
festgekettet

Ellen, 28.10.2018. Nach 24 Stunden erfolgreicher Blockade der
Hambachbahn brechen viele Aktivist*innen in einem Demo-Zug Richtung
Protest-Camp in Stepprath-Düren auf. Eine Gruppe von Aktivist*innen
haben sich an den Schienen festgekettet und halten so die Blockade des
Tagebaubetriebs weiter aufrecht.

Über die Nacht hinweg hatten mehrere tausend Menschen die Schienen der
"Schlagader" des Braunkohlereviers besetzt und so den Transport von
Braunkohle aus dem Tagebau Hambach zu den umliegenden Kraftwerken
verhindert.

"Der 1,5°C-Sonderbericht des Weltklimarats hat es deutlich gesagt: es
geht nur mit dem sofortigen Kohleausstieg. Wir lassen uns nicht länger
hinhalten, sondern setzen den sofortigen Kohleausstieg selber um. Wir
machen weiter, bis das letzte Kohlekraftwerk abgeschaltet ist und der
letzte Kohlebagger ruht", so Selma Richter, Pressesprecherin von Ende
Gelände.

 * 


Pressemitteilung vom 28.10.2018 um 09:00

Noch immer blockieren 2.000 Aktivist*innen die Schienen der
Hambach-Bahn +++ "Unser Protest lässt sich nicht räumen"

Auch über Nacht haben 2.000 Aktivist*innen die Schienen der
Hambach-Bahn besetzt gehalten. Gestern waren insgesamt 6.500 Ende
Gelände-Aktivist*innen im Rheinischen Braunkohlerevier unterwegs, um
den Betrieb des Tagebau Hambach zu blockieren. Eine Gruppe von ca.
4.000 Menschen hatte dabei gegen 13.30 Uhr die Schienen der RWE-Bahn
besetzt, von denen ein Großteil in der Nacht trotz Kälte ausharrten.
Die Polizei verhinderte die Versorgung der Aktivist*innen mit Wasser
und Essen.

Die Bahn, von RWE als "Schlagader des Reviers bezeichnet",
transportiert die Braunkohle aus dem Tagebau Hambach zu den
umliegenden Kraftwerken. Normalerweise fahren auf dieser Strecke
mehrmals pro Stunde voll beladene Kohle-Züge (ca. 9.000 Tonnen pro
Stunde).

Karolina Drzewo, Pressesprecherin von Ende Gelände: "Unser Protest
lässt sich nicht räumen, unsere Stimme lässt sich nicht ignorieren.
Diesen Sommer haben wir die Folgen des Klimawandels selbst zu spüren
bekommen, mit Hitzewellen und dem Rekordniedrigwasser im Rhein. Aber
wir kämpfen hier auf den Schienen nicht nur für unsere eigene Zukunft.
Wir kämpfen auch für die Lebensgrundlage der Menschen im globalen
Süden, die z.B. durch Hurrikanes und Dürren schon jetzt am Schwersten
vom Klimawandel betroffen sind."
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Kohletransport blockiert durch Besetzung der Gleise der Hambach-Bahn

Foto: Tim Wagner, Ende Gelände, CC BY-NC 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/
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Pressemitteilung 27.10.2018 - 19 Uhr

2000 Menschen halten "Schlagader" des Rheinischen
Braunkohlereviers" besetzt +++ Insgesamt 6.500 Menschen bei Ende
Gelände Aktion

Kerpen-Buir - Rund 2000 Ende Gelände Aktivist*innen halten seit 13.30
Uhr durchgehend die Hambach-Bahn bei Kerpen-Buir besetzt. Die Gruppe
ist Teil einer massenhaften Aktion zivilen Ungehorsams, an der heute
insgesamt 6.500 Menschen teilnahmen.

"Wir sitzen hier an einem hochsensiblem Punkt von RWEs Kohlekomplex",
sagt Selma Richter, Pressesprecherin von Ende Gelände. "Aus Europas
größter Kohlegrube kann gerade kein Gramm Kohle heraustransportiert
werden. Wenn die Regierung und die Kohlekommission beim Klimaschutz
blockieren, müssen wir den Kohleausstieg selbst in die Hand nehmen!"

An einem normalen Tag transportiert die Hambach-Bahn etwa 9.000 Tonnen
Braunkohle pro Stunde aus dem Tagebau Hambach zu den drei umliegenden
Kraftwerken. RWE selbst bezeichnet die Hambach-Bahn als "Schlagader
des Reviers".

"Wenn wir die schlimmsten Auswirkungen des Klimawandels verhindern
wollen, müssen wir aus der Kohle und aus allen fossilen Energien
aussteigen - sofort", sagt Karolina Drzewo von Ende Gelände. "Dafür
braucht es einen grundlegenden Wandel hin zu einer Wirtschaft, die
nicht auf endlosem Wachstum und Naturzerstörung basiert."

 * 


Pressemitteilung 27.10.2018 um 13:30 Uhr

Ende Gelände: Größte Massenaktion zivilen Ungehorsams +++ Mehrere
Tausend besetzen die Kohle-Bahn Hambach +++ 6.500 Aktivist*innen
unterwegs um Kohle-Infrastruktur zu besetzen

Düren-Stepprath - "Das ist die größte Massenaktion zivilen Ungehorsams
der Klimagerechtigkeitsbewegung, die wir hier je gesehen haben," sagt
Selma Richter, Sprecherin von Ende Gelände.

Mehrere tausend Ende Gelände-Aktivist*innen blockieren seit 13:15 Uhr
die Schienen der Hambach-Bahn, welche die RWE-Kraftwerke in
Niederaußem, Frimmersdorf und Neurath mit Braunkohle aus dem Tagebau
Hambach versorgt. Ca. 40 Menschen halten zudem seit den frühen
Morgenstunden im Tagebau Hambach einen Kohle-Bagger besetzt. Insgesamt
sind über 6.500 Aktivist*innen des Aktionsbündnisses Ende Gelände
unterwegs, um Braunkohle-Infrastruktur in der Region zu blockieren.

Menschen aus ganz Europa sind in den letzten Tagen ins Rheinland
gereist und haben sich in einem Protest-Camp bei Düren gesammelt. Am
Morgen waren 5.000 Aktivist*innen vom Protest-Camp aus losgegangen, um
ein Zeichen für den sofortigen Kohleausstieg zu setzen; weitere 1.000
Aktivist*innen starteten vom Camp am Hambacher Wald in Manheim.
Weitere Gruppen schlossen sich den Aktionen an.

"Der Weltklimarat hat gerade gewarnt, dass wir sofort handeln müssen,
um den menschengemachten Klimawandel noch einzudämmen. Die ewigen
Verhandlungen der Kohlekommission gehen komplett an der Realität
vorbei. Weil die Regierung die historisch einmalige Chance für
Klimaschutz verpatzt, nehmen wir den Kohleausstieg selbst in die
Hand," so Karolina Drzewo, Sprecherin von Ende Gelände.

Ende Gelände ist ein Aktionsbündnis für den sofortigen
Braunkohleausstieg. Es besteht aus Gruppen und Einzelpersonen aus
verschiedenen sozialen Bewegungen. Ende Gelände ist Teil einer
globalen Graswurzelbewegung, die für Klimagerechtigkeit, gegen fossile
Energieträger und für eine globale Energiewende von unten eintritt.
Bereits 2015, 2016 und 2017 gab es Blockaden mit vielen tausend
Menschen von Kohle-Infrastruktur im Rheinland und in der Lausitz.

 * 


Pressemitteilung vom 27.10.2018 um 09:00 Uhr

Ende Gelände zieht los in eine Zukunft ohne Kohle +++ 5.000
Aktivist*innen auf dem Weg

Düren-Stepprath, 27.10.2018 - 5.000 Aktivist*innen sind heute morgen
um 9 Uhr von einem Protest-Camp in Düren-Stepprath aus losgezogen. Sie
starten in ein Aktionswochenende, um ein Zeichen zu setzen für den
sofortigen Kohleausstieg und für Klimagerechtigkeit.

"RWE und die Regierung klammern sich an eine zerstörerische
Technologie von gestern", sagt Selma Richter, Pressesprecherin von
Ende Gelände. "Doch wir machen uns heute mit tausenden Menschen auf
den Weg in eine Zukunft ohne Kohle. Und die Mehrheit der Menschen
steht hinter uns."

Gleichzeitig mit den Ende Gelände Aktionen findet heute eine
Solidaritäts-Demo "Ende Gelände für die Kohle" in Buir statt, die von
Umweltverbänden organisiert wird. Außerdem haben 19 Umweltverbände und
entwicklungspolitische Organisationen eine Solidaritätserklärung mit
Ende Gelände unterzeichnet. Darin heißt es u.a.: "Ziviler Ungehorsam
gegen existenzielle Gefahren und Missstände hat eine lange und
bedeutende demokratische Tradition. [...] 'Ende Gelände' ist ein
aufrüttelndes Signal zum Ausstieg aus einer zerstörerischen
Technologie, für den globalen Erhalt der Umwelt und für gelebte
Solidarität mit unseren Mitmenschen weltweit, insbesondere denen, die
schon heute von der Klimakrise bedroht sind."

Voller Text der Solidaritätserklärung:

https://www.ende-gelaende.org/de/freundinnen/

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/508: Klimakampf und Kohlefront - Stimme der Straße ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zu Ende Gelände 2018

Kohleausstieg jetzt beherzt anpacken



Buir, 28.10.2018. Am Samstag, den 27.10.2018 habe ich gemeinsam mit vielen
tausenden anderen Bürger*innen, darunter vielen Familien, an der
Solidaritäts-Demo für Ende Gelände [1] teilgenommen.

Im Folgenden finden Sie ein Zitat zu meinen Beweggründen.

"In der sogenannten Kohlekommission fehlen u.a. die Vertreter*innen von
Jugend- und Entwicklungsorganisationen. Sie wurden weder als Mitglieder in
die Kommission berufen, noch bei den fast 100 Expertenanhörungen
berücksichtigt. Umso wichtiger ist es, dass Ende Gelände jetzt erneut die
Stimme für diejenigen erhebt, die am meisten unter den Folgen der
Klimazerstörung leiden: die betroffenen Menschen im globalen Süden, deren
Existenzen und auch Leben durch den Klimawandel gefährdet und zerstört wird
und die nachfolgenden Generationen.

Auch wenn an dieser größten Aktion des zivilen Ungehorsams mit an die 6.500
Teilnehmer*innen quer durch alle Generationen teilgenommen haben, sind es
mehrheitlich junge Menschen gewesen, die sich im Rheinischen
Braunkohlenrevier, dem Hot-Spot der CO2-Emissionen, für mehr
Klimagerechtigkeit eingesetzt haben. Das ist die Generation, die zukünftig
selber am meisten unter den Folgen der Klimakrise wird leiden müssen. Neben
dem eigenen Betroffensein auch die verheerenden weltweiten Auswirkungen der
weiteren ungebremsten Kohleförderung und -verstromung im Blick zu haben,
zeugt von großem Verantwortungsbewusstsein. Einem
Verantwortungsbewusstsein, welches zahlreiche Akteure aus der Wirtschaft,
aus Gewerkschaften, der Politik und in Regierungsverantwortlichkeit auch
gegenüber nachfolgenden Generationen nach wie vor vermissen lassen."


Anmerkung:

[1] https://www.ende-gelaende.org/de/aufruf-2018/

 * 

Quelle:

Antje Grothus

Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/507: Klimakampf und Kohlefront - von allen getragen ... (NaturFreunde)


Gemeinsame Presseerklärung von Buirer für Buir, Campact, 350.org,
NaturFreunden Deutschlands und Umweltinstitut München vom 27. Oktober 2018

Tausende zeigen sich solidarisch mit "Ende Gelände" 



Buir, 27. Oktober 2018. Mehrere Tausend Menschen haben heute ihre
Solidarität mit den friedlichen Aktionen zivilen Ungehorsams des
Protest-Netzwerks "Ende Gelände" gezeigt. Sie nahmen an der 
Solidaritäts-Kundgebung am Hambacher Wald teil, zu dem ein Bündnis aus Umwelt- und
zivilgesellschaftlichen Organisationen aufgerufen hatte. Die über 5.000
Aktivistinnen und Aktivisten von "Ende Gelände" werden noch bis zum 29.
Oktober unter anderem Kohlebagger im Rheinischen Braunkohlerevier mit
Aktionen wie Sitzblockaden zum Stillstand bringen. Heute wurde der erste
Bagger besetzt.

"Wir alle hier sehen in den Aktionen von 'Ende Gelände' ein aufrüttelndes
Signal für den Klimaschutz. Das sollten weder Politiker und Politikerinnen
noch RWE ignorieren", sagten die Veranstalter. "Wir können nachvollziehen,
dass sich viele Menschen aufgrund der drohenden Klimakatastrophe an
Aktionen des zivilen Ungehorsam beteiligen." Die Demonstrantinnen und
Demonstranten setzen sich für einen ambitionierten Kohleausstieg, die
dauerhafte Rettung des Hambacher Waldes und der vom Tagebau bedrohten
Dörfer ein.

Die Solidaritäts-Demonstration wird von der Initiative Buirer für Buir,
Campact, 350.org, den NaturFreunden Deutschlands und dem Umweltinstitut
München getragen. Sechzehn Organisationen haben außerdem eine
Solidaritäts-Erklärung mit "Ende Gelände" unterzeichnet.

Der Hambacher Wald im Rheinischen Revier ist inzwischen international zum
Symbol des Widerstands gegen die weitere Nutzung der Braunkohle geworden.
Hier zeigt sich der Protest gegen eine verfehlte Energiepolitik, die sich
gegen Natur- und Klimaschutz richtet. Am 5. Oktober stoppte ein Gericht
vorläufig die von RWE geplante Abholzung. In der bisher größten
Demonstration protestierten am 6. Oktober mehr als 50.000 Menschen für den
Erhalt des Hambacher Waldes und den schnellen Kohleausstieg.


Hinweise:

Informationen zur Soli-Demonstration:

www.kohle-soli-demo.de

Informationen zur Protestaktion von Ende Gelände:

www.ende-gelaende.org/de/aktion


Den Wortlaut der Solidaritäts-Erklärung finden Sie unter:

https://www.naturfreunde.de/solidaritaets-erklaerung-mit-dem-ende-gelaende-protest-gegen-die-kohleverstromung-im-oktober-2018

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 27.10.2018

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Der politische Freizeitverband

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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KOHLEALARM/506: Klimakampf und Kohlefront - selektive Sperren ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 26. Oktober 2018, 15.42 Uhr

1200 Personen am Bahnhof Düren festgehalten ++ "Unzulässige Freiheitsberaubung"



Seit fünf Stunden hält die Polizei 1200 Personen am Bahnhof Düren
fest. Die Aktivist*innen waren über Nacht mit einem Sonderzug von Prag
über Leipzig und Berlin angereist und möchten weiter zum angemeldeten
Ende-Gelände-Protest-Camp in Stepprath (Ortsteil von Düren).

Beim Verwaltungsgericht Aachen wurden zwei Eilanträge gegen diese
polizeiliche Maßnahme gestellt wegen "Verstoß gegen die
verfassungsrechtlich geschützte Versammlungsfreiheit."

Selma Richter, Pressesprecherin von Ende Gelände, kritisiert das
Vorgehen der Polizei als unzulässige Freiheitsberaubung.




[image: Foto: Jens Volle, Ende Gelände, CC BY 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]

Polizeieinsatz am Bahnhof Düren gegen Klimaaktivist*innen

Foto: Jens Volle, Ende Gelände, CC BY 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/



"Die Polizei hat den Zug schon mehrmals aufgehalten und kontrolliert.
Sie wissen, dass sie nichts finden werden. Dass sie uns hier
stundenlang festhalten, ist eine reine Schikane, mit der sie uns
kriminalisieren und einschüchtern wollen. Es ist absurd und nicht zu
rechtfertigen, Menschen auf ihrem Weg zu einer angemeldeten
Versammlung durch Personenkontrollen abzuschrecken."

"Die letzten Monate haben gezeigt: Die öffentliche Meinung steht
hinter unserem Protest gegen Kohle. Wir lassen uns nicht aufhalten."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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UNIVERSITÄT/244: Gemeinsam für Vielfalt und gegen Homo- und Transphobie (idw)


Technische Universität Berlin - 31.10.2018

Gemeinsame Pressemitteilung von Freier Universität Berlin,
Humboldt-Universität zu Berlin, Technischer Universität Berlin und
Charité - Universitätsmedizin Berlin

Gemeinsam für Vielfalt und gegen Homo- und Transphobie



Die Freie Universität Berlin, die Humboldt-Universität zu Berlin, die
Technische Universität Berlin und die Charité - Universitätsmedizin Berlin
sind gemeinsam dem "Bündnis gegen Homophobie" beigetreten und bekräftigen
damit, dass sie jeglicher Form von Diskriminierung aufgrund der
individuellen sexuellen Orientierung entschieden entgegentreten. Am 2.
November 2018 werden Vertreterinnen und Vertreter der Universitäten und
der Charité anlässlich der Verleihung der Respektpreise ihre
Mitgliedsurkunden entgegennehmen. Überreicht werden diese von Dr. Dirk
Behrendt, Berliner Senator für Justiz, Verbraucherschutz und
Antidiskriminierung.

Universitäten sind Orte der Vielfalt. Es gehört zu ihrem
Selbstverständnis, Chancengleichheit und Diskriminierungsfreiheit auf
allen universitären Ebenen zu gewährleisten und für den respektvollen
Umgang miteinander sowie für individuelle Freiheiten einzutreten. Homo-
und Transphobie dürfen an den drei großen Berliner Universitäten und der
Charité keinen Platz finden.



SCHATTENBLICK - AKTION/7221: Hildesheim - Infotag der HAWK-Studiengänge Konservierung und Restaurierung, 17.11.2018
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AKTION/7221: Hildesheim - Infotag der HAWK-Studiengänge Konservierung und Restaurierung, 17.11.2018


idw - Pressemitteilung: HAWK Hochschule für angewandte Wissenschaft
und Kunst, Fachhochschule Hildesheim/Holzminden/Göttingen

Infotag der HAWK-Studiengänge Konservierung und Restaurierung

Vorstellung der Restaurierungs-Studienrichtungen und Besuch der
Werkstätten am Samstag, 17. November 2018, in Hildesheim



Infotag "Konservierung und Restaurierung" am Samstag, 17. November
2018: Die HAWK informiert über Studieninhalte und
Studienvoraussetzungen, über Abschlüsse und berufliche Perspektiven
des Bachelor-Studiengangs Konservierung und Restaurierung und des
Masterstudiengangs Konservierungs-und Restaurierungswissenschaft.

Der Infotag beginnt um 10 Uhr auf dem Campus Weinberg, Renatastr. 11
(Haus A, Auditorium) mit einer Vorstellung der beiden Studiengänge.
Durch Kurzvorträge werden anschießend die Fachgebiete der
Konservierung und Restaurierung - von Gefassten Holzobjekten und
Gemälde; Schriftgut, Buch und Graphik über Möbel und Holzobjekte bis
zu Stein/Wandmalerei - sowie die Lehrgebiete Mikrobiologie,
Archäometrie, Geschichte und Theorie der Restaurierung/Kunstgeschichte
präsentiert. Studierende des Fachschaftsrats werden sich ebenfalls
vorstellen, und bei einem Mittagsimbiss gibt es Gelegenheit, sich
kennenzulernen.

Damit Studieninteressierte einen umfassenden Einblick in die sehr
interessanten und vielseitigen Inhalte des Studiums erhalten, stellen
am Nachmittag Studierende ihre Bachelorabschlussarbeiten vor.
Anschließend besteht die Gelegenheit, sich in den Werkstätten der
einzelnen Fachrichtungen zu informieren (am Bismarckplatz, auf dem
Campus an der Renatastraße sowie in der Tappenstraße). Dort werden
aktuelle Studienobjekte vorgestellt; Studierende werden auch
verschiedene Untersuchungs- und Restaurierungstechniken zeigen. Es
besteht jederzeit die Möglichkeit, sich von den Lehrenden zu
Studienbeginn und -verlauf individuell beraten zu lassen.

Das Programm:

10:00

Begrüßung und Vorstellung der Studiengänge

Konservierung und Restaurierung

Studiendekan, Prof. Dr. Michael von der Goltz

Vorstellung der Lehrgebiete

10:30

Konservierung und Restaurierung von gefassten Holzobjekten und Gemälden 

Prof. Dr. Michael von der Goltz

10:45

Konservierung und Restaurierung von Schriftgut, Buch und Graphik

Prof. Dipl.-Ing. Dipl.-Rest. Ulrike Hähner

11:00

Konservierung und Restaurierung von Möbeln und Holzobjekten

Prof. Dr. Gerdi Maierbacher-Legl

11:15

Konservierung und Restaurierung von Stein/Keramik und Wandmalerei/Architekturoberfläche

N.N.

11:30

Mikrobiologie

Prof. Dr. Karin Petersen

11:45

Geschichte und Theorie der Restaurierung, Kunstgeschichte

Prof. Dr. Ursula Schädler-Saub

12:00

Archäometrie

Prof. Dr. Henrik Schulz

12:15

Vorstellung des Fachschaftsrats

der Studierenden

12:30

Imbiss mit Gelegenheit zum Kennenlernen

13:30

Studierende präsentieren die Ergebnisse ihrer Bachelorthesis

15:00

Führungen durch die Werkstätten und Labore sowie Studienberatung mit Lehrenden:

Bismarckplatz 10/11: Stein/Keramik, Wandmalerei/Architekturoberfläche

Renatastraße 11, Haus D: Gefasste Holzobjekte und Gemälde, Möbel und
Holzobjekte

Tappenstraße 55: Schriftgut, Buch und Graphik

Infotag Konservierung und Restaurierung

Samstag, 17. November 2018, 10 Uhr

HAWK | Campus Weinberg | Renatastr. 11 (Haus A, Auditorium) | 31134 Hildesheimr

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hawk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution231

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

HAWK Hochschule für angewandte Wissenschaft und Kunst, Fachhochschule

Hildesheim/Holzminden/Göttingen, 30.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/7220: Darmstadt - Aktionstag Mineralogie am 11. November 2018


idw - Pressemitteilung: Hessisches Landesmuseum Darmstadt

Aktionstag Mineralogie am 11. November, 11 bis 17 Uhr



Das Hessische Landesmuseum Darmstadt stellt die »Mineralogie« am 11.
November 2017 von 11 bis 17 Uhr in den Mittelpunkt. In Vorträgen und
Führungen werden unterschiedliche Facetten dieses komplexen
Themenfeldes für die ganze Familie aufgezeigt. Darüber hinaus kann der
Besucher seine mitgebrachten Mineralien von einem Expertenteam
bestimmen lassen.

Die Mineraliensammlung gehört zu den ältesten Sammlungen des Museums.
Sie geht auf das großherzogliche »Naturalien Cabinett« zurück. Derzeit
umfasst sie etwa 33.000 Exemplare. Die Sammlung ist weltweit angelegt.
Zu ihren Besonderheiten gehören die Sammlung Ruppenthal, Mineralstufen
von besonderer Form- und Farbschönheit sowie eine große Belegsammlung
von Mineralien aus dem Odenwald.

Das HLMD ist im Besitz einer der wichtigsten Belegsammlungen für den
Odenwald, da inzwischen sehr viele Steinbrüche in der Region
stillgelegt wurden. Wir sehen uns verpflichtet, wichtiges und
unersetzliches geowissenschaftliches Referenzmaterial zu erhalten, das
die Grundlage heutiger geochemischer Forschung bildet. Da der Bergbau
erloschen ist und durch Rekultivierung kaum noch Material zugänglich
ist, sind gerade diese historischen Sammlungen unersetzlich.

PROGRAMM

11.15 Uhr

»Baryt-Vorkommen im Odenwald: Ober-Kainsbach, Fundort prächtiger
blauer Baryte« 

Vortrag von Dipl. Ing. Klaus Belendorff, Münster

Vortragssaal, UG

12.15 Uhr

»Die Mineralogische Sammlung des HLMD«

Öffentliche Führung mit Dr. Sabine Hahn

Treffpunkt: Haupthalle

13.30 - 14.30 Uhr

Mineralienbestimmung in der Erd- und Lebensgeschichte, 1. OG

14.30 Uhr

»Die Mineralogische Sammlung des HLMD«

Öffentliche Führung mit Dr. Gabriele Gruber

Treffpunkt: Haupthalle

15.30 Uhr

»Mineralien und Bergbau in Nord-Griechenland: Chalkidiki und Insel Thassos«

Vortrag von Jürgen Breitenbach, Höchst

Vortragssaal, UG

Alle Angebote sind kostenfrei, lediglich Museumseintritt, max. 25
Teilnehmer je Führung und Familienausflug, Teilnahmekarten für alle
Angebote am Veranstaltungstag an der Museumskasse, keine
Vorreservierung möglich.

Eintritt

6 Euro, ermäßigt 4 Euro

Kinder und Jugendliche bis 18 Jahre haben freien Eintritt

Veranstaltungsort

Hessisches Landesmuseum Darmstadt

Friedensplatz 1

64283 Darmstadt

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution947

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hessisches Landesmuseum Darmstadt, 30.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/2392: Greifswald - "Junge Literatur in Europa" vom 08. bis 10.11.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Greifswald

Internationale Autorentagung "Junge Literatur in Europa" in
Greifswald 



Die 19. Internationale Autorentagung "Junge Literatur in Europa"
findet vom 8. bis zum 10. November 2018 in Greifswald statt. Sie wird
von der Hans Werner Richter-Stiftung und der Universität Greifswald
organisiert. Hierzu kommen 15 Autoren aus ganz Europa zusammen. Die
Veranstaltung findet im Internationalen Begegnungszentrum (IBZ) statt.
Interessierte sind herzlich eingeladen.

Die internationalen Gäste der Tagungsreihe kommen in diesem Jahr unter
anderem aus Estland, Großbritannien, Island, Finnland, Österreich und
Tschechien. In halbstündigen Lesungen stellen sie ihre Prosatexte vor,
darunter Neuerscheinungen sowie unveröffentlichte Manuskripte. Nach
der erfolgreichen Anpassung des Tagungsformats im Jahr 2017 werden
auch in diesem Jahr selbst organisierte Autorenrunden einen
Schwerpunkt des Programms ausmachen. In ihnen befassen sich die
Teilnehmer mit aktuellen Themen, die von der Rolle der Literatur in
der heutigen Gesellschaft bis zu handwerklichen Fragen im
Entstehungsprozess literarischer Texte reichen. Moderiert werden die
thematischen Runden von den früheren Tagungsteilnehmern Sascha Reh,
Lucy Fricke, Juan S. Guse und Isabelle Lehn. Literaturwissenschaftler,
Verlagslektoren, Kulturjournalisten, Übersetzer sowie erfahrene
Autoren nehmen ebenfalls an den Gesprächen teil.

Seit geraumer Zeit bietet die Tagungsreihe wichtige Anknüpfungspunkte
für die Lehre an der Philosophischen Fakultät. So sind die Autoren
entweder Gegenstand von Lehrveranstaltungen oder ihre Werke werden in
Übersetzerseminaren von Studierenden übersetzt. In diesem Jahr
betrifft dies Texte, die für die Tagung aus dem Estnischen, Finnischen
und Tschechischen übersetzt wurden.

Inzwischen hat die Tagung einen hohen Stellenwert, indem sie den
Autorinnen und Autoren Raum für einen anregenden und vielseitigen
Austausch im häufig stressgeprägten deutschen Literaturbetrieb bietet
und Perspektiven auf Literaturen der Nachbarländer eröffnet.
"Besonders freut mich, dass wir unter den bereits im Frühjahr
eingeladenen Teilnehmern mit Inger-Maria Mahlke auch die Gewinnerin
des diesjährigen Deutschen Buchpreises begrüßen dürfen", so der
Geschäftsführer der Hans Werner Richter-Stiftung und Greifswalder
Fennistikprofessor Marko Pantermöller.

Unter den ausländischen Autoren möchte Professor Pantermöller
besonders den Esten Vahur Afanasjew hervorheben, der in Greifswald vom
estnischen Kulturjournalisten Peeter Helme vorgestellt werden wird.
Mit seinem Roman "Serefima und Bogdan" gewann Afanasjew 2017 den
Romanpreis des estnischen Schriftstellerverbands. Das Buch spielt vor
allem während der sowjetischen Besatzung Estlands und beschäftigt sich
mit dem Leben der russisch-orthodoxen Altgläubigen am Ufer des
Peipus-Sees an der Ostgrenze Estlands. In seinem Roman fängt der Autor
die Feinheiten einer einzigartigen Gemeinschaft mit eigener Sprache
und eigenen Gebräuchen ein. Die Geschichte von Serafima und Bogdan
fungiert als roter Faden eines Buches, das ein lebendiges Bild der
außergewöhnlichen Welt seiner Charaktere zeichnet: die Dörfer der
Altgläubigen und deren Lebensstil, Glaube, Sprache und geheimnisvolle
Namen. Teils mutet es wie ein Märchen an und teils wie die
ethnographische Darstellung einer Volksgruppe, die unter dem
Sowjetregime schwer gelitten hat.

Die Tagung "Junge Literatur in Europa" erfreut sich unter jungen
Autoren schon seit langem großer Beliebtheit. In den vergangenen
achtzehn Jahren haben etwa 230 junge Schriftsteller aus dem gesamten
Ostseeraum eine Einladung erhalten.

Programm der Tagung 

https://richter-stiftung.uni-greifswald.de/wp-content/uploads/2018/10/P_2018.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution65

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Greifswald, 30.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1263: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Das Programm im Dezember 2018



Kulturcafé Komm du - Das Programm im Dezember 2018

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Improtheater, Musikkabarett, Puppentheater für Kinder und zwei Ausstellung




[image: Logo des Kulturcafé Komm du]






Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr


Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de


Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end


Weihnachtsferien vom 17.12.2018 bis zum 01.01.2019

 Wir wünschen unseren Gästen und Künstlern schöne Feiertage und einen guten Start ins neue Jahr

 Ab Mittwoch, den 02.01.2019 ist das Komm du wieder zu den gewohnten Zeiten geöffnet.


Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de
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VORTRAG/8413: Wiesbaden - Multimedia-Vortrag "Culture-Curry", Theater im Pariser Hof 09.11.2018


Das Theater im Pariser Hof präsentiert:

Culture Curry - Auf den Spuren der Liebe durch Indien

Multivisionsshow von Christina Franzisket und Nagender Chhikara

Datum: Fr., 09. November 2018

Beginn: 19:30 Uhr, Einlass: 19:00 Uhr

Karten: 11,83 Euro



Wir sind beste Freunde - Nagender Chhikara, Fotograf aus Indien und
ich, Christina Franzisket, Journalistin aus Deutschland. Seitdem wir
uns kennen, haben wir immer wieder festgestellt, wie unterschiedlich
unsere Kulturen sind, vor allem im Umgang mit dem Thema Liebe. Um mir
die Liebe in Indien zu erklären, nimmt Nagender mich mit auf eine
abenteuerliche Reise durch sein Heimatland.

Die Blaue Rikscha

Wir reisen auf einer blauen Motorrikscha, die in einem Slum in Delhi
gebaut wird. Unsere Route führt uns 7000 Kilometer weit von Ozean zu
Ozean, wir durchqueren die größte Salzwüste der Welt, versinken in den
Farben des Holifestes in Barsana, sitzen auf dem Marmorboden des Taj
Mahals, besuchen die erotischen Tempel von Khajuraho und halten
Ausschau nach dem Tiger im Flussdelta der Sunderbans.

Liebesgeschichten

Auf der Straßen begegnen wir vielen Menschen und sprechen mit ihnen
über die Liebe. In Haryana treffen wir einen Mann, der zwei Frauen
hat. Im Flussdelta Sunderbans übernachten wir ihm Haus eines Küstlers,
dessen arrangierte Ehe ihm die Kreativität geraubt hat und im
bitterarmen Bihar besuchen wir die Familie eines Nationalhelden, der
aus Liebe einen Berg gespalten hat.

Schmerz und Glück des Reisens

Das Reisen auf der Rikscha ist anstrengend. Mit wunden Hinterteilen
kämpfen Nagender und ich gegen die Hitze der Mittagssonne und gegen
Müdigkeit an. Wir entkommen gefährlichen Straßengangs und flicken
Platten im Schatten von Trucks. Doch wir genießen auch den Fahrtwind,
das Gefühl von Freiheit und die Schönheit der Natur entlang Indiens
Straßen. Je weiter wir kommen, desto klarer wird mir, dass das Gefühl
der Liebe in Deutschland und Indien gar nicht so unterschiedlich ist,
wie ich dachte.

Vortrag und Buch

In unserem Multimedia-Vortrag erzählen Nagender und ich die Geschichte
unserer abenteuerlichen Reise, über unsere Freundschaft zwischen zwei
Kulturen und über die Liebe in Indien.

Unser Buch zum Vortrag "Culture-Curry - Auf den Spuren der Liebe durch
Indien" erscheint im Herbst 2018 bei National Geographic.

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Vorverkauf- und Bürozeiten

Montag und Mittwoch, 15:00 bis 18:00 Uhr

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - VORTRAG/8412: Berlin - Mosse-Lectures, Autokratien - Herausforderungen der Demokratie, Wintersemester 2018/19















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/8412: Berlin - Mosse-Lectures, Autokratien - Herausforderungen der Demokratie, Wintersemester 2018/19


idw - Pressemitteilung: Humboldt-Universität zu Berlin

Mosse-Lectures: Autokratien - Herausforderungen der Demokratie

Die Mosse-Lectures der HU thematisieren im WS 2018/19 die
Attraktivität und Gefahren autoritärer Regierungen.



Autoritäre Systeme und Autokratien erleben eine neue Renaissance. Ihre
Regierungsform erfreut sich zunehmender Popularität, auch
traditionelle Demokratien sind vor ihren Verlockungen nicht gefeit. In
immer mehr Ländern nutzen autoritäre Regierungen ihre oft
demokratische Wahl als Freifahrtschein zur absoluten Kontrolle. Ihre
zunehmende Ausbreitung und die steigende Akzeptanz in weiten Teilen
der Welt stellt die Demokratie vor neue Herausforderungen. Sie reichen
von akuter Bedrohung bis zur schleichenden Aushöhlung von Werten und
Institutionen. Im Wintersemester 2018/2019 thematisieren die 
Mosse-Lectures der Humboldt-Universität zu Berlin (HU) die Gefahren, die von
Autokratien auf Demokratien ausgehen und die Fragen, die deren
Popularität an die Wissenschaft stellt. Mit dabei sind unter anderem
Christoph Möllers, Karl Schlögel und Katajun Amirpur. Den Auftakt
machen am 8. November 2018 Christoph Möllers mit Philip Manow zu "Die
autoritäre Revolte".

Termine

Die autoritäre Revolte

Mit Christoph Möllers und Philip Manow

Do, 8.11.2018, 19 Uhr

Humboldt-Universität zu Berlin

Senatssaal

Unter den Linden 6

10117 Berlin

Russland-Versteher - wenn es doch welche gäbe! Über eine neue
Wirklichkeit und alt gewordene Kategorien

Mit Karl Schlögel und Ulrich Schmidt

Do, 22.11.2018, 18 Uhr

Humboldt-Universität zu Berlin

Senatssaal

Unter den Linden 6

10117 Berlin

Theokratie ohne Theologen. Die Legitimationskrise des iranischen
Gottesstaates

Mit Katajun Amirpur und Stefan Weidner

Do, 6.12.2018, 19 Uhr

Humboldt-Universität zu Berlin

Senatssaal

Unter den Linden 6

10117 Berlin

Der Eintritt ist frei.

Weitere Informationen zu den einzelnen Vorträgen:

www.mosse-lectures.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin, 31.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8411: Braunschweig - HP3 auf der NASA-Marsmission "InSight", 05.11.2018


Haus der Wissenschaft Braunschweig GmbH, 29.10.2018

Ein Maulwurf geht dem Mars auf den Grund

- HP3 auf der NASA-Marsmission "InSight"

Astroherbst am 5. November 2018 im Haus der Wissenschaft Braunschweig



Im Rahmen der Veranstaltungsreihe Astroherbst laden das Deutsche
Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) und das Haus der Wissenschaft
Braunschweig am 5. November 2018 um 19 Uhr in die Aula des Haus der
Wissenschaft ein. Dipl.-Ing. Tom Spröwitz, Leiter der Abteilung
Mechanik- und Thermalsysteme am Institut für Raumfahrtsysteme des DLR
in Bremen, berichtet über die hochaktuelle Mission des NASA-Landers
"Insight". Dieser soll Ende November auf dem Mars landen, um eine
Reihe fundamentaler Fragen zur Geschichte des Planeten Mars und des
Sonnensystems insgesamt einer Lösung näher zu bringen.

Unser Nachbarplanet Mars ist ein besonders interessantes und für die
Menschheit auch wichtiges Forschungsobjekt, weil seine
Entwicklungsgeschichte tiefgreifende Rückschlüsse und Vergleiche mit
der Entwicklung unserer Erde erlaubt. Zu den Schlüsselthemen gehört
dabei die Frage, wann und warum der Mars den größten Teil seines
Vorrats an Wasser verloren hat. Offensichtlich ist es verdunstet, weil
die Atmosphäre durch den Sonnenwind erodiert und dadurch ausgedünnt
wurde, was wiederum nur möglich war, weil kein starkes Magnetfeld die
Partikel des Sonnenwinds mehr abhielt. Da die Erzeugung eines
schützenden Magnetfelds im Kern eines Planeten unmittelbar mit dessen
innerer Temperaturverteilung zusammenhängt, sind thermische Messungen
im Untergrund besonders wichtig -und genau diese Messungen soll das
Instrument HP3 nun vornehmen. Die Mission "Insight" wurde am 5. Mai
2018 von der NASA gestartet und soll nach der Landung am 26. November
mit seinen an Bord befindlichen Instrumenten dem Mars buchstäblich auf
den Grund gehen. HP3 ist nur eines dieser Instrumente, aber deutsche
Wissenschaftler beobachten es mit besonderer Aufmerksamkeit, denn es
wurde beim DLR entwickelt. Das DLR-Institut für Raumfahrtsysteme in
Bremen hat das Instrument HP3 so konstruiert, dass es sich wie ein
Maulwurf in den Marsboden hineinhämmert und dabei ein Kabel hinter
sich herzieht, welches die Stromversorgung und gleichzeitig den
Rückfluss der gemessenen Daten zum Landefahrzeug sicherstellt.
Konstruktion und Erprobung dieses "Maulwurfs" stellten das
Entwicklungsteam vor Herausforderungen ganz besonderer Art, über die
im Vortrag eingehend berichtet wird.

Dipl.-Ing. Tom Spröwitz war bereits an einer Vielzahl von
Raumfahrtprojekten maßgeblich beteiligt. Er leitet am DLR-Institut für
Raumfahrtsysteme in Bremen die Abteilung Mechanik- und Thermalsysteme.

Weitere Informationen zur Veranstaltungsreihe gibt es unter:
https://www.hausderwissenschaft.org/wissens-welle/astroherbst.html

Termin: Astroherbst

Ein Maulwurf geht dem Mars auf den Grund - HP3 auf der NASA-Marsmission InSight"

Referent: Dipl.-Ing. Tom Spröwitz, Deutsches Zentrum für Luft- und
Raumfahrt, Institut für Raumfahrtsysteme, Bremen

Montag, 5. November 2018, 19 Uhr

Haus der Wissenschaft Braunschweig, Aula (3. OG), Pockelsstr. 11

Der Eintritt ist frei.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.hausderwissenschaft.org/wissens-welle/astroherbst.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution1687

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Haus der Wissenschaft Braunschweig GmbH, 29.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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REZENSION/706: Karsten Brensing - Die Sprache der Tiere - Wie wir einander besser verstehen (SB)


Karsten Brensing



Die Sprache der Tiere

Wie wir einander besser verstehen




Mit dem neuen Buch von Karsten Brensing, "Die Sprache der Tiere - Wie
wir einander besser verstehen", ist es dem Autor gelungen, ein
wissenschaftlich fundiertes und gleichwohl in bester Manier
populärwissenschaftliches Werk vorzulegen. Obwohl der Titel des Buches
mehr verspricht, als dem Leser späterhin in Bezug auf Sprache eröffnet
wird, macht er neugierig, denn wer wollte nicht gern mit Tieren
sprechen oder sie besser verstehen können?

Sprache, beziehungsweise die Fähigkeit zu sprechen, wird nur dem
Menschen zugeschrieben und bezieht sich gemeinhin auf den Gebrauch von
Worten. Tiere geben Laute von sich, schnattern, quieken und quaken.
Doch wie wir wissen reduziert sich unsere Sprache ganz und gar nicht
auf das Aussprechen von Worten, sondern steht im Kontext mit einer
komplexen Körpersprache, angereichert mit einer Menge an vielfältigen
Lautäußerungen, mit denen wir bestimmte Befindlichkeiten zum Ausdruck
bringen (ah, oh, Mmmh, ähm, Hmm, aua, brrr, grrr, säuseln, gurren,
schnalzen und so weiter), sowie unzähligen Gesten und einem
variationsreichen Mienenspiel. Hier lassen sich bereits Ähnlichkeiten
zu den "Sprachmöglichkeiten" der Tiere entdecken. Zudem leben auch
heute noch Völker, die sich einer Tonsprache bedienen, in der ein
Wort, in drei unterschiedlichen Tonlagen gesprochen, auch drei
verschiedene Bedeutungen hat wie bei den Fayu, einem indigenen Volk in
Westneuguinea. Doch spielt auch in vielen unserer Sprachen die Tonhöhe
oder Satzmelodie eine wichtige Rolle und kann Worten eine abweichende
Bedeutung zukommen lassen oder einen Ausdruck abschwächen bzw.
steigern.

Schon recht bald verläßt der Autor sein im Titel angegebenes Thema
"Sprache" und wendet sich dem weiten Forschungsfeld der Kommunikation
zu. Gemeinhin wird Kommunikation recht einfach erklärt. Es bedarf
eines Senders, der ein kodiertes Signal über ein geeignetes
Übertragungsmedium an einen Empfänger weitergibt, der das Signal
dekodieren kann. Von dieser eingeschränkten Auffassung nimmt der Autor
Abstand und zeigt in den einzelnen Kapiteln auf, dass beinahe alles,
was auf die menschliche, komplexe Kommunikation zutrifft, auch bei
Tieren zu entdecken ist. Ausgenommen sind die fehlenden anatomischen
Voraussetzungen bei den meisten Tieren zum Artikulieren von Worten und
die Entwicklung einer Schriftsprache.

So erfährt der Leser, daß viele Tiere das sogenannte "Pointing"
benutzen, das Zeigen auf etwas, das ihr Interesse geweckt hat und auf
das sie einen anderen aufmerksam machen wollen. Auch wenn sie keinen
Zeigefinger benutzen können, sind selbst Fische und Vögel dazu in der
Lage. Überhaupt sind zahlreiche Ähnlichkeiten in den vielfältigen
Gesten von Mensch und Tier zu erkennen, was schon mal die Möglichkeit
auf gegenseitiges Verstehen eröffnet.

Anhand von Beispielen wird mit der irrigen Auffassung aufgeräumt,
Tiere könnten sich nicht in andere Lebewesen hineinfühlen oder anders
ausgedrückt, hineindenken. Das Denken und das Wissen um die eigene
Persönlichkeit werden gemeinhin als eine Grundlage für eine mögliche
Kommunikation gesehen, denn um in einen Dialog treten zu können,
bedarf es zu der eigenen Person auch eines Gegenübers. Aber den Tieren
wird genau das Wissen um ihre eigene Persönlichkeit abgesprochen. Hier
weiß Karsten Brensing eine Menge gegenteiliger Beispiele aus dem
Tierreich zu nennen. Im Weiteren wird eine Reihe angeblich von Tieren
nicht erreichbarer Fähigkeiten beleuchtet und kritisch hinterfragt,
beispielsweise logisches Denken, kreatives Denken, strategisches
Denken, Mitgefühl oder Körpersprache lesen. Karsten Brensing wartet an
dieser Stelle mit beeindruckenden Berichten auf, in denen genau diese
den Tieren angeblich fehlenden Fähigkeiten beschrieben werden. Die
Idee, sie hätten keine eigene Biographie, soll heißen keine
Vergangenheit, an die sie sich erinnern und aus der sie Schlüsse auf
aktuelles Verhalten ziehen, wird genauso widerlegt, wie die Theorie,
sie würden nach "Instinkten" handeln.

Der Leser gewinnt einen Einblick in die umfassende Auseinandersetzung
des Autors mit der Problematik des gegenseitigen
Mensch-Tier-Verstehens beziehungsweise der Mißverständnisse zwischen
ihnen, mit denen auch er sich konfrontiert gesehen hat.

Und so ist es sympathisch, von den Schilderungen seiner privaten
Erfahrungen mit Tieren und seinen Fehleinschätzungen und
Schlußfolgerunen zu lesen, denen er unter anderem während seiner
Studienzeit aufgesessen ist. Auf diese Weise gesellt er sich zu den
Lesern und zeigt, worauf diese Irrtümer beruhen, wie sie zustande
kommen und wie er selbst zu ganz anderen, den Tieren eigentlich
entsprechenden, Ansichten gelangt ist.

Wenn Karsten Brensing von der Vermenschlichung der Tiere spricht, geht
es ihm darum, zu erkennen, daß ihre Gefühlswelt und auch die daraus
entwickelten Verhaltensweisen den unseren sehr ähnlich sind. Um die
Übereinstimmungen in der Gefühls- und Gedankenwelt von Mensch und Tier
zu unterstreichen, lesen wir Erstaunliches und Überraschendes über
Schimpansen, Tauben, Delfine, Orcas, Krähen, Krokodile, Rochen, Hunde,
Wildschweine, Rotwild oder Meisen. Doch bei all diesen Berichten wird
vornehmlich das jeweilige besondere Verhalten dieser Tiere beschrieben
und man fragt sich auch an dieser Stelle, was das mit Sprache zu tun
hat. Guten Willens könnte man annehmen, dass der Autor den Begriff
"Sprache" auf Verhalten und Emotionen ausgedehnt hat, die es zu lesen
gilt, um die Tiere besser verstehen zu können. Davon einmal abgesehen
weist Karsten Brensing im Zusammenhang mit oben genannten Beispielen
darauf hin, daß Wissenschaftler in Tierversuchen mit Ratten oder
Mäusen explizit von einer hohen Übereinstimmung zwischen diesen
Versuchstieren und uns Menschen ausgehen. Wie sonst sollten die
Ergebnisse der Tests auf den menschlichen Organismus zu übertragen
sein? Würde man die Übereinstimmung in einer ganzen Reihe von
Reaktionen, psychischer, emotionaler, wie physiologischer leugnen,
wären sämtliche Versuchsreihen hinfällig.

Während der Lektüre bleibt das leidenschaftliche Engagement von
Karsten Brensing für die Durchsetzung von Tierrechten spürbar und
findet an vielen Stellen deutlichen Ausdruck, wobei der direkte Bezug
zum Thema Sprache allerdings auch hier in den Hintergrund gerät.
Deutlich erklärt er, dass er nicht versteht, wie man bei all dem neu
erworbenen Wissen noch weiterhin Tiere essen kann. Aber geht es in der
Tierwelt nicht auch um Fressen und Gefressen werden?

Es bedarf keiner Phantasie, sich zu vergegenwärtigen, daß wir im
übertragenen Sinn auch Menschen essen. Wie viele sterben in anderen
Regionen der Erde, weil ihnen ihr Land, ihre Anbauflächen und ihr
Wasser geraubt werden, damit wir hier in Europa fürstlich speisen
können? Dabei gehen wir buchstäblich über Leichen. Wenn die Frage nach
dem Fleischkonsum gestellt wird, der nur durch brutale
Massentierhaltung gewährleistet werden kann, ist eine Ablehnung oder
ein striktes Verbot einer derartigen Tierhaltung zu begrüßen. Doch
bleibt die Problematik der weltweiten Ernährung von Mensch und Tier zu
vielschichtig, als daß sie durch den hier nahegelegten Verzicht auf
Fleisch so einfach zu bewältigen wäre.

Als Fazit bleibt: Für Menschen und Tiere ist die soziale Interaktion
von grundlegender Bedeutung. Da Karsten Brensing in seinem Buch den
Schwerpunkt auf das Entwickeln einer Verständigung zwischen Mensch und
Tier gelegt hat, ist zu vermuten, daß er nicht eigentlich die Sprache
der Tiere verstehen will, sondern eher das Anliegen hat, eine
Verständigung über Worte hinaus, über Sprache hinweg mit den Tieren zu
erreichen. Denn Tiere und Menschen haben nicht den gleichen Sprach-
Code, um sich mit Worten zu verständigen. Wohl aber, und das ist
wahrlich eine beachtliche Leistung, können viele Tiere anhand der
Betonung unserer Worte, ihrem Klang und unserer Körpersprache in einem
bestimmten Zusammenhang begreifen, was wir ihnen sagen wollen,
beziehungsweise wozu wir sie auffordern. Das heißt, für beide,
vornehmlich für den Menschen, bedeutet es ein hohes Maß an Bemühen,
Bereitschaft und Aufmerksamkeit, quasi ein
Sich-Hineinfühlen, in den Tier-Partner, um ihn besser verstehen zu
lernen.

"Die Sprache der Tiere - Wie wir einander besser verstehen" ist ein
aufschlußreiches Buch, doch ist es im Lesefluß etwas
gewöhnungsbedürftig aufgrund der eigenwilligen, oft spontan und
schnell wechselnden Beispiele und Berichte, die angeführt werden. Ist
es dem Leser gelungen, sich damit anzufreunden, liest es sich leicht,
ist anregend, gleichwohl unterhaltsam und spannend. Auf jeden Fall
handelt es sich um eine unbedingt empfehlenswerte Veröffentlichung,
gerade auch dann, wenn man die beiden vorherigen Bücher von Karsten
Brensing noch nicht gelesen haben sollte. Unter den über 400
Quellennachweisen befinden sich mehrere Links zu Veröffentlichungen im
Internet, sowie Hinweise auf Tierdokumentationen auf YouTube.

Karsten Brensing ist Meeresbiologe und promovierter Verhaltensforscher
und vor allen Dingen engagierter Tierrechtler. Er leitete das
Deutschlandbüro der internationalen Wal- und Delfinschutzorganisation
WDC und gründete die IRI (Individual Rights Initiative), die sich
dafür einsetzt, daß Tiere ein Persönlichkeitsrecht erhalten und ebenso
ein Recht auf einen Anwalt vor Gericht. Tiere sind nicht schuldfähig,
Menschen schon und so ist sinnvoll, ihnen einen Rechtsbeistand zur
Seite zu stellen, um ihr Recht gegen das durch Menschen verursachte
Unrecht durchzusetzen. Als Autor veröffentlichte er 2013 sein erstes
Buch "Persönlichkeitsrechte für Tiere" und 2017 erschien sein zweites
Werk "Das Mysterium der Tiere".

Karsten Brensing
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Wie wir einander besser verstehen
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AFRIKA/721: Nigeria - 49 Tote bei Übergriffen der Armee auf Schiiten, Untersuchung gefordert


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 2. November 2018

Nigeria: 49 Schiiten sterben bei Übergriffen der Armee -
Menschenrechtler fordern unabhängige Untersuchung und warnen:
Brutales Vorgehen schürt Gewalt



Göttingen, den 2. November 2018 - Nach dem gewaltsamen Tod von 49
Schiiten in Nigeria hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV)
vor einer Eskalation der Gewalt in den Auseinandersetzungen zwischen
Sicherheitskräften und der schiitischen Islamischen Bewegung in
Nigeria (IMN) gewarnt. Nachdrücklich forderte die
Menschenrechtsorganisation eine unabhängige Untersuchung der
Übergriffe der Armee, bei denen in dieser Woche 49 Angehörige der
religiösen Minderheit getötet wurden. "Wenn die nigerianische Armee
nicht endlich Gesetze und rechtsstaatliche Prinzipien beachtet, droht
dem Land eine neue islamistische Revolte. Denn die heutige
Terrorbewegung Boko Haram ist unter ähnlichen Bedingungen
entstanden", warnte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Freitag in
Göttingen. Schon im Dezember 2015 hatte die Armee ein Massaker an
IMN-Anhängern in Zaria im Bundesstaat Kaduna verübt, bei dem 348
Schiiten getötet wurden.

Die jüngsten Todesfälle ereigneten sich, als IMN-Anhänger zwischen
dem vergangenen Samstag und Dienstag in der Umgebung der Hauptstadt
Abuja für die Freilassung ihres inhaftierten Anführers Ibrahim
El-Zakzaky demonstrierten. Soldaten und Polizisten hatten nach
Augenzeugenberichten mit scharfer Munition das Feuer auf die
Demonstranten eröffnet. Die Armee räumt bislang nur den Tod von sechs
IMN-Anhängern ein. "So problematisch das Ziel der IMN ist, einen
schiitischen Gottesstaat zu errichten, so gibt dies trotzdem keine
Legitimation, Demonstranten einfach zu erschießen", kritisierte
Delius.

El-Zakzaky war gemeinsam mit seiner Ehefrau während des Massakers in
Zaria festgenommen worden. Bei dem Blutbad waren auch drei seiner
Söhne getötet worden. Im Dezember 2016 ordnete das Oberste
Bundesgericht zwar seine Freilassung an, doch El-Zakzaky ist noch
immer in Haft, weil man ihn der Bildung einer kriminellen Vereinigung
und des Totschlags anklagen will.

Die Verantwortlichen für das Massaker in Zaria wurden niemals zur
Rechenschaft gezogen, obwohl eine von der Regierung des Bundesstaates
Kaduna eingesetzte Untersuchungskommission der Armee die
Verantwortung für den gewaltsamen Tod der Muslime gab. Mit ähnlichen
Methoden und extralegalen Exekutionen gehen die Sicherheitskräfte
auch gegen Anhänger der Unabhängigkeitsbewegung im christlichen
Biafra vor.

In Nigeria leben rund drei Millionen Schiiten, der Großteil der
Muslime sind Sunniten. Rund 50 Prozent der 185 Millionen Bewohner des
Landes sind Muslime.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. November 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MUMIA/916: Free Mumia - Rundbrief November 2018 (Berliner Free Mumia Bündnis)


FREE MUMIA - Free Them ALL! - Rundbrief November 2018



Hallo,

hier kommen aktuelle Meldungen über den seit 1981 (!) gefangenen
Journalisten Mumia Abu-Jamal aus den USA sowie der länderübergreifenden
Solidaritätsbewegung.

Mike Africa, einer der MOVE 9 Gefangenen aus Pennsylvania wurde am 23.
Oktober 2018 nach 40 Jahren Haft endlich frei gelassen. Er ist damit der
zweite der neun MOVE Gefangenen, die ihre Freiheit wieder erlangen
konnten. Zwei seiner Gefährt*innen starben im Gefängnis, während fünf
weitere noch immer gefangen sind.

Mumia Abu-Jamal hatte 1978 den Prozess gegen die MOVE 9 als
Pressevertreter verfolgt und deutliche Worte für die politische
Repression gefunden, die er damals in Philadelphias Gerichtsaal
beobachtete. Diese und folgende Beiträge brachten ihn selbst ins
Fadenkreuz von Polizei und Politik, allen voran des autoritären
damaligen Bürgermeisters Rizzo. Nur drei Jahre später, am 9. Dezember
1981 wurde Mumia selbst Opfer dieses zutiefst korrupten und
rassistischen Apparates. Sein manipulierter Prozess begann 1982 und ist
bis heute nicht beendet.

Am 29. Oktober 2018 fand vor Revisionskontrollrichter Tucker in
Philadelphia bereits die 7. Anhörung über die Frage statt, ob es
zulässig sei, dass der frühere Staatsanwalt Castille zuerst als Ankläger
und später als Berufungsrichter in Mumias Verfahren wirkte. Zahlreiche
Unterstützer*innen des afroamerikanischen Jorunalisten demonstrierten
vor dem Gericht für seine Freilassung. Richter Tucker sagte am Ende der
Anhörung, dass er seine Entscheidung, ob es nun endlich ein neues
Berufungsverfahren geben wird, am 3. Dezember 2018 bekannt geben werde,
außer Mumias Verteidigung kann vorher noch maßgeblich neue Beweise
vorlegen, die eine erneute Anhörung notwendig machten.

Am 9. Dezember 2018 ist Mumias 37. (!) Haftjahrestag. In Berlin rufen
wir daher für 14 Uhr zu einer einstündigen Solidaritätskundgebung vor
die US Botschaft auf. Kommt alle und unterstützt Mumia! (Details siehe
"Termine").

Vom 21. August bis zum 9. September 2018 hatten mehrere Tausend Gefangene
in den USA für die Abschaffung der Sklaverei gestreikt. Während in Mumia
Abu-Jamals Bundesstaat Pennsylvania ein "Prison Lockdown" mit
anschliessenden Haftverschärfungen als unmittelbare Reaktion erfolgte,
sind die Reaktionen in anderen US Bundesstaaten noch unklar. In
Pennsylvania erschweren die neuen Haftverschärfungen die Kommunikation
mit den Gefangenen, auch mit Mumia. Für die Gefangenen selbst sind aber
auch innerhalb der Knäste diverse schwere Einschnitte erfolgt. Der
"liberale" Gouverneur Wolf bemüht sich derzeit um seine Wiederwahl und
hat für die Unterstützung der Schliesser*innengwerkschaft deren
Wunschzettel umgesetzt. Organisationen wie Decarcerate PA haben bereits
Aktionen durchgeführt. Bis jetzt ist der Protest gegen die
Haftverschärfungen aber noch auf die Gefangenen selbst, ihre Angehörigen
und Solidaritätsgruppen begrenzt geblieben. Manche Gefangene rufen daher
derzeit zum Boykott der Gefängnisindustrie auf. Dazu werden demnächst
genauere Informationen erwartet.


Zum weiteren Inhalt:

1. Termine

2. Presse & Bewegungsmeldungen

3. Solidarität mit Gefangenen

4. Abschaffung der Todesstrafe - überall!


1. Termine

Fr, 9.11. 2018 - Augsburg, Ganze Bäckerei - 19:00 Uhr

Informationsveranstaltung der Roten Hilfe: FREE MUMIA - Free Them
ALL!

Weitere Informationen:

http://rotehilfeaugsburg.blogsport.eu/

Frauentorstr.34 . 86161 Augsburg S2 Mozarthaus

Sa. 17. November 2018 - Frankfurt Am Main, US Generalkonsulat 18:00
Uhr

Mahnwache: Freiheit für Leonard Peltier, Mumia Abu-Jamal und Ana
Belen-Montes!

Weitere Informationen:

https://www.fgbrdkuba.de/termine/flyer/20181117-mahnwache.php

US-Konsulat, Giessener Str. 30, 60435 Frankfurt am Main - U5-Giessener Str.

So, 18 November 2018 - Berlin, Lunte 20:00 Uhr

Informationsveranstaltung: Wer ist dieser Mumia Abu-Jamal? Was ist in
den Gefängnissen der USA los? Warum setzen sich sogar in Berlin Menschen
für Mumia ein (z.B. mit der Kundgebung am 9. Dezember vor der
US-Botschaft)?

http://www.mumia-hoerbuch.de/demonstration.htm#Aufrufkundgebung09122018berlin

Lunte, Weisestr. 53 - 12049 Berlin-Neukölln, U8-Boddinstrasse

So. 9. Dezember 2018 - Berlin, US Botschaft - 14:00 Uhr

Kundgebung an Mumias 37. (!) Haftjahrestag: FREE MUMIA - Free Them
ALL!

Weitere Informationen:

http://www.mumia-hoerbuch.de/demonstration.htm#Aufrufkundgebung09122018berlin

US Botschaft, Pariser Platz 2/Brandenburger Tor - 10117 Berlin-Mitte -
U+S-Brandenburger Tor


2. Presse & Bewegungsmeldungen

(jW) Monate des Stillstands - Beweisaufnahme in Mumia Abu-Jamals
Klageverfahren in Philadelphia abgeschlossen (31.10.2018)

https://www.jungewelt.de/artikel/342653.mumia-abu-jamal-monate-des-stillstands.html

(de.indymedia.org) 7. gerichtliche Anhörung um neues Verfahren für Mumia
Abu-Jamal (30.10.2018) 

https://de.indymedia.org/node/25540

(Philadelphia Inquirer) Outburst by cop's widow gets her ejected from
courtroom in Mumia Abu-Jamal hearing (October 29, 2018)

http://www2.philly.com/philly/news/crime/mumia-abu-jamal-daniel-faulkner-philadelphia-police-maureen-20181029.html

(CBS PHILLY) Judge Postpones Decision On Mumia Abu-Jamal's Appeal
Attempt (October 29, 2018)

https://philadelphia.cbslocal.com/2018/10/29/mumia-abu-jamal-scheduled-in-court-for-appeals-hearing/

(Workers World) New evidence of Castille's bias in Mumia Abu-Jamal case
(October 30, 2018)

https://www.workers.org/2018/10/30/new-evidence-of-castilles-bias-in-mumia-abu-jamal-case/

(Philadelphia Inquirer) TV stations stop airing ad alleging Democrat
Scott Wallace helped fund cop-killer Mumia Abu-Jamal's defense (October
23, 2018)

http://www2.philly.com/philly/news/politics/democrat-scott-wallace-ad-mumia-abu-jamal-daniel-faulkner-congress-20181022.html


3. Solidarität mit Gefangenen

(Berlin) Zellenrazzia JVA Tegel - kein Einzellfall (28.10.2018)

https://de.indymedia.org/node/25501

(Pennsylvania, USA) MOVE 9 Member Mike Africa Released on Parole After
40 Years in Prison (October 23, 2018)

http://abolitionistlawcenter.org/2018/10/23/media-release-move-9-member-mike-africa-released-on-parole-after-40-years-in-prison/

(Thomas Meyer-Falk) Inside Sicherungsverwahrung (15.10.2018)

https://de.indymedia.org/node/25129

(Spanien) Gefangenenhungerstreik seit dem 1. Oktober 2018 (8.10.2018)

https://de.indymedia.org/node/24985

(Hambi bleibt) Leonard Peltiers Grußwort an Aktivisten im Hambacher
Forst (2.10.2018)

https://www.jungewelt.de/artikel/340934.leonard-peltiers-gru%C3%9Fwort-an-aktivisten-im-hambacher-forst.html

(USA) Prisoners Strike Across U.S. Demanding Higher Wages (October 2,
2018)

https://flyernews.com/frontpage/prisoners-strike-across-u-s-demanding-higher-wages/10/02/2018/

(SF Bayview) Physicians and medical students stand in solidarity with
prison strikers (October 2, 2018)

http://sfbayview.com/2018/10/physicians-and-medical-students-stand-in-solidarity-with-prison-strikers/

(SF Bayview) "It is in the service of God to inflict wrath on the evil
doer", says Missouri prison nurse in the midst of unparalleled brutality
and torture during National Prison Strike (October 1, 2018)

http://sfbayview.com/2018/10/it-is-in-the-service-of-god-to-inflict-wrath-on-the-evil-doer-says-missouri-prison-nurse-in-the-midst-of-unparalleled-brutality-and-torture-during-national-prison-strike/

(Black Agenda Radio) Slave Labor in U.S. Prisons (October 1, 2018)

https://blackagendareport.com/slave-labor-us-prisons

(Portside) The National Prisons Strike Is Over. Now Is When Prisoners
Are Most in Danger (October 1, 2018)

https://portside.org/2018-10-01/national-prisons-strike-over-now-when-prisoners-are-most-danger

(The Guardian) US inmates mark end of prison strike with push to regain
voting rights (September 9, 2018)

https://www.theguardian.com/us-news/2018/sep/09/us-prison-strike-latest-demands-voting-rights


4. Abschaffung der Todesstrafe - überall!

(The Guardian) Washington state's supreme court strikes down death
penalty (October 11, 2018)

https://www.theguardian.com/us-news/2018/oct/11/washington-state-supreme-court-strikes-down-death-penalty



Wir hoffen, gut informiert zu haben. Bitte verbreite diese Meldungen
auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin

 * 

Quelle:

FREE MUMIA - Rundbrief November 2018

FREE MUMIA Berlin

im HdD (Haus der Demokratie)

Greifswalderstr. 4, Briefkasten Nr. 79, 10405 Berlin

E-Mail: info@mumia-hoerbuch.de

Internet: www.mumia-hoerbuch.de
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ATTAC/1952: Ein Jahr Paradise Papers - Der Steuerdiebstahl geht ungebremst weiter


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 2. November 2018

Ein Jahr Paradise Papers: Der Steuerdiebstahl geht ungebremst weiter

Rigorose staatliche Maßnahmen dringend nötig



Vor einem Jahr wurde mit der Veröffentlichung der Paradise Papers am 05.
November 2017 das Versagen der Politik bei der Bekämpfung von
Steuerflucht erneut aufgezeigt. Die umfangreichen Unterlagen
dokumentieren in einem besonders großen Detailgrad das riesige Ausmaß
globaler Steuerhinterziehung von multinationalen Unternehmen und reichen
Einzelpersonen. Sie sind dabei aber nur ein Teil einer langen Kette von
Steuerskandalen seit 2014. So verweisen im vergangenen Jahr die
Verwicklung großer Europäischer Banken in Geldwäscheskandale oder der
Diebstahl von 55 Milliarden Euro Steuergeld durch Cum-Ex-Geschäfte
innerhalb der EU, auf die weiterhin enge Verflechtung von
Politik und Wirtschaft.

"Gemeinsames Kennzeichen all dieser Vorgänge ist, dass diese Diebstähle
und Rechtsverstöße nicht von staatlichen Behörden aufgedeckt wurden,
sondern von kritischen Journalisten und aufmerksamen Beschäftigten in
den betroffenen Unternehmen. Die Politik und die Steuerverwaltungen? Sie
agieren im Kampf gegen den Steuerbetrug im Schneckentempo und
unterstützen teilweise durch Sonderregelungen für internationale
Konzerne deren Steuervermeidungsstrategien. So entziehen sich
insbesondere die europäischen Staaten gegenseitig die Steuereinnahmen
für einen kleinen egoistischen nationalen Vorteil, während die
Steuerdiebe im Großen auf allen Seiten profitieren", schlussfolgert
Alfred Eibl, Finanzmarktexperte des globalisierungskritischen Netzwerks
Attac.

Nach aktuellen Schätzungen verlieren Staaten weltweit mehrere hundert
Milliarden an Steuereinnahmen, die wiederum für soziale Aufgaben und die
Verbesserung der Infrastruktur fehlen. Globalisierung dürfe nicht
heißen, dass nur einige Wenige vom Wohlstand profitieren und die
Mehrheit dafür zahlen muss. "Dass die Regierungen es nicht schaffen bzw.
nicht willens sind, diesem fortgesetzten Treiben ein Ende zu setzen,
führt zu Enttäuschung und Frust unter der Bevölkerung.
Elitenfeindlichkeit ist die logische Folge. Es hilft nicht, wenn immer
wieder von mehr Teilhabe und vom Kampf gegen die Ungleichheit palavert
wird. Die Menschen wollen Taten sehen!", so Alfred Eibl weiter.

Attac setzt sich deshalb seit Jahren für eine konsequente Bekämpfung von
Steuerhinterziehung, Steuerflucht und Steuervermeidung ein. Eine starke
EU-weit einheitliche Besteuerung von Konzernen in Form einer
Gesamtkonzernsteuer mit verpflichtenden Mindeststeuersätzen würde
Steuertricks durch Gewinnverschiebung in Steueroasen effektiv
verhindern. Wie viel Gewinn multinationale Konzerne wo verbuchen und wie
viel Steuern sie bezahlen, muss öffentlich verfügbar sein. Diese Daten
müssen die Grundlage für eine faire Besteuerung bilden. Des Weiteren
fordert Attac den Entzug der Banklizenz bei strafrechtlichen
Tatbeständen, um Banken, die Steuerdiebe unterstützen, zu sanktionieren.
Die verantwortlichen Manager müssen auch von ihren Funktionen entbunden
werden.




Weitere Informationen:

Attac-Vorschläge gegen Steuerflucht:

https://www.attac.de/kampagnen/steuerflucht/steuerflucht/

Attac-Kampagne für Gesamtkonzernsteuer:

https://www.attac.de/kampagnen/konzernbesteuerung/wer-es-genau-wissen-will/gesamtkonzernshysteuer/

Broschüre zur Steuervermeidung und zur Gesamtkonzernsteuer (Attac-Autor
Karl-Martin Hentschel):

https://netzwerk-steuergerechtigkeit.de/material/info-steuergerechtigkeit/

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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AKTION/168: Aufstehen Hamburg - Kundgebung und Demonstration "Würde statt Waffen", 3.11.2018


Aufstehen Hamburg

Aufstehen Hamburg: Kundgebung und Demonstration "Würde statt Waffen"

3. November 2018 wird ab 13:00 Uhr 

Kundgebung und Demonstration in Altona auf dem Platz der Republik



Am kommenden Sonnabend, den 3. November 2018 wird ab 13:00 Uhr die erste
Kundgebung und Demonstration der Sammlungsbewegung Aufstehen unter dem
Motto "Würde statt Waffen" in Altona auf dem Platz der Republik, in Höhe
des Altonaer Museums, stattfinden.

"Wir wollen mit den Menschen ins Gespräch kommen, um zu erfahren was sie
bewegt. Und um darüber zu reden, was unsere Vorschläge für die fast 43
Milliarden Euro im Rüstungsetat 2019 sind", so Vivien Otten,
Mit-Initiatorin der Sammlungsbewegung in Hamburg, "Jeder Euro, der in die
Aufrüstung fließt, fehlt uns für wirklich wichtige Ausgaben. Zum Beispiel
für Bildung, für Pflege und Gesundheit, für bezahlbare Wohnungen und für
eine bessere Infrastruktur."

"Nur gemeinsam mit vielen Menschen können wir genug Druck auf die
Regierungsparteien aufbauen, um eine friedliche Außenpolitik für alle
durchzusetzen", erläuterte Konstantin Eulenburg, ebenfalls Mit-Initiator
der Sammlungsbewegung in Hamburg. "Die Würde des Menschen ist unantastbar",
Grundgesetz Artikel 1 - das heißt für uns, dass die deutsche Politik
soziale Gerechtigkeit und Frieden in unserem Land und in anderen Ländern
unterstützen sollte - und nicht Angst, Wut und Krieg und Hoffnungslosigkeit
verbreiten darf."

 * 

Quelle:

Aufstehen Hamburg

E-Mail: hamburg@aufstehen.de
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AUFRUF/096: Hannover - "Keine Abschiebungen nach Afghanistan!", Kundgebung am 3.11.2018


Flüchtlingsrat Niedersachsen

Keine Abschiebungen nach Afghanistan! Bleiberecht für alle afghanischen
Flüchtlinge!

Kundgebung am Samstag, den 3.11. um 16 Uhr 


Ernst-August-Platz (Beginn Bahnhofstr.) in Hannover



Seit Dezember 2016 die Bundesregierung 17 Sammelabschiebungen nach
Afghanistan durchgeführt, mit denen knapp 400 Menschen zwangsweise nach
Afghanistan gebracht wurden.

Diese Abschiebungen finden statt, obgleich eine kontinuierliche
Verschlechterung der Sicherheits- und Menschenrechtslage von vielen
Organisationen dokumentiert wird. Bereits im Dezember 2016 hatte der UN-
Generalsekretär von einem kontinuierlichen Ansteigen des Gewaltlevels
berichtet, der dazu führte, dass sich die bewaffneten Zusammenstöße 2016
gegenüber 2015 um 22% erhöht haben. Insbesondere wird aber die Lage der
zivilen Bevölkerung immer bedrohlicher. So stellt die UNO fest, dass noch
nie so viele Zivilist_innen in Afghanistan getötet wurden wie im ersten
Halbjahr dieses Jahres.

Deshalb ruft der Flüchtlingsrat Niedersachsen zusammen mit dem Afghanischer
Frauenverein, der Jugendkultur-Organisation Hannover, der Krisenberatung
für Afghanische Flüchtlinge und Migranten in Hannover sowie den
Sympathisanten der Solidaritätspartei Afghanistan in Europa und vielen
Afghaninnen und Afghanen in Niedersachsen zu einer Kundgebung am Sa., den
3.11. um 16 Uhr an den Ernst-August-Platz (Beginn Bahnhofstr.) nach
Hannover auf. Unterstützen wir die Proteste der afghanischen Community -
united against rascism!


AUFRUF

Kundgebung:

Keine Abschiebungen nach Afghanistan!

Bleiberecht für alle afghanischen Flüchtlinge!

Im Oktober 2016 haben die EU und Afghanistan ein Abkommen geschlossen,
das den Titel "Joint Way Forward On migration issues between Afghanistan
and the EU" trägt. Mit diesem Abkommen soll die Zusammenarbeit zwischen der
EU und der afghanischen Regierung vertieft werden, in der Absicht,
irreguläre Migration zu unterbinden und die Rückkehr von abgelehnten
Asylbewerber_innen zu forcieren, was letztlich dazu führte, dass seit
Dezember 2016 Abschiebungen nach Afghanistan vorgenommen werden. Seitdem
hat die Bundesregierung 17 Sammelabschiebungen durchgeführt, mit denen
knapp 400 Menschen zwangsweise nach Afghanistan gebracht wurden.

Afghanistan ist nicht sicher

Diese Abschiebungen finden statt, obgleich eine kontinuierliche
Verschlechterung der Sicherheits- und Menschenrechtslage von vielen
Organisationen dokumentiert wird. Bereits im Dezember 2016 hatte der
UN-Generalsekretär von einem kontinuierlichen Ansteigen des Gewaltlevels
berichtet, der dazu führte, dass sich die bewaffneten Zusammenstöße 2016
gegenüber 2015 um 22% erhöht haben. Insbesondere wird aber die Lage der
zivilen Bevölkerung immer bedrohlicher. So stellt die UNO fest, dass noch
nie so viele Zivilist_innen in Afghanistan getötet wurden wie im ersten
Halbjahr dieses Jahres. Zusätzlich warnt der Menschenrechtskoordinator der
Vereinten Nationen in Afghanistan, dass mindestens drei Millionen Menschen
in absoluter Ernährungsunsicherheit leben und die Gefahr einer Hungersnot
ihr Leben bedroht. Die jüngsten Kommunalwahlen, bei denen Wahllokale,
Wahlhelfer und potenzielle Wähler_innen angegriffen wurden, haben deutlich
vor Augen geführt, wie weit die afghanische Gesellschaft noch von einem
geordneten, friedlichen Leben entfernt ist. Die Sicherheitsbehörden sind
kaum in der Lage, die Zivilbevölkerung zu schützen. Das hat nicht zuletzt
der Anschlag in Kandahar verdeutlicht, bei dem u.a. der Polizeichef getötet
wurde. Islamisten wie Taliban und IS setzen alles daran, den Bürgerkrieg zu
eskalieren, um ihr Herrschaftsgebiet auszuweiten. UNHCR betont, dass es
entgegen der Darstellung der Bundesregierung in Afghanistan keine "sicheren
Regionen" und in den Hauptstädten keine "inländische Fluchtalternative"
gibt, in denen die Abgeschobenen ein gefahrloses Leben führen könnten.

Keine Abschiebungen! Bleiberecht für afghanische Geflüchtete!

Angesichts solcher Zustände scheint es unmenschlich, dass die
Bundesregierung mit unbeirrter Regelmäßigkeit weiterhin
Sammelabschiebungen aus Deutschland organisiert. Auch die
Entscheidungspraxis des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge wird der
tatsächlichen Faktenlage in Afghanistan immer weniger gerecht: Zu
beobachten ist eine politisch intendierte, kontinuierliche Absenkung der
Schutzquote für afghanische Asylbewerber_innen.

In Niedersachsen dürfen sich abgelehnte Flüchtlinge aus Afghanistan noch
ziemlich sicher fühlen, denn die Landesregierung hat mit Erlass verfügt,
dass nur Personen, die schwere Straftaten begangen haben, abgeschoben
werden dürfen. Vor dem Hintergrund der erheblichen Gefahren, denen
Rückkehrer im Fall einer Abschiebung ausgesetzt sind, dürfen Abschiebungen
nach Afghanistan jedoch nicht von Bedingungen abhängig gemacht werden,
sondern müssen generell ausgesetzt werden.

In anderen Bundesländern, - allen voran Bayern - werden Abschiebungen
skrupellos durchgeführt. Dort kann schon die unterstellte
"Identitätsverschleierung" Grund genug sein, um auf die Abschiebungsliste
zu kommen. Selbst Leute, die eine Ausbildung machen und auf dem besten Wege
sind, an dieser Gesellschaft teilzuhaben und sich hier ein Leben
aufzubauen, sind vor Abschiebung nicht sicher. Das verunsichert auch die
afghanischen Flüchtlinge in den anderen Bundesländern, etwa in
Niedersachsen. Sie brauchen einen sicheren Aufenthalt!

Daher fordern wir


	einen bundesweiten bedingungslosen Abschiebungsstopp nach Afghanistan

	Die Zuerkennung eines Schutzstatus für alle afghanischen Flüchtlinge

	angesichts der sich weiter verschlechternden Lage in Afghanistan die Wiederaufnahme von Asylverfahren, in denen Afghan_innen abgelehnt wurden durch das BAMF



und von der niedersächsischen Landesregierung


	grundsätzlich keine Abschiebungen von Afghan_innen aus Niedersachsen zuzulassen und stattdessen nach dem Vorbild des Bundeslandes Bremen geduldeten Afghan_innen ein Bleiberecht zu gewähren.



Kommt zur Kundgebung!

am Sa., 3. November, 16.00 Uhr

Ort: Ernst-August-Platz (Beginn Bahnhofstraße) in Hannover


Es rufen auf:


	Afghanischer Frauenverein

	Jugendkultur-Organisation Hannover

	Krisenberatung für Afghanische Flüchtlinge und Migranten in Hannover

	Sympathisanten der Solidaritätspartei Afghanistan in Europa

	Afghaninnen und Afghanen in Niedersachsen

	Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.



 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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LESUNG/6237: Hamburg - Wolf Haas liest aus seinem neuen Roman »Junger Mann«, Schauspielhaus 07.11.2018


Wolf Haas liest aus seinem neuen Roman »Junger Mann« 

Mittwoch, 07. November 2018, 20.00 Uhr Deutsches Schauspielhaus



Der Dreizehnjährige, der auf die Waage stieg und sich um den Verstand
verliebte "Rückwärts durch die Beine betrachtet ist die Welt immer am
interessantesten." Dieses Lebensmotto beschert dem jungen Mann von
Kindesbeinen an viele Probleme. Probleme in Form von Unfällen. Das
Gute an Unfällen: Trostschokolade. Das Schlechte an zu viel
Schokolade: Übergewicht. Mit 13 beschließt er, den Blick doch noch
nach vorne zu richten und macht eine interessante Entdeckung. Diese
Blickrichtung bringt noch mehr Probleme. Probleme in Form von
Sich-um-den-Verstand-verlieben, wenn einen unvorbereitet ein
zauberhaftes Lächeln trifft. Das Gute am Verlieben: Die Elsa. Das
Problem am Verlieben: Ihr Ehemann. Der Lastwagenfahrer Tscho. Der
junge Mann beschließt, alle Probleme auf einmal zu lösen. Er startet
eine radikale Abmagerungskur und eine Besuchsoffensive bei der zehn
Jahre älteren Elsa. Mit jedem Kilo, das er abnimmt, sieht er seine
Chancen bei ihr steigen. Als sie mit ihm auch noch eine Spazierfahrt
in ihrem neuen Renault 5 unternimmt, heizt das seinen
Kalorienverbrauch weiter an. Und der Ferienjob auf der Tankstelle hat
den großen Vorteil, dass er immer genau weiß, wann Elsas Mann gerade
nach Griechenland oder in ein noch ferneres Land aufgebrochen ist.
Eines Tages taucht der gefürchtete Lastwagenfahrer aber doch
überraschend zwischen Diesel-Zapfsäule und Tankstellenshop auf und
macht dem jungen Mann ein Angebot, das er nicht ablehnen kann.

Veranstalter: Deutsches Schauspielhaus

Datum: Mittwoch, 07. November 2018

Beginn: 20.00 Uhr

Ort: Deutsches Schauspielhaus, Kirchenallee 39, 20099 Hamburg

Eintritt: 22 / 12 / 10 Euro

Zum Autor

Wolf Haas wurde 1960 in Maria Alm am Steinernen Meer geboren. Seine
Brenner-Krimis erschienen ab 1996 in acht Bänden, zuletzt »Brennerova«
(2014). Der Roman »Das Wetter vor 15 Jahren« erschien 2006,
»Verteidigung der Missionarsstellung« 2012 bei Hoffmann und Campe.
Wolf Haas lebt in Wien.

Wolf Haas

Junger Mann

240 Seiten, gebunden

22,00 (D)

22,70 (A)

29,90 (CH)

ISBN: 978-3-455-00388-8

ET: 15. September 2018

 * 

Quelle:

HOFFMANN UND CAMPE VERLAG GmbH

Presseabteilung

Harvestehuder Weg 42, 20149 Hamburg

Telefon: +49 (40) 44 1 88 - 262, Fax: +49 (40) 44 1 88 - 200

E-Mail: presseabteilung@hoca.de

Internet: http://www.hoffmann-und-campe.de
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AUSSICHTEN/8446: Und morgen, den 3. November 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 03.11.2018 bis zum 04.11.2018 +++






[image: Jean-Luc 8446 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Frischer Herbst in der Natur

kann für Jean nur dies bedeuten,

blauer Himmel, Sonne pur

und ein Stelldichein mit Leuten.
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MELDUNG/376: Geschichte in 280 Zeichen - Historiker twittern die Novemberrevolution in Halle (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 01.11.2018

Geschichte in 280 Zeichen: Historiker twittern die Novemberrevolution in
Halle



Die Novemberrevolution 1918/19 in Deutschland besiegelte den Untergang
des Deutschen Reichs und den Übergang zur Weimarer Republik. Was viele heute
nicht wissen: Auch Halle gehörte zu den Zentren der Revolution. Über den
Kurznachrichtendienst Twitter wollen Studierende der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) diese bewegte Zeit
nacherzählen. Ab dem 7. November twittert die Gruppe um Historiker Prof. Dr.
Patrick Wagner täglich über das politische und alltägliche Leben in der
revolutionären Saalestadt von damals. Am Dienstag, 27. November, findet im
Literaturhaus Halle zudem eine Lesung statt, für die Wagner zusammen mit
einer weiteren Seminargruppe das Skript lieferte.

Das Twitterprojekt beginnt am 7. November - genau 100 Jahre zuvor begann
die Novemberrevolution 1918 in Halle. "Wir werden jeden Tag darüber
berichten, was in Halle vor exakt 100 Jahren passiert ist", sagt Patrick
Wagner. Dazu gehören zum Beispiel täglich die historischen Schlagzeilen
aus der Lokalpresse, Informationen zum Verlauf der Revolution, aber auch
Zeitungsannoncen und Archivstücke aus dem Alltag Halles. Hierfür arbeiten
die Studierenden eng mit dem halleschen Stadtmuseum und dem Stadtarchiv
zusammen. Die Aktion läuft bis zum 26. März 2019, bis zu dem Datum, an dem
vor 100 Jahren das letzte Opfer der revolutionären Kämpfe in Halle
beerdigt wurde.

Der Alltag der Menschen war damals von Leid geprägt: In Europa grassierte
die Spanische Grippe, an der Millionen Menschen starben. Die Bevölkerung
in Deutschland litt in Folge des Ersten Weltkriegs, der erst im Juni 1919
mit dem Versailler Frieden offiziell endete, an einer Hungersnot.
"Gleichzeitig entwickelte sich mit dem Ende der Kampfhandlungen im
November 1918 das Bedürfnis, das Leben zu genießen. Deshalb gab es eine
Inflation an Tanz- und Vergnügungsveranstaltungen", so Wagner.

In Halle dominierte damals der linke Flügel der Arbeiterbewegung: Die
Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands (USPD) erreichte bei
der Wahl zur Nationalversammlung über 40 Prozent. "Die Vertreter dieser
Bewegung wollten nach dem Ende des Weltkriegs mehr Revolution, zum
Beispiel eine Sozialisierung der Industrie und eine Demokratisierung des
Militärs", erklärt Wagner. Für diese Ziele rief die hallesche USPD im
Februar 1919 zum Generalstreik auf. "Der Streik dauerte zwei Wochen und
wurde letztlich durch das Militär beendet, wobei 26 Menschen starben.
Infolgedessen wurde der linke Teil der Arbeiterbewegung entmachtet", fasst
Wagner zusammen.

Neben der Twitter-Aktion hat Patrick Wagner gemeinsam mit einer Gruppe von
Studierenden auch die Grundlage für eine szenische Lesung über die
Novemberrevolution in Halle geliefert. Diese findet am Dienstag, 27.
November, um 19 Uhr im Literaturhaus Halle in der Bernburger Straße 8
statt. Unter dem Titel "Geplatzte Träume? - Szenen aus dem revolutionären
Halle 1918" präsentieren fünf Schauspielerinnen und Schauspieler des neuen
theaters aus Halle das Stück, für das die Studierenden die historische
Grundlage lieferten. Es erzählt parallel, wie verschiedene Personen - ein
hallescher Notar, ein 13-jähriges Mädchen und Revolutionsführer Otto
Kilian - die Zeit erlebt haben.

"Halle hat für die Novemberrevolution eine große Bedeutung - bisher
verkaufen wir dieses äußerst interessante und dramatische Kapitel der
Stadtgeschichte unter Wert", sagt Wagner, der das Twitterprojekt gemeinsam
mit dem Zentrum für Multimediales Lehren und Lernen (LLZ) der MLU
durchführt. Mit den beiden modernen Formaten der
Wissenschaftskommunikation möchte der Forscher ein breites Interesse für
die damalige Zeit wecken.

Zum Projekt "Halle 1918/19"


7. November 2018 bis 26. März 2019


Tägliche Informationen unter 

https://twitter.com/Halle191819

Szenische Lesung: 

"Geplatzte Träume? - Szenen aus dem revolutionären Halle 1918"

Dienstag, 27. November, 19 Uhr

Literaturhaus Halle

Bernburger Straße 8

06108 Halle (Saale)




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 01.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/013: Afrika, eine Geschichte zum Wiederentdecken - Die Philosophie von Ubuntu (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Afrika, eine Geschichte zum Wiederentdecken, Teil 10

Die Philosophie von Ubuntu

Von Valentin Mufila, 1. November 2018



Basierend auf Mitgefühl, Respekt vor anderen und dem Glauben an ein
gemeinsames Band, das die ganze Menschheit verbindet, ist Ubuntu [1]
eine Philosophie und eine Lebensweise im subsaharischen Afrika. Seit
jeher sind Völker wie die Bantu, Bakongo, Zulu und Xhosa Südafrikas,
die Yuruba und Ausa Nigerias durch diese Werte verbunden, wenn auch in
einer Vielzahl von Sprachen und Dialekten.

Könige, Königinnen und Stammesführer, wie Sundiata Keita in Mali und
Königin Nzinga in Angola, engagierten sich für die Verbesserung der
Gesellschaft und die Bekämpfung der Sklaverei auf der Grundlage von
Werten der Solidarität und Brüderlichkeit und zeigten, dass es trotz
interner Konflikte immer einen anderen Weg zur Wahl gab.

Tatsächlich ermahnt uns Ubuntu, einander zu unterstützen und zu helfen
und sagt: "Ich bin, weil wir sind" und "Ich bin, was ich bin, weil wir
alle sind". Die Philosophie des Ubuntu inspirierte Gandhi während
seines Aufenthaltes in Südafrika und Nelson Mandela im Kampf gegen die
Unterdrückung seines Volkes. Es ermöglichte ihm, ohne Rache und
Blutvergießen dem wilden Regime der Apartheid zu entkommen, und schuf
das außerordentliche Instrument der Wahrheits- und
Versöhnungskommission, ein Beispiel, dem später andere Völker folgten.


Übersetzung aus dem Italienischen von Lorenzo Molinari


Über den Autor

Valentin Mufila, ursprünglich aus dem Kongo, ist Musiker, Sänger und
künstlerischer Leiter. Als leidenschaftlicher Kenner der vom
Kolonialismus ausgelöschten afrikanischen Geschichte widmet er sich
deren Rekonstruktion, um die Vergangenheit und Zukunft seines
Kontinents besser zu verstehen.


Anmerkung:

[1] https://de.wikipedia.org/wiki/Ubuntu_(Philosophie)


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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TREFF/706: Hanau - Führung im Gedenken an 80 Jahre Reichsprogromnacht, 11.11.2018


Führung "Jüdisches Leben in Hanau" im Gedenken an 80 Jahre
Reichsprogromnacht

Eine Sonderführung der Tourist-Information über den Jüdischen Friedhof
am Sonntag, 11. November



Über den jüdischen Friedhof führt Stadtführerin Dr. Alice Noll im
Auftrag der Tourist-Information Hanau am Sonntag, 11. November um 11
Uhr. Es ist einer der wichtigsten Orte der Erinnerung der jüdischen
Gemeinde in Hanau, die auf eine über 400-jährige Geschichte
zurückblicken kann. Dr. Alice Noll zeichnet ein Bild vom Leben im
einstigen Hanauer Ghetto. Beim Besuch des jüdischen Friedhofs mit
seinen rund 1200 erhaltenen Grabsteinen werden jüdische Tradition und
religiöse Vorstellungen erläutert.

Die Teilnahme an der 90minütigen Tour kostet sieben Euro für
Erwachsene und für Kinder die Hälfte. Treffpunkt ist am
Verkehrskreisel am Freiheitsplatz am Eingang zur Nordstraße. Eine
Voranmeldung ist unbedingt erforderlich, da die Führung bei mangelndem
Interesse abgesagt wird.

Anmeldung bei der Tourist-Information im Hanauer Rathaus unter Telefon
06181-295 739 oder per E-Mail an touristinformation@hanau.de oder beim
Hanau Laden am Freiheitsplatz, Telefon 06181-427 78 99. Weitere
Informationen über diese und andere Stadtführungen unter
www.hanau.de/tourismus.

Hintergrund:

Am 9. November 1938 begann der landesweite Pogrom, der den
demonstrativen Auftakt zu der systematischen Verfolgung und
Vernichtung jüdischer Menschen in Deutschland, Europa und darüber
hinaus durch die Nationalsozialisten bildete.

In diesem Jahr fällt der 9./10. November auf einen Schabbat. Daher
sind die Gedenkveranstaltungen zum 80. Jahrestag des Novemberpogroms
z.T. auf Sonntag, den 11. November gelegt worden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TREFF/705: Braunschweig - Stadtspaziergang "Auf den Spuren der Revolution", 10.11.


Auf den Spuren der Revolution

Stadtspaziergang mit Dr.Christina Axmann



Braunschweig. Zu einem Stadtspaziergang mit Dr.Christina Axmann mit
dem Titel "Auf den Spuren der Revolution" am Samstag 10. November, von
14 bis 16.30 Uhr können sich Teilnehmerinnen und Teilnehmer bis zum
Freitag, 2. November anmelden. Treffpunkt ist das Städtische Museum
Braunschweig, Haus am Löwenwall, Steintorwall 14. Die Teilnahmegebühr
beträgt acht Euro. Die Anmeldung kann unter der Telefonnummer 470-4504
oder per Mail an martin.baumgart@braunschweig.de erfolgen. Auf Anfrage
ist eine auch individuelle Buchung für Gruppen zu diesem Spaziergang
möglich.

Der Stadtspaziergang führt durch die Braunschweiger Innenstadt und an
Orte, an denen um 1918 gelebt, gelernt, gearbeitet und Revolution
gemacht wurde. Er gehört zum Rahmenprogramm der Ausstellung
"Zerrissene Zeiten - Krieg. Revolution. Und dann? Braunschweig 1916 -
1923" im Städtischen Museum. Dr. Christina Axmann beschäftigt sich mit
den Fragen, was zur Revolution 1918 in Braunschweig führte, wovon die
Arbeitsbedingungen der Braunschweiger Arbeiterinnen und Arbeiter
geprägt waren und wie sie mit der Mangelwirtschaft, dem Hunger und den
zum Teil katastrophalen Wohnverhältnissen zurechtkamen.

Die Ausstellung "Zerrissene Zeiten - Krieg. Revolution. Und dann?
Braunschweig 1916 - 1923" veranschaulicht die Novemberrevolution von
1918 als gesellschaftspolitische "Stunde Null" nach dem verheerenden
Ersten Weltkrieg und den mühsamen Weg der Gesellschaft in die
Demokratie. Sie wird im Haus am Löwenwall präsentiert und ist Teil des
Projekts "Vom Herzogtum zum Freistaat. Braunschweigs Weg in die
Demokratie 1916-1923", das vom Dezernat für Kultur und Wissenschaft
koordiniert wird. Die Schau ist bis zum 20. Januar 2019 zu sehen und
wird von einem umfangreichen Programm mit weiteren vielfältigen
Veranstaltungen abgerundet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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VORTRAG/769: Siegburg - Widerstand gegen NS-Medizinverbrechen im Rheinland, 14.11.2018


Widerstand gegen NS-Medizinverbrechen im Rheinland 



Vortragsreihe "'Euthanasie', Zwangssterilisation, Humanexperimente.
NS-Medizinverbrechen im Gebiet des heutigen Rhein-Sieg-Kreises"

Rhein-Sieg-Kreis (hei) - Dr. Helmut Rönz wird am Mittwoch, 14.
November 2018, um 19.30 Uhr, im Forum des Stadtmuseums Siegburg, Markt
46, über den Widerstand gegen NS-Medizinverbrechen im Rheinland einen
Vortrag halten.

Das Rheinland war bis 1933 kein genuines Kerngebiet der
nationalsozialistischen Bewegung. Die Wahlergebnisse der NSDAP waren
im Vergleich zu anderen Regionen des Reiches schwach. Nach 1933
agierten Arbeiterschaft, Gewerkschaften und (katholische) Kirche im
Rheinland "zwischen pragmatischer Befürwortung, Anpassung und
Widersetzlichkeit" gegenüber der NS-Diktatur. Doch gab es auch
Organisationen und Gruppierungen, Milieus und Teilgesellschaften, die
aufgrund ihrer Geschichte und Struktur anfälliger für
nationalsozialistische Einbrüche waren. Ebenso breit gefächert wie das
Verhalten der Bevölkerung und der gesellschaftlichen Gruppen im
Rheinland gegenüber der nationalsozialistischen Bewegung vor und nach
1933 war auch der Widerstand im "Dritten Reich", der von passiver
Resistenz, nonkonformem Verhalten, situativer Widersetzlichkeit bis zu
offenem, organisiertem auch gewaltsamem Widerstand reichte.

In seinem Vortrag wird Dr. Rönz zunächst allgemeine Grundlagen zum
Thema Widerstand gegen die NS-Diktatur darstellen, dann zu den
NS-Medizinverbrechen kommen und der Frage nachgehen, wo Widerstand im
medizinischen Bereich anfängt bzw. wo Selbstbehauptung endet. Im
Anschluss wird er einige Bereiche oppositionellen Verhaltens
ansprechen: Ärzte und Medizin selbst, Familien, Kirche, Laien und
Alltag.

Gemeinsam mit dem Landschaftsverband Rheinland widmet sich der
Rhein-Sieg-Kreis seit Ende 2017 der Erforschung von
NS-Medizinverbrechen - vor allem der Zwangssterilisation und der
Euthanasie - im alten Siegkreis und im Landkreis Bonn. Ziel dieses
Forschungsvorhabens ist die Erstellung einer wissenschaftlichen
Lokalstudie. Der Referent Dr. Helmut Rönz ist der verantwortliche
Projektleiter. Weiterer Projektpartner ist die Universität Bonn
(Lehrstuhl Prof. Dr. Joachim Scholtyseck).

Dr. Helmut Rönz studierte an der Rheinischen
Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn Geschichte, Katholische Theologie,
Philosophie und Erziehungswissenschaften; 1999 legte er das 1.
Staatsexamen ab. Von 2002 bis 2004 absolvierte er ein
wissenschaftliches Volontariat beim Amt für Rheinische Landeskunde des
LVR in Bonn und bearbeitete im Anschluss daran als wissenschaftlicher
Referent ein kartographisches Projekt zur Geschichte Osterfelds. 2006
erfolgte die Promotion an der Universität Bonn über den Trierer
Diözesanklerus im 19. Jahrhundert. Seitdem betreute Dr. Helmut Rönz
als verantwortlicher Redakteur das Portal Rheinische Geschichte und
ist seit 2014 Projektleiter. Seit 2002 ist er Mitglied in der
Redaktion des Rheinischen Städteatlas. Seit 2011 betreut er das
Projekt "Widerstand im Rheinland 1933-1945" und zahlreiche
Sonderprojekte, wie beispielsweise "Schokoladenfabriken im Rheinland
1800-1950", gemeinsam mit Prof. Dr. Magrit Schulte Beerbühl. Dr.
Helmut Rönz ist Vorstandsmitglied der Gesellschaft für Rheinische
Geschichtskunde und Herausgeber der Rheinischen Lebensbilder. Ebenso
gehört er dem Vorstand des Vereins für Geschichtliche Landeskunde der
Rheinlande an. Neben seiner Tätigkeit im wissenschaftlichen Beirat des
Gesamtverbandes der deutschen Geschichts- und Altertumsvereine ist er
auch seit 2017 Mitglied im Kuratorium für vergleichende
Städtegeschichte in Münster. Seinen Lehrauftrag an der Universität
Bonn übernahm er im Sommersemester 2007.

Der Eintritt ist kostenfrei; eine Voranmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Oktober 2018

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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VORTRAG/768: Kiel - 100 Jahre Wiederentstehung Polens in Texten und Bildern, Literaturhaus 8.11.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein - Gastveranstaltung

"100 Jahre Wiederentstehung Polens in Texten und Bildern" 

Vortrag von Matthias Kneip

Literaturhaus, Donnerstag, 08.11.2018, 19 Uhr, Eintritt frei (Spenden erbeten)



Blicken Sie mit dem Schriftsteller und Publizisten Matthias Kneip
zurück auf 100 Jahre polnischer Geschichte. In kurzweiligen, teils
persönlich gehaltenen Texten, die mit Bildern untermalt werden, nimmt
Matthias Kneip die Zuhörer mit auf eine Reise an Orte der polnischen
Geschichte, die nicht immer den Hauptstrang der Ereignisse in den
Fokus nimmt, sondern auch mal zur Seite blickt, in den Alltag der
Menschen, in dem sich im Besonderen manchmal das große Ganze spiegelt.

Veranstalter: Deutsch-Polnische Gesellschaft Kiel

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40

Fax: 0431 / 57968-42

E-Mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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VORTRAG/767: Halle (Saale) - Kontroverse um polnisches Weltkriegsmuseum, 06.11.2018


idw - Pressemitteilung: Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

Kontroverse um polnisches Weltkriegsmuseum: Ehemaliger Direktor
hält Vortrag an der Uni Halle



Das umstrittene Museum des Zweiten Weltkriegs in Polen ist Thema eines
Vortrags an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU), der
am Dienstag, 6. November, um 16.15 Uhr stattfindet. Der renommierte
polnische Zeithistoriker Prof. Dr. Pawel Machcewicz spricht über die
Entstehungsgeschichte und die Debatten um das Museum, an dessen
Entwicklung er selbst maßgeblich beteiligt war. Der Vortrag findet auf
Einladung des Alexander-Brückner-Zentrums für Polenstudien der MLU und
der Universität Jena statt. Die Vortragssprache ist Englisch.

Pawel Machcewicz, Jahrgang 1966, ist Professor für Geschichte am
Institut für Politische Studien der Polnischen Akademie der
Wissenschaften. Von 2008 bis 2017 war der Historiker als
Gründungsdirektor des Museums des Zweiten Weltkriegs an dessen
Konzeption und Umsetzung beteiligt. Um das Museum entwickelte sich auf
Grund seiner inhaltlichen Ausrichtung eine Kontroverse, an deren Ende
Machcewicz im April 2017 aus seinem Amt als Direktor entlassen wurde.
Im Vortrag thematisiert er seine Erfahrungen als Gründungsdirektor,
die Idee hinter dem Museum sowie dessen geschichtspolitische
Vereinnahmung im Zuge aktueller Entwicklungen in Polen.

Machcewicz ist Autor mehrerer Bücher über Polen während des Zweiten
Weltkriegs, des Kommunismus und des Kalten Kriegs. Vor kurzem erschien
die deutschsprachige Ausgabe seines Buches über die
Entstehungsgeschichte und Debatten um das Museum in Polen mit dem
Titel "Der umkämpfte Krieg. Das Museum des Zweiten Weltkriegs in
Danzig. Entstehung und Streit" im Harrasowitz-Verlag.

Zur Veranstaltung:

Pawel Machcewicz: "The Museum of the Second World War in Gdansk.
Crossroads of Memory, History and Politics"

Dienstag, 6. November, 16.15 bis 17.45 Uhr

Melanchthonianum, Hörsaal XV

Universitätsplatz 9

06108 Halle (Saale)

Der Vortrag steht allen Interessenten offen. Der Eintritt ist frei.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 30.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/519: Bocholt - Mittelalterliche Erkundungstouren mit dem Nachtwächter, 3./12.12.


JUNGE UNI auf mittelalterlicher Erkundungstour mit dem Bocholter
Nachtwächter

Führungen am 3. und 12. Dezember // Jetzt anmelden



Bocholt (PID). Das deutsch-niederländische Gemeinschaftsprojekt der
JUNGEN UNI in Bocholt bietet deutschen und niederländischen Kindern
und Jugendlichen mittelalterliche Stadtführungen mit dem Bocholter
Nachtwächter an. Zwei spannende Nachmittage warten auf die jungen
Studierenden.

Für Kinder im Alter von 6 bis 12 Jahren findet die Führung am Montag,
3. Dezember 2018, von 16.15-18.45 Uhr statt. Für Jugendliche im Alter
von 13 bis 18 Jahren wird die Tour am Mittwoch, 12. Dezember 2018, von
16.15-18.45 Uhr angeboten. Start ist am VHS-Haus am Südwall 4a. Die
Teilnehmerzahl ist begrenzt, die Plätze werden nach Anmeldeeingang
vergeben. Jetzt anmelden und mehr erfahren unter www.juboh.de.

Hintergrund

Die JUNGE UNI in Bocholt wird als Projekt "Kinder- und
Jugendhochschule - grenzüberschreitend" im Rahmen des
INTERREG-Programms Deutschland-Nederland mit Mitteln des Europäischen
Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE), der Stadt Bocholt und der
Gemeinde Oude Ijsselstreek kofinanziert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Oktober 2018

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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AKTION/518: Lippstadt - Sinterklaas auf Reisen - der Nikolaus kommt schon am 17.11.2018


Stadt Lippstadt

Der Nikolaus hat seinen Besuch angekündigt

Spanien - Uden - Lippstadt - Sinterklaas auf Reisen



Lippstadt. Die Lippstädter Kinder - aber natürlich auch die
Erwachsenen - können sich bereits Mitte November auf einen besonderen
Gast freuen, den man eigentlich erst einige Wochen später erwarten
würde. Wer das ist? Der Nikolaus - oder genauer gesagt, der
'Sinterklaas', der am 17. November 2018 gegen 14.00 Uhr mit seinem
Schiff anreisen wird, um der Udener Partnerstadt einen Besuch
abzustatten.

Mitte November: Ist das nicht ein bisschen früh für den Nikolaus,
dessen Gedenktag doch eigentlich am 6. Dezember gefeiert wird? Nein,
nicht wenn es darum geht, sich einmal mit der niederländischen
Nikolausfigur vertraut zu machen.

Der 'Sinterklaas' und seine Helfer, die 'Zwarten Pieten' reisen
nämlich traditionell bereits im November aus Spanien an, werden
begeistert von den Mädchen und Jungen mit einem fröhlichen Umzug
begrüßt und haben dann noch ausreichend Zeit, die Wunschzettel
einzusammeln und die Geschenke zu organisieren, die schließlich am
Abend des 5. Dezembers, dem "pakjesavand" verteilt werden.

Auf Einladung der Partnerschaftskomitees aus Uden und Lippstadt wird
der 'Sinterklaas' nun am 17. November auch nach Lippstadt kommen. Das
Schiff des 'Sinterklaas' wird gegen 14.00 Uhr im Grünen Winkels (auf
der Rasenfläche - bei den Liegen - vorm Café "Im Grünen Winkel")
anlanden. Mit Musik und Gesang soll es dort eine klangvolle Begrüßung
geben, zu der alle Lippstädter Kinder und alle, die den 'Sinterklaas'
einmal kennenlernen möchten, herzlich eingeladen sind. Danach macht
sich der niederländische Gast aus Spanien auf den Weg zum Rathaussaal.
Dort will er allen interessierten Kindern, auf die natürlich eine
kleine süße Überraschung wartet, gerne etwas aus seinem Leben
erzählen. Alle Kinder, die dem 'Sinterklaas' eine besondere Freude
machen wollen, können im Vorfeld seines Besuches ein Bild von ihm
malen, das sie ihm dann beim Empfang im Rathaus persönlich überreichen
können. Eine Malvorlage können interessierte Kinder sowohl bei der
Bürgerinformation im Stadthaus (Ostwall 1) als auch bei der Stadt- und
Kulturinformation im Rathaus (Lange Straße 14) abholen. Natürlich sind
auch Bilder nach der eigenen Phantasie herzlich willkommen. Gegen
16.30 Uhr wird der 'Sinterklaas' sich dann wieder auf den Weg nach
Uden machen.

Hintergrund:

Das Nikolausfest wird in den Niederlanden besonders fröhlich
zelebriert und ist insbesondere für die Kinder immer wieder ein
beliebtes Ereignis. Dabei spielen weder Religionszugehörigkeit oder
Konfession und schon gar nicht das Alter eine Rolle, am 5. Dezember
freuen sich alle auf den Besuch des 'Sinterklaas'.

Ähnlich wie bei uns am 24. Dezember ist es Brauch, Familienmitglieder
und gute Freunde zu beschenken. Bei den Geschenken kommt es aber
keineswegs auf den Wert an, sondern es geht darum, mit etwas
Persönlichem zu überraschen und das Geschenk besonders phantasievoll
zu verpacken. Bei den Kindern stehen natürlich Spielsachen und
Kuscheltiere hoch im Kurs. Ein häufiges Präsent sind auch
Schokoladenbuchstaben. Insgesamt geht es darum, eine schöne Zeit mit
der Familie und Freunden zu verbringen, wobei die Kinder natürlich im
Mittelpunkt stehen.

Die Ankunft des 'Sinterklaas' Mitte November ist ebenfalls eine
fröhliche Angelegenheit und ein mediales Ereignis. In Amsterdam hat
sie bereits seit 1934 Tradition. Mittlerweile darf in jedem Jahr eine
andere Stadt die offizielle Hauptankunft organisieren - in 2018 ist es
Zaanstad in Nordholland. Aber eigentlich lässt es sich keine Gemeinde
nehmen, ein eigenes Fest auf die Beine zu stellen - und natürlich wird
der 'Sinterklaas' offiziell vom Bürgermeister empfangen.

Wie wichtig den Niederländern ihr 'Sinterklaas' ist, zeigt sich auch
daran, dass die offizielle Ankunft alljährlich live im
niederländischen Fernsehen übertragen wird. Bereits seit einigen
Jahren gibt es darüber hinaus schon drei Tage vor der offiziellen
Ankunft bis zum 4. Dezember für Kinder jeden Abend eine
Sinterklaas-Tagesschau, in der über die täglichen Erlebnisse von
Sinterklaas, aber vor allen von den vielen Zwarte Pieten berichtet
wird. Diese Helfer des 'Sinterklaas' haben ganz unterschiedliche
Aufgaben, wie z. B. wie z. B. das Organisieren, Verpacken und
Transportieren der Geschenke. Natürlich sind es auch die Zwarten
Pieten, die am "pakjesavand" durch den Schornstein in die Häuser
steigen, um Geschenke bzw. Süßigkeiten zu verteilen. Was dabei so
alles schief gehen kann und wie sich alle Verwirrungen rechtzeitig vor
dem Nikolausfest auflösen, können die Kinder allabendlich auf dem
Bildschirm verfolgen.

Beim Besuch des 'Sinterklaas' soll natürlich von Anfang an alles glatt
laufen, dafür wollen die Partnerschaftskomitees, die die Veranstaltung
organisieren, Sorge tragen. Aber eigentlich müsste sich der
'Sinterklaas' in Lippstadt besonders wohl fühlen. Schließlich ist
schon das älteste Gebäude der Stadt nach dem Bischof aus Myra benannt -
 der Wehrturm der Nikolaikirche.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Oktober 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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HÖRFUNK/466: Deutschlandfunk Kultur - "Messie" von Frauke Angel, 4.11.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Messie

Von Frauke Angel

Deutschlandfunk Kultur 2017

Kakadu für Frühaufsteher - Erzähltag

Sonntag, 4. November 2018, 7.30 - 8.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Regelmäßig machen Oma, Mama und Enkelkind einen Ladies-Tag. Meist
gehen sie auf irgendwelche Messen. Denn Oma und Mama lieben Messen.
Wobei es für sie keine Rolle spielt, welche Art von Messe sie
besuchen. Ob Heizungsbau- oder Hochzeitsmesse, Buch- oder Spielemesse,
ihrer Ansicht nach kann man auf jeder Messe Spaß haben. Doch auf der
"Gesund und Fit" kommt es zwischen Mama und Oma zum Streit. Erst wegen
Mamas Hackenschuhen, dann, weil Oma unbedingt Bungee-Jumping
ausprobieren will und schließlich, weil Oma Mama vorwirft, dass sie
das Leben viel zu ernst nehmen würde.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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THEATER/1378: Lübeck - Premiere "Ronja Räubertochter" am 31. November 2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Ronja Räubertochter

von Astrid Lindgren · Weihnachtsstück für Kinder ab 7 Jahren



Die Räubertochter Ronja lebt, seit sie denken kann, unbehelligt mit
ihrem Vater Mattis, ihrer Mutter Lovis und der ganzen Mattisbande in
der Mattisburg im Mattiswald. Eines Tages begegnet sie im Wald dem
Räuberjungen Birk Borkasohn von den rivalisierenden Borkaräubern, der
frech behauptet, seine Räubersippe werde ab jetzt in der Nordhälfte
der Mattisburg residieren und überhaupt heiße die Nordburg von jetzt
an Borkafeste. Freilich ist Ronja damit zunächst gar nicht
einverstanden, denn von ihren Eltern hat sie ja immer wieder gehört,
dass die Borkaräuber ihre Erzfeinde sind. Doch als Birk beim Sprung
über einen Abgrund abrutscht, rettet ihn Ronja und eine Freundschaft
zwischen den beiden beginnt - sehr zum Ärger ihrer verfeindeten
Eltern. Vor allem Mattis will die gegnerische Bande so schnell wie
möglich wieder aus »seiner« Burg vertreiben. Einfacher gesagt als
getan, denn auch die Borkaräuber sind stark und gefährlich und so muss
Mattis die Anwesenheit seiner Gegner zunächst zähneknirschend
hinnehmen. Doch bald spielt das »Glück« ihm in die Hände: Er nimmt den
Räubersohn Birk gefangen und hat endlich das ersehnte Druckmittel, um
seine Feinde zum Abzug zu zwingen. Aber da hat er nicht mit Ronjas
unerschütterlicher Freundschaft zu Birk gerechnet: Freiwillig begibt
sie sich in die Hände von Birks Vater Borka und erzwingt so die
Freilassung ihres Freundes. Wütend verstößt Mattis daraufhin seine
Tochter und Ronja und Birk ziehen zusammen in die Bärenhöhle im Wald,
wo sie zusammen noch einige aufregende Abenteuer mit geheimnisvollen
Waldbewohnern wie Graugnomen, Wilddruden und Rumpelwichten zu bestehen
haben...

Astrid Lindgrens Kinderbuchklassiker ist nicht nur eine spannende und
fantastische Räubergeschichte, sondern auch eine berührende Erzählung
von einer Freundschaft, die alle Gräben überwindet. Die Regisseurin
Anna Werner, die bereits mit ihren Inszenierungen »Das Gespenst von
Canterville« und »Robin Hood« am Theater Osnabrück die kleinen und
großen Zuschauerinnen und Zuschauer verzauberte, wird diese
Abenteuergeschichte für Kinder ab 7 Jahren auf die Bühne bringen.

Inszenierung A. Werner Bühne M. Flagner Kostüme K. Leu Musik P. Imig

Mit N. Boske, U. Knospe, R. M. Mehne; P. Grünig, M. Hildebrandt, S.
Simon, J. Weichenthal
Musiker P. Imig, J. Wolters

Premiere 30/11, 10.00 Uhr, Großes Haus

Weitere Termine 02/12, 11.00, 14.00 und 17.00 Uhr 

(Familienvorstellungen), 03/12, 09.00 und 11.30 Uhr 

(Schulvorstellungen), u.a.

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Oktober 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16

D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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AUSSTELLUNG/9583: Mönchengladbach - Außeninstallation "Steam" von Robert Morris, 1.11.18-28.2.2019


ROBERT MORRIS - Steam - ist ab dem 1. November wieder vor dem
Museum zu sehen



Die Außeninstallation von Robert Morris auf der Grünfläche vor dem
Museum wird ab dem 1. November wieder im Stundentakt zu bestaunen
sein.

Während der Öffnungszeiten des Museums erscheint das "immaterielle"
Kunstwerk zu jeder vollen Stunde und bleibt 30 Minuten sichtbar.

Steam ist ein Werk, das kein materielles Kunstobjekt ist, sondern
lediglich aus Dampfschwaden besteht. Wolken und Nebel, die sich bilden
und wieder vergehen, immateriell und flüchtig. Steam (dt. Dampf) gibt
einen Eindruck von den fundamental neuen Fragestellungen, die in der
Kunst der 1960er Jahre auftraten und wohl nirgends so konsequent
durchformuliert wurden wie im Werk des Amerikaners Robert Morris.
Kunst entmaterialisierte sich, wurde zum Modell oder zur flüchtigen
Anordnung. Sie drang hinaus aus dem Museum und verband sich mit dem
Realraum, mit Natur, Gegenwart und Gesellschaft, untersuchte dabei
sich selbst und das Gegenüber des Betrachters.

2011 wurde das Werk mit Unterstützung des Landes Nordrhein-Westfalen,
der Kunststiftung NRW und der Kulturstiftung der Länder für
Mönchengladbach erworben.

Gemäß dem Wunsch des Künstlers ist die Installation lediglich im
Herbst und Winter, alljährlich vom 1. November bis zum 28. Februar in
Betrieb.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AUSSTELLUNG/9582: Wertheim - "Verfemt und vergessen", Maler des Expressiven Realismus bis 22.4.2019


Ausstellung "Verfemt und vergessen"

Expressiver Realismus im Schlösschen im Hofgarten



Wertheim. "Verfemt und vergessen - Maler des Expressiven Realismus"
heißt die neue Sonderausstellung im Museum "Schlösschen im Hofgarten".
Sie wird am 10. November eröffnet und ist bis 22. April zu sehen.
Gezeigt werden Werke von etwa 30 Künstlern, die sich sonst in
Privatsammlungen befinden. Die Ausstellung entstand in Zusammenarbeit
mit dem Mannheimer Kunsthistoriker Dr. Benno K. Lehmann.

Die Künstler des "Expressiven Realismus" wurden in der Zeit um 1900
geboren, erhielten ihre Ausbildung kurz vor oder nach dem Ersten
Weltkrieg und waren dann in den 20er Jahren bis 1933 tätig. Mit der
Machtergreifung der Nationalsozialisten wurden ihre Werke meist zur
"Entarteten Kunst" erklärt, was zugleich mit einem Arbeits- und
Ausstellungsverbot verbunden war. Nach dem Zweiten Weltkrieg war ihre
künstlerische Darstellungsweise nicht mehr zeitgemäß. Man brachte
ihren Realismus zu Unrecht mit der "Neudeutschen Kunst" der
Nationalsozialisten in Verbindung, was zum Verschweigen und Vergessen
ihrer Werke führte. Unter diesen Bedingungen fiel der "Expressive
Realismus" aus der gängigen und zukünftigen Entwicklung der
künstlerischen Ausdrucksweise heraus.

Die "Expressiven Realisten" sind keineswegs eine einheitliche
Künstlergruppe. Sie arbeiteten in der Art das Gesehene wiedergebend,
in expressiv-realistischer Weise wie auch in realistisch-kubistischer
Ausdrucksform. Manche versuchten sich auch dem neuen Trend nach 1950
anzupassen und malten in der Technik der informellen oder
tachistischen Kunst. Als Nachfolger der ersten
Expressionisten-Generation verfolgten sie mit ihrer Malerei die durch
die Ausdrucksweise des Expressionismus errungenen Freiheiten in der
Form- und Farbgebung und nahmen damit die neu gestaltete koloristische
Kultur in Anspruch.

Neben bekannteren Künstlern wie Otto Dix, Conrad Felixmüller, Alfred
Kubin, Hans Meid, Ludwig Meidner, A. Paul Weber und Käthe Kollwitz
sind auch viele Neu- und Wiederentdeckungen in der Ausstellung
vertreten, so zum Beispiel Franz Frank, Willem Grimm, Carl Gunschmann,
Franz Heckendorf, Willi Hofferbert, Paul Kleinschmidt, Wilhelm
Kohlhoff, Bruno Krauskopf, Paul Kuhfuss, Johann Hans Less, Robert
Liebknecht, Karl Friedrich Lippmann, Hans Meyboden, Max Oppenheimer,
Max Pfeiffer Watenphul, Alexander Posch, Emil Pottner, Alexandra
Povòrina-Hestermann, Wilhelm Schnarrenberger, Otto Wachsmuth und
Alfred Wais. Einen besonderen Bezug zu Wertheim haben Künstler wie
Bruno Müller-Linow, Charles Crodel, Friedrich Ahlers-Hestermann und
seine Frau Alexandra Povòrina: Sie weilten längere Zeit zu
Maleraufenthalten in Wertheim und Umgebung.

Begleitend zur Ausstellung wird es mehrere Vorträge geben. Jeder
Besucher erhält kostenlos ein Begleitheft mit Biografien der
ausgestellten Künstler und Informationen über die weitgehend
unbekannten und zu Unrecht in Vergessenheit geratenen Maler und
Malerinnen.

Öffnungszeiten des Museums "Schlösschen im Hofgarten im
Winterhalbjahr: Freitag und Samstag 14 bis 17 Uhr, Sonn- und Feiertag
12 bis 18 Uhr; am 24. und 31. Dezember ist geschlossen. Weitere Infos
unter www.schloesschen-wertheim.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Oktober 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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DA/630: Die "Kellys"* im Streik


Die "Kellys"* im Streik

Kellys* bedeutet spanisch in etwa "Zimmermädchen". Diese schlagen im Herzen
von Madrid zu: "Wir sind unsichtbar, aber unverzichtbar".

von Erna Rauch - 27. Oktober 2018



Hostalcarria hat drei "Zimmermädchen" eine Kündigung zugestellt,
nachdem sie eine Gewerkschaftsabteilung gebildet hatten. Die
anarchosyndikalistische Gewerkschaft CNT, wie die deutsche
FAU Teil der International Confederation of Labour (ICL),
begleitet nun ihren Kampf um Wiedereinstellung und hat eine Kampagne für
eine Aufwertung und Besserbezahlung der "Kellys" angestoßen. Die
Arbeitskämpfe finden auch vor dem Hintergrund allgemeiner Prekarität und
Doppelbelastungen in weiblich dominierten Berufen statt.

Im Herzen Madrids, nur 20 Meter von der Plaza Mayor entfernt, hat
sich eine Gruppe von Roomservice-Arbeiter*innen, die für die Augen des
Reisenden unsichtbar sind und keine Seite in den Reiseführern einnehmen,
entschieden, sich gegen ihr Unternehmen zu behaupten.

"Wir sind der unsichtbare Teil des Tourismus, wir sind unentbehrlich,
 ohne uns gibt es kein Hotel",



sagt Rocío Fernández, Gewerkschaftsdelegierte für die CNT bei
Hostalcarria. Rocio und ihre Kolleg*innen begannen am Mittwoch, den
25. Oktober, mit einem siebentägigen Streik. Die Streikposten stehen an der
Tür des Hostels Inter Plaza Mayor, einem 200 Jahre alten Gebäude in
einer der Fußgängerzonen, die das so berühmte Tourist*innenzentrum umgeben -
 und in der täglich Arbeitnehmer*innenrechte verletzt werden, wie die
"Kellys" anprangern.

"Wir haben beschlossen, im September eine Gewerkschaftsabteilung zu
 schaffen. Es herrschte absolute Verschwiegenheit. Am 15. Oktober
 erhielten wir ein Schreiben, in dem wir über unsere Entlassung informiert
 wurden, zum 30. Oktober. Sie sagen, dass sie den Service auslagern werden
 - und wir haben beschlossen, uns dem Kampf zu stellen",



sagt Rocio.

Dabei haben die Kolleg*innen wenig zu verlieren. Die Arbeiter*innen weisen
darauf hin, dass ihre Verträge nicht mit ihrer Eingruppierung oder den
geleisteten Arbeitsstunden übereinstimmen. Auch die vertraglich geregelten
Feiertage und Urlaubstage bei Krankheit von Familienangehörigen werden
nicht eingehalten.

"Mein erster Vertrag in Hostalcarria war für 14 Stunden, dann haben
 sie ihn offiziell auf 20 Stunden erhöht. Ich habe einen Mitbewohner, der
 neun Stunden auf dem Vertrag hat. Wir arbeiten in Wirklichkeit 30 Stunden
 und mein Gehalt beträgt 720 Euro. Wir haben Anspruch auf einen Monat
 Urlaub und 20 Urlaubstage im Winter. Wir haben die noch nie genossen. Ich
 konnte auch die vier Tage frei, auf die ich Anspruch hatte, nicht
 bekommen, als es bei meinem Vater gesundheitlich ernst wurde",



sagt die Gewerkschaftsvertreterin. Der Tropfen, der das Fass zum Überlaufen
brachte, war die Forderung des Unternehmens, Blanko-Unterschriften
abzugeben,

"damit sie es bei Ankunft der Inspektion nach Belieben ausfüllen
 können. Wenn wir nicht unterschreiben, würden sie Vergeltung üben. Hier
 haben wir gesagt, dass es reicht",



erklärt Rocio Fernández. Sie hatte mitverfolgt, wie die Kellys von
Exeo in Getafe einen Betriebsgruppe der CNT gegründet hatten.
Eines der Mitglieder, Alfonsi Asperilla, ist ihre Mutter. Sie beschloss,
sich gewerkschaftlich zu organisieren und ihren Kolleg*innen vorzuschlagen,
es ihr gleich zu tun. Die CNT stellte fest, dass die Kündigungen
durch Outsourcing des Dienstes illegal sind, da das Unternehmen
verpflichtet sei, Stellenersatz bei Wahrung der Vertragsbedingungen zu
schaffen. Die Basisgewerkschaft hat keinen Zweifel daran, dass Gerichte die
Kündigungen kassieren werden.

Streikposten und Streikbrecher*innen

In der Zwischenzeit wird versucht, Verhandlungen mit Streikpostenlinien mit
Infotischen vor verschiedenen Hotels und Hostels zu erzwingen. Am Sonntag,
den 28. Oktober, soll es eine Parade geben, danach soll weiter gestreikt
werden, wenn sich das Unternehmen nicht bewegen wird.

Dabei setzt das Unternehmen, wider dem Arbeitsrecht, Streikbrecher*innen
ein, die durch den betrieblichen Sicherheitsdienst geschützt werden. Diese
Rechtsbrüche wurden dokumentiert und gemeldet. Die Streikenden lassen sich
von solchen Praktiken nicht entmutigen. Rocio versichert:

"Wir werden behandelt wie das letzte Stück Scheiße, aber wir sind die
 unentbehrlichen. Wir werden nicht aufhören, wir sind arbeitslos und haben
 viel Zeit".



"Mit uns die Angst verlieren!"

Mittlerweile hat die CNT eine weitere Kampagne drauf gelegt. Unter
dem Motto: "Mit uns die Angst verlieren!" wirbt sie unter den Kellys
für gewerkschaftliche Organisierung und soziale Sicherheit in der
kämpferischen, syndikalistischen Gemeinschaft. Um "zurück zu gruseln" wird
dabei immer wieder auch auf Horrorkostüme und andere kreative Darstellungen
zurück gegriffen.

Die regulären Streikposten der CNT präsentieren sich dagegen mit der
schwarz-lilanen Fahne, die seit einigen Jahren, insbesondere seit dem
feministischen Generalstreik am 8. März 2018, für eine neuerliche,
handfeste Symbiose aus feministischen und syndikalistischen Analysen und
Kämpfen steht. Bei diesem Generalstreik waren über 5 Millionen Menschen in
Spanien für eine ganze Reihe feministischer Forderungen auf die Straße
gegangen. Bestreikt wurde dabei einerseits die Lohnarbeit im Betrieb, in
der sich das Patriarchat in Form von sexueller Belästigung, Niedriglohn,
Abwertung weiblich dominierter Branchen und Doppelbelastung, v.a. von
Frauen, täglich äußert. Bestreikt wurde aber auch die Reproduktionsarbeit,
d.h. die meist unbezahlte Sorge-, Beziehungs-, Haushalts- und Pflegearbeit,
die in der Regel unbezahlt von Frauen geleistet wird und doch
Grundbedingung für die Reproduktion der Ware Arbeitskraft und der
Gesellschaft überhaupt ist.

Während die sozialdemokratischen Gewerkschaften während des 8. März 2018
mit Desinformationskampagnen versuchten, den wirtschaftlichen Schaden für
die Unternehmen begrenzt zu halten und auf eine Begrenzung des Streiks für
2 Stunden eintraten, ermöglichten syndikalistische
Gewerkschaftsföderationen wie CNT, CGT und Solidaridad Obrera
mit ihren Aufrufen einen 24h-Streik, trotz teils enormer Repression für die
betreffenden Gewerkschaften.

Dieses ernsthafte Eintreten für den Feminismus haben viele nicht vergessen.
Es kam einerseits zu Eintrittswellen, v.a. von Frauen, in die genannten
Gewerkschaften, andererseits zu einer stärkeren Sensibilisierung
feministischer Netzwerke auf die Bereiche der Arbeitswelt und die
Wechselwirkungen von Kapitalismus und Patriarchat.

Der aktuelle Streik wird von vielen feministischen Gruppen medial begleitet
und unterstützt. Dabei wird nicht selten schon zum nächsten feministischen
Generalstreik am 8. März 2019 aufgerufen. Zu diesem haben auch die
Schwesterngewerkschaften der CNT in Argentinien, Kandada, den USA,
Griechenland, Italien, Polen und Deutschland Proteste und Streiks
angekündigt.
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Die Linken - auf ewig gespalten?

von Gerd Hainichsen



Mit der Bewilligung der Kriegskredite im Reichstag durch die Abgeordneten
der SPD 1914 wurde offensichtlich, dass die Auseinandersetzung innerhalb
der Partei in Richtung reformistischer Entwicklung entschieden war. Unter
dem Eindruck der russischen Revolution von 1917 strebten Sozialdemokraten
eine Abspaltung von der SPD an mit dem Ziel, den Krieg zu beenden. Nach
dessen Beendigung fehlte der Partei der "Kitt", der sie zusammenhielt.
Linke Kräfte in der Partei wollten eine Partei mit revolutionärem Ziel, das
heißt den Sturz des Kapitalismus in Deutschland, gründen. So entstand im
Januar 1919 die Kommunistische Partei Deutschlands (KPD).

War bisher die sachbezogene Diskussion strittiger Fragen innerhalb der
sozialdemokratischen Parteien gang und gäbe, so nahm die Auseinandersetzung
mit Andersdenkenden in den nun auch in anderen Ländern entstehenden
kommunistischen Parteien den Charakter von persönlichen Abrechnungen an.
Unter dem Einfluss der von Lenin in seinem Werk "Was tun?" begründeten
Konzeption der Parteien neuen Typs wurde die demokratische
Auseinandersetzung über politische Grundfragen mit persönlichen Angriffen
auf Personen verbunden, die sich Alternativen zum Entwicklungsmodell in
Russland und den Bolschewiki vorstellen konnten. Schon bald begann die
Verfolgung Andersdenkender auch in der KPD, die wie die sogenannte
Fischer-Maslow-Gruppe sich nicht mit einer Bolschewisierung der Partei
abfinden wollten und andere Wege zur Verwirklichung ihrer Vision von einer
besseren, gerechteren Welt gehen wollten.

Von nun an wurde in der gesamten kommunistischen Bewegung die Diskussion
von Standpunkten lebensgefährlich, die nicht mit der Linie der KPdSU
übereinstimmten. Auch nach dem Zweiten Weltkrieg wurden Todesurteile in den
Staaten Osteuropas gegen Andersdenkende ausgesprochen. In der
Tschechoslowakei, in Ungarn, Bulgarien, aber auch in der DDR wurden
Kommunisten unter Anklage gestellt, die der offiziellen Parteilinie
insbesondere hinsichtlich der Ausgestaltung der Parteien und des
Parteilebens und des Weges zu einer anderen Gesellschaft widersprachen.

In der BRD etablierte sich zwei Jahrzehnte nach dem Ende des Zweiten
Weltkrieges die SPD an der Macht (1966) und tat nichts gegen das seit 1956
in der BRD bestehende Verbot der KPD und die Berufsverbote gegen
Funktionäre und Aktivisten der KPD.

Mit dem Anschluss der DDR an die BRD schrumpfte die ehemalige
Regierungspartei SED von 2,2 Millionen Mitgliedern sehr schnell auf 400.000
und ihre Nachfolgerinnen PDS und später DIE LINKE auf 62.000 Mitglieder
(31.12.2017). Auch die SPD verlor trotz neuer Mitglieder aus den neuen
Bundesländern kontinuierlich an Mitgliedern. Im Dezember 2017 waren es noch
insgesamt 443 000. Die Zersplitterung linker Kräfte wurde mit der Gründung
von Bündnis 90/Die Grünen mit derzeit 65.000 Mitgliedern noch
offensichtlicher. Damit sind die linken Kräfte in der Gesellschaft zwar
nicht erschöpfend erfasst, dennoch rückt die Möglichkeit, eine Veränderung
der Gesellschaftsordnung über Wahlen und die Gewinnung einer Mehrheit der
demokratischen Kräfte zu erreichen, in immer weitere Ferne.

Auch die unterschiedlichen Positionen von Sozialdemokraten, Grünen und
Linken insbesondere in der Außenpolitik, besonders in der Haltung zur NATO,
und hinsichtlich der Ziele gesellschaftlicher Veränderungen, den Wegen zur
Erreichung dieser Ziele sowie in der Innenpolitik - in Bezug auf das
Verständnis, was soziale Gerechtigkeit ist und dabei wiederum insbesondere
die Haltung zu Hartz IV - lassen gemeinsames Handeln dieser Parteien in und
außerhalb der Parlamente nicht erwarten.

Gleichzeitig vertreten diese Parteien immer weniger Wähler. Repräsentierten
SPD, DIE LINKE und Bündnis 90/Die Grünen im Jahr 1994 bei den
Bundestagswahlen noch 37,4 Prozent der Wahlberechtigten, so waren es 2017
nur noch 29,2 Prozent der Wahlberechtigten.

Mit ihren organisatorischen Strukturen, der Vertretung von
Klientelinteressen, dem Fraktionszwang und so weiter entsprechen diese
Parteien nicht mehr den immer stärker sich differenzierenden Interessen der
Bürger. Es ist zu erwarten, dass zukünftig weitere kleine Parteien die
Fünfprozenthürde für die Vertretung im Bundestag überwinden werden.
Einheitliches Handeln demokratischer Kräfte im Parlament wird dadurch nicht
einfacher. Damit scheint die Parteiendemokratie sich ihrem Ende zu nähern.
Statt in Parteien wirken immer mehr Bürger lieber in Bürgerbewegungen,
regionalen Initiativen und Vereinen mit. Diese sind jedoch, genauso wie
Gewerkschaften, nicht in gesetzgebenden Körperschaften vertreten.

Die Zersplitterung linker Kräfte in der Gesellschaft, ihre
unterschiedlichen Ziele, ihre abnehmende Repräsentanz und Akzeptanz als
Parteien legen den Schluss nahe, dass Veränderungen in der Gesellschaft
kaum auf dem Weg der Einheit der bestehenden linken Parteien erreichbar
sein werden. Warum können übrigens nur Parteien Interessenvertreter der
Bürger im Parlament sein? Das Bundeswahlgesetz gestattet nur Parteien sich
zur Wahl zu stellen. Gesetze kann man ändern, dazu braucht man jedoch eine
Mehrheit im Parlament, und die wird mit steigender Zahl der im Parlament
vertretenen Parteien immer unwahrscheinlicher.

Inzwischen muss man der nicht nur von Sarah Wagenknecht vertretenen
Auffassung zustimmen, dass die demokratischen Kräfte in der BRD zurzeit
nicht in der Lage sind, auf Bundesebene regierungsbestimmend und damit
politikgestaltend zu sein. Es gibt eine Mehrheit in der Bevölkerung für
eine Friedenspolitik, für größere soziale Gerechtigkeit und mehr
Demokratie, diese spiegelt sich aber nicht wider in den
Mehrheitsverhältnissen in den gesetzgebenden Körperschaften Deutschlands.
Weder eine organisatorische Einheit der Linkskräfte, noch wenigstens
einheitliches beziehungsweise abgestimmtes politisches Handeln sind
gegenwärtig absehbar. Mindestens letzteres wäre aber für politische
Gestaltungsmacht auf Bundesebene unverzichtbar.

Bedarf es daher nicht eines neuen politischen Ansatzes, der sicherlich
nicht mehr auf der Basis von Parteien beruhen kann?

Eine wirkliche Veränderung der Gesellschaft hin zu mehr Demokratie und
sozialer Gerechtigkeit wird zukünftig sicher nur noch durch Bewegungen
möglich sein, die unterschiedlichste demokratische Kräfte bündeln können,
ohne selbst eine Partei zu sein.

Diese demokratische Bewegung sollte in erster Linie das Ziel verfolgen,
durch außerparlamentarische Aktivitäten Druck auf die gesetzgebenden
Körperschaften auszuüben. Durch gemeinsame Aktionen, durch Unterstützung
gemeinsamer Kandidaten auf den Listen von Parteien könnte die
demokratischen Kräfte Macht- und damit Veränderungsoptionen erlangen, ohne
dass eine organisatorische Einheit demokratischer Parteien hergestellt
wurde.

Auch heute noch geht die Auseinandersetzung darum, ob eine Veränderung der
Gesellschaft und die Erreichung einer größeren sozialen Gerechtigkeit auf
evolutionärem Wege möglich sind. Die Zukunft wird es zeigen. Bis dahin aber
können kleine Schritte gegangen werden, die den demokratischen Kräften
schließlich eine Machtoption geben werden, um dem zu erwartenden wachsenden
Widerstand des Großkapitals wirkungsvoll begegnen zu können. Dann werden
revolutionäre Veränderungen vielleicht auch auf friedlichem Wege möglich
werden.

Der Autor hat das Institut für Internationale Beziehungen in Moskau
(IMO) absolviert, arbeitet seit 1995 als Unternehmensberater für
Existenzgründer sowie kleine und mittlere Unternehmen und lebt in
Berlin.
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Umfassende Eskalation im US-Wirtschaftskrieg gegen China

Von Nick Beams

2. November 2018



Die USA verschärfen mittlerweile fast täglich ihren Wirtschaftskrieg gegen
China. Diese Woche vollzogen sich in nur zwei Tagen drei umfassende
Entwicklungen: die Drohung mit einer Ausweitung bereits eingeführter Zölle,
das Verbot von Geschäften mit einem chinesischen Hightech-Konzern und die
Anklagen gegen zehn Personen aus China wegen angeblichen Diebstahls von
Luftfahrttechnologie.

Am Dienstag bestätigte Präsident Trump faktisch einen Bericht von
Bloomberg, laut dem er Zölle auf weitere Waren im Wert von 267 Milliarden
Dollar einführen werde, falls er bei seinem Treffen mit dem chinesischen
Präsidenten Xi Jinping am Rande des G20-Gipfels in Buenos Aires Ende
November kein zufriedenstellendes Angebot erhalte.

In einem Interview auf Fox News gab sich Trump zuversichtlich, er könne
einen "großartigen Deal" mit China abschließen. Er fügte hinzu: "Es warten
weitere 267 Milliarden, wenn wir zu keinem Ergebnis kommen." Die Maßnahmen
kämen zu den bisherigen Zöllen von 25 Prozent auf Industriegüter im Wert
von 50 Milliarden Dollar sowie den 10-prozentigen Zoll auf Exportgüter im
Wert von 200 Milliarden Dollar hinzu, die Anfang nächsten Jahres auf 25
Prozent steigen sollen.

Einen Tag vor Trumps Drohung mit einer Eskalation des Zollkriegs hatte das
US-Handelsministerium mit empfindlichen Einschränkungen für US-Konzerne
gedroht, die mit dem chinesischen Halbleiterhersteller Fujian Jinhua
Geschäfte machen. Als Gründe für dieses Verbot nannte das Ministerium
Erwägungen zur "nationalen Sicherheit".

Das Handelsministerium erklärte bei der Bekanntgabe seiner Entscheidung, es
habe sich für eine Begrenzung der Exporte an Fujian Jinhua entschieden,
weil von dem Unternehmen "ein beträchtliches Risiko ausgeht". Es könne
künftig "in Aktivitäten verwickelt sein, die den Sicherheitsinteressen der
USA abträglich sind."

Weiter erklärte das Ministerium, das Unternehmen "werde bald beträchtliche
Produktionskapazitäten für Random-Access-Memory-Schaltkreise (DRAM)
aufgebaut haben". Zudem bedrohe auch die sonstige Produktion, die
"wahrscheinlich" auf "ursprünglich amerikanischer Technologie" basiere,
langfristig "die wirtschaftliche Überlebensfähigkeit von amerikanische
Produzenten dieser essenziellen Komponenten amerikanischer Militärsysteme".

Handelsminister Wilbur Ross erklärte: "Wenn ein ausländisches Unternehmen
Aktivitäten nachgeht, die unseren nationalen Sicherheitsinteressen schaden,
werden wir entschlossen handeln, um unsere nationale Sicherheit zu
schützen."

Das Handelsministerium hat Fujian Jinhua auf eine spezielle Liste von
"Körperschaften" gesetzt. Das bedeutet, dass "für alle Exporte, Rückexporte
und Transfers von Waren, Software und Technologie" eine Lizenz notwendig
ist. Bei diesbezüglichen Anfragen werde man grundsätzlich "von der Annahme
ausgehen, dass eine Ablehnung erfolgen wird".

Das Verbot von Fujian Jinhua wurde mit einem früheren Verbot von Anfang des
Jahres gegen das chinesische Telekommunikationsunternehmen ZTE verglichen,
das später von Trump aufgehoben wurde. Tatsächlich ist der aktuelle Fall
jedoch etwas ganz anderes. Der Grund für das Vorgehen gegen ZTE war die
Behauptung, das Unternehmen habe nicht in ausreichendem Maße Strafmaßnahmen
gegen leitende Mitarbeiter verhängt, die in Verstöße gegen amerikanische
Verbote von Geschäften mit dem Iran und Nordkorea verwickelt gewesen seien.

Das Vorgehen gegen Fujian Jinhua hingegen richtet sich gegen Pekings
Bemühungen, im Rahmen des Programms Made in China 2025 Hightechfirmen
aufzubauen. Das Programm ist einer der zentralen Pfeiler von Pekings
Wirtschaftspolitik.

Alicia Garcia Herrero, eine auf China spezialisierte Ökonomin der
französischen Investmentbank Natxis, erklärte gegenüber dem Wall Street
Journal: "Was die USA jetzt tun, könnte sich auf alles erstrecken, was
als hochmoderne Technologie wahrgenommen wird. Nach dem Willen der USA
sollte China über solche Technologie nicht mehr verfügen. Das ist etwas
ganz anderes als der Fall von ZTE."

Fujian Jinhua ist eines von drei Unternehmen, die von der chinesischen
Regierung umfangreiche Fördergelder beziehen. Es wird im Rahmen eines Plans
gefördert, der eine Produktionssteigerung von hochmodernen Chips zum Ziel
hat. Das Unternehmen wurde 2016 mit Unterstützung durch die
Provinzregierung von Fujia gegründet und hat eine Fabrik mit über 1.000
Beschäftigten aufgebaut, um Speicherchips in Massenproduktion herzustellen.
Allerdings ist bei Design und Entwicklung seiner Komponenten von mehreren
amerikanischen Konzernen abhängig. Das Verbot bedeutet, dass diese
Operationen de facto auf Eis liegen.

Auf seiner Website erklärt das Unternehmen, es sei in eine Blaupause für
die Entwicklung der Halbleiterindustrie unter Chinas jüngstem
Fünfjahresplan einbezogen, der im Jahr 2016 auf direkte Anregung von Xi
Jinping begann. Es befindet sich in einer juristischen Auseinandersetzung
mit dem US-Konzern Micron, der das Unternehmen des Diebstahls seiner
Technologie bezichtigt.

Die chinesische Regierung will bis 2027 schätzungsweise 150 Milliarden
Dollar in die Chipproduktion des Landes stecken. Eines ihrer unmittelbaren
Ziele besteht darin, den Import von Halbleitern bis 2020 um die Hälfte zu
senken.

Die Umstände des Vorgehens gegen Fujian Jinhua stehen beispielhaft für die
Absichten der Trump-Regierung. Das Werk des Unternehmens, dessen Wert auf
etwa 5,7 Milliarden Dollar geschätzt wird, entsteht in Jinjiang, einer
Stadt im Osten der Provinz Fujian, die bisher für ihre Schuhproduktion
bekannt war.

Ginge es nach der Trump-Regierung, so könnte China weiterhin eine Rolle in
der Weltwirtschaft spielen, solange es sich auf billige Verbrauchsgüter wie
Schuhe, Kleidung und Möbel beschränkt und sich weiterhin als eine Art
Halbkolonie den USA unterwirft.

Im Mittelpunkt der Politik des Xi-Regimes steht es jedoch, China aus dieser
Abhängigkeit zu befreien und Hightech-Bereiche wie Telekommunikation,
Robotik und künstliche Intelligenz zu entwickeln und das Land auf eine
höhere Position in der Wertschöpfungskette zu bringen. Die USA betrachten
dies als existenzielle Bedrohung für ihre wirtschaftliche und militärische
Überlegenheit und haben deshalb beschlossen, gegen einen der vermeintlichen
Schwachpunkte der chinesischen Wirtschaft und der langfristigen Pläne des
Regimes vorzugehen.

Zwar stammen 50 Prozent der weltweiten Smartphone-Exporte aus China, doch
das Land importiert 90 Prozent der benötigten Halbleiter. Letztes Jahr hat
China 260 Milliarden Dollar für den Import von Chips ausgegeben. Die USA
sind entschlossen zu verhindern, dass es sich aus dieser Abhängigkeit
befreit.

Während das Handelsministerium seine Strafmaßnahmen gegen Fujian Jinhua
ankündigte, verschärfte das Justizministerium die Offensive an einer
anderen Front. Es begann Verfahren gegen zehn chinesische
Geheimdienstoffiziere und angebliche Mitverschwörer bei Hacker-Operationen,
die auf amerikanische und europäische Technologie für Flugzeugturbinen
abzielten. Darüber hinaus wurde letzten Monat ein angeblicher chinesischer
Spion aus Belgien ausgewiesen, weil er angeblich versucht habe,
Handelsgeheimnisse im Zusammenhang mit Flugzeugturbinen zu stehlen.

Der Vorsitzende der Abteilung für nationale Sicherheit im
Justizministerium, John Demer, erklärte zu den jüngsten Anklagen: "Das ist
nur der Anfang. Gemeinsam mit unseren staatlichen Partnern werden wir
unsere Bemühungen verdoppeln, um Amerikas Erfindergeist und Investitionen
zu schützen."

Die Tatsache, dass es in nur zwei Tagen zu Drohungen mit weiteren Zöllen,
umfangreichen Maßnahmen gegen ein Hightech-Unternehmen und zu Anklagen
gegen mutmaßliche Technologiespione kam, ist kein Zufall. Vielmehr deutet
es darauf hin, dass die Regierung beschlossen hat, den Wirtschaftskrieg
gegen den aus ihrer Sicht wichtigsten Rivalen zu verschärfen.

US-Vizepräsident Mike Pence deutete diese Eskalation bereits in einer Rede
am 4. Oktober an. Der Wirtschaftskommentator der Financial Times,
Martin Wolf, bezeichnete diese Rede in seiner Kolumne vom 31. Oktober als
"das bisher wichtigste Ereignis im Jahr 2018".

Er erklärte, Pence habe darin Amerikas Absicht ausgedrückt, sich China "in
allen Fragen" entgegenzustellen, von der Einmischung in die amerikanische
Politik über den angeblichen Diebstahl geistigen Eigentums bis hin zur
Handels- und Investitionspolitik, zu Cyberangriffen, Schuldendiplomatie,
Sicherheit und Zensur. Das Ziel dabei sei es, "Amerikas wirtschaftliche und
strategische Beziehung zu China neu zu definieren" und "Amerika endlich an
erste Stelle zu setzen."

Wolf ging zurück bis zum Ausbruch des Ersten Weltkriegs, der das Ergebnis
von Großmachtpolitik war, und zitierte mehrere Autoren, laut denen der
derzeitige Konflikt zwischen China und den USA zum Krieg führen werde.
Diese Prophezeiungen seien, laut Wolf, möglicherweise "realistisch".

Dann nannte er eine Reihe von Möglichkeiten, wie man mit der globalen
Rivalität umgehen könne. Doch sämtliche dieser Möglichkeiten beinhalten
Zugeständnisse vonseiten der USA an das Wirtschaftswachstum und die
Expansion Chinas. Wie die Ereignisse selbst zeigen, ist dies das
unrealistischste aller Szenarien.

Wolf schrieb, es wäre "wahnsinnig", das gleiche Verhalten an den Tag zu
legen, das zum Ausbruch des Kriegs führte. Doch die Ursache dieses
Wahnsinns ist nicht die Geisteshaltung von Donald Trump und anderen in
seiner Regierung, deren Politik durch eine intelligentere ersetzt werden
könnte. Er ist das Ergebnis objektiver Prozesse, deren Ursache im Wahnsinn
des globalen kapitalistischen Systems liegt. Der Widerspruch zwischen der
globalen Entwicklung der Produktivkräfte und der Aufteilung der Welt in
rivalisierende Nationalstaaten und Großmächte, die um Profite, Märkte und
Rohstoffe kämpfen, nimmt immer explosivere und bedrohlichere Formen an.
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OSSIETZKY/1026: Es droht kein Kalter Krieg


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 21 vom 27. Oktomber 2018

Es droht kein Kalter Krieg

von Ralph Hartmann



Im Geheimen, unerwartet und damit völlig überraschend trafen sich die
Staats- und Regierungschefs der 32 europäischen Länder sowie der USA
und Kanadas und verabschiedeten einstimmig ein spektakuläres Dokument.
Darin heißt es: "Das Zeitalter der Konfrontation und der Teilung
Europas ist zu Ende gegangen. Wir erklären, dass sich unsere
Beziehungen künftig auf Achtung und Zusammenarbeit gründen werden
[...] Nun, da Europa am Beginn eines neuen Zeitalters steht, sind wir
entschlossen, die freundschaftlichen Beziehungen und die
Zusammenarbeit [...] auszuweiten und zu festigen sowie die
Freundschaft zwischen unseren Völkern zu fördern [...] Zur Lösung
wirtschaftlicher, sozialer, umweltbezogener, kultureller und
humanitärer Probleme haben wir die feste Absicht, den politischen
Konsultationsprozess zu verstärken und die Zusammenarbeit zu
erweitern. Diese gemeinsame Entschlossenheit und die wachsende
gegenseitige Abhängigkeit werden dazu beitragen, das jahrzehntelange
Misstrauen zu überwinden, die Stabilität zu festigen und ein geeintes
Europa aufzubauen."

Bedauerlicherweise fand das Treffen nicht dieser Tage statt, sondern
am 21. November 1990 in Paris, und geheim war es nicht. Die zitierten
Sätze stammen aus der "Charta von Paris für ein neues Europa". Lang,
lang ist es her! Wenn heute von Europa gesprochen wird, dann endet es
nicht mehr am Ural, sondern an der russischen Westgrenze zwischen St.
Petersburg und Rostow. Russland bleibt ausgeschlossen. Aber nicht nur
das, es gibt bekanntlich auch noch andere kleine Veränderungen. Unter
der Maxime, was kümmern uns die feierlichen Worte und die Zusagen von
1990, hat sich der friedfertige NATO-Pakt Schritt für Schritt Russland
genähert und sichert den europäischen Frieden an dessen Grenzen.
Raketenabwehrsysteme in Rumänien und in Polen helfen, das elende
"Gleichgewicht des Schreckens" aus der bedrohlichen Balance zu
bringen. Wer wie Jugoslawien aus der Reihe tanzte, für den hatte man
einige treffsichere Bomben und Marschflugkörper sowie albanische
Freiheitskämpfer, denen das serbische autonome Gebiet Kosovo
verdientermaßen geschenkt wurde. Wie total anders und brutal verhielt
sich Russland gegenüber der Krim, die mittels eines Referendums ihrer
Bewohner und ohne einen einzigen Schuss heim ins russische Reich
geholt wurde, dem es seit der Herrschaft von Katherina der Großen mehr
als anderthalb Jahrhunderte angehört hatte (vgl. Ossietzky
20/2018). Eine solche Missetat, unsere Kanzlerin nannte sie
verständlicherweise eine "verbrecherische Annexion", musste
unweigerlich mit schweren Sanktionen geahndet werden.

So kam denn, was kommen musste. Die Friedensbotschaft von Paris, mit
der das Ende des Kalten Krieges verkündet worden war, ist vergessen,
und es mehren sich die Stimmen, die gar meinen, der Kalte Krieg drohe
zurückzukehren. Bereits im April fragte das ZDF besorgt: "Droht
ein neuer Kalter Krieg?" Der Kommentator, der NATO-Experte Christian
Mölling, wollte aber davon nicht sprechen. Dagegen meinte der
Journalist Marc Beise zwei Monate später in der Süddeutschen
Zeitung: "Heute ist die Gefahr real, dass der Kalte Krieg
zurückkehrt." Wer hätte das gedacht? Freilich gibt es in jüngster Zeit
zwischen den NATO-Staaten und Russland kleine Reibereien, die das
internationale Klima ein wenig mehr eintrüben.

Polen zum Beispiel hat die Vereinigten Staaten Mitte September
ersucht, auf seinem nationalen Boden eine permanente US-Militärbasis
zu stationieren. Warschau, so der polnische Präsident Andrzej Duda,
sei bereit, die Kosten - zwei Milliarden Dollar - zu übernehmen.
US-Präsident Donald Trump erklärte kurz danach, Washington ziehe
Warschaus Bitte ernsthaft in Betracht. Die russische Reaktion ließ
nicht lange auf sich warten: Der russische Vize-Außenminister
Alexander Gruschko verurteilte das Vorhaben entschieden. Er betonte,
dass die NATO-Russland-Grundakte "die permanente Stationierung
wesentlicher Kampfkräfte" in Osteuropa verbiete. Der Bau des
Stützpunktes zerstöre die Grundakte. Zugleich warnte er vor einem
explosiven Gemisch aus "feindlicher Propaganda, feindlicher Politik
und feindlicher Militärplanung".

Einen Monat zuvor waren Details zum NATO-Großmanöver "Trident Juncture
2018" bekannt geworden, das vom 25. Oktober bis zum 7. November 2018
in Norwegen, auch in Nähe zur russischen Grenze, statffindet. Mit mehr
als 44.000 teilnehmenden Soldaten sowie etwa 130 Flugzeugen, 70
Schiffen und mehr als 10.000 Fahrzeugen ist es die größte Militärübung
der NATO seit 1990. Die Bundeswehr stellt mit rund 10.000
Uniformierten, mit 30 Kampfpanzern vom Typ "Leopard 2", 75
Schützenpanzern der Modelle "Marder" und "Boxer" sowie zehn
"Panzerhaubitzen 2000" eines der größten Kontingente.

Mit enormem Eifer und immensen Investitionen bereiten sich die
NATO-Staaten und Russland auf einen Cyber-Krieg vor. Einen kleinen
Vorgeschmack gab es Anfang Oktober, als eine Lawine von
Anschuldigungen der USA, Großbritanniens, der Niederlande und Kanadas
auf Russland stürzte, dessen Militärgeheimdienst für eine weltweite
Serie bösartiger Cyber-Angriffe verantwortlich sein soll. Russland
wies die Vorwürfe als Medienkampagne, der sich auch die Bundesrepublik
angeschlossen hatte, zurück. Wenig später berichtete die Sunday
Times, dass das britische Verteidigungsministerium massive
Hackerattacken auf Energieversorgungssysteme in Russland erwäge, um
auch "dem Kreml das Licht abzudrehen". Das geschehe allerdings nur im
Falle einer Aggression Moskaus.

Während einer Zusammenkunft mit US-amerikanischen Energie-Lobbyisten
Ende September sprach US-Innenminister Ryan Zinke von einer
Seeblockade gegen Russland - um die Energieversorgung im Nahen Osten
wie in Europa zu kontrollieren. Wörtlich erklärte er: "Die Vereinigten
Staaten haben diese Fähigkeit mit unserer Marine, um sicherzustellen,
dass die Seewege offen sind, und, wenn nötig, um zu blockieren."
(https://deutsche-wirtschaffts-nachrichten.de) Moskau
reagierte umgehend. Der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses der
Staatsduma, Alexej Puschkow, erklärte knapp und klar: "Eine
US-Blockade gegen Russland wäre gleichbedeutend mit einer
völkerrechtlichen Kriegserklärung." (https:/deutsch.rt.com)

Nahezu zeitgleich drohte die US-Botschafterin bei der NATO, Kay Bailey
Hutchison, auf einer Pressekonferenz im NATO-Hauptquartier in Brüssel
Russland mit Militärschlägen. Moskau entwickle neue Waffensysteme, mit
denen es den Vertrag von 1987 über nukleare Mittelstreckensysteme
verletze, der noch zwischen der Sowjetunion und den USA geschlossen
wurde. Als ein Journalist fragte, was die USA dagegen zu unternehmen
gedenken, verzichtete die US-Gesandte auf diplomatische Wortakrobatik
und erklärte unmissverständlich: "Die Gegenmaßnahme wäre, die Raketen
auszuschalten [...] Sie wurden in Kenntnis gesetzt." Dieses Mal
reagierte das Mitglied des Verteidigungs- und Sicherheitsausschusses
im russischen Föderationsrat Franz Klinzewitsch: "Es entsteht der
Eindruck, dass das US-Establishment verrückt geworden ist. [...] Vor
einigen Tagen drohte der US-Innenminister Russland mit einer
Seeblockade, und jetzt schloss die US-Botschafterin bei der NATO
Schläge gegen russische Raketenkomplexe nicht aus. Aber meine Damen
und Herren - das wäre doch Krieg! Verstehen Sie das etwa nicht?"
(https.//de.sputniknews.com)

Die Charta von Paris über die Schaffung einer neuen friedlichen
Ordnung in Europa und die Beendigung der Ost-West-Konfrontation wurde
vor 28 Jahren feierlich unterzeichnet. Mittlerweile kräht kein Hahn
mehr nach ihr. Sie bleibt ein historisches Dokument in den Archiven
der internationalen Politik, und wenn es beliebt, kann sie auch als
Altpapier geschreddert werden. Droht nun, wie viele fragen, ein neuer
Kalter Krieg? Mitnichten. Er ist längst im vollen Gange. Was droht,
das ist ein heißer Krieg mit unvorstellbaren katastrophalen Folgen für
unseren verwundbaren kleinen Planeten und die gesamte Menschheit.
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DOKUMENTATION/1561: WDR - Der lange Abschied von der Kohle, 3.11.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Der lange Abschied von der Kohle

Samstag, 03.11.2018, 23.25 - 00.55 Uhr, WDR Fernsehen



Das Ruhrgebiet ist in vielerlei Hinsicht "auf Kohle gebaut". Wenn im
Dezember 2018 die letzten Tonnen Steinkohle gefördert und die letzten
beiden Zechen geschlossen werden, dann geht viel mehr zu Ende als nur
ein großes Kapitel der Industriegeschichte. Der Bergbau hat über viele
Jahrzehnte die Landschaft und die Menschen geprägt, ihre Mentalität
und Alltagskultur. Die unverkennbare Identität des Ruhrgebiets hat
auch heute noch, nach langen, harten Jahren des Strukturwandels, viel
mit Kohle zu tun.

Der Filmemacher Werner Kubny schlägt in seinem Dokumentarfilm den
Bogen von den 1950er Jahren, als die Kohleförderung ihren Höhepunkt
erreichte, bis zum endgültigen Aus. Er erinnert an die Zeit, als der
Bergbau der Motor des bundesdeutschen Wirtschaftswunders war und mit
der Montanunion zur Keimzelle eines geeinten Europas wurde, an den
Beginn der Zechenschließungen, die vielen Kämpfe der Bergleute um den
Erhalt ihrer Arbeitsplätze und die Gründung der RAG, deren wesentliche
Aufgabe es war und ist, die permanente Reduzierung der Standorte
sozial abzufedern.

Der Film begleitet Bergleute bei ihrer Arbeit unter und über Tage und
beobachtet ihren persönlichen Abschied von der Kohle, von der
besonderen Atmosphäre aus Kameradschaft und Solidarität, die sie alle
beschwören. Er geht aber auch an die Orte, wo die Zukunft nach dem
Bergbau schon längst begonnen hat, wo das Erbe der Kohle mit
Nachbergbau, Industriekultur und der Neubelebung ehemaliger
Zechenstandorte auch künftig das Ruhrgebiet unverwechselbar machen
soll.

 * 
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DOKUMENTATION/1560: ZDF - planet e. Themen vom am 04.11. bis 09.12.2018 (ZDF)


planet e.

Infraschall – Unerhörter Lärm

Sonntag, 4. November 2018, 16.30 Uhr / sonntags 16.30 Uhr

Inhalt:

– planet e.: Die nächsten Sendungen / Sendetermine und Stab

– planet e.: Infraschall – Unerhörter Lärm

– planet e.: Der Wert der Artenvielfalt – 1. Äthiopien

– planet e.: Der Wert der Artenvielfalt – 2. Peru

– planet e.: Vanille – Die Jagd nach dem braunen Gold

– planet e.: Der Kampf um die Kohle

– Infos zu "planet e."

– planet e. – Die bisherigen Sendungen



Sonntag, 4. November 2018, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Infraschall – Unerhörter Lärm
Film von Birgit Hermes

Produktion: ZDF
Redaktion: Michael Wiedemann
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 11. November 2018, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Der Wert der Artenvielfalt – 1. Äthiopien


Sonntag, 18. November 2018, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Der Wert der Artenvielfalt – 2. Peru
Film von Axel Gomille

Produktion: ZDF
Länge: 2 x 30 Minuten


Sonntag, 25. November 2018, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Vanille – Die Jagd nach dem braunen Gold
Film von Andreas Ewels und Norbert Porta

Produktion: Scientific Documentations
Redaktion: Birgit Hermes
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 9. Dezember 2018, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Der Kampf um die Kohle – Wie schafft Deutschland den Ausstieg?
Film von Anja Utfeld und Stefan Hanf

Produktion: macondo Medien GmbH
Redaktion: Susanne Biedenkopf-Kürten
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

planet e.: Infraschall – Unerhörter Lärm

Infraschall ist Schall mit Frequenzen unter 20 Hertz. Er entsteht in der Natur, aber auch durch technische Einrichtungen. Infraschall überwindet viele Kilometer, durchdringt Mauern.

In den vergangenen Jahren haben sich Ärzte und Wissenschaftler vermehrt mit Infraschall technischen Ursprungs – zum Beispiel aus Windenergieanlagen – befasst. Denn mit der Energiewende und dem Ausbau der Windkraft nimmt die Belastung aus diesen Quellen zu.

Menschen, die in der Nähe von Windenergieanlagen leben, klagen häufig über Schlafstörungen, Schwindel, Kopfschmerzen und Konzentrationsstörungen. Nicht selten als verrückt abgetan, bleibt ihnen meist nichts anderes, als die Gegend zu verlassen. Aus der Medizin und Wissenschaft mehren sich jedoch die Hinweise, dass nicht nur Tiere, sondern auch Menschen in der Lage sind, Infraschall unterhalb der Hörgrenze wahrzunehmen. Es konnte gezeigt werden, dass bestimmte Regionen des Gehirns unter dem Einfluss von Infraschall aktiviert werden, darunter Regionen, die an der Verarbeitung von Stress und Emotionen beteiligt sind. Aktuell untersuchen Wissenschaftler des Universitätsklinikums Eppendorf, wie Infraschall den Schlaf beeinflusst.

Ein Team aus Wissenschaftlern und Ärzten der Universitätsklinik Mainz geht der Frage nach, welchen Effekt Infraschall auf die Leistung des Herzmuskels hat. Die bisherigen Experimente des Mainzer Teams weisen klar darauf hin, dass Infraschall die Leistung des Herzmuskels reduziert. Weltweit durchgeführte Versuche des Militärs, Infraschall als nicht-letale Waffe einzusetzen, sind ein weiteres Indiz dafür, dass dieser tieffrequente Lärm einen negativen Effekt auf Menschen hat.

Das Robert-Koch-Institut hat bereits 2007 auf die mögliche Gefahr durch Infraschall hingewiesen. Ebenso bilanziert die "Machbarkeitsstudie" von 2014 des Umweltbundesamtes, "dass negative Auswirkungen von Infraschall im Frequenzbereich unter zehn Hertz auch bei Schalldruckpegeln unterhalb der Hörschwelle nicht ausgeschlossen sind".

Dennoch gibt es bis heute für den Frequenzbereich unter 20 Hertz keine Mess-Norm, die die Schallbelastung durch Windenergieanlagen ungeschminkt darstellen würde. Im Gegenteil: Behördlicherseits wird eine Mess-Norm angewandt, die die Infraschall-Emissionen von Windenergieanlagen zum Teil wegfiltert und durch Mittelungen sogenannte "tonale Spitzen" weitgehend wegglättet.

Wie die Emissionen von Windenergieanlagen im Infraschallbereich wirklich aussehen und wie weit sie reichen, zeigte die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) bereits im Jahr 2004. Der BGR obliegt von deutscher Seite aus die Aufgabe, die Einhaltung des umfassenden Kernwaffenteststopp-Abkommens (CTBT – Comprehensive Nuclear-Test-Ban Treaty) zu kontrollieren. Zu diesem Zweck betreibt die Bundesanstalt mehrere Messstationen, von denen zwei Stationen Infraschall registrieren. Um eine Störung der Messung zu vermeiden, ermittelte die BGR den Abstand, den die Messinstrumente von Windenergieanlagen haben müssen, und folgerte: "In der Regel sollte ein Abstand von etwa 20 Kilometern zwischen Station und Windpark eingehalten werden, um eine ungestörte Registrierung und Detektion transienter akustischer Signale zu gewährleisten." Ein Abstand, von dem die Anrainer von Windparks nur träumen dürften.

"planet e." begleitet Wissenschaftler, Ärzte, Ingenieure und Betroffene und konfrontiert Skeptiker mit dem Thema "Infraschall".

 * 

planet e.: Der Wert der Artenvielfalt – 1. Äthiopien

Weltweit wird das massive Verschwinden von Pflanzen und Tieren beklagt, liefert das Artensterben Schlagzeilen. Wozu überhaupt brauchen wir eigentlich Artenvielfalt? Wenn Lebensräume zerstört werden, verschwinden auch sauberes Wasser, fruchtbare Böden und frische Luft. All das, was wir Menschen zum Überleben brauchen. "planet e." zeigt Beispiele aus Äthiopien und Peru.

Eine spektakuläre Gebirgslandschaft, die seltenste Wildhund-Art der Erde und Pflanzen mit Riesenwuchs: Der Bale-Mountains-Nationalpark im Hochland Äthiopiens ist außerordentlich artenreich und vielfältig. Das Gebirge erhebt sich bis auf knapp 4400 Meter und ist der größte verbliebene alpine Lebensraum auf dem afrikanischen Kontinent. Bale ist ein Fenster in die Vergangenheit – so sahen die Hochgebirge Afrikas aus, bevor der Mensch auch diese Gebiete im großen Stil verändert hat. Aber noch jagen die extrem seltenen Äthiopischen Wölfe in den weiten Graslandschaften. Nur rund 500 dieser Tiere existieren noch in freier Natur – alle in Äthiopien. Noch etwas häufiger sind die eleganten Bergnyalas, eine Antilopenart, die in den üppigen Nebelwäldern lebt. Viele bedrohte Tier- und Pflanzenarten kommen nur noch im Äthiopischen Hochland vor. Sie leben wie auf einer Insel inmitten eines Kontinents, der von Krisen und Problemen geplagt ist.

Der Nationalpark ist jedoch auch für die Bevölkerung sehr wichtig, denn dort entspringen mehrere Flüsse. Die Bale-Berge versorgen ungefähr zwölf Millionen Menschen im südlichen äthiopischen Tiefland, Somalia und Teilen Kenias ganzjährig mit Wasser. Das Gebirge kann seine Funktion als Wasserspeicher aber nur erfüllen, wenn der letzte Wald nicht auch noch abgeholzt wird. Doch immer mehr Menschen drängen in die Berge und zerstören für Vieh und Äcker die letzten Flächen mit natürlicher Vegetation. Und so ist um das Juwel der Bale-Berge ein heftiger Konflikt entbrannt. Wessen Rechte sind wichtiger – die die Landbevölkerung oder die der wilden Tiere?

Dr. Christof Schenck, Direktor der Zoologischen Gesellschaft Frankfurt, und sein Team aus internationalen Wissenschaftlern und Naturschützern versuchen gemeinsam Lösungen zu finden. So muss es eine strikte Kontrolle von Holzeinschlag geben. Haushunde, die Tollwut und Staupe auf die Äthiopischen Wölfe übertragen und deren Bestand dezimieren, werden in aufwendigen Aktionen geimpft. Immer mehr Menschen siedeln unerlaubt im Schutzgebiet und lassen dort auch ihr Vieh weiden, das die äthiopischen Behörden dann beschlagnahmen. Den Menschen werden jedoch auch alternative Einkommensquellen angeboten, bei denen die Umwelt nicht zerstört wird, wie etwa Honigsammeln.

Das Dilemma der Bale-Berge ist das Dilemma Afrikas. Wenn es nicht gelingt, Ökosysteme mit einer Schlüsselfunktion zu erhalten, werden nicht Tausende, sondern Millionen Menschen darunter leiden. Sollte sich die Lebenssituation im Äthiopischen Tiefland durch Wassermangel weiter verschlechtern, werden sich die Menschen zwangsläufig auf die Wanderschaft begeben müssen. Dorthin, wo ein Leben noch möglich ist und sie ihre Familien ernähren können. Der Weg nach Norden Richtung Europa wäre dann für sie eine der möglichen Routen.

 * 

planet e.: Der Wert der Artenvielfalt – 2. Peru

Der Manu-Nationalpark in Peru gehört zu den Kronjuwelen im internationalen Naturschutz. Getrieben durch die Bankenkrise bedrohen illegale Goldwäscher das Weltnaturerbe. Nirgendwo auf der Erde wurden mehr Arten wildlebender Tiere und Pflanzen dokumentiert als im peruanischen Manu-Nationalpark. Darunter auch rund zehn Prozent aller weltweit bekannten Vogelarten. Farbenprächtige Papageien und schillernde Kolibris gehören zu den bekanntesten Vertretern. Jaguare und Tapire schleichen durch die Wälder, während Riesenotter und Kaimane in den Gewässern jagen. Der Manu-Nationalpark in Peru ist größer als Sachsen und überwindet zwischen den östlichen Ausläufern der Anden und dem Tiefland des Amazonas eine Höhendifferenz von rund 4000 Metern. Gebirge, Bergwälder und ein riesiger Tieflandregenwald kennzeichnen die Region. Es ist "der" Hotspot der Artenvielfalt, daher wurde das Gebiet bereits vor dreißig Jahren von der UNESCO zum Weltnaturerbe erklärt.

Diese Superlative und der bestehende Schutz sollten ausreichen, um das Gebiet zu erhalten. Doch die Bankenkrise und das daraus resultierende niedrige Zinsniveau ließen Banker und Privatleute nach krisensicheren Kapitalanlagen suchen: Gold! Seitdem strömten Zehntausende illegale Goldwäscher in die Umgebung des Nationalparks, Regenwald wird gerodet, der Lebensraum der Tiere verschwindet. Zur Gewinnung des Edelmetalls wird Quecksilber verwendet, das die Flüsse verseucht und sowohl Wildtiere als auch Menschen vergiftet. Zurück bleibt eine unbewohnbare Mondlandschaft. Eine weitere Gefahr stellen illegale Plantagen von Coca-Sträuchern dar, aus denen Kokain für den Drogenhandel gewonnen wird. Weitere Regenwaldzerstörung und die Ausbreitung von Gewalt sind die Folge. Das Paradies ist bedroht, doch mafiöse Strukturen und Korruption erschweren es den Behörden, durchzugreifen.

Für Dr. Christof Schenck, Direktor der Zoologischen Gesellschaft Frankfurt, sind diese Entwicklungen besonders schmerzlich. Vor rund dreißig Jahren baute er in Manu ein vorbildliches Projekt zur Erforschung und zum Schutz der stark bedrohten Riesenotter auf, das noch heute fortgeführt wird – inzwischen von peruanischen Biologen. Der Erfahrungsschatz des Biologen Christof Schenck ist enorm. Er weiß, was es heißt, mit den Knöcheln im Schlamm zu stecken, während einen die Moskitos aussaugen. Doch auch als Manager der Zoologischen Gesellschaft Frankfurt kennt er sich bestens aus. Heute ist er einer der führenden Köpfe, wenn es um den Erhalt der Artenvielfalt geht. Der Versuch, die Zerstörung der Manu-Region zu stoppen, wird eine große Herausforderung für ihn und sein internationales Team. Wenn es nicht gelingt, das artenreichste Gebiet der Erde zu bewahren, eine biologische Schatzkammer und ein Naturerbe der gesamten Menschheit – was dann?

 * 

planet e.: Vanille – Die Jagd nach dem braunen Gold

Vanille gilt als Königin der Gewürze und ist insbesondere in der Weihnachtsbäckerei unverzichtbar. So giert der internationale Markt nach dem braunen Gold. Die Preise der Vanille steigen seit einigen Jahren extrem. Madagaskar, der weltgrößte Exporteur der Schote, hat mit dramatischen Folgen zu kämpfen. Der Kampf um die Vanille ist entbrannt, und viele Europäer mischen mit.

Auf dem internationalen Markt werden aktuell bis zu 700 Euro für ein Kilogramm Bourbon-Vanille bezahlt. Dafür werden sogar Verbrechen begangen. Bauern lynchen Diebe und Diebe töten Bauern. Auf Madagaskar gibt es zwischen Vanille und Gewalt seit Jahren eine enge Verbindung. Mittendrin sind auch europäische Firmen und Unternehmen. Sie alle brauchen die Vanille, um auf dem internationalen Markt ihre Geschäfte zu machen.

Reporter Marino Rajaonina aus Madagaskar knattert mit seinem kleinen Motorrad über die schlammigen Wege in der Region Sambava. Seit mehr als zehn Jahren dokumentiert er die Gewalttaten, die rund um das Thema "Vanille" in seiner Heimat geschehen, und berichtet über die Preissteigerungen. Fast jeden Abend sitzen die Bauern der Region vor dem Radio und lauschen seinen aktuellen Meldungen, die er von seinen Motorradtouren mitbringt. Doch hat es einen Lynchmord an einem Vanilledieb gegeben, dann wissen es die Bauern ohnehin zuerst und rufen dann den Reporter an.

Der hat in seiner Fotosammlung Aufnahmen, die es in kein Familienalbum schaffen. Man sieht vermeintliche Diebe, die an Holzstangen durch das Dorf getragen werden, erst dann werden sie mit Macheten getötet. Marino Rajaonina versteht die Bauern und sagt: "Solche Taten dienen zur Abschreckung." Doch das gelingt nur bedingt. Von Januar bis Juli 2017, so versichert der Reporter, gab es fast 90 solcher Lynchmorde in seiner Region. In anderen Gebieten soll es noch schlimmer sein. Fast jedes Dorf kann solche Geschichten erzählen, manchmal sind die Bewohner sogar stolz darauf. "Die Gewalt", so erklärt der einheimische Journalist, "kommt durch die soziale Spaltung der Gesellschaft." Einige Bauer werden durch die Vanille für ihre Verhältnisse extrem reich, viele in der Region profitieren davon nicht. Dabei weiß kaum ein Bauer, was aus ihrer wunderbaren Pflanze im Rest der Welt überhaupt gemacht wird.

Es ist häufig ein brutales Geschäft auf dem Gewürzmarkt, und kaum einer möchte sich in die Karten schauen lassen. Es sei denn, er betreibt den Handel besonders fair. Jürg Brand ist so einer. Mit seiner Firma Premium Spices kauft er die Vanille hauptsächlich für die Schweizer Firma Pronatec AG, die sie weiterverarbeitet und damit Produkte für den europäischen Markt veredelt. Exklusiv lässt er sich von "planet e." begleiten. Selbst bei den sensiblen Verhandlungen für die Preise der neuen Ernte ist die Kamera dabei. Diese bestimmen für große Teile Madagaskars den Richtwert, denn eine Börse gibt es nicht. Der Preis, den Brand verhandelt, ist Vorgabe für viele andere Händler. Der Schweizer liebt das Land und die Vanille – seit 2005 lebt er hauptsächlich auf der Insel, kennt alle Tricks rund um das Thema Vanille. Er prüft, bewertet und schaut, dass niemand Nägel in die Schoten einarbeitet und so mit dem Gewicht betrügt – auch das hat es schon gegeben.

Sagen und Mythen ranken sich um die Schote, eine Orchidee, die in der Fachsprache Vanilla planifolia heißt. In Mexiko, dem Ursprungsland, war sie einst der Oberschicht vorbehalten. Heute liegt Tee mit Vanille im Trend, Coca-Cola verfeinert noch seine geheime Rezeptur mit dem Gewürz. Man findet es in Parfüms ebenso wie in Omas Pudding. Schon als Kind werden wir mit ihrem Geschmack vertraut gemacht, und so nutzt sie die Industrie als Wiedererkennungsmerkmal in vielen Produkten. Der Kunde liebt das.

 * 

planet e.: Der Kampf um die Kohle

Ohne Kohleausstieg wird Deutschland seine Klimaziele verfehlen. "planet e." beleuchtet die unterschiedlichen Positionen und geht der Frage nach, wie der Kohleausstieg gelingen kann.

Klimaschützer wollen schnell raus aus der Kohle. Doch in den Kohlerevieren geht die Angst vor dem Verlust von Arbeitsplätzen um. "planet e." zeigt, was der Kohleausstieg für Wirtschaft und Arbeitnehmer bedeutet, und stellt Ideen für den Strukturwandel vor.

Gezeigt werden aber auch die Spätfolgen des jahrzehntelangen Kohleabbaus für die Umwelt. In der Lausitz sinkt der Wasserstand von Seen. Aus den Tagebauten wird zudem Eisen in umliegende Gewässer geschwemmt. So ist unter anderem die Spree streckenweise braun verfärbt, das eisenhydroxidhaltige Wasser gefährdet Fische und Pflanzen.

Deutschland ist weltweit der größte Nutzer von Braunkohle. Braun- und Steinkohle haben zusammen einen Anteil von 37 Prozent an der Bruttostromerzeugung in Deutschland. Zur Frage, ob der Kohleausstieg die Versorgungssicherheit gefährdet und die Strompreise in die Höhe treibt, gibt es eine regelrechte Flut an Studien, mit teils unterschiedlichen Ergebnissen. "planet e." geht der Frage nach, ob ohne Kohle wirklich das Licht ausgeht und wie viel der Kohleausstieg kostet.

Bis Ende des Jahres 2018 soll die Kohlekommission einen Fahrplan für den Ausstieg erarbeiten. Die Dokumentation begleitet die Verhandlungen und lässt Befürworter und Kritiker des Kohleausstiegs zu Wort kommen.

 * 

Infos zu "planet e."

Der andere Blick auf unsere Erde: die Umwelt-Dokumentation im ZDF. Seit 2011 geht "planet e." sonntags im ZDF in intensiven Dokumentationen aktuellen Fragen des Umwelt- und Naturschutzes auf den Grund – zunächst auf dem Sendeplatz um 14.45 Uhr, seit dem 8. Mai 2016 auf dem neuen Sendeplatz um 16.30 Uhr. Die Dokumentationsreihe findet Themen ganz in der Nähe, aber auch in Europa und weltweit. Es geht um globale Trends, nachhaltige Lebensgestaltung und ökologisch verträgliche Lösungen für die drängenden Fragen der Zeit.

Im Oktober 2016 feierte "planet e." sein fünfjähriges Sendejubiläum: Am 16. Oktober 2011 wurde aus dem wöchentlichen Magazin "ZDF.umwelt" das neue Doku-Format "planet e." Der Formatwechsel wurde damals so begründet: Wichtige ökologische Fragestellungen sollen tiefgründiger, ausführlicher und zusammenhängender dargestellt werden als dies in Magazinform möglich ist.

Die "planet e."-Redaktion leitet Volker Angres.

 * 

planet e. – Die bisherigen Sendungen

2011 (8 Sendungen)


	planet e.: Gefahr aus dem Stall (16. Oktober 2011)

	planet e.: Der Fluch des Goldes (23. Oktober 2011)

	planet e.: Leben in der Lärmhölle (30. Oktober 2011)

	planet e.: Atommüll in meinem Garten (6. November 2011)

	planet e.: Verborgene Schätze der Arktis ( 13. November 2011)

	planet e.: Wetter extrem (20. November 2011)

	planet e.: Notruf aus dem Paradies (27. November 2011)

	planet e.: Die Reptilien-Mafia (27. November 2011)




2012 (33 Sendungen)


	planet e.: Windkraft- Poker (8. Januar 2012)

	planet e.: Die Wölfe kommen (29. Januar 2012)

	planet e.: Staudamm contra Regenwald (12. Februar 2012)

	planet e.: Die Schwung-Maschine (26. Februar 2012)

	planet e.: Störfall Deutschland (11. März 2012)

	planet e.: Jurassic-Park im Regenwald (25. März 2012)

	planet e.: Flippers Erben (1. April 2012)

	planet e.: Der Schatz vom Geistersee (15. April 2012)

	planet e.: Die Strahlenjäger, 1.: In der Todeszone (22. April 2012)

	planet e.: Die Strahlenjäger, 2.: Vergessene Bomben (29. April 2012)

	planet e.: Die Rückkehr der Seeadler (6. Mai 2012)

	planet e.: Kleine Elefanten, große Chancen (13. Mai 2012)

	planet e.: Die Rückkehr der Biber (20. Mai 2012)

	planet e.: Räuber der Meere (3. Juni 2012)

	planet e.: Die Weltretter 3.0 (24. Juni 2012)

	planet e.: Strategen der Energiewende (1. Juli 2012)

	planet e.: Müllhalde Meer (8. Juli 2012)

	planet e.: Der Fluch des Goldes (22. Juli 2012)

	planet e.: Kampf ums Wasser (12. August 2012)

	planet e.: Die Masche mit den alten Kleidern (19. August 2012)

	planet e.: Sardiniens tödliches Geheimnis (26. August 2012)

	planet e.: Die Wölfe kommen! (2. September 2012)

	planet e.: Die Rohstoff-Jäger (9. September 2012)

	planet e.: Gefahr aus dem Kleiderschrank (16. September 2012)

	planet e.: Abenteuer Rhein – Mit dem Zeppelin von der Quelle bis zur Mündung (Teil 1: 23. September 2012 / Teil 2: 30. September 2012)

	planet e.: Tod im Bienenstock (7. Oktober 2012)

	planet e.: Nebenwirkung Ausrottung (14. Oktober 2012)

	planet e.: Froschalarm (21. Oktober 2012)

	planet e.: Bombengrab Ostsee (4. November 2012)

	planet e.: Grzimeks Erben (11. November 2012)

	planet e.: Die Flussflüsterer (18. November 2012)

	planet e.: Zahltag nach dem Sturm (2. Dezember 2012)




2013 (35 Sendungen)


	planet e.: Wintertraum aus Schneekanonen (27. Januar 2013)

	planet e.: Grüne Rosen (10. Februar 2013)

	planet e.: Invasion der Exoten (3. März 2013)

	planet e.: Risiko Trinkwasser (17. März 2013)

	planet e.: Der Schoko-Jäger (24. März 2013)

	planet e.: Asbest – Fluch der Todesfasern (7. April 2013)

	planet e.: Krabbelnde Köstlichkeiten – Insekten als Nahrungsmittel (14. April 2013)

	planet e.: Aluminium – die geheime Gefahr (21. April 2013)

	planet e.: Die Fischretter (28. April 2013)

	planet e.: Die Affenfänger von Cat Ba (5. Mai 2013)

	planet e.: Ticket ins Paradies (12. Mai 2013)

	planet e.: Kampf für die Hammerhaie (19. Mai 2013)

	planet e.: Vom Leben unter dem Eis (26. Mai 2013)

	planet e.: Ackern für die Zukunft (2. Juni 2013)

	planet e.: Rettung für die sanften Riesen (9. Juni 2013)

	planet e.: Ausverkauf der Menschenaffen (23. Juni 2013)

	planet e.: Projekt Zukunftsstadt (30. Juni 2013)

	planet e.: Chinas neue Ökobauten (7. Juli 2013)

	planet e.: Die strahlende Stadt (14. Juli 2013)

	planet e.: Das Tiger-Experiment (21. Juli 2013)

	planet e.: Megapiranha – Killer der Urzeit (28. Juli 2013)

	planet e.: Gold und Gier – Der Kampf der Indios (4. August 2013)

	planet e.: Abenteuer Mallorca – Mit dem Zeppelin auf Entdeckungsreise (Teil 1: 18. August 2013 / Teil 2: 25. August 2013)

	planet e.: Die Wärmemacher (8. September 2013)

	planet e.: Strom von hoher See (15. September 2013)

	planet e.: Die Rückkehr der Seehunde (29. September 2013)

	planet e.: Alarm auf dem Acker (6. Oktober 2013)

	planet e.: Gutes Soja, schlechtes Soja (20. Oktober 2013)

	planet e.: Klima, Kröten, Kernkraftwerke (27. Oktober 2013)

	planet e.: Poker um deutsche Äcker (3. November 2013)

	planet e.: Chemiefabrik Pflanze (10. November 2013)

	planet e.: Saure Ozeane – Das langsame Sterben der Meere (17. November 2013)

	planet e.: Im Reich der Schneeleoparden (24. November 2013)

	planet e.: Tropenholz auf der Veranda (1. Dezember 2013)




2014 (34 Sendungen)


	planet e.: Gefahr im Schlafzimmer (5. Januar 2014)

	planet e.: Jäger in der Falle (19. Januar 2014)

	planet e.: Sotschi – Goldmedaille für Naturvernichtung (2. Februar 2014)

	planet e.: Mallorca von oben (16. Februar 2014)

	planet e.: Mit dem Elektroauto in die Zukunft (2. März 2014)

	planet e.: Wenn der Berg rutscht (16. März 2014)

	planet e.: Lichtsmog – der helle Wahnsinn (30. März 2014)

	planet e.: Gegenwind für Bürgerstrom (6. April 2014)

	planet e.: Die Saatgut-Retter (13. April 2014)

	planet e.: Giftige Altlasten – Die unsichtbare Gefahr (27. April 2014)

	planet e.: Wirbel um Windkraft (4. Mai 2014)

	planet e.: Der Reis, der Leben retten kann (11. Mai 2014)

	planet e.: Wale in der Lärmfalle (18. Mai 2014)

	planet e.: Viehhändler im Visier (25. Mai 2014)

	planet e.: Zecken – Gefahr aus dem Wald (1. Juni 2014)

	planet e.: Das Jahr nach der großen Flut (8. Juni 2014)

	planet e.: Deutschlands heimliche Atomtransporte (29. Juni 2014)

	planet e.: Rückenwind für Frachtsegler (6. Juli 2014)

	planet e.: Die Sprengstoff-Ratten (13. Juli 2014)

	planet e.: Deutschland im Dämmwahn (3. August 2014)

	planet e.: Das Märchen vom umweltfreundlichen Auto (10. August 2014)

	planet e.: Traumziel Osterinsel – kleine Insel in Gefahr (31. August 2014)

	planet e.: Traumziel Sizilien – Im Schatten des Ätna (7. September 2014)

	planet e.: Bären auf dem Vormarsch (14. September 2014)

	planet e.: Fluten, Stürme, Hitzeschock – USA im Klimakampf (21. September 2014)

	planet e.: Hightech – Die dunkle Seite (28. September 2014)

	planet e.: Deutschland sucht den Superhund (5. Oktober 2014)

	planet e.: Revolution im Kuhstall (12. Oktober 2014)

	planet e.: Der Adlerflüsterer (19. Oktober 2014)

	planet e.: Giftiger Tankschrott für Bangladesch (26. Oktober 2014)

	planet e.: Vorsicht, Pelz! (2. November 2014)

	planet e.: Biotop im Mauerland (9. November 2014)

	planet e.: Das Tiger-Experiment (16. November 2014)

	planet e.: Abenteuer Wolkenforschung (23. November 2014)




2015 (35 Sendungen)


	planet e.: Schutz durch Schmutz (18. Januar 2015)

	planet e.: Insekten auf der Speisekarte (1. Februar 2015)

	planet e.: Braunkohle – Klimakiller mit Zukunft? (15. Februar 2015)

	planet e.: Nahverkehr in Not (22. Februar 2015)

	planet e.: Verdämmt und zugeklebt (15. März 2015)

	planet e.: Alleskönner Algen (22. März 2015)

	planet e.: Zierfische in Gefahr (29. März 2015)

	planet e.: Eisbären auf der Flucht (5. April 2015)

	planet e.: Das große Ackersterben (19. April 2015)

	planet e.: Fetter Ärger – wie Speisefett Kanäle lahm legt (26. April 2015)

	planet e.: Expo 2015 – Neue Ideen gegen Hunger (3. Mai 2015)

	planet e.: Im Dorf der Störche (24. Mai 2015)

	planet e.: Ein giftiger Verdacht (31. Mai 2015)

	planet e.: Schlank durch Schokolade (7. Juni 2015)

	planet e.: Milliardengrab Atomkraft (28. Juni 2015)

	planet e.: Haltbar ohne Ende – die Tricks mit den Lebensmitteln (5. Juli 2015)

	planet e.: Mückenalarm – Blutsauger im Anflug (12. Juli 2015)

	planet e.: Zeitbombe im Trinkwasser (19. Juli 2015)

	planet e.: Zoos mit Zukunft? (26. Juli 2015)

	planet e.: Die Kaviar-Connection (2. August 2015)

	planet e.: Goldrausch am Amazonas – Indios in Gefahr (9. August 2015)

	planet e.: Wölfe im Visier (16. August 2015)

	planet e.: Korallenriffe in Gefahr (23. August 2015)

	planet e.: Die Affenapotheke – Medizin aus dem Urwald (13. September 2015)

	planet e.: Das Armutszeugnis (20. September 2015)

	planet e.: TTIP – Chance oder Mogelpackung? (27. September 2015)

	planet e.: Insektengifte – Schleichende Gefahr vom Acker (4. Oktober 2015)

	planet e.: Palmöl – vom Urwald in die Schokocreme (11. Oktober 2015)

	planet e.: Flucht vor dem Klimawandel (18. Oktober 2015)

	planet e.: Rezepte für die Zukunft – Kochen für ein besseres Leben (25. Oktober 2015)

	planet e.: Zoff um den gelben Sack (1. November 2015)

	planet e.: Die Virenjäger – Seuchen auf der Spur (8. November 2015)

	planet e.: Arktis im Wandel (15. November 2015)

	planet e.: Big Data – die Überwachung der Erde (22. November 2015)

	planet e.: Operation Erdklima (29. November 2015)




2016 (33 Sendungen)


	planet e.: El Nino – wenn das Wetter verrücktspielt (10. Januar 2016)

	planet e.: Alles arme Schweine? – Schweinemast am Scheideweg (24. Januar 2016)

	planet e.: Das leise Sterben der Löwen (31. Januar 2016)

	planet e.: Risiko Hochwasser – wenn der Rhein überläuft (14. Februar 2016)

	planet e.: Garantie vorbei – Gerät kaputt (21. Februar 2016)

	planet e.: Safran – Auf der Spur des roten Goldes (6. März 2016)

	planet e.: Kanada – der Traum vom Leben in wilder Natur (20. März 2016)

	planet e.: SOS vom Südpol – wenn das Eis taut (3. April 2016)

	planet e.: Die Ökobestattung (10. April 2016)

	planet e.: Saubere Seen – leere Netze (17. April 2016)

	planet e.: Risiko Atomkraft – Europas Pannenmeiler (24. April 2016)

	planet e.: Abgesägt – Stadtbäume in Not (1. Mai 2016)

	planet e.: Vegan – Revolution auf deutschen Tellern (8. Mai 2016)

	planet e.: Der Kult um heilige Tiere (15. Mai 2016)

	planet e.: Die Hüter des Nebelschatzes – Wie eine Flusslandschaft überleben kann (22. Mai 2016)

	planet e.: Fischraub in der Südsee (5. Juni 2016)

	planet e.: Atomarer Rückbau – Neuer Stress mit alten Kernkraftwerken (3. Juli 2016)

	planet e.: Hagel, Fluten, Wirbelwinde – Wetterchaos in Deutschland (10. Juli 2016)

	planet e.: Die Aroma-Trickser – Die Täuschungen der Lebensmittelindustrie (24. Juli 2017)

	planet e.: Brasilien – ein Land trocknet aus (31. Juli 2016)

	planet e.: Auf leisen Pfoten – Die Rückkehr der Luchse (14. August 2016)

	planet e.: Arten vor dem Aus – Kampf um Wildkatze & Co. (28. August 2016)

	planet e.: Giftiger Export – der Handel mit Elektromüll (4. September 2016)

	planet e.: Sand – der unterschätzte Rohstoff (11. September 2016)

	planet e.: Fledermäuse oder Autobahn – Wie viel Naturschutz verträgt Deutschland? (18. September 2016)

	planet e.: Wahnsinn Wasserkraft – Flusszerstörung auf dem Balkan (25. September 2016)

	planet e.: Arsen – der schleichende Tod (2. Oktober 2016)

	planet e.: Elektroautos – Top oder Flop (9. Oktober 2016)

	planet e.: Wahnsinn Alpen – zwischen Massentourismus und Bergidylle (16. Oktober 2016)

	planet e.: Wale in Not – Sind die Meeressäuger noch zu retten? (30. Oktober 2016)

	planet e.: Klimawandel im Supermarkt – wie sich unser Essen verändert (6. November 2016)

	planet e.: Gift im Klassenzimmer (20. November 2016)

	planet e.: Die Kürbis-Flatrate (4. Dezember 2016)




2017 (32 Sendungen)


	planet e.: Bis zur letzten Kuh – warum viele Bauern aufgeben müssen (15. Januar 2017)

	planet e.: Die alltägliche Papier-Verschwendung (5. Februar 2017)

	planet e.: Globale Dickmacher – Wie die Lebensmittelindustrie die Armen verführt (19. Februar 2017)

	planet e.: Die Macht der Moore – Wie die Natur unser Klima schützt (5. März 2017)

	planet e.: Leben im Abwasser (19. März 2017)

	planet e.: Der Wahnsinn mit dem Pfandsystem (26. März 2017)

	planet e.: Krankmacher Handy (2. April 2017)

	planet e.: Eine Welt ohne Müll (23. April 2017)

	planet e.: Kriegserbe Blindgänger (30. April 2017)

	planet e.: Schätze aus der Tiefsee (7. Mai 2017)

	planet e.: Abenteuer Tiefseeforschung (14. Mai 2017)

	planet e.: Schlangenhäute für den Luxus – Der Python-Code (21. Mai 2017)

	planet e.: Glitschige Geschäfte – Die Aalmafia (4. Juni 2017)

	planet e.: Die Invasion der Quallen (11. Juni 2017)

	planet e.: Wie regional sind unsere Lebensmittel? (25. Juni 2017)

	planet e.: Talsperren – die unterschätzte Gefahr (5. Juli 2017)

	planet e.: Verstrahlt in alle Ewigkeit – Endlager verzweifelt gesucht (30. Juli 2017)

	planet e.: Schöne neue Landwirtschaft? – Die Bayer-Monsanto-Fusion (13. August 2017)

	planet e.: Gift im Container – Gefahr für unsere Gesundheit (20. August 2017)

	planet e.: Gluten & Co. – Feinde im Essen (28. August 2017)

	planet e.: Killer-Keime aus dem Stall (3. September 2017)

	planet e.: Risiko Elektroauto – Stromnetz am Limit (10. September 2017)

	planet e.: Ausgebrummt – Insektensterben in Deutschland (17. September 2017)

	planet e.: Dicke Luft in den Städten (24. September 2017)

	planet e.: Rote Lippen, grünes Label – Die neuen Versprechen der Kosmetikindustrie (1. Oktober 2017)

	planet e.: Abgebrüht – das bittere Geschäft mit dem Tee (8. Oktober 2017)

	planet e.: Der Preis der süßen Früchte (15. Oktober 2017)

	planet e.: Das Windkraft-Dilemma (22. Oktober 2017)

	planet e.: Ratten in der Stadt – Die Invasion der Nager (29. Oktober 2017)

	planet e.: Wenn das Klima kippt – Die Prophezeiung des Schamanen (5. November 2017)

	planet e.: Wenn das Klima kippt – Der Weckruf des Azteken (12. November 2017)

	planet e.: Kampf um die Arktis (26. November 2017)




2018 (32 Sendungen)


	planet e.: Die Wahrheit über das Heizen mit Holz (7. Januar 2018)

	planet e.: Steaks aus dem Brutkasten – Verändert Laborfleisch unseren Planeten? (21. Januar 2018)

	planet e.: Deutschland macht Müll (29. Januar 2018)

	planet e.: Tempolimit – Chance für den Klimaschutz? (4. Februar 2018)

	planet e.: Die Essensretter – Kampf gegen Lebensmittelverschwendung (11. Februar 2018)

	planet e.: Deutschland im Abgas-Stress (25. Februar 2018)

	planet e.: Raubbau im Gorilla-Paradies (4. März 2018)

	planet e.: Der Irrsinn mit der Gülle (18. März 2018)

	planet e.: Die Solarstrom-Macher (1. April 2018)

	planet e.: Sondermüllimporte – Deutschlands giftigstes Geschäft (8. April 2018)

	planet e.: Die Schatzjäger – Deutschlands begehrte Rohstoffe (15. April 2018)

	planet e.: Der Plastik-Fluch – Wie wir unseren Planeten vermüllen (22. April 2018)

	planet e.: Tierversuche auf dem Prüfstand (29. April 2018)

	planet e.: Die Rohstoff-Pioniere – Wie Deutschlands Tüftler neue Ökoprodukte erfinden (6. Mai 2018)

	planet e.: Zement – der heimliche Klimakiller (13. Mai 2018)

	planet e.: Streit um neue Stromtrassen (20. Mai 2018)

	planet e. : Massenware Leder – wie natürlich ist es (27. Mai 2018)

	planet e.: Gift im Garten (3. Juni 2018)

	planet e.: Die Meeresschützer – Kampf um unsere Ozeane (10. Juni 2018)

	planet e.: Leergefischt – sind Afrikas Seen noch zu retten? (8. Juli 2018)

	planet e.: Donner, Blitz und Hagelschlag – Das Geschäft mit dem Wetter (29. Juli 2018)

	planet e.: Planen, bauen, leben – Die Städte der Zukunft (12.08.2018)

	planet e.: Talwärts – das Bröckeln der Berge (19.08.2018)

	planet e.: Gift im Zigarettenfilter – Wie Glimmstengel der Umwelt schaden (26.08.2018)

	planet e.: Uran – Strahlendes Erbe (02.09.2018)

	planet e.: Der wahre Preis der Elektroautos (09.09.2018)

	planet e.: Stromfresser Internet – Die Schattenseiten der Digitalisierung (23.09.2018)

	planet e.: Killer oder Kuscheltier? – Katzen im Fokus (30.09.2018)

	planet e.: Der Kampf gegen den Klimawandel – Was kann ich tun (07.10.2018)

	planet e.: Die Öko-Rebellen vom Himalaya (14.10.2018)

	planet e.: Chemiecocktails – Gefährliche Rückstände in unserer Umwelt (21.10.2018)

	planet e.: Amerika first, Natur zuletzt – Die Umweltpolitik von Donald Trump (28.10.2018)  
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plan b

Heilen ohne Antibiotika – Wie wir in Zukunft Infektionen behandeln können

Samstag, 3. November 2018, 17.35 Uhr / samstags um 17.35 Uhr

Inhalt:

– "plan b" – Neue Dokumentationsreihe

– Sendetermine und Stab

– plan b: Heilen ohne Antibiotika – Wie wir in Zukunft Infektionen behandeln können 

– plan b: Zum Schutz der Meere – Fisch ohne Reue

– plan b: Smart Cities – Nachhaltig leben in der Stadt

– plan b: Clevere Cops – Mit Hightech auf Verbrecherjagd

– plan b: Es weihnachtet sehr – Bio-Tanne und Umweltpapier

– Interview mit "plan b"-Redaktionsleiter Christian Dezer

– Die bisherigen "plan b"-Sendungen im ZDF



"plan b" – Neue Dokumentationsreihe

"plan b" bietet seit dem 7. Oktober 2017, samstags um 17.35 Uhr im ZDF, konstruktiven Journalismus. "plan b" ist eine Dokumentationsreihe mit Reportage-Elementen, die das jeweilige Thema anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten aufbereitet und dabei den europäischen Aspekt immer mit einbezieht. "plan b" wirft einen lösungsorientierten Blick auf aktuelle Probleme und zeigt verschiedene Möglichkeiten auf, wie diese in den Griff zu bekommen sind. "plan b" ist die erste Dokumentationsreihe im deutschen Fernsehen, die diesen konstruktiven Ansatz verfolgt. 
 *

Samstag, 3. November 2018, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Heilen ohne Antibiotika
Wie wir in Zukunft Infektionen behandeln können
Film von Torsten Mehltretter

Produktion: Mehltretter Media
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 10. November 2018, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Zum Schutz der Meere
Fisch ohne Reue
Film von Utta Seidenspinner

Produktion: META Productions
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 17. November 2018, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Smart Cities
Nachhaltig leben in der Stadt
Film von Jana Ewaldsen und Mirella Pappalardo

Produktion: META Productions
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten

Samstag, 24. November 2018, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Clevere Cops
Mit Hightech auf Verbrecherjagd
Film von Jenny Roller-Spoo

Produktion: Ghostcat Medienproduktion
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 8. Dezember 2018, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Es weihnachtet sehr
Bio-Tanne und Umweltpapier
Film von Thomas Langelage

Produktion: Taglicht Media
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

plan b: Heilen ohne Antibiotika – Wie wir in Zukunft Infektionen behandeln können

Immer häufiger kommt es vor, dass Antibiotika nicht mehr wirken. Die Zahl der Todesfälle steigt. Dabei gibt es eine Medizin, die helfen könnte: spezielle Viren, die Keime zerstören.

Die sogenannten Bakteriophagen werden in Georgien seit Jahrzehnten erfolgreich eingesetzt. In Westeuropa kennt man sie dagegen kaum. Die Zeit drängt, denn Antibiotikaresistenzen gelten als eine der größten medizinischen Herausforderungen unseres Jahrhunderts.

Der Brandenburger Ekkehard Eichler ist nach einer Herz-Operation schwer krank. Antibiotikaresistente Krankheitserreger haben sich in der Operationswunde festgesetzt und auch sein Brustbein angegriffen. Die Folge: eine Knochenhautentzündung. In Deutschland gilt er als austherapiert. Die Ärzte raten ihm zu einer Entnahme des Brustbeins, Eichler will das verhindern. Die Suche nach Alternativen führt ihn nach Tiflis in Georgien, am östlichen Rand Europas.

Die Behandlung mit den Bakteriophagen ist in Georgien, das früher Teil der Sowjetunion war, altbekannt. Weil viele Staaten des "Ostblocks" lange kaum Zugang zu Antibiotika hatten, waren sie gezwungen, Infektionserkrankungen anders zu bekämpfen. Mit Viren: Im Eliava-Institut in Tiflis haben sie mit dieser Art der Behandlung mehr Erfahrung als an jedem anderen Ort der Welt.

In Deutschland versuchen Wissenschaftler, die Phagen aus Tiflis auch für die EU zugänglich zu machen. Kein leichtes Unterfangen, denn die Viren lassen sich mit den bisher gültigen Zulassungsverfahren für neue Arzneimittel nur schwer unter einen Hut bringen. Immerhin: Eine erste Studie ist auf den Weg gebracht. Mikrobiologen vom Leibniz-Institut suchen nach Phagen, die Wissenschaftler des Fraunhofer-Instituts aufbereiten und schließlich von Ärzten der Berliner Charité auf deren Wirkungen geprüft werden. Im Verbund wollen die drei renommierten Institute die bürokratischen Hürden überwinden, damit sich auch Patienten in Deutschland schon bald mit Phagen behandeln lassen können.

 * 

plan b: Zum Schutz der Meere – Fisch ohne Reue

Die Menschen essen zu viel Fisch: durchschnittlich fast 20 Kilogramm pro Kopf und Jahr. In den vergangenen fünf Jahrzehnten hat sich der Fischkonsum verdoppelt und der weltweite Bestand halbiert. Industrielle Schiffstrawler fischen die Meere leer. Jährlich landen riesige Mengen Fisch als Beifang in den Netzen. Und selbst das Futter für nachhaltige Aquakulturen kommt in der Regel – aus dem Meer.

Wie kann man Fische schützen und sie trotzdem guten Gewissens essen? "plan b" hat findige Naturschützer gefunden, die dafür Ideen haben. Eine Lösung kommt aus Andalusien. In einer nachhaltigen und ökologischen Fischzucht betreut der Biologe Miguel Medialdea eine Million Fische in Tausenden Hektar großen Teichen – direkt neben einem Naturschutzgebiet. Das Wasser kommt aus einem Fluss, ist reich an Nährstoffen, die Fische gedeihen hier beinahe wie in freier Wildbahn.

Die Wasserfläche ist zugleich Nist- und Rastplatz für 250 Vogelarten. Die fressen den Fisch und überschüssige Algen und sorgen so für eine schonende und natürliche Auslese. "Wir wollen hier zeigen, dass es möglich ist, ein Geschäft zu betreiben und trotzdem im Einklang mit der Natur zu bleiben", beschreibt Biologe Medialdea sein Konzept. Die Fische wachsen langsamer, haben dadurch eine andere Konsistenz und schmecken besser.

Auch in Deutschland denkt man an den Schutz der Fische und anderer Meeresbewohner. Im Thünen-Institut entwickeln Daniel Stepputtis und Isabella Kratzer intelligente Netze, um den Beifang zu reduzieren. So nennt man alles, was ungewollt im Netz landet: nicht nur zu kleine oder falsche Fische, sondern auch unter Naturschutz stehende Tiere wie der Schweinswal.

Immer wieder verheddern sich die Tiere in den Stellnetzen der Fischer in Nord- und Ostsee und verenden kläglich. "plan b" begleitet die Forscher beim Ausbringen speziell entwickelter "Sonarnetze", die die Wale unter Wasser erkennen – und somit "umschwimmen" können. "Wir können uns nicht über die Waljagd in Japan oder Norwegen aufregen und bei uns tatenlos zusehen", sagt Projektleiter Stepputtis.

 * 

plan b: Smart Cities – Nachhaltig leben in der Stadt

"plan b" zeigt, wie mit den richtigen Ideen aus Städten lebenswerte und nachhaltige "Smart Cities" werden. Denn mehr als die Hälfte aller Menschen auf der Welt lebt schon heute in Städten. Bis 2050 werden es weitere 2,5 Milliarden sein. Eine Mammutaufgabe für Stadtplanung, Bürokratie und Verwaltung: Mehr Menschen bedeuten auch mehr Autos, mehr Energie und viel mehr Müll.

Vorreiter für zukunftsgerichtete Stadtplanung sind die Skandinavier. In der finnischen Hauptstadt Helsinki entsteht im Stadtteil Kalasatama eine Smart City. Henri Haho und seine Familie leben jetzt schon dort in einer Drei-Zimmer-Wohnung. Er und seine Frau sind selbstständig. Doch ein festes Büro brauchen sie nicht. Bei Bedarf buchen Henri Haho oder seine Frau Sana per App ein Office um die Ecke. Drucker und Beamer kommen nach Bedarf dazu. Keine fixen Kosten, kein Pendeln, smart eben. Gleiches gilt für das Auto: Nur, wenn externe Kundentermine anstehen, wird ein Elektroauto reserviert. Dafür stehen in der hauseigenen Garage zwei E-Fahrzeuge eines Car-Sharing-Unternehmens. Apropos Garage: Dort verlaufen auch gleich Röhren, durch die der Müll der Wohnanlage saust. Der wird nämlich geräuschlos, mittels Unterdruck, durch ein unterirdisch verlegtes Rohrsystem transportiert und landet in Sammelcontainern.

Doch was, wenn eine Smart City nicht am Reißbrett entsteht, sondern eine über Jahrhunderte gewachsene Stadt fit für die Zukunft gemacht werden soll? Die spanische Stadt Vitoria-Gasteiz ist über 500 Jahre alt. Seit 2012 trägt sie den Titel "Umwelthauptstadt Europas". Juan Carlos Escudero arbeitet seit über 20 Jahren als Umwelt- und Stadtmanager. Für die Einwohner der mittelalterlichen Stadt hat er schon vieles verändert. Um den alltäglichen Verkehrskollaps zu bekämpfen, wurden die Autos einfach aus der Altstadt verbannt. Anwohner und Besucher erobern den alten Stadtkern über Radwege und Rolltreppen. In der Smart City haben die Menschen den Vorrang vor den Motoren.

Wie die Technologie gehört auch die Natur zu einer vernetzten Stadt. Auch in deutschen Großstädten, wie Frankfurt. Mit dem "Förderprogramm Klimaanpassung" nimmt die hessische Metropole zehn Millionen Euro in die Hand und fördert in den kommenden fünf Jahren begrünte Fassaden, Dächer und Hinterhöfe. Dadurch sollen nicht nur die CO2-Emissionen im Zaum gehalten werden. Im Sommer sollen so die durch Wolkenkratzerfassaden aufgeheizten Temperaturen in der Stadt sinken.

Eine besondere Art der Wärmetechnik wird gerade in Köln erforscht. Ingo Stadler, Professor am Institut für erneuerbare Energien in Köln, stellt das innovative Heizungskonzept einer Schule vor. Sie wird komplett mit Wärme aus Abwasser geheizt. Die steht in der Kölner Kanalisation nämlich unbegrenzt und kostenfrei zur Verfügung. Nur eine von vielen smarten Ideen, die die Stadt der Zukunft sauberer, effizienter, sicherer, grüner und leiser machen.

 * 

plan b: Clevere Cops – Mit Hightech auf Verbrecherjagd

Einbrüche verhindern, bevor sie geschehen. Tatorte neu entschlüsseln und Verbrecher jagen mit einer menschlichen Geheimwaffe. Die Polizei revolutioniert ihre Ermittlungsarbeit.

"Der perfekte Mord wird immer schwieriger!", ist Ralf Breker vom LKA Bayern überzeugt. Die Beamten vermessen Tatorte mit 3D-Technik und können ihn so mit Virtual Reality-Brillen immer wieder begehen. Kein Detail wird vergessen, der Tatort bleibt auf ewig.

In Niedersachsen werden Einbrüche mithilfe einer speziellen Software vorhergesehen. Sie errechnet durch statistische Verfahren, wo und wann die Gefahr eines Einbruchs besonders hoch ist. Die Beamten gehen in den Gebieten verstärkt auf Streife und achten genau auf alles, was ungewöhnlich erscheint. Ein verdächtiges Auto mit ortsfremdem Kennzeichen in einem Wohngebiet? Die Polizisten kontrollieren den Fahrer und verhindern so vielleicht einen Einbruch, bevor er passiert.

Die Münchner Polizei setzt auf sogenannte "Super-Recogniser". Das sind Menschen mit der Fähigkeit, sich Gesichter besonders gut einprägen zu können. Oft sind sie sogar besser als technische Gesichtserkennungsverfahren. 30 Münchner Beamten arbeiten als "Super-Recogniser". Sie finden "Gefährder" in Menschenmengen, finden Gesuchte auf Kamerabildern oder identifizieren Personen anhand ihres Passbildes. Dr. Josh Davis von der Universität Greenwich unterstützt die Polizei bei der weiteren Ausbildung ihrer Gesichts-Erkenner. Der Experte weiß: "Nicht jeder kann alles gleich gut, manche sind besser, wenn es darum geht, Videomaterial auszuwerten, andere erkennen Gesichter vor allem dann, wenn ihnen ein Foto vorliegt."

Die Schweizer Ermittlungsbehörden revolutionieren die Leichenschau. In Zürich erfasst ein Computertomogramm jedes noch so kleinste Detail von Opfern eines Mordes oder Verkehrsunfalls. Das Ziel: Jede Verletzung, jede Auffälligkeit wird festgehalten für die Ewigkeit und kann auch in einem späteren Prozess noch genau nachvollzogen werden. Passt die Verletzung zur vermuteten Tatwaffe? Stimmen die Aussagen des Autofahrers nach einem tödlichen Unfall? Das Verfahren, "Virtopsy" genannt, kann dazu beitragen, die Wahrheit ans Licht zu bringen.

Den Tätern auf der Spur: "plan b" fragt, welche modernen Methoden den Ermittlern bei ihrer Arbeit helfen und ob sie vielleicht sogar das Ende des ungesühnten Verbrechens bedeuten.

 * 

plan b: Es weihnachtet sehr – Bio-Tanne und Umweltpapier

Glitzernd verpackte Geschenke unter Millionen von Weihnachtsbäumen – binnen weniger Tage alles Müll. Weihnachten ist Wegwerfkultur pur. Vielen nimmt das die Freude am Fest. Sie feiern fair. "Es geht darum, die Welt ein Stück besser zu verlassen, als wir sie betreten", sagt Ernst Gugler. Er produziert Geschenkpapier, das Augen strahlen lässt – aber ohne Plastik, Metall und giftige Farben auskommt. Ein wirklich frohes Fest heißt nicht, zu verzichten.

Ökologisches Geschenkpapier, das nach der Bescherung nicht gleich Sondermüll wird, sondern komplett recycelt werden kann: Die Idee hat der österreichische Druck-Experte Gugler zusammen mit der Münchnerin Sarah Kessler entwickelt. Die junge Unternehmerin hat – neben Beruf und Familie – im Keller ihres Elternhauses das Start-up "PlanetPaket" gegründet. Die beiden Geschäftspartner verbindet eine gemeinsame Vision: Weihnachten ohne schlechtes Gewissen feiern zu können.

Aus demselben Grund reist Michael Kraus jeden Herbst Tausende Kilometer nach Georgien. Hier ist die Heimat des beliebtesten Weihnachtsbaumes der Deutschen: der Nordmanntanne. Mehr als 20 Millionen werden jedes Jahr verkauft. Ihre Samen werden tief im Kaukasus unter lebensgefährlichen Bedingungen geerntet. Ungesichert klettern die Männer in die 60 Meter hohen Wipfel, um die Zapfen zu pflücken – und das für einen kümmerlichen Lohn. Michael Kraus wollte das nicht hinnehmen. "Wenn man bedenkt, dass hier Menschen sterben, um uns den Baum in unser Wohnzimmer zu bringen, kann man es kaum fassen." Deshalb arbeitet der deutsche Förster für die dänische Firma "Fair Trees", welche die Arbeit der Zapfenpflücker in schwindelerregender Höhe endlich sicher machen will: Er hat Seile, Klettergurte und Helme im Gepäck und zahlt faire Löhne.

Aus den georgischen Samen werden in Deutschland kleine Setzlinge gezogen, die auf Plantagen zu Weihnachtsbäumen heranwachsen. Dabei kommen für gewöhnlich gefährliche Pestizide zum Einsatz, die nicht nur der Umwelt schaden, sondern mit den Tannen auch den Weg in unsere Wohnzimmer finden. Günther Marx aus dem Spessart züchtet seit ein paar Jahren Bio-Tannen. Der Züchter sieht keine Alternative: "Für den Erhalt unserer Natur und unserer Gesundheit ist Bio der einzige Weg." Noch liegt der Marktanteil für Öko-Bäume unter einem Prozent, doch der Pionier glaubt fest daran, dass künftig mehr Menschen fair und nachhaltig Weihnachten feiern wollen.

 * 

"Wir verfolgen einen konstruktiven Ansatz"
Interview mit "plan b"-Redaktionsleiter Christian Dezer

"plan b" bietet ab 7. Oktober 2017, samstags um 17.35 Uhr im ZDF, konstruktiven Journalismus. Bedeutet das vor allem: Es werden weniger die Probleme, als vielmehr die Lösungsansätze dargestellt?

In der nachrichtlichen Berichterstattung und in etablierten Dokumentationsformaten werden Probleme meist ausführlich und in Gänze dargestellt. Wir wollen in unserem neuen Format das jeweilige Problem dagegen kurz umreißen und dafür zeigen, dass es bereits viele verschiedene Möglichkeiten gibt, diese in den Griff zu bekommen. Insofern wollen wir einen etwas anderen, lösungsorientierten Blick auf die Themen werfen. "plan b" ist das erste Dokumentationsformat im deutschen Fernsehen, das diesen konstruktiven Ansatz in einem Doku-Format verfolgt.

Ist dieser "plan b" für alle Themenfelder denkbar – oder was greifen Sie auf?

Alles, was das Leben und die Gesellschaft an Themen bereithält, kann auch für "plan b" interessant sein. Wir müssen schauen, ob es beim jeweiligen Thema Lösungsansätze auf verschiedenen Ebenen gibt. Wir werden zum Beispiel das Thema "Wohnen in der City" unter der Fragestellung aufgreifen: Wie lassen sich bezahlbare Mieten in Innenstadtlagen ermöglichen? In großen Städten wie München, Berlin oder Frankfurt, aber auch in vielen ausländischen Metropolen ist es ja bereits ein Riesenproblem, bezahlbaren Wohnraum zu finden. Auf unserer Suche nach Lösungsansätzen haben wir festgestellt, dass es zum Beispiel in Zürich, einer der teuersten Städte Europas, auch bezahlbare Mieten gibt. Statt zum Beispiel 60 bis 70 Euro, nur 15 Euro. Wir zeigen, wie das geht und sich finanziert. Und wir beleuchten, wie in Deutschland einige Städte, die ihre Grundstücke nicht zur Haushaltkonsolidierung verscherbelt haben, nun über die Grundstückspreise Einfluss auf die Bau- und am Ende auch auf die Mietkosten nehmen.

Und wie werden die Themen für das neue Format aufbereitet?

"plan b" ist ein Dokumentationsformat mit Reportage-Ansätzen. Wir erzählen die jeweilige Geschichte anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten. Und wir wollen dabei den europäischen Aspekt immer mit einbeziehen und in Erfahrung bringen, wie im Ausland mit den jeweiligen Problemen verfahren wird. Die Herausforderung ist dabei: Für die 30-Doku-Minuten eine Dramaturgie mit verschiedenen Geschichten zu entwickeln, die sich abwechseln. Denn das ist beim konstruktiven Journalismus auch zu bedenken: Lösungsansätze und alternative Entwicklungen leuchten dem Zuschauer oft schnell ein – da gilt es eine Spannungslinie für die verschiedenen Themen zu entwickeln.

Welche Themen haben Sie denn bereits in Arbeit?

Wir greifen das Thema "Vereinbarkeit von Familie und Beruf" auf, beleuchten die schwierige Frage "gerechte Löhne" und planen auch einen Film über die Gleichstellung von Frauen in Firmen und Bezahlung. Wir schauen auf die Konzepte gegen Altersarmut, auf den Individual- und Nahverkehr und nehmen die "Ehe light" in den Blick: In Frankreich ist "Pacs" längst eingeführt – ein zivilrechtlicher Vertrag, der sich auch konfliktfrei wieder auflösen lässt, ist dort als "leichte" Form der Verheiratung möglich. Die Schweiz und die Niederlande denken darüber nach, die "Ehe light" einzuführen. Und wir gehen der Frage nach, ob dies auch hierzulande eine weitere alternative Absicherungsform im Zusammenleben von Paaren sein könnte.

Ist es tatsächlich ein Bedürfnis von Zuschauern und Lesern, gesellschaftliche Problemfelder von den Lösungsmöglichkeiten her präsentiert zu bekommen?

In Skandinavien und Großbritannien haben die Kollegen bereits gute Erfahrungen mit konstruktivem Journalismus gemacht. Die BBC hat in einer Umfrage herausgefunden, dass 64 Prozent ihrer Zuschauer unter 30 Jahren Beiträge mit lösungsorientierten Ansätzen sehen will. Auch die – New York Times und die Washington Post haben Untersuchungen realisiert, dass ausschließliche Negativ-Berichterstattung bei der Leserschaft langfristig Desinteresse erzeugt. Konstruktiver Journalismus kann da zu neuer Begeisterung für politische Themen führen.

"plan b" ist auch ein Synergieprojekt mit der ARTE-Reportagereihe "Re:" Gibt es dennoch unterschiedliche Handschriften?

Ja, die gibt es. Dennoch wollen wir schauen, wie wir die Format-Ansätze gut zusammenführen. ARTE setzt mehr auf die Reportage, bei "plan b" ist es eher eine Dokumentation mit Reportage-Ansätzen, mit einer Geschichte, die wir anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten erzählen. Wir arbeiten eng mit "Re:" zusammen und liefern auch Stücke für den ARTE-Sendeplatz.

In einem Satz: Was erwartet die Zuschauer bei "plan b"?

Wer "plan b" einschaltet, sieht: "Die Welt ist voller Ideen!"

Mit Christian Dezer sprach Thomas Hagedorn.

 * 

Die bisherigen "plan b"-Sendungen im ZDF

2017 (9 Sendungen)


	plan b: Kleine Miete – tolle Wohnung: Günstig wohnen in der City (7. Oktober 2017)

	plan b: Arme Rentner – reiche Rentner: Wege aus der Armutsfalle (14. Oktober 2017)

	plan b: Glückliche Familien – zufriedene Chefs: Die neue Vereinbarkeit von Job und Privatleben (21, Oktober 2017)

	plan b: Fahren ohne Fahrschein – Kostenloser Nahverkehr (28. Oktober 2017)

	plan b: Fair statt billig – Mehr Geld für Bauern (4. November 2017)

	plan b: Ehe "light" – Die etwas andere Art zu heiraten (11. November 2017)

	plan b: Landlust statt Landfrust – Wie sich Dörfer neu erfinden (25. November 2017)

	plan b: Lieferhelden – Wege aus dem Zustellwahnsinn (9. Dezember 2017)

	plan b: Nur die Ruhe – Die Neuentdeckung der Langsamkeit (23. Dezember 2017)




2018 (31 Sendungen)


	plan b: Weniger ist mehr – Vom Glück anders zu wirtschaften (6. Januar 2018)

	plan b: Lockruf aufs Land – Wie junge Mediziner wieder Hausarzt werden (20. Januar 2018)

	plan b: Faire Arbeit – gerechter Lohn: Wie der Job uns glücklich machen kann (27. Januar 2018)

	plan b: Im Einklang mit den Bergen – Alpenurlaub auf die sanfte Tour (17. Februar 2018)

	plan b: Die Multi-Kulti-Macher – Wie Integration gelingen kann (24. Februar 2018)

	plan b: Teller statt Tonne – Der Wert des Essens (3. März 2018)

	plan b: Mode ohne Makel – Der Weg zu nachhaltiger Mode (17. März 2018)

	plan b: Zuhause alt werden – Helfer statt Heim (24. März 2018)

	plan b: Faire Ostern – Schokolade von der besten Seite (31. März 2018)

	plan b: Jogging im Matheunterricht – Wie unsere Kinder schlank bleiben können (7. April 2018)

	plan b: Gewinne ohne Gier – Wirtschaften mit Gewissen (14. April 2018)

	plan b: Gleich, gleicher, Gleichberechtigung – Karrierechancen für alle (21. April 2018)

	plan b: Die Reparatur-Revolution – Weiternutzen statt wegwerfen (28. April 2018)

	plan b: Mahlzeit! – Köstliche Kantinenküche (5. Mai 2018)

	plan b: Oldies online – Wie digitale Technik Senioren hilft (12. Mai 2018)

	plan b: Rares & Royales – Ein Herz für Schlösser (19. Mai 2018)

	plan b: Mein Geld tut Gutes – Nachhaltiges Sparen und Finanzieren (26. Mai 2018)

	plan b: Null Müll – Schluss mit dem Abfallwahnsinn (9. Juni 2018)

	plan b: Besser grillen – Nackensteak und Nachhaltigkeit (21. Juli 2018)

	plan b: SOS Notaufnahme – Ambulanzen am Limit (28. Juli 2018)

	plan b: Leben ohne Sucht – Raus aus der Abhängigkeit (4. August 2018)

	plan b: Ackern für die Zukunft – Natürliche Landwirtschaft in Feld und Garten (18. August 2018)

	plan b: Das große Brummen – Ohne Insekten geht es nicht (25. August 2018) 

	plan b: Bildung rockt – Chancengleichheit in der Schule (8. September 2018)

	plan b: Eine Frage der Würde – Alltag für Demenzkranke (15. September 2018)

	plan b: Smart Cities – Nachhaltig leben in der Stadt (22. September 2018)

	plan b: Scharfblick und Fingerspitzengefühl – Mit Behinderung zum Traumjob (29. September 2018)

	plan b: Die Wächter der Bäume – Waldschutz mit Weitblick (6. Oktober 2018)

	plan b: WIR sind die Stadt – Wenn Einwohner anpacken (13. Oktober 2018)

	plan b: Lebenswert bis zum Ende – Vom anderen Umgang mit dem Tod (20. Oktober 2018)

	plan b: Stadt im Wandel – Neuer Schwung für alte Viertel (27. Oktober 2018)  




– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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REPORTAGE/536: ZDF.reportage "Bürgermeisterinnen in Deutschland", am 04.11.2018 (ZDF)


ZDF.reportage

Chefin im Rathaus – Bürgermeisterinnen in Deutschland

Sonntag, 4. November 2018, 18.00 Uhr / sonntags 18.00 Uhr

Inhalt:

– Die nächsten "ZDF.reportagen" / Sendetermine und Stab

– Chefin im Rathaus – Bürgermeisterinnen in Deutschland

– Das Auge des Gesetzes – Mit Bodycam auf Streife

– Erst frei, dann pleite – Selbstständige in Not

– Infos zur "ZDF.reportage"



Sonntag, 4. November 2018, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Chefin im Rathaus
Bürgermeisterinnen in Deutschland
Film von Meike Materne

Produktion: Telekult
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 11. November 2018, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Das Auge des Gesetzes
Mit Bodycam auf Streife
Film von Robert Heller

Produktion: ZDF
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 18. November 2018, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Erst frei, dann pleite
Selbstständige in Not
Film von Felix Krüger

Produktion: Clipfilm
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

Chefin im Rathaus – Bürgermeisterinnen in Deutschland

Ihre Jobbeschreibung: rund um die Uhr verfügbar, sattelfest in allen Bereichen des Gemeindelebens. Ob Schule oder Baurecht, Kaninchenzüchter oder rundes Jubiläum: Die Bürgermeisterin muss ran. Für ihre Bürger ist sie die Kümmerin, die Frau für alle Fälle. Für die Kommune ist sie die Managerin, eine die Politik gestaltet zwischen "notwendig und finanzierbar", zwischen "wünschenswert und machbar". Immer im Interesse aller.

Am 12. November 1918 wurde die gesetzliche Grundlage dafür geschaffen, dass auch Frauen endlich an die Wahlurnen treten dürfen und als Kandidatinnen gewählt werden können. Diese historische Zäsur jährt sich in diesem Jahr zum 100. Mal.

Seitdem haben sich Frauen jeden Fortschritt in Sachen Gleichberechtigung hart erkämpft. Bis heute diskutieren wir über gleiche Gehälter für Männer und Frauen, vergleichbare Aufstiegschancen in Führungspositionen, die Vereinbarung von Beruf und Familie. Doch im gerade gewählten Bundestag hat sich der Anteil von Frauen im Vergleich zu vor vier Jahren deutlich verringert: Von den insgesamt 709 Angeordneten sind gerade mal 246 Frauen. Auch in der Kommunalpolitik kann man keine Erfolgsgeschichten vermelden. In Großstädten über 100 000 Einwohner lag der Anteil der Frauen 2008 noch bei knapp 18 Prozent. 2017 waren es nur noch halb so viele.

Woran liegt es, dass Frauen in den politischen Entscheidungsgremien und Spitzenpositionen weniger repräsentiert sind, als sie es schon mal waren? Sind es die harten und langen Arbeitstage, die familienunfreundlichen Arbeitszeiten oder die fehlenden Netzwerke? Oder sind Frauen nicht so machthungrig wie ihre männlichen Kollegen und müssen immer noch eine Schippe drauflegen, um akzeptiert zu werden?

Die "ZDF.reportage" begleitet den Arbeitsalltag von vier Bürgermeisterinnen in Sachsen, Thüringen, Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg. Sie managen ihre Kommunen mit viel Engagement abseits der großen Politik. Setzen sie, auf dem Chefsessel angelangt, andere Schwerpunkte? Trotz ihrer unterschiedlichen Ansichten gibt es ein verbindendes Credo: Sie wollen verändern und gestalten, am liebsten in einem guten Team.

 * 

Das Auge des Gesetzes – Mit Bodycam auf Streife

Pöbeleien, Beleidigungen, Handgreiflichkeiten: Polizisten werden bei ihren Einsätzen oft selbst zur Zielscheibe. Der Respekt vor der Uniform nimmt ab. Zum eigenen Schutz setzt die Polizei zunehmend auf die "Bodycam". Die Minikamera, am Körper getragen, dient der Beweissicherung: In gefährlichen, brenzligen Situationen wird sie angeschaltet.

Die Polizeiliche Kriminalstatistik verzeichnete im Jahr 2017 deutschlandweit über 70 000 Gewaltdelikte gegen Polizeibeamte. Polizisten müssen sich viel gefallen lassen, und manchmal bleibt es nicht bei Worten. Der Einsatz der Bodycam dient aber nicht nur der Beweissicherung, sondern hilft auch, Situationen von vornherein zu entschärfen. So mancher Radaubruder wird nach Einschalten der Kamera plötzlich höflicher. Die Körperkamera zeichnet nicht nur das Gegenüber auf, sondern dokumentiert auch mögliches Fehlverhalten der Polizisten.

Rheinland-Pfalz setzt auf die Bodycam und setzt die Mini-Kamera durchgehend im Streifendienst ein. Die Bodycam ist an der Uniform befestigt, zusätzlich weist ein Schriftzug auf die Videoaufzeichnung hin. Die "ZDF.reportage" begleitet Mainzer Polizeibeamte bei ihrem abendlichen Einsatz im Kneipenviertel. Wie ändert sich das Verhalten der Kontrollierten gegenüber der Polizei? Ist die Bodycam ein geeignetes Mittel, um Gewalt gegen Polizisten zu verhindern?

Die "ZDF.reportage" "auf Streife" in München und Mainz.

 * 

Erst frei, dann pleite – Selbstständige in Not

Ob Schneiderin, Lottoladen-Besitzerin oder Kleinbauer: Viele Selbstständige machen zu wenig Gewinn, um sich etwas zurücklegen zu können. Erst frei, dann pleite – leider keine Ausnahme. Die Kleinunternehmer arbeiten oft unter Mindestlohn und müssen dennoch hohe Kranken- und Rentenversicherungsbeiträge zahlen. Sie fallen durch das soziale Netz.

Dass dies in äußerst prekäre Lebenslagen führt, erkennen viele Selbstständige zu spät. Laut einer DIW-Studie zahlt nur etwa die Hälfte aller Kleinunternehmer in die Rentenversicherung ein. Da die Beiträge für sie freiwillig sind, sparen sie sich diese Kosten oft und hoffen, später genug Gewinn fürs Alter zu machen. Doch das klappt nicht immer.

Dabei wurde der Alleingang in die Selbstständigkeit lange Zeit von der Politik beworben und staatlich gefördert: Über 100 000 "Ich-AGs" entstanden in den Nullerjahren. Viele von ihnen wirtschaften am Existenzminimum.

"Ich trinke nur Leitungswasser. Kleidung – nichts über zehn Euro. Das Auto rostet vor sich hin." Petra K. hat sich vor Jahren mit einer Nähstube selbstständig gemacht. Ihre Auftragsbücher sind voll, trotzdem reicht es am Monatsende oft nicht. So kommt es, dass manchmal mehr als Dreiviertel ihrer Einnahmen allein an die Krankenversicherung gehen. Für Rentenbeiträge – keine Chance.

"Dass mir einmal so wenig bleiben würde, das habe ich nie für möglich gehalten, nein." So bilanziert Wera H. ihr Berufsleben als selbstständige Lottoladen-Inhaberin. Sie lebt mit 700 Euro Rente aktuell etwa 300 Euro unter der Armutsgrenze. Ihr Antrag auf Grundsicherung wurde abgelehnt, weil sie ein Haus bewohnt, für das die Raten noch nicht abbezahlt sind.

Besonders drastisch sind die Notlagen von Selbstständigen bei denen, die ihre Krankenversicherungsbeiträge nicht mehr stemmen können. Eine halbe Million Menschen sind bei ihrer Krankenkasse verschuldet und bekommen, bis auf lebensrettende Maßnahmen, keine Leistungen mehr. "Besonders erschüttert hat mich, dass 80 Prozent dieser Fälle aus der deutschen Mittelschicht kommen", sagt Dr. Uwe Denker, ein Arzt, der als Pensionär Menschen kostenlos behandelt.

Er sieht die Entwicklung erst an ihrem Beginn: "Wir werden noch eine Flutwelle an Armut erleben." Mit Blick auf die Politik sagt er: "Was wir brauchen, ist ein Rettungsschirm für in Not geratene Selbstständige."

Der Film erzählt von Selbstständigen, die ihr Rentenalter schon erreicht haben, und jenen, die noch auf dem Weg dahin sind. Die Realität der Älteren ist die Perspektive der Jüngeren. Sie lautet leider zu oft: "Armut".

 * 

Infos zur "ZDF.reportage"

Die "ZDF.reportage" berichtet immer sonntags, 18.00 Uhr, aus der Alltagswirklichkeit der Zuschauer. Sie greift Themen auf, die aktuell und brisant sind und setzt sie spannend und emotional um. Dabei erzählt die "ZDF.reportage" immer aus der Perspektive der Betroffenen, von Menschen, ihren Lebenswegen und Schicksalen, ihren Konflikten, ihren Hoffnungen und Träumen. Die meisten Reportagen spielen in Deutschland, bei Auslandsthemen ist stets ein deutscher Bezug vorhanden.

Die Redaktion der "ZDF.reportage" wird geleitet von Heike Schnaar.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 
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SERIE/936: ZDF - Vierteilige Krimireihe "Die purpurnen Flüsse", am 05., 12., 26.11. und 03.12.2018 (ZDF)


Die purpurnen Flüsse

Vierteilige Krimireihe nach Jean-Christophe Grangé im Montagskino des ZDF

Ab 5. November 2018, montags, 22.15 Uhr

Inhalt:

– Statement der Redaktion

– Die Sendetermine und -titel

– Die purpurnen Flüsse – Melodie des Todes

– Die purpurnen Flüsse – Tag der Asche

– Die purpurnen Flüsse – Kreuzzug der Kinder

– Die purpurnen Flüsse – Die letzte Jagd

– Zusatzinformationen



Statement der Redaktion

Eine bizarre Mordserie, ein eigensinniges Ermittler-Duo und jede Menge Leichen: "Die purpurnen Flüsse" bieten im ZDF-Montagskino Nervenkitzel auf höchstem Niveau

Ab dem 5. November 2018 präsentiert das ZDF die vierteilige Krimireihe aus der Feder des französischen Schriftstellers Jean-Christophe Grangé als Free-TV-Premiere. In der Adaption seines eigenen Romans "Die purpurnen Flüsse" müssen die Ermittler Pierre Niémans und Camille Delauney grausige Verbrechen aufklären.

Die beiden werden immer dann an den Schauplatz eines Verbrechens beordert, wenn es sich um besonders bizarre Mordfälle handelt. Sie sollen den Behörden vor Ort mit Rat und Tat zur Seite stehen, doch die Pariser Ermittler arbeiten am liebsten zu zweit, übernachten gerne am Ort ihrer direkten Mordermittlung und nerven Zeugen, Tatverdächtige und ihre Kollegen in der Provinz mit hintersinnigen Fragen und unbequemen Wahrheiten. Jeweils montags, ab 22.15 Uhr, entführt die Spielfilm-Reihe an schreckliche Tatorte, in finstere Wälder, aber auch zu malerischen Weinbaugebieten.

Die Reihe, die in Zusammenarbeit mit Storia Television, dem deutschen Koproduzenten Maze Pictures und dem französischen Fernsehsender France 2 entstand, beginnt am 5. November 2018 mit dem Film "Melodie des Todes". Kommissar Niémans und seine Kollegin Camille Delauney versuchen in einem abgelegenen Kloster, den Mord an einem Mönch aufzuklären. Der Schlüssel zur Aufklärung liegt in dessen Handfläche.

Am 12. November 2018 wird die Reihe mit dem Fall "Tag der Asche" fortgesetzt. Das Team aus Paris wird während der Weinernte im Elsass mit einer mysteriösen Mordserie konfrontiert und infiltriert eine religiöse Sekte.

Eine abgetrennte Kinderhand ruft die Polizisten am 26. November 2018 in "Kreuzzug der Kinder" auf den Plan. Eine Serie an Frauenmorden gibt zudem weitere Rätsel auf. Existiert möglicherweise eine Verbindung zwischen diesen Verbrechen? Und schweben weitere Kinder in Gefahr?

"Die letzte Jagd" schließt die Reihe am 3. Dezember ab 2018. Im Grenzgebiet zwischen Frankreich und Deutschland bekommen es Niémans und seine Kollegin Camille Delauney mit einer deutschen Adelsfamilie zu tun, die als Jäger selbst Opfer eines brutalen Verfolgers werden. In dieser Folge sind Ken Duken und Nora Waldstätten mit von der Partie.

 * 

Montag, 5. November 2018, 22.15 Uhr
Die purpurnen Flüsse – Melodie des Todes


Montag, 12. November 2018, 22.15 Uhr
Die purpurnen Flüsse – Tag der Asche


Montag, 26. November 2018, 22.15 Uhr
Die purpurnen Flüsse – Kreuzzug der Kinder


Montag, 3. Dezember 2018, 22.15 Uhr
Die purpurnen Flüsse – Die letzte Jagd

 * 

Montag, 5. November 2018, 22.15 Uhr
Montagskino im ZDF
Die purpurnen Flüsse – Melodie des Todes
Thriller, Belgien/Deutschland/Frankreich 2017


Stab

Regie: Ivan Fegyveres
Buch: Jean-Christophe Grangé
Kamera: Bruno Degrave
Musik: David Reyes
Produzent: Storia Television
Koproduzenten: Maze Pictures, France Televisions, ZDF, ZDF Enterprises
Redaktion: Doris Schrenner
Länge: 93 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Pierre Niémans – Olivier Marchal
Camille Delaunay – Erika Sainte
Marc Messonier – Michaël Erpelding
Pater Anselme – François Levantal
Bruder Stéphane – Guillaume Kerbusch
Sabrina Harel – Lubna Azabal
und andere


Inhalt

Kommissar Niémans und seine Kollegin Camille Delaunay ermitteln in einem abgelegenen Kloster. Ein Mönch starb unter mysteriösen Umständen, und der Schlüssel zur Aufklärung liegt in seiner Handfläche.

Als Kommissar Pierre Niémans eine Nachricht von einem alten Bekannten erhält, bricht er sofort in die bretonische Provinz auf. Doch er kann seinen ehemaligen Kollegen, der zurückgezogen in einem Kloster lebte, nur noch tot in den Dünen an der Atlantikküste finden. In seiner linken Handfläche trägt der Ermordete ein geheimnisvolles Tattoo, das eine weitere Inschrift verbirgt.

Gemeinsam mit seiner Kollegin Camille Delaunay befragt Niémans die Klosterbrüder, allen voran Pater Anselme, der dem Kloster vorsteht. Dabei erfährt Niémans, dass sich die Glaubensbrüder auf die Musikwissenschaft und frühe mittelalterliche Schriften zu diesem Thema spezialisiert haben. Schon bald finden die Ermittler heraus, dass die Tätowierung des Toten in Zusammenhang mit diesen Forschungen steht.

Während Niémans sich auf die Bibliothek des Klosters konzentriert und sich mit Hilfe des jungen Mönches Stéphane in die Musiktheorie einliest, folgt Camille entschlossen einer anderen Spur. Sie entdeckt an einer Kneipe ein Plakat der französischen Metal-Band B.H.P. und staunt nicht schlecht: Den Frontsänger Marc Messonier hatte sie Jahre zuvor wegen Vergewaltigung überführt und ins Gefängnis gebracht. Nun tourt der Ex-Knacki mit seiner Band durch die französische Provinz. Camille ist fest davon überzeugt, dass der Musiker in den Mordfall verwickelt ist, doch Niémans will nichts davon wissen. Zumal ihm die örtliche Leiterin des Kommissariats, Sabrina Harel, gehörig im Nacken sitzt. Sie fühlt sich von den Pariser Polizisten permanent schlecht informiert.

Die Situation eskaliert, als ein zweiter Mönch tot aufgefunden wird. Und auch er trägt ein Tattoo in der Handfläche, das ebenfalls durch Brandspuren größtenteils zerstört wurde.

 * 

Montag, 12. November 2018, 22.15 Uhr
Montagskino im ZDF
Die purpurnen Flüsse – Tag der Asche
Thriller, Belgien/Deutschland/Frankreich 2017


Stab

Regie: Julius Berg
Buch: Jean-Christophe Grangé
Kamera: Bruno Degrave
Musik: David Reyes
Produzent: Storia Television
Koproduzent: Maze Pictures, France Televisions, ZDF, ZDF Enterprises
Redaktion: Doris Schrenner
Länge: 93 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Pierre Niémans – Olivier Marchal
Camille Delaunay – Erika Sainte
Blandine – Camille Sansterre
Joseph Raynaud – Thierry Janssen
Thierry Chauveron – Daniel Njo Lobé
Daniel – Thomas Saint-Hubert
Barthélémy – David Saint-Hubert und andere


Inhalt

Als im Elsass die Leiche eines Mannes unter den Trümmern eines Freskos gefunden wird, ruft das Kommissar Niémans auf den Plan. Ein Stein im Mund des Toten gibt weitere Rätsel auf.

Das Elsass während der Weinernte: In einer Kirche wird die Leiche eines Mannes entdeckt. Diese liegt unter den Trümmern eines Freskos, das gerade erst restauriert wurde und eigentlich nicht hätte herabstürzen dürfen. Die Kirche befindet sich in unmittelbarer Nähe des Wohnorts einer eigenartigen religiösen Gemeinschaft, deren Bewohner ein Leben wie vor 300 Jahren führen und sich durch den Weinbau finanzieren. Ein Mitglied dieser Sekte, Joseph Raynaud, behauptet vehement, der Tote habe lediglich einen Unfall gehabt, weitere Ermittlungen seien daher sinnlos. Ein zuständiger Experte, der jedoch zum Kreis der Sekte gehört, bestätigt dies.

Allerdings befindet sich im Mund des Toten ein Stein, der dort bewusst platziert worden sein muss, und Kommissar Niémans schenkt den Worten des vermeintlichen Experten keinen Glauben. Niémans fasst kurzerhand den Plan, seine Kollegin Camille Delaunay undercover als Weinernte-Helferin in die Sekte einzuschleusen, um auf diesem Wege möglicherweise mehr zu erfahren. Schon bald lernt Camille in der Sekte eine junge Frau, Blandine, kennen und freundet sich mit ihr an. Doch dann geschieht ein weiterer Mord in der Kirche, und es wird immer deutlicher, dass es einen direkten Zusammenhang zwischen den Toten und dem zerstörten Fresko gibt. Die Ermittler stellen eine verblüffende Verbindung zwischen den darauf dargestellten Figuren und den beiden Toten fest. Das kann kein Zufall sein!

Die Regie von "Tag der Asche" übernahm der französische Filmemacher Julius Berg. In der Vergangenheit inszenierte Berg bereits die Mini-Serie "Der Wald", die die Geschichte eines Ermittlers erzählt, der sich auf der Suche nach einer vermissten Jugendlichen befindet. Von Julius Berg stammen außerdem einige Episoden der Serien "Mata Hari" und "Falco".

 * 

Montag, 26. November 2018, 22.15 Uhr
Montagskino im ZDF
Die purpurnen Flüsse – Kreuzzug der Kinder
Thriller, Belgien/Deutschland/Frankreich 2017


Stab

Regie: Olivier Barma
Buch: Jean-Christophe Grangé
Kamera: Bruno Degrave
Musik: David Reyes 
Produzent: Storia Television
Koproduzent: Maze Pictures, France Televisions, ZDF, ZDF Enterprises
Redaktion: Doris Schrenner
Länge: 100 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Pierre Niémans – Olivier Marchal
Camille Delaunay – Erika Sainte
Stéphane Gandolfi – Nicolas Grandhomme
Mariotte – Pierre Laplace
Bruno – Théo Dardenne
Nicolas Durero – Jean-Luc Couchard
und andere


Inhalt

Kommissar Niémans und seine Kollegin Camille Delaunay ermitteln im Fall einer abgetrennten Kinderhand. Die erste Spur führt in ein altes Waisenhaus, in dem sich einst Schreckliches zugetragen hat.

Auf der Suche nach versteckten Drogen entdecken zwei Jugendliche im Müll eine abgetrennte Kinderhand und alarmieren die Polizei. Doch die örtlichen Ermittler haben bereits alle Hände voll zu tun: Eine Serie von mysteriösen Frauenmorden erschüttert die Gemeinde. Drei Frauen wurden in der Morgendämmerung überfallen und getötet. Also werden Kommissar Niémans und seine Kollegin Camille Delaunay eingeschaltet, die vor Ort Unterstützung vom Polizisten Stéphane Gandolfi bekommen. Ihre Recherche führt sie in ein örtliches Waisenhaus, in dem es in der Vergangenheit besorgniserregende Vorfälle gab und das auch gegenwärtig nicht den besten Ruf genießt. Die Ermittler überprüfen, sehr zum Missfallen der Waisenhausleitung, ob dort kürzlich ein Kind verschwunden ist, und machen in den Akten eine interessante Entdeckung. Es scheint eine Verbindung zwischen der abgetrennten Kinderhand und der Serie an Frauenmorden zu geben. Es fehlt nur noch der entscheidende Beweis.

Während der Ermittlungen hat Camille Delaunay außerdem mit privaten Problemen zu kämpfen, da die Kinder im Waisenhaus Erinnerungen an ihren eigenen Sohn wachrufen. Doch für Privates ist keine Zeit: Schon bald werden weitere Leichen gefunden, und die beiden Ermittler geraten in große Gefahr. Die Lösung des Falls scheint in der Vergangenheit zu liegen.

In der Rolle des Polizisten Stéphane Gandolfi ist Schauspieler Nicolas Grandhomme zu sehen. Er war bereits in "Project: Babysitting – #epicfail", "Iris", "Made in France" und in der Serie "Frauen im Ring" zu sehen.

Die Regie von "Kreuzzug der Kinder" übernahm der Filmemacher Olivier Barma, der bereits an zahlreichen Serien (beispielsweise "Candice Renoir") und Fernsehfilmen (beispielsweise "La Clinique du docteur H") gearbeitet hat. Im Jahr 2018 inszenierte er einen Film der Reihe "Meurtres à...", dem französischen Pendant zum ARD-"Tatort". Olivier Barma ist der Sohn des Regisseurs Claude Barma.

 * 

Montag, 3. Dezember 2018, 22.15 Uhr
Montagskino im ZDF
Die purpurnen Flüsse – Die letzte Jagd
Thriller, Belgien/Deutschland/Frankreich 2017


Stab

Regie: Ivan Fegyveres
Buch: Jean-Christophe Grangé
Kamera: Bruno Degrave
Musik: David Reyes
Produzent: Storia Television
Koproduzent: Maze Pictures, France Televisions, ZDF, ZDF Enterprises
Redaktion: Doris Schrenner
Länge: 100 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Pierre Niémans – Olivier Marchal
Camille Delaunay – Erika Sainte
Laura von Geyersberg – Nora Waldstätten
Nicolas Kleinert – Ken Duken
Frantz von Geyersberg – Idwig Stéphane
Ludwig von Geyersberg – Bernard Eylenbosch
Max von Geyersberg – Arthur Marbaix
Thomas Krauss – Damien De Dobbeleer
und andere


Inhalt

Niémans und Camille ermitteln im Elsass, wo der Spross einer deutschen Adelsfamilie während einer Jagd ermordet wird.

In einem elsässischen Waldgebiet wird während der Jagd, die hier von der deutschen Adelsfamilie von Geyersberg abgehalten wird, ein enthaupteter Leichnam gefunden. Es handelt sich um den Familienerben Jürgen, dessen Leiche wie ein Jagdopfer drapiert wurde. Einige Organe wurden entfernt und der Kopf wenige Meter neben dem Körper platziert.

Aufgrund der bizarren Umstände übernehmen der Pariser Kommissar Niémans und seine Kollegin Camille Delaunay die Ermittlungen, unterstützt von dem deutschen Kripo-Mann Kleinert. Obwohl Letzterer sich von seinen neuen Kollegen schlecht informiert fühlt, hat er schnell ein Auge auf Camille geworfen. Doch die Zeit wird knapp: Irgendwo läuft ein Mörder frei herum, der möglicherweise wieder zuschlagen wird.

Der Kreis der Verdächtigen ist groß, und Niémans macht sich Sorgen um die Schwester des Toten, Laura von Geyersberg. Gemeinsam mit ihrem Bruder leitete sie das Familienunternehmen und steht nun als alleinige Erbin da. Als sie kurz darauf von einer großen Dogge bedroht und ein Cousin ebenfalls ermordet aufgefunden wird, ist für Niémans ganz klar: Irgendjemand hat eine Rechnung mit der deutschen Adelsfamilie offen. Doch die wahren Hintergründe der Todesfälle lassen selbst den erfahrenen Polizisten zutiefst erschrecken.

Für ihren Fall "Die letzte Jagd" bekommen Kommissar Niémans und seine Kollegin Camille Delaunay den deutschen Kripo-Mann Kleinert zur Seite gestellt, der von Ken Duken verkörpert wird. Außerdem ist Nora Waldstätten als zwielichtige Gräfin Laura von Geyersberg mit von der Partie, die als Femme fatale versucht, Kommissar Niémans um den Finger zu wickeln.

Nora Waldstätten ist ab 21. Oktober 2018 in der ZDF-Krimireihe "The Team II" zu sehen.

 * 

Zusatzinformationen

Die ZDF-Krimireihe "Die purpurnen Flüsse" entstand nach der Idee und den Drehbüchern des französischen Bestsellerautors Jean-Christophe Grangé. Grangé griff dabei auf die Charaktere seines berühmtesten Romans "Die purpurnen Flüsse" zurück, der im Jahr 2000 von Regisseur Mathieu Kassovitz auf die Kinoleinwand gebracht wurde. Jean Reno verkörperte damals den charismatischen Pariser Bullen Pierre Niémans, an seiner Seite ermittelte Vincent Cassel als Provinz-Cop Max.

In den neuen Verfilmungen wird der eigenwillige Pierre Niémans von dem Charakterkopf Olivier Marchal verkörpert. Mit coolem Understatement spielt Marchal den klug ermittelnden Großstadt-Cop, der in der französischen Provinz mit äußerst bizarren Mordfällen konfrontiert wird.

An seiner Seite verkörpert Erika Sainte seine Kollegin Protegé Camille Delaunay, die genau weiß, wann sie ihrem Chef die lange Leine lassen muss. Immer wieder stößt sie ihn auch mit der Nase auf die entscheidenden Spuren.

Olivier Marchal und Erika Sainte

Marchal arbeitete bis 1992 als Polizist. Noch während seiner Zeit bei der Polizei nahm er Schauspielunterricht, begann dann, als Drehbuchautor fürs Fernsehen zu arbeiten, übernahm auch immer wieder selbst kleine Rollen, und arbeitete schließlich mehr und mehr als Regisseur. Mit dem Film "Gangsters" gelang ihm 2002 in dieser Funktion der Sprung auf die Kinoleinwand. Zwei Jahre spielte er zusammen mit seinen Schauspielkollegen Daniel Auteuil und Gérard Depardieu in dem Cop-Film "36 – Tödliche Rivalen". Auch in den darauf folgenden Jahren arbeitete Marchal meistens zweigleisig, wechselte regelmäßig zwischen TV und Kino, und arbeitete auch weiterhin als Schauspieler.

Erika Sainte wurde mit Filmen wie "Elle ne pleure pas, elle chante" und "Familienbande" bekannt.

Jean-Christophe Grangé

Die Thriller von Jean-Christophe Grangé sind weltweit bekannt für ihre Spannung, für originelle Stoffe und ungewöhnliche Schauplätze. Einer seiner größten Erfolge ist der Roman "Die purpurnen Flüsse", dessen Hauptcharakter Kommissar Niémans er nun für die TV-Adaption reanimiert hat.

Außerdem schreibt Jean-Christophe Grangé für verschiedene internationale Zeitungen (beispielsweise "Der Spiegel" und "Sunday Times"). Der Durchbruch als Schriftsteller gelang ihm bereits mit seinem ersten Roman "Der Flug der Störche", dessen Verfilmung vom ZDF 2015 als Free-TV-Premiere gezeigt wurde. Inzwischen wurden seine Bücher in mehr als 20 Sprachen übersetzt. Ab dem Jahr 2001 wurde Grangé auch als Drehbuchautor tätig und verfasste die Vorlage zum historischen Kriminalfilm "Vidocq".
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – November 2018

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - FEATURE/1128: WDR 5 - Unternehmen Stadt. Kommunale Aufgaben in privaten Händen, 4.11.2018 (WDR)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1128: WDR 5 - Unternehmen Stadt. Kommunale Aufgaben in privaten Händen, 4.11.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Unternehmen Stadt - Kommunale Aufgaben in privaten Händen

von Egon Koch

Produktion: WDR 2018

Dok 5 - Das Feature

Sonntag, 04.11.2018, 11.04 - 12.00 Uhr | WDR 5



Immer mehr deutsche Städte folgen dem US-amerikanischen Vorbild und
führen ihr Gemeinwesen wie ein Unternehmen. In Sonderbezirken gehen
sie gesetzlich geregelte Partnerschaften mit Grundeigentümern ein. Wie
verändern sich die Städte dadurch?

"Business Improvement District" heißt es auf Englisch. In NRW nennt
man sie "Immobilien- und Standortgemeinschaften", in denen
Grundeigentümer in Remscheid oder Solingen in klar begrenzten
Geschäftsgebieten eigene Maßnahmen zur Quartiersaufwertung
durchführen. Durch Strukturwandel bedingter Leerstand in den
Geschäftsstraßen und Werteverlust ihrer Immobilie ruft die Eigentümer
auf den Plan. Gemeinsam wollen sie in ihre jeweiligen Innenstädte
investieren. Dafür sind eigentlich die Kommunen zuständig, doch denen
fehlt oft das Geld. Geben sie damit aus Spargründen hoheitlichen
Aufgaben auf?

Auch in Hamburg geht es um Quartiersmanagement. An der Reeperbahn
setzt man aber vor allem ein städtisches Marketingkonzept um:
Touristen ködern, um den Umsatz der Klubs zu steigern. Doch welche
Rechte und Einflussmöglichkeiten haben die Bewohner der Viertel in
diesen teilprivatisierten Quartieren?

Redaktion: Leslie Rosin

 * 
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FEATURE/1127: Deutschlandfunk Kultur - Retter, Gaffer, Aggressoren, 5.11.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Retter, Gaffer, Aggressoren

Wie mitmenschlich sind wir in Gefahrensituationen?

Von Brigitte Schulz

Zeitfragen. Feature

Montag, 5. November 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Es sind keine Einzelfälle: Gaffer behindern Rettungsarbeiten, filmen
Unfallopfer, Sterbende und Tote. Menschen sehen weg, wenn andere
angegriffen werden oder werden selbst zu Tätern gegenüber
Rettungskräften und Staatsvertretern. Doch es gibt auch die anderen,
die in solchen oder ähnlichen Situationen helfen und sogar Leben
retten. Sind wir auf dem Weg zu Verrohung und Gleichgültigkeit oder
hat die Hilfsbereitschaft in Deutschland sogar zugenommen, wie einige
Wissenschaftler feststellen? Und was können Staat und der Einzelne
tun, um sich Gleichgültigkeit und Ignoranz entgegenzustellen?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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HÖRSPIEL/1833: Deutschlandfunk Nova - "Der nasse Fisch" von Volker Kutscher, 5.-21.11.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 30.10.2018

Hörspielserie mit Geschichtsstunde: "Der nasse Fisch" bei
Deutschlandfunk Nova

Ab 5.11. in "Ab 21" und "Eine Stunde History"

5. bis 21. November jeden Montag, Mittwoch und Freitag um 23.10 Uhr



Am 5. November 2018 startet Der nasse Fisch bei Deutschlandfunk
Nova. Die achtteilige Hörspielserie beruht auf der Vorlage des
gleichnamigen Erfolgsromans von Volker Kutscher, auf dem auch die
ARD-Serie Babylon Berlin basiert.

Auf jede Folge des Hörspiels folgt ein "Eine Stunde History"-Spezial,
das die historischen Bezüge der vorangegangenen Episode aufgreift.
Unter dem Titel "Das History-Team seziert den nassen Fisch" werden die
Auseinandersetzungen der Weimarer Republik, die Kundgebungen am 1. Mai
und das Berlin der Golden Twenties thematisiert. Das Hörspiel ist in
der Sendestrecke "Ab 21" zu hören, die sich an den Ausstrahlungstagen
ebenfalls mit verschiedenen Phänomenen der Zwanziger Jahre
beschäftigt. Ob es gesellschaftliche Konflikte, das Tanzen oder die
Drogen in der Hauptstadt sind - "Ab 21" bespricht Unterschiede und
Entwicklungen zwischen damals und heute.

Das Hörspiel wird im Zeitraum zwischen dem 5. und 21. November jeden
Montag, Mittwoch und Freitag um 23.10 Uhr ausgestrahlt. Das
History-Team seziert immer ab 00.03 Uhr. Am 9. November sind bereits
alle Folgen der Hörspielserie und die "Eine Stunde History"-
Spezialausgaben auf der Homepage deutschlandfunknova.de und in der Dlf
Audiothek verfügbar.

Der nasse Fisch ist der Kriminalroman von Volker Kutscher, der als
Vorlage zur TV-Serie Babylon Berlin dient. Es handelt sich um die
Geschichte des jungen Kommissars Gereon Rath, der im Berlin der
Zwanziger Jahre einen ungelösten Fall auf eigene Faust aufklären
möchte. Der Roman gilt als spannender Krimi mit zeitgeschichtlichem
Bezug. Das Hörspiel zum Roman wurde von Radio Bremen in Koproduktion
mit dem WDR und dem rbb für die Kulturradios der ARD realisiert. An
der Produktion waren mit Alice Dwyer, Ulrich Noethen und Meret Becker
bekannte Film- und Fernsehschauspieler beteiligt.

Deutschlandfunk Nova ist das junge Programm von Deutschlandradio,
werbefrei und bundesweit über DAB+, Kabel, Satellit, App und im Netz
zu hören. Das Angebot steht seit 2010 für unabhängigen Journalismus,
Ansprache auf Augenhöhe und anspruchsvollen Pop abseits des
Mainstreams. Für die junge Zielgruppe relevante Inhalte von
Alltagsthemen bis Zukunftsfragen werden dabei mit dem
Deutschlandradio-Qualitätsanspruch aufgearbeitet und präsentiert.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/2747: Deutschlandfunk - Choräle von Johann Sebastian Bach, 2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Neue Deutschlandfunk-Produktionen

Gott in der Höh' sei Ehr

Johann Sebastian Bach

Choräle und Choralbearbeitungen 1/2

Aufnahmen von 2017 und 2018

Musik-Panorama

Montag, 5. November 2018, 21.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Für das Label Deutsche Grammophon war der 333. Geburtstag von Johann
Sebastian Bach in diesem Jahr Anlass, sich einmal dem Gesamtwerk des
berühmten Thomaskantors zu widmen. 222 CDs und eine DVD umfasst nun
die Box mit teils historischen und teils ganz aktuellen Aufnahmen. In
insgesamt drei Sendungen stellen wir die Aufnahmen vor, für die der
Deutschlandfunk aktuell verantwortlich zeichnet. Das sind unter
anderem eine Vielzahl von Chorälen mit den Augsburger Domsingknaben,
dem Vokalconsort Berlin und der Kölner Akademie sowie frühe
instrumentale Choralvorspiele an den historischen Orgeln in Freiberg
und Duderstadt mit Christian Schmitt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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TALK/1614: Deutschlandfunk - Der Kabarettist Thomas Pigor im Gespräch mit Klaus Pilger, 4.11.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Kabarettist Thomas Pigor im Gespräch mit Klaus Pilger

Zwischentöne - Musik und Fragen zur Person

Sonntag, 4. November 2018, 13.30 - 15.00 Uhr, Deutschlandfunk



Als Kabarettist mit seinem Partner Benedikt Eichhorn ist Thomas Pigor
seit fast 25 Jahren ein Begriff. Neun gemeinsame Programme haben die
beiden auf die Bühne gebracht. Pigor, der oft als Erneuerer des
kabarettistischen Chansons bezeichnet wird, ist aber auch ein
erfolgreicher Musicalkomponist - für Erwachsene und für Kinder. Er
wurde unter anderem mit dem Deutschen Kleinkunstpreis und jüngst mit
dem Salzburger Stier ausgezeichnet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. Oktober 2018
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Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - AUSSTELLUNG/060: Berlin - Radiophonic Spaces, 01.11.-10.12.2018 (Deutschlandradio)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/060: Berlin - "Radiophonic Spaces", 01.11.-10.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 31.10.2018

Ausstellung "Radiophonic Spaces" im HKW in Zusammenarbeit mit
Deutschlandfunk Kultur

01.11.-10.12.2018

Haus der Kulturen der Welt

John-Foster-Dulles-Allee 10, Berlin

Eintritt frei



Geschichte und Geschichten der Radiokunst: Das ist das Thema der
Ausstellung "Radiophonic Spaces: Begehbares Radioarchiv und Bühne des
Hör-Wissens" im Haus der Kulturen der Welt (HKW).

Die dreitägige Eröffnungsveranstaltung "Der Ohrenmensch" fragt nach
dem Wissen des Ohrs in einer visuell geprägten Gegenwart, in der sich
die Möglichkeiten des Sendens und Empfangens vervielfacht haben.

Im Zuge dessen führt der türkische Klangkünstler und Architekt Cevdet
Erek am Eröffnungstag seine Performance "RA RS P RP I" auf. Diese ist
eine Klangkomposition aus Schlüsselwerken der Radiokunst und wird von
Deutschlandfunk Kultur koproduziert und mitveranstaltet. Des Weiteren
fragen Multimediakünstler Nástio Mosquito und Martin Hirsch
(Bauhaus-Universität Weimar) in "Nm|mH", ihrem Hörstück über
radiophone Kommunikation: Wo findet Kommunikation statt und wie
funktioniert sie im Digitalzeitalter als persönliches Erlebnis?
Ausgehend von der Tradition des Schattentheaters gehen sie diesen
Fragen mit Klang und Bewegung nach. Zeitgleich führt auch die
Klangkünstlerin Marie Guérin ihre Performance "Même morts nous
chantons" auf, die auf ihrem preisgekrönten Hörstück über den Gesang
eines bretonischen Soldaten in deutscher Gefangenschaft im Ersten
Weltkrieg basiert.

Mitschnitte der Performances werden in dem Programm Klangkunst
abgebildet. Die Sendungen sind im Deutschlandfunk Kultur am 9., 23.
und 30. November jeweils zwischen 00.05 Uhr und 01.00 Uhr zu hören und
werden auch online abrufbar sein unter:
deutschlandfunkkultur.de/dlfkultur-klangkunst

Cevdet Erek: "RA RS P RP I"

Performance: Do., 01. November 2018, 21.00-22.00 Uhr im HKW

Klangkunst-Sendung: Fr., 23. November 2018, 00.05-01.00 Uhr

Nástio Mosquito und Martin Hirsch: "Nm|mH"

Performance: Sa., 03. November 2018, 20.30-21.30 Uhr im HKW

Klangkunst-Sendung: Fr., 30. November 2018, 00.05-01.00 Uhr

Marie Guérin: "Même morts nous chantons"

Performance: Sa., 03. November 2018, 20.30-21.30 Uhr im HKW

Klangkunst-Sendung: Fr., 9. November 2018, 00.05-01.00 Uhr

Radiophonic Spaces: Begehbares Radioarchiv und Bühne des
Hör-Wissens 

01.11.-10.12.2018

Haus der Kulturen der Welt

John-Foster-Dulles-Allee 10, Berlin

Eintritt frei

Das gesamte Ausstellungsprogramm finden Sie unter:

hkw.de/de/programm/projekte/2018/radiophonic_spaces/programm_radiophonic_spaces

Die Ausstellung findet in u. a. in Zusammenarbeit mit Deutschlandfunk
Kultur statt.

 * 

Quelle:
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KURSUS/1847: Unna - Einführung in die Nutzung von Android-Smartphones am 12. und 14. November 2018


VHS-Aktuell: Fit mit dem Smartphone



Kreisstadt Unna. Smartphones sind nicht nur Telefone, sondern kleine
Computer, die vielfältige Nutzungsmöglichkeiten bieten. Am 12. und 14.
November 2018 zeigt die VHS Unna Fröndenberg Holzwickede im
Fröndenberger Bürgerzentrum Mühlenberg, was man mit den kleinen
Alleskönnern machen kann und wie sie richtig genutzt werden.

In der Grundlagenschulung wird der Umgang mit Android-Smartphones
erklärt und praktisch geübt, um Apps und Anwendungen sinnvoll und
sicher zu verwenden. Neben einer Einführung in die grundlegende
Bedienung der Geräte nimmt der Dozent gemeinsam mit den
Teilnehmerinnen und Teilnehmern auch die Grundeinstellungen vor und
bespricht wichtige Funktionen. Dabei werden W-LAN und Bluetooth ebenso
thematisiert, wie auch der Gebrauch von Kamera, Navigationsfunktion,
Kalender und Kontaktverwaltung. Und selbstverständlich kommt das Thema
Smartphone und Sicherheit nicht zu kurz.

Der Kurs kann nur mit einem eigenen Smartphone mit
Android-Betriebssystem besucht werden. Die Volkshochschule haftet
nicht für private Geräte.

Das Seminar "Einführung in die Nutzung von Android-Smartphones" mit
der Kursnummer 182-4407F findet montags, 12. November 2018 und
mittwochs am 14. November 2018 jeweils von 9.30 bis 12.45 Uhr im
Fröndenberger Bürgerzentrum Mühlenberg statt. Die Gebühr beträgt 33
Euro. Dozent: Björn Dornemann.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen VHS-
Programmheft auf der Seite 59 zu finden. Der Kurs ist auch im Online-
Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT > EDV-Kurse in Fröndenberg" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, Tel.:
02303 / 103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter Tel.: 02303/103-713
oder -714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die
Anmeldung auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Oktober 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299
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VORTRAG/230: Oldenburg - Die DSGVO und der Beschäftigtendatenschutz, 07.11.2018


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Die DSGVO und der Beschäftigtendatenschutz

Vortrag des "forum arbeitsrecht oldenburg"



Oldenburg. Die neue Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und ihre Folgen
für den Beschäftigtendatenschutz stehen im Mittelpunkt eines Vortrags
am Mittwoch, 7. November, im Bibliothekssaal der Universität Oldenburg
(Campus Haarentor, Uhlhornsweg 49-55). Ab 18.00 Uhr referiert der
Oldenburger Hochschullehrer Prof. Dr. Jürgen Taeger über den aktuellen
Stand des Beschäftigtendatenschutzes - auch unter Berücksichtigung des
Bundesdatenschutzgesetzes, der Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofs und weiterer Vereinbarungen. Der Eintritt ist frei, eine
Anmeldung ist nicht erforderlich.

Der Vortrag ist Teil der öffentlichen Reihe "forum arbeitsrecht
oldenburg" (FAO), die das Fachgebiet Bürgerliches Recht und
Arbeitsrecht am Institut für Rechtswissenschaften der Universität
gemeinsam mit dem Deutschen Arbeitsgerichtsverband, der
Kooperationsstelle Hochschule-Gewerkschaften, der DGB
Rechtsschutz-GmbH und dem Arbeitsgericht Oldenburg ausrichtet. Die
Vorträge richten sich an Studierende, Wissenschaftler, Interessierte
und Praktiker im Arbeitsrecht.

Weblinks

uol.de/wire

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 361/18 vom 1. November 2018
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NEUROLOGIE/983: Behandlungsfortschritte bei Kindern mit Multipler Sklerose (idw)


Universität Witten/Herdecke - 29.10.2018

Behandlungsfortschritte bei Kindern mit MS

Internationale Studie unter Beteiligung der Uni Witten/Herdecke



Bei Kindern und Jugendlichen, die an der Krankheit Multiple Sklerose
leiden, zeigt das Medikament Fingolimod eine deutlich bessere Wirkung
als
die bisher übliche Gabe eines Interferonpräparates. Das ist das Ergebnis
der kürzlich im New England Medical Journal veröffentlichten
internationalen PARADIGMS Studie, an der auch die Vestische Kinder- und
Jugendklinik Datteln der Universität Witten/Herdecke, unter der Leitung
von Prof. Dr. Kevin Rostásy beteiligt war. (New England Journal of
Medicine 2018;379:1017-27, DOI: 10.1056/NEJMoa1800149)

In der ersten internationalen prospektiven, plazebo-kontrollierten Studie
bei Kindern mit MS wurden 215 Kinder im Alter zwischen 10 und 17 Jahren
mit einer schubförmigen MS eingeschlossen und über einen Zeitraum von
2 Jahren entweder mit Fingolimod oder einem Interferonpräparat behandelt.
Als Studienendpunkte waren unter anderem die Reduktion der jährlichen
Schubrate und das Auftreten neuer Entzündungsherde im Schädel-MRT nach
2 Jahren Behandlungsdauer definiert. Patienten, die mit Fingolimod behandelt
wurden, hatten eine hochsignifikante Verminderung der Schubrate und
deutlich weniger neue Entzündungsherde in der Bildgebung am Ende der
Studie. Weiterhin konnte gezeigt werden, dass Fingolimod ähnlich wie
bei
Erwachsenen, wo es seit Jahren für die Behandlung der MS zugelassen
ist,
gut vertragen wurde und nur in einzelnen Fällen mit Nebenwirkungen
einherging wie einer erhöhten Infektanfälligkeit oder Auftreten von
epileptischen Anfällen. Neben dem eindrücklichen aufgezeigten
Therapieeffekt von Fingolimod, der die Behandlung von Kindern mit MS,
die
bis dato nicht ausreichend mit vorhandenen Standardmedikamenten zu
behandeln waren, entscheidend verbessern wird, ist die PARADIGNS Studie
ein eindrückliches Beispiel dafür, wie bei einer seltenen neurologischen
Erkrankung im Kindesalter eine international angelegte Studie zu neuen
Erkenntnissen und einer verbesserten Langzeittherapie führen kann.


Die Universität Witten/Herdecke (UW/H) nimmt seit ihrer Gründung 1982
eine
Vorreiterrolle in der deutschen Bildungslandschaft ein: Als
Modelluniversität mit rund 2.500 Studierenden in den Bereichen Gesundheit,
Wirtschaft und Kultur steht die UW/H für eine Reform der klassischen
Alma
Mater. Wissensvermittlung geht an der UW/H immer Hand in Hand mit
Werteorientierung und Persönlichkeitsentwicklung.

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution226
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ARTIKEL/835: Rückblick - Veranstaltung zu Klinischen Studien als Fortschritt in der Medizin (idw)


Wissenschaftsrat - 30.10.2018

Rückblick | Veranstaltung zu Klinischen Studien als Fortschritt in der Medizin



Ausschuss Medizin des Wissenschaftsrates, DFG-Senatskommission für
Grundsatzfragen in der Klinischen Forschung und Forum Gesundheitsforschung
betonen auf Veranstaltung gemeinsam wahrgenommene Handlungsbedarfe

Klinische Studien leisten einen wichtigen Beitrag zu einem effizienten,
wirkungsvollen und am Wohl der Patientinnen und Patienten orientierten
Gesundheitssystem. Sie sind unerlässlich, um neueste Erkenntnisse der
medizinischen Forschung durch innovative Diagnose-, Therapie- und
Präventionsverfahren in die Gesundheitsversorgung zu übertragen.
Nichtkommerzielle klinische Studien, die in der Universitätsmedizin
geplant und durchgeführt werden, haben dabei für den Fortschritt in der
Medizin eine besonders hohe Bedeutung.

Diese Bedeutung unterstreichen die DFG-Senatskommission für
Grundsatzfragen in der Klinischen Forschung, der Wissenschaftsrat sowie
das Forum Gesundheitsforschung mit ihren aktuellen Stellungnahmen und
Empfehlungen zu klinischen Studien. Die Akteure stellten die Resultate
ihrer jeweiligen Arbeitsgruppen am gestrigen Montag, 29. Oktober, im
Rahmen einer gemeinsamen Veranstaltung in Berlin der Öffentlichkeit vor.
Dabei richteten sie ihren je eigenen Blick auf das Feld klinischer Studien
und setzten ihre Ergebnisse zueinander in Bezug. Zusammengenommen wurde
ein konstruktives Maßnahmenbündel vorgestellt, um künftig das Potenzial
klinischer Studien in ihrer ganzen Bandbreite in Deutschland besser als
bislang auszuschöpfen.

Nach einem einleitenden Impulsvortrag von Professorin Rita Schmutzler
(Universität zu Köln) diskutierten die Vorsitzenden der jeweiligen
Arbeitsgruppen und Jan Geißler (Europäische Patientenakademie, EUPATI) als
Vertreter der Patientenseite, wie die Situation klinischer Studien in
Deutschland einzuschätzen ist. Was kann und sollte konkret getan werden,
um die Möglichkeiten zur Durchführung klinischer Studien zu verbessern?

"Wir empfehlen - im Rahmen eines umfassenden Förderkonzepts - die
Entwicklung spezifischer Förderangebote für aufwendige klinische Studien
mit praxisveränderndem Potenzial", sagte Professor Michael Roden vom
Wissenschaftsrat. "Dies würde unserer Auffassung nach die
Konkurrenzfähigkeit und Attraktivität Deutschlands als Standort klinischer
Studien im internationalen Vergleich künftig deutlich steigern", zeigte
sich Roden überzeugt. "Die deutsche Universitätsmedizin hat ein großes
Potenzial, um klinische Studien durchzuführen, die einen wirklichen
Fortschritt für die Patientinnen und Patienten bringen können. Es müssen
aber attraktive und wettbewerbsorientierte Bedingungen geschaffen werden,
damit Ärztinnen und Ärzte die Planung und Durchführung klinischer Studien
zu ihrem wissenschaftlichen Schwerpunkt machen", so Professor Hendrik
Schulze-Koops von der DFG-Senatskommission.

Professor Heyo Kroemer vom Forum Gesundheitsforschung verwies auf eine
engere Verknüpfung von Grundlagenforschung und klinischer Forschung, die
noch nötig sei. "Darüber hinaus müssen frühe nichtkommerzielle Studien, in
denen Patientinnen und Patienten erstmalig mit einem neuen Verfahren oder
einem neuen Medikament behandelt werden können, stärker finanziert werden.
Dazu sollten indikationsorientierte, standortübergreifende
Forschungsnetzwerke aufgebaut werden", sagte er. Professorin Schmutzler
betonte: "Wir als klinische Forschende benötigen ausreichende strukturelle
und personelle Kapazitäten sowie Unterstützung bei der Überwindung
regulatorischer Hürden." Jan Geißler schließlich unterstrich die besondere
Bedeutung der Patientinnen und Patienten bei klinischen Studien: "Es ist
erforderlich, diese nicht erst als Probanden bei der Umsetzung der Studien
einzubinden, sondern bereits z. B. in der Definition der
Forschungsfragestellung, der Wahl der patientenrelevanten Endpunkte und
der Prüfplanentwicklung. Im Vergleich zu anderen Ländern hat Deutschland
bei der Einbindung von Patientenorganisationen im Forschungsdesign
Nachholbedarf."


Originalpublikation:

https://www.wissenschaftsrat.de/download/archiv/7301-18.pdf 

(Wissenschaftsrat)

http://www.dlr.de/pt/Portaldata/45/Resources/Dokumente/GF/Strategiepapier_Strukturen_klinische_Studien_final.pdf

(Forum Gesundheitsforschung)

http://www.dfg.de/download/pdf/dfg_im_profil/reden_stellungnahmen/2018/181025_stellungnahme_ag_klinische_studien.pdf

(Deutsche Forschungsgemeinschaft)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution415

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftsrat - 30.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - BILDUNG/1131: Hebammenkunde - Bestmögliche Versorgung erfordert wissenschaftliche Ausbildung (idw)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





BILDUNG/1131: Hebammenkunde - Bestmögliche Versorgung erfordert wissenschaftliche Ausbildung (idw)


Hochschule Fulda - 30.10.2018

Hebammenkunde: Bestmögliche Versorgung erfordert wissenschaftliche Ausbildung



Die Hochschule Fulda begrüßt den Vorstoß von Bundesgesundheitsminister
Spahn, die Hebammenausbildung vollständig zu akademisieren. Das duale
Studium sieht sie als Zukunft der Hebammenausbildung. Auf Basis einer
Modellklausel hat sie bereits Erfahrungen mit dem primärqualifizierenden
Studiengang Hebammenkunde gesammelt.

Als eine der Hochschulen bundesweit, die die hochschulische Ausbildung von
Hebammen bereits seit einigen Jahren erproben, begrüßt die Hochschule
Fulda den Vorstoß von Bundesgesundheitsminister Spahn, die
Hebammenausbildung vollständig zu akademisieren und künftig durchgängig
als duales Studium anzubieten - wie es in allen anderen EU-Ländern seit
langem Praxis ist.

Als "überfällig und aus fachlicher Perspektive alternativlos" werten Prof.
Dr. Babette-Müller-Rockstroh, Professorin für Hebammenwissenschaft an der
Hochschule Fulda und Mitglied der Deutschen Gesellschaft für
Hebammenwissenschaft, sowie Prof. Dr. Beate Blättner, Leiterin des
Studiengangs in Fulda und Studiendekanin am Fachbereich Pflege und
Gesundheit, diese Entscheidung.

Die beiden Wissenschaftlerinnen führen dafür vor allem zwei Gründe an:

1. Hebammen tragen ein hohes Maß an Verantwortung. Die Ausbildung muss die
Kompetenzen vermitteln, um dieser Verantwortung gerecht werden zu können.

Hebammen haben Vorbehaltstätigkeiten mit einem hohen
Verantwortungsbereich, für den sie haften. Dieser Verantwortung können sie
nur gerecht werden, wenn sie die bestmögliche Versorgung aufgrund einer
wissenschaftlichen und praxisnahen Ausbildung bieten können. Bestmögliche
Versorgung erfordert, sich regelmäßig aktiv darüber auf dem Laufenden zu
halten, für welche Maßnahmen auf welchem Grad von Gewissheit welche
Nachweise auf Wirksamkeit mit welchen Risiken bestehen (Evidenz). Dafür
ist eine akademische Ausbildung notwendig.

Berufspraktische Erfahrungen sind ebenfalls unverzichtbar, aber sie sind
kein Ersatz für wissenschaftliche Expertise. Entscheidungen in der
Versorgung sollten grundsätzlich auf Basis des bestmöglichen
internationalen Wissensstandes, eigener klinischer Erfahrungen und der
Abwägung der Präferenzen und Wünsche von schwangeren Frauen und ihren
Angehörigen getroffen werden. Wer Hebammen als Fachkräfte gewinnen will,
muss auch die erforderlichen Kompetenzen vermitteln, um der Verantwortung
gerecht werden zu können.

2. Hebamme ist in Deutschland ein Mangelberuf. Trotz niedrigeren
Bildungsniveaus im europäischen Vergleich fehlt es an Fachkräften.

Die Akademisierung der Hebammenkunde steigert die Attraktivität des
Berufs. Dies ist bitter nötig, denn in Deutschland ist Hebamme
mittlerweile ein Mangelberuf. Die Rechnung, mehr Hebammen könne man dann
gewinnen, wenn das verlangte Bildungsniveau niedriger ist, ist nicht
aufgegangen. Wer mehr Menschen für den Beruf gewinnen will, muss ihn
attraktiver gestalten: durch bessere Vergütung, mehr Aufstiegschancen,
bessere Arbeitsbedingungen und europäische Mobilität.

Eine zentrale Frage in diesem Kontext ist auch die Entlohnung der
Praxiseinsätze als Teil der primärqualifizierenden Bachelor-Studiengänge.
Denn anders als die Ausbildung an Hebammenschulen werden die Praxisphasen,
die im Rahmen eines Studiums geleistet werden - 3.000 Praxisstunden sind
vorgeschrieben -, bislang nicht vergütet. Doch wer in der Ausbildung
3.000 Stunden arbeitet, sollte sich nicht noch um das eigene finanzielle
Auskommen sorgen müssen.

Akademisierung ermöglicht Neugestaltung des Studiums

Von der Neuregelung der Ausbildung der Hebammen erhoffen sich die beiden
Fuldaer Professorinnen auch, das Studium attraktiver gestalten zu können.
"Unsere Erfahrungen und Evaluationen des Studiums nach der sogenannten
Modellklausel, einem Paragraphen der derzeit die Ausbildung an Hochschulen
als Sonderform regelt, zeigen deutlich, dass die Logik fachschulischer
Strukturen denen hochschulischer Strukturen widerspricht - zu Lasten der
Studierenden", konstatiert die Hebammenwissenschaftlerin Prof.
Müller-Rockstroh. "Studentinnen müssen zum Beispiel die Möglichkeit haben, von
anderen Versorgungslogiken im Ausland zu lernen und im Selbststudium vor
allem die eigene Lernfähigkeit zu trainieren." Natürlich darf die
praktische Ausbildung nicht zu kurz kommen. Auch hier wird der Vorstoß des
Bundesgesundheitsministers, so die Hoffnung der beiden
Wissenschaftlerinnen, zu Verbesserungen führen, zum Beispiel zu gesetzlich
vorgeschriebenen Praxisanleitungsstunden, die den Praxisanleiterinnen
vergütet werden.

Absolventinnen arbeiten alle in der Versorgungspraxis

"Wir möchten, dass sich die Studierenden auf ihre Praxisphasen optimal
vorbereiten können und dass sie ihre Entscheidungen auch sicher umsetzen
können," unterstreicht Prof. Blättner. Diesem Ziel dienten auch die
Skills-Labore als Lern- und Transferzentren, in denen Studierende ihre
fachlichen und kommunikativen Fähigkeiten zunächst in geschützter Umgebung
trainieren könnten. "Verbleibstudien zeigen, dass unsere Absolventinnen
alle in der Versorgungspraxis arbeiten, meist in einer Mischung aus
angestellter und freiberuflicher Tätigkeit. Sie handeln kompetent, sie
reflektieren ihre Entscheidungen fundiert, sie respektieren die
Berufserfahrungen ihrer Kolleginnen und sie diskutieren mit Ärztinnen und
Ärzten fachlich auf Augenhöhe. Besonders stark sehen sie sich in der
Kommunikation mit den Frauen und deren Angehörigen in den intimen und
teils existentiellen Fragen rund um Schwangerschaft, Geburt und
Wochenbett."

Weitere Informationen finden Sie unter

http://Informationen zum Studiengang:

https://www.hs-fulda.de/hebammenkunde

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution118
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ERNÄHRUNG/1460: Vitaminforschung - Herzschutz durch Vitamin E (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 30.10.2018

Herzschutz durch Vitamin E

Ernährungswissenschaftlerin der Universität Jena erhält den "GVF Vitamin
Preis" der Gesellschaft für angewandte Vitaminforschung



Dr. Maria Wallert von der Friedrich-Schiller-Universität Jena (FSU) wird
morgen (31. Oktober) in Baden-Baden mit dem "GVF Vitamin Preis" der
Gesellschaft für angewandte Vitaminforschung ausgezeichnet. Die 33-jährige
Ernährungswissenschaftlerin erhält den mit 1.000 Euro dotierten Preis für
ihre Studie "α-Tocopherol preserves myocardial function by amelioration of
oxidative pathways in ischemia/reperfusion injury".

Maria Wallert hat am Tiermodell untersucht, welche Auswirkung die Gabe von
Vitamin E (α-Tocopherol) bei einem akuten Herzinfarkt hat. Als
Modellorganismus dienten Mäuse, bei denen ein Herzinfarkt induziert wurde.
"Es ist bekannt, dass die Konzentration von α-Tocopherol im Plasma von
Infarktpatienten dramatisch abnimmt", sagt Maria Wallert. Ein Zusammenhang
mit der antioxidativen Wirkung von α-Tocopherol sei wahrscheinlich, so die
Wissenschaftlerin von der Universität Jena. Das α-Tocopherol werde wohl
benötigt, um die körpereigenen Abwehrkräfte gegen oxidativen Stress und
Entzündungsprozesse zu stärken. Im Versuch habe sich gezeigt, dass es zu
etwa 30 Prozent weniger geschädigtem Gewebe als Folge des Herzinfarktes
kam, als bei den Tieren der Vergleichsgruppe. Entsprechend besser sei die
Herzfunktion der mit α-Tocopherol behandelten Mäuse gewesen. Noch sei es
zu früh, die Versuchsergebnisse auf die Humanmedizin zu übertragen, sagt
Maria Wallert. "Perspektivisch könnte es jedoch ein Therapieansatz sein,
α-Tocopherol, also Vitamin E, zu verabreichen, bevor Stents gesetzt
werden."

Geforscht hat Dr. Wallert in ihrer Postdoc-Zeit am Baker Heart and
Diabetes Institute in Melbourne (Australien) gemeinsam mit Melanie
Ziegler. Der Forschungsaufenthalt in Australien wurde durch ein Stipendium
der Deutschen Forschungsgemeinschaft ermöglicht. Die Anregung für ihre
jetzt preisgekrönte Forschungsarbeit bekam Maria Wallert von ihrem Chef
Prof. Dr. Karlheinz Peter, einem Kardiologen, der in Melbourne arbeitet.
Die Auszeichnung der Gesellschaft für angewandte Vitaminforschung habe sie
überrascht, zumal die Arbeit noch gar nicht veröffentlicht wurde, sagt Dr.
Wallert.

Der "GVF Vitamin Preis" wird alternierend zum "GVF Forschungspreis" alle
zwei Jahre von der Gesellschaft für angewandte Vitaminforschung mit Sitz
in Fulda vergeben. Bewerben können sich Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler aus Deutschland, Österreich und der Schweiz, die das 35.
Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Als preiswürdig erachtet werden
thematischer Bezug, Originalität der Themenstellung und die
wissenschaftliche Qualität des Beitrages. Kriterien, die Dr. Maria Wallert
offensichtlich erfüllt hat.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-jena.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution23
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GESUNDHEIT/1343: Regelmäßige körperliche Aktivität senkt Erkrankungs- und Sterblichkeitsrisiko (idw)


Deutsche Diabetes Gesellschaft - 30.10.2018

Regelmäßige körperliche Aktivität senkt Erkrankungs- und Sterblichkeitsrisiko



Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) empfiehlt, pro Woche mindestens 2,5
Stunden an mäßig anstrengender Ausdaueraktivität sowie an mindestens zwei
Tagen in der Woche muskelkräftigende Aktivitäten auszuführen. Laut Daten
des Robert Koch-Instituts erreicht nur etwa ein Fünftel der Frauen (20,5
Prozent) und ein Viertel der Männer (24,7 Prozent) in Deutschland beide
Empfehlungen. Mehr als die Hälfte der erwachsenen Bevölkerung bewegt sich
weniger als 2,5 Stunden pro Woche (1). Doch regelmäßige Bewegung schützt
nicht nur vor Übergewicht und der Entstehung eines Typ-2-Diabetes, sondern
senkt auch die Sterblichkeit und das Risiko für
Herz-Kreislauf-Erkrankungen.

Über die Bedeutung von körperlicher Aktivität in der Adipositas- und
Diabetestherapie sprechen Experten auf der Kongress-Pressekonferenz im
Rahmen der 12. Diabetes Herbsttagung der Deutschen Diabetes Gesellschaft
(DDG) und der 34. Jahrestagung der Deutschen Adipositas-Gesellschaft
(DAG), die am Freitag, den 9. November 2018, in Wiesbaden stattfindet.

Jede zweite Frau und zwei von drei Männern in Deutschland sind von
Übergewicht betroffen, ein Viertel der Bevölkerung hat starkes Übergewicht
(Adipositas) (2). Die Gefahr, einen Typ-2-Diabetes zu entwickeln, ist in
dieser Gruppe besonders hoch. Zudem besteht ein erhöhtes Risiko für
gesundheitliche Folgen wie Bluthochdruck sowie Herz- und
Gefäßerkrankungen. "Wird weniger Energie verbraucht als dem Körper
zugeführt wird, so steigt das Körpergewicht", erklärt Professor Dr. med.
Dr. Sportwissenschaft Christine Graf vom Institut für Bewegungs- und
Neurowissenschaft an der Deutschen Sporthochschule Köln.

Um mehr Energie zu verbrauchen und sein Gewicht zu halten beziehungsweise
zu reduzieren, empfiehlt die Expertin ausreichend körperliche Aktivität -
sowohl im Alltag als auch in der Freizeit. "Wer präventiv etwas für seine
Gesundheit tun möchte, sollte täglich 10 000 Schritte absolvieren. Das
entspricht etwa 100 Minuten zügigem Gehen pro Tag", so Graf. "Zusätzlich
sind circa 150 Minuten (2,5 Stunden) Bewegungszeit pro Woche - also
moderate körperliche Aktivität in Form etwa von Radfahren oder Schwimmen -
notwendig, um das Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen zu reduzieren."

Diese Empfehlungen gelten auch für Menschen mit Diabetes. Regelmäßige
körperliche Aktivität trägt bei Patienten mit Typ-2-Diabetes dazu bei, die
Blutzucker-, Blutdruck- und Blutfettwerte zu verbessern. "Je besser der
Diabetes eingestellt ist, umso höher ist die Lebensqualität und -erwartung
der Patienten", betont Graf. "Bei Menschen mit Prädiabetes halbiert sich
das Risiko, tatsächlich zu erkranken, wenn sie regelmäßig Sport treiben
und sich gesund und ausgewogen ernähren." Dieser Effekt ist unabhängig vom
Gewicht, sondern hängt vielmehr von der Steigerung der körperlichen
Fitness ab. "Die körperliche Fitness ist einer der wichtigsten Parameter
für den Gesunderhalt, eine geringere Erkrankungs- und Sterblichkeitsrate",
so Graf. Gerade Neu- und Wiedereinsteiger erreichen zu Beginn des
Trainings eine hohe Leistungssteigerung, von der ihre Gesundheit enorm
profitiert.

Wie viel Sport der Einzelne treiben sollte, hängt unter anderem von der
Intensität der Aktivität ab. "Wer moderate körperliche Aktivitäten wie
Radfahren, bei denen man leicht schwitzt und etwas aus der Puste gerät,
ausübt, sollte mindestens 2,5 Stunden Bewegungszeit pro Woche einplanen",
sagt Graf. Sie empfiehlt Trainingseinheiten von 30 Minuten an mindestens
fünf Tagen in der Woche. "Sport in höheren Intensitäten wie Tennis oder
Dauerlauf erfordern wiederum geringere Umfänge von 75 Minuten pro Woche,
also Trainingseinheiten von einer halben Stunde an mindestens drei Tagen
in der Woche." Um tatsächlich Gewicht zu verlieren, sollte man 13 000
Schritte pro Tag anstreben und mindestens fünf Stunden pro Woche moderat
aktiv sein.

"Allerdings fehlt vielen Menschen unter der Woche die Zeit für ausreichend
Bewegung. Deshalb wäre es eine erste Maßnahme, den Weg zur Arbeit und
zurück aktiv zu gestalten", sagt Professor Dr. med. Martin Wabitsch,
Tagungspräsident der Deutschen Adipositas-Gesellschaft (DAG). Außerdem
gilt: Wenig Sport ist besser als gar kein Sport. "Wer am Wochenende
nachholt, was in den fünf Tagen zuvor versäumt wurde, kann seine Leistung
zwar nicht langfristig steigern, tut aber trotzdem effektiv etwas für
seine Gesundheit", sagt der Leiter der Sektion Pädiatrische Endokrinologie
und Diabetologie am Universitätsklinikum Ulm.

Laut einer Studie der Loughborough University in Großbritannien, bei der
Daten von circa 64 000 Erwachsenen analysiert wurden, senken die
sogenannten "Weekend Warriors" ihr allgemeines Sterberisiko im Vergleich
zu Personen, die gänzlich auf Sport verzichten, um immerhin 30 Prozent.
Auch das Risiko einer Herz-Kreislauf-Erkrankung ist um 40 Prozent
niedriger als bei Menschen, die sich nicht körperlich betätigen (3). Damit
ist das Sportprogramm am Wochenende vergleichsweise effektiv, birgt jedoch
auch Gefahren. "Da es sich um ein sehr intensives Training handelt, ist
das Risiko für Verletzungen und Überlastungen größer", warnt Graf. "Wir
empfehlen dieses Vorgehen daher eher trainierten und jüngeren Menschen -
zumindest sollte eine entsprechende Vorsorgeuntersuchung erfolgen."

Welche körperlichen Aktivitäten sich für Adipositas- und
Diabetes-Patienten eignen und wie sie in den Alltag der Betroffenen integriert
werden können, erläutern Experten im Rahmen der gemeinsamen DDG
Herbsttagung und DAG Jahrestagung. Sie findet vom 9. bis 10. November 2018
im RheinMain CongressCenter Wiesbaden statt.

Alle Informationen zur Tagung sind im Internet unter

www.herbsttagung-ddg.de zu finden.

Quellen:

(1) Finger J D, Mensink G, Lange C, Manz K: Gesundheitsfördernde
körperliche Aktivität in der Freizeit bei Erwachsenen in Deutschland.
Journal of Health Monitoring. 2017 2(2). Doi:10.17886/RKI-GBE-2017-027
Robert Koch-Institut, Berlin

https://www.rki.de/DE/Content/Gesundheitsmonitoring/Gesundheitsberichterstattung/GBEDownloadsJ/FactSheets/JoHM_2017_02_gesundheitsfoerdernde_koerperliche_Aktivitaet.pdf?__blob=publicationFile
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VORSORGE/796: Die wichtigsten Tipps zur Grippe-Impfung - Ältere Menschen besonders gefährdet (idw)


Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG) - 30.10.2018

Die wichtigsten Tipps zur Grippe-Impfung: Ältere Menschen besonders gefährdet



Es geht wieder los: Die Grippe-Zeit beginnt! Insbesondere ältere Patienten
sind durch Influenza-Viren gefährdet. Aber auch Schwangere, Kinder und
Pflegepersonal sind besonders betroffen. Deswegen raten Experten jetzt zur
gezielten Grippeschutzimpfung. "Für ältere Menschen eignen sich
insbesondere die sogenannten tetravalenten Impfstoffe, die nun auch von
den Krankenkassen bezahlt werden", sagt Dr. Andreas Leischker, Impfexperte
der Deutschen Gesellschaft für Geriatrie (DGG) sowie Chefarzt der Klinik
für Geriatrie des Alexianer-Krankenhauses Krefeld.

Im Interview beantwortet Leischker die wichtigsten Fragen zu Influenza-Viren,
aktuellen Übertragungsrisiken, den größten Gefahren und den
optimalen Grippeschutz.


Herr Dr. Leischker, in der vergangenen Saison kam es zu vielen Influenza-Erkrankungen,
teilweise mit schweren Verläufen. Aus Sicht eines
Krankenhausarztes: Woran liegt das?

Ja, die letzte Grippesaison hat leider viele Todesopfer gefordert und
viele Krankenhäuser an ihre Kapazitätsgrenzen geführt. Die Influenza war
2017/2018, verglichen mit den Jahren zuvor, heftiger im Auftreten und im
Verlauf. Sowohl für Patienten, als auch für das medizinische Personal. Die
Praxen und Notaufnahmen der Krankenhäuser waren voll mit Patienten, die an
echter Influenza erkrankt waren. Aber auch voll mit Patienten, die durch
andere Viren an Infekten der oberen Luftwege litten. Es gibt mehr als 200
Viren, die eine Erkältung verursachen können. Fast alle Infekte der oberen
Atemwege und auch die meisten Erkrankungen mit dem Influenza-Virus können
zum Glück ambulant behandelt werden. Diese Patienten müssen also nicht im
Krankenhaus aufgenommen werden.


Wie wird dann eine Influenza-Infektion am effektivsten behandelt?

Bei jungen und gesunden Menschen, die nicht stationär aufgenommen werden
müssen, reicht die Behandlung der Symptome: Ganz wichtig ist ein
abschwellendes Nasenspray, damit Sekret aus den Nasennebenhöhlen und dem
Mittelohr abfließen kann. Das sollte mindestens viermal täglich angewendet
werden, sodass die Nasenatmung immer frei ist.


Welche zusätzlichen Maßnahmen helfen bei Erkältungssymptomen?

Zusätzlich kann man mit Wasserdampf inhalieren, um die ausgetrockneten
Schleimhäute anzufeuchten: Drei Teelöffel Kochsalz in eine Schüssel geben,
mit heißem Wasser aufgießen, den Kopf mit einem Handtuch abdecken, über
die Schüssel halten und dann inhalieren. Am besten dreimal täglich. Bei
Kopf- und Gliederschmerzen helfen nicht-steroidale Antirheumatika wie zum
Beispiel Ibuprofen. Bei Halsschmerzen bringen Lutschtabletten Linderung.
Diese Maßnahmen helfen übrigens auch bei den anderen 200 Erkältungsviren.
Und auch wenn es banal klingt: Nicht mehr zur Arbeit gehen, bis die
Symptome weg sind! Man ist dann selbst schneller wieder fit und steckt
seine Kollegen bzw. Kunden nicht an.


Durch die Influenza ist es zu zahlreichen Todesfällen gekommen.
Warum gilt die Grippe trotzdem als eine unangenehme, aber harmlose Erkrankung?

Das ist falsch! Die Grippe ist keine harmlose Erkrankung: Besonders bei
alten Menschen und bei Menschen mit chronischen Krankheiten - wie zum
Beispiel Diabetes mellitus, Chronisch Obstruktiver Lungenerkrankung, kurz
COPD, oder Niereninsuffizienz - kann es zu lebensgefährlichen
Komplikationen wie Lungenversagen kommen. Diese Patienten müssen stationär
behandelt werden, bei Lungenversagen ist oft eine künstliche Beatmung
notwendig. Wir hatten im letzten Winter hier auch viel mehr Herzinfarkte
und auch Schlaganfälle zu verzeichnen.


Was haben denn Herzinfarkte mit Influenza zu tun?

Es ist bisher wenig bekannt, aber eine Influenza erhöht das
Herzinfarktrisiko erheblich: Während der ersten sieben Tage einer
Influenza-Erkrankung ist das Herzinfarktrisiko um das 17-fache erhöht! Und
selbst einen Monat nach der Infektion ist das Risiko für einen Infarkt
noch deutlich höher als bei Menschen, die nicht erkrankt sind.
Schlaganfälle treten im Rahmen einer Influenza häufiger auf. Aber auch
umgekehrt: Das Influenza-Risiko ist für Patienten mit kardiovaskulären
Erkrankungen um 23 Prozent erhöht.


Weshalb erhöht eine Influenza-Infektion das Herzinfarktrisiko?

Hauptsächlich durch zwei Faktoren: Das Virus führt auch zu einer
Entzündung in den Gefäßen. Und wenn sich in diesen sogenannte
Plaque-Flecken aus Cholesterin und Kalk befinden, können diese Plaques durch die
Entzündung aufplatzen und so beispielsweise ein Herzkranzgefäß
verschließen. Eine Influenza mit hohem Fieber ist für den Körper außerdem
zusätzlicher Stress. Die vom Körper ausgeschütteten Stresshormone wie
Adrenalin und Noradrenalin erhöhen das Herzinfarktrisiko zusätzlich.


Umgekehrt gefragt: Schützt die Influenza-Impfung vor Herzinfarkten?

Ja, definitiv! Und auch vor Schlaganfällen, dies ist mittlerweile auch
durch mehrere Studien belegt.


Im vergangenen Winter sind einige Krankenhäuser an die
Grenzen ihrer Kapazitäten gekommen. Woran lag das?

Es gab ganz viele Patienten, die wegen Komplikationen durch eine
Influenza-Infektionen auf einer Intensivstationen behandelt werden
mussten, teilweise mit künstlicher Beatmung. Dadurch wurden
Intensivbehandlungsplätze schnell Mangelware. Ich erinnere mich
insbesondere an eine Situation, die ich im letzten Winter als Notarzt
hatte: Ein Patient musste wegen einer Lungenentzündung beatmet werden,
aber kein Krankenhaus in der Umgebung hatte einen Intensivbehandlungsplatz
frei. Schließlich konnte ein Krankenhaus den Patienten aufnehmen, das aber
über eine Stunde Fahrtzeit entfernt lag. Hinzu kam, dass viele Ärzte und
Pflegefachkräfte selbst an Influenza erkrankt und dadurch arbeitsunfähig
waren.


Ärzte sollten doch grundsätzlich gegen Influenza geimpft sei, oder nicht?

Ja, das sollten sie, aber die Realität sieht leider anders aus: Weniger
als 30 Prozent des medizinischen Personals lässt sich gegen Influenza
impfen. Dabei ist es für medizinisches Personal gleich aus drei Gründen
wichtig, sich impfen zu lassen: Erstens - und das ist der wichtigste Grund
- damit sie ihre häufig abwehrgeschwächten Patienten nicht anstecken.
Zweitens, damit sie während einer Influenza-Epidemie arbeitsfähig bleiben
und Erkrankte behandeln können. Und last, but not least, um auch sich
selbst zu schützen.


Viele Menschen glauben, durch die Impfung überhaupt erst krank geworden zu sein. Was spricht für diese These?

Das hört man häufig, trifft aber nicht zu, denn bei der Influenza-Impfung
handelt es sich um einen sogenannten Totimpfstoff, der nur Bruchstücke der
Impfviren enthält. Eine Influenza-Totimpfung kann also niemals eine
Influenza auslösen. Natürlich können als typische Nebenwirkungen Rötungen,
Schmerzen und Schwellungen an der Injektionsstelle auftreten - als Folge
der lokalen Antikörperbildung - und klingen innerhalb weniger Tage wieder
ab. Auch leicht erhöhte Temperatur sowie leichte Kopf- und
Gliederschmerzen gehören zu den typischen Nebenwirkungen einer
Influenza-Impfung. Manche verwechseln das mit einer Influenza.
Und die Influenza-Impfung schützt lediglich vor Influenza, aber nicht vor
den übrigen 200 Erkältungsviren. An einer Erkältung kann natürlich auch
kurz jeder nach einer Grippe-Impfung erkranken - dafür ist aber nicht die
Influenza-Impfung verantwortlich!


Im vergangenen Winter sind auch Menschen erkrankt, die gegen Influenza geimpft waren. Woran lag das?

Im letzten Winter waren über die Hälfte der Influenza-Infektionen durch
ein Influenza-Virus vom Typ B bedingt. Der Typ B Yamgata war leider in den
am häufigsten verwendeten trivalenten Impfstoffen nicht enthalten. Die
Arbeitsgruppe Impfen der Deutschen Gesellschaft für Geriatrie hatte daher
bereits im Herbst vergangenen Jahres den tetravalenten Impfstoff empfohlen
- dieser enthält vier Impfstämme, zwei A- und zwei B-Stämme. Alle
Patienten, die mit diesem Impfstoff geimpft wurden, hatten einen Schutz
gegen das zirkulierende Influenza-B-Virus. Leider hat die Ständige
Impfkommission am Robert-Koch-Institut die Empfehlung zur Verwendung des
tetravalenten Impfstoffs erst im Januar 2018 veröffentlicht - das war
deutlich zu spät.


Wie genau sehen die Empfehlungen in diesem Jahr aus - und wer übernimmt die Impfkosten?

Es sollten alle Personen nur noch mit dem tetravalenten Impfstoff
behandelt werden. Das empfiehlt jetzt neben der Ständigen Impfkommission
auch der Gemeinsame Bundesausschuss, der unter anderem den
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenkassen festlegt. Für die meisten
Impfwillige bedeutet dies, dass keine Kosten auf sie zukommen: Die
gesetzlichen Krankenkassen übernehmen jetzt auch die Kosten für den
tetravalenten Impfstoff.


Wer sollte sich denn jetzt grundsätzlich impfen lassen?

Meiner Meinung nach sollte sich jeder impfen lassen! Das ist am
effektivsten, um die Ausbreitung des Virus' zu verhindern. Die Ständige
Impfkommission empfiehlt die Impfung von Personen, die entweder ein hohes
Risiko für Komplikationen, oder aber ein erhöhtes Ansteckungsrisiko haben.
Das sind unter anderem alle Menschen im Alter von über 60 Jahren sowie
alle Menschen mit chronischen Grunderkrankungen, wie zum Beispiel
Herzkrankheiten, Diabetes mellitus, Chronisch Obstruktive Lungenerkrankung
oder chronische Nierenkrankheiten. Auch Schwangere sollten sich impfen
lassen, sie riskieren ansonsten Komplikationen. Medizinisches Personal
sollte grundsätzlich geimpft sein - ebenso wie Personen, die alte und
kranke Menschen pflegen - egal ob beruflich, ehrenamtlich oder privat. Eine
junge gesunde Frau, die ihre eigene pflegebedürftige Mutter betreut,
sollte sich unbedingt impfen lassen - um auch ihre Mutter vor Influenza zu
schützen. Sämtliche Personen, die beruflich vom Publikumsverkehr betroffen
sind, sollten sich ebenfalls direkt impfen lassen.


Es scheint kaum jemanden zu geben, der nicht zu einer betroffenen
Gruppe gehört. Was sollte beim Impfen von Kindern beachtet werden?

Wenn Sie mich als Geriater fragen, sollten Eltern ihre Kinder impfen
lassen. Kinder fassen alles ohne Hemmungen an - einschließlich anderer
Kinder. Überall da, wo viele Kinder zusammen sind, ist das Risiko, sich an
Influenza anzustecken, besonders hoch. So zum Beispiel in
Kindertagesstätten und Schulen. Kinder scheiden Influenza-Viren zudem
deutlich länger als Erwachsene aus, im Durchschnitt zehn Tage lang. Wenn
die Großmutter dann ihr Enkelkind auf den Arm nimmt, werden die
Influenza-Viren gleich über zwei Generationen übertragen. Die Impfung schützt aber
natürlich auch die Kinder selbst. Ich kenne eine Familie, deren
dreijähriges Kind im Januar diesen Jahres über vier Wochen wegen einer
Influenza mit Lungenversagen künstlich beatmet werden musste. Das ist
besonders traurig, da dieses Leid für das Kind durch eine Impfung
vermeidbar gewesen wäre. Derzeit empfiehlt die Ständige Impfkommission die
Influenza-Impfung leider nur für Kinder mit Risikofaktoren. Ich würde alle
Kinder impfen!


Kommen wir von den Kindern zu den sogenannten Silver Agern: Es gibt fitte
Senioren, die gerne in der nasskalten Zeit Kreuzfahrten in sonnige
Regionen machen. Sollen die auch geimpft werden?

Auch die sollten sich unbedingt impfen lassen! Ein Kreuzfahrtschiff ist
aus Sicht eines Infektionsepidemologen wie eine Kindertagesstätte für
Erwachsene. Genau wie in einer Kita sind dort viele Menschen auf engem
Raum zusammen - ideale Voraussetzung für Viren, um sich zu vermehren. In
der Vergangenheit kam es zu mehreren Kleinepidemien auf
Kreuzfahrtschiffen. Also: Die Grippeimpfung für einen Kreuzfahrer ist ein
Must-have!


Aber wenn wir mal von den Routen rund um Skandinavien und
dem Polarmeer absehen, führen viele Kreuzfahrten doch in warme Gefilde.
Da gibt es doch derzeit keine Influenza, oder?

Doch, in den Tropen sowie in den Subtropen kommt die Influenza sogar
ganzjährig vor. Und auf der Südhalbkugel tritt die Influenza auf, wenn bei
uns Sommer und Herbst ist. Aktuell grassiert in Australien eine Influenza
A. Die Influenza-Viren mögen es entweder trocken und kalt - wie bei uns im
Winter - oder warm und feucht - das haben sie in den Tropen ganzjährig.


Welche Infektionsrisiken gibt es bei Flugreisen?

Die Belüftungsanlagen der Flugzeuge haben Filter eingebaut. Diese
entfernen effektiv die Tröpfchen und damit die in ihnen enthaltenen
Influenza-Viren. Innerhalb des Flugzeugs können Sie sich also nur an den
rechts, links und hinter Ihnen sitzenden Mitreisenden infizieren. Und am
Kabinenpersonal, wenn einer von ihnen trotz Erkrankung arbeitet. Wenn Sie
beim Einchecken oder beim Umsteigen am Flughafen in einer Warteschlange
stehen, haben die Influenza-Viren eine weitere Chance. Also: Auch bei
Flugreisen sollten Sie gegen Influenza geimpft sein!


Welchen Nutzen haben Gesichtsmasken zum besseren Schutz?

Gesichtsmasken können helfen, wenn sie beispielsweise im Gedränge und
öffentlichen Verkehrsmitteln die zwei Meter Abstand nicht einhalten
können. Kontrollierte Studien gibt es zu dieser Frage nicht. Aber es lohnt
ein Blick in die Geschichte: Während der Spanischen Grippe 1918 hat der
Bürgermeister der Stadt New York angeordnet, dass jeder Bürger vor
Betreten einer Straßenbahn eine Gesichtsmaske anlegen muss - damals waren
diese noch aus Stoff. In anderen amerikanischen Großstädten und in
Deutschland war das nicht der Fall. Durch das Tragen der Gesichtsmasken
traten in New York vermutlich deutlich weniger Influenza-Fälle auf, als in
anderen Großstädten.


Wie kann ich mich - außer durch die Impfung - vor Influenza schützen?

Influenza-Viren werden durch Schmier- und Tröpfcheninfektion übertragen.
In der Regel reichen zwei Meter Abstand zu Mitmenschen, um sich nicht
anzustecken. Glücklicherweise reagiert das Influenza-Virus auf
Umwelteinflüsse sehr empfindlich: Es wird zum Beispiel durch Wasser und
Seife abgetötet. Zur Prophylaxe reicht es daher aus, die Hände gründlich
mit Wasser und Seife zu waschen. Gerade unterwegs ist allerdings nicht
immer fließendes Wasser vorhanden. Ich empfehle deshalb, alkoholhaltige
Gels zu verwenden. Auch auf der Augenbindehaut befinden sich Rezeptoren
für das Influenza-Virus. Deshalb mit den Händen nicht in das eigene
Gesicht fassen, insbesondere nicht in den Augen reiben.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dggeriatrie.de/presse/pressemeldungen

https://www.dggeriatrie.de/presse/pressemeldungen/1542-pm-die-wichtigsten-tipps-zur-grippe-impfung-%C3%A4ltere-menschen-besonders-gef%C3%A4hrdet-%E2%80%93-kassen-%C3%BCbernehmen-impfkosten

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment67084
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ARTIKEL/1495: Jahresempfang der Techniker Krankenkasse in Kiel - Digitalisierung auf dem Weg (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 10/2018

Digitalisierung

Schleswig-Holstein ist auf dem Weg

von Astrid Schock



Videosprechstunden für benötigte Expertise. Elektronische
Übermittlung von Patientendaten und mehr Datennutzung als Datenschutz.
TK-Jahresempfang zum Thema.

Rund 2,8 Millionen Menschen leben in Schleswig-Holstein, circa die
Hälfte ist auf ärztliche Versorgung im ländlichen Raum angewiesen. Ein
Drittel der derzeit tätigen Gebietsärzte geht in den kommenden Jahren
in den Ruhestand. Wie kann die technische Entwicklung dieses Defizit
ausgleichen und auf welchen Gebieten erscheint die Digitalisierung der
medizinischen Welt als sinnvoll? Mit diesen Themen beschäftigte sich
der diesjährige Jahresempfang der Techniker Krankenkasse, der
stellvertretende Vorsitzende des Vorstandes der TK, Thomas Ballast,
konkretisiert:


	Digitalisierung geht nicht vorbei.

	Digitalisierung schafft mehr Transparenz, Information und Kommunikation.

	Digitalisierung braucht Infrastruktur.

	Digitalisierung braucht Menschen, die diese schaffen und nutzen.



Bereits heute sind diese Erkenntnisse im Gesundheitswesen in
Schleswig-Holstein spürbar: Sowohl Dr. Jens Lassen, Arzt in
Weiterbildung in einer hausärztlichen Praxis im ländlichen Bereich,
als auch das von Harald Stender, Koordinator ambulante Versorgung im
Kreis Dithmarschen, betreute Ärztehaus in Büsum nutzen bereits
Videosprechstunden. Kommt ein Patient mit Symptomen, die einer
fachärztlichen Beratung bedürfen, kann schnell und unkompliziert ein
augenärztlicher Kollege aus Rendsburg per Video hinzugezogen werden.
Patienten sind der neuen Technik gegenüber aufgeschlossen und dankbar,
nicht auf einen in ferner Zukunft liegenden Facharzttermin warten zu
müssen. "Eine zeitnahe Diagnose und ein zügiger Behandlungsbeginn
überzeugen", so Lassen.

Die Praxen in Leck und in Büsum arbeiten mit der neuen Technik im
Rahmen eines Pilotprojektes, welches von der Robert-Bosch-Stiftung
finanziert wird. Neben der augenärztlichen Videosprechstunde sind auch
Videosprechstunden für die Gebiete Rheumatologie und Dermatologie
denkbar.

Ebenso ist die Nutzung so genannter Telerucksäcke, welche bereits in
Pilotprojekten in Travemünde genutzt werden, auch für andere ländliche
Gebiete interessant. Mit diesen Rucksäcken führen Medizinische
Fachangestellte Hausbesuche durch, die im Vorwege eine Weiterbildung
zur Nicht-ärztlichen Praxisassistenz (NäPa) absolviert haben. Es
lassen sich mit Hilfe des Rucksacks sechs verschiedene Parameter vor
Ort messen und bei Auffälligkeiten direkt den behandelten Arzt per
Video hinzuschalten. Diese Technik begeistert beide Seiten
gleichermaßen.

Die Kosten für einen Telerucksack belaufen sich derzeit auf monatlich
500 Euro und werden im Rahmen des Pilotprojektes von der
Robert-Bosch-Stiftung getragen. Stender appelliert jedoch an die
Landesregierung, die Kosten nach Abschluss des Projektes zu übernehmen
und nicht bereits erlangte Ziele wieder aufzugeben. Zudem sieht das
Vergütungssystem derzeit keine Abrechnungsmöglichkeit für den Arzt
vor, wenn seine angestellte NäPa die Hausbesuche durchführt. Hierfür
ist immer noch ein persönlicher Hausbesuch des Arztes notwendig, die
Behandlung per Video wird nicht vergütet. "Wenn Innovationen gewollt
sind, so müssen auch finanzielle Anreize geschaffen werden" findet
Stender.

Auch in einem weiteren Projekt rückt die Digitalisierung weiter in den
Vordergrund: QuaMaDi - Qualität in der Mamma-Diagnostik. Das bereits
im Jahr 2001 begonnene Projekt beschäftigt sich mit der Frühdiagnostik
von Mamma-Karzinomen. Bei einem Verdacht des Gynäkologen erstellen
zwei Radiologen unabhängig voneinander einen schriftlichen Befund,
stimmen diese nicht überein, untersucht ein dritter Kollege die
Untersuchungsergebnisse. Im Projektzeitraum konnte so die
Entdeckungsrate von Mamma-Karzinomen auf 60 % erhöht werden. In
Gebieten ohne QuaMaDi liegt die Entdeckungsrate nur bei knapp 45
Prozent. Doris Scharrel, niedergelassene Gynäkologin und Professor
Fritz Schäfer, Oberarzt am UKSH sowie Leiter Mammadiagnostik und
Intervention, berichten jedoch von technischen und personellen
Problemen beim Ausfüllen von Formularen und jährlichen Transport- und
Druckkosten in Höhe von 600.000 Euro. Durch die Erweiterung des
Projektes zu eQuaMaDi - elektronische Qualität in der Mamma-Diagnostik
- sollen die Nutzer bei dem Ausfüllen von Fragebögen unterstützt und
die Daten sicher und schnell ausgetauscht werden. Derzeit laufen die
Ausschreibungen und auch die Telematik-Infrastruktur wird derzeit
bereitgestellt. "Zukünftig könnten die geschaffenen Strukturen und
Erkenntnisse des eQuaMaDi-Projekts die Überlebensrate bei
Mamma-Karzinomen auch Schleswig-Holstein übergreifend maßgeblich
erhöhen", so Schäfer.

Die derzeit in Schleswig-Holstein herrschende Infrastruktur zeigt
jedoch noch Handlungsbedarf durch die Landesregierung. Denn nur wenn
die notwendige Infrastruktur vorhanden ist, kann auch die neuste
Technik genutzt werden. Minister Dr. Heiner Garg betont, dass der
weitere Ausbau der Infrastruktur Grundvoraussetzung für eine
bestmögliche Nutzung ärztlicher Versorgung in Schleswig-Holstein ist.
Neben der Forcierung des Glasfaserausbaus müssen aber auch gemeinsame
Kapazitäten sektorenübergreifend erschlossen werden. Am Ende
durchgeführter Projekte muss stets die Überführung in die
Regelversorgung angestrebt werden, und dies bei Vergütungssystemen,
die die Sektoren verbinden. "Vergütungssyteme kranken daran, dass sie
nicht zueinander passen", so Garg. Der in Schleswig-Holstein
herrschende innovative Geist darf nicht durch zu strengen Datenschutz
gebremst werden. Es solle viel mehr über Datennutzung- und nicht
Datenschutz diskutiert werden.

Die gesundheitspolitischen Sprecher Bernd Heinemann (SPD), Dennys
Bornhöft (FDP), Flemming Meyer (SSW) und Hans Hinrich Neve (CDU)
betonen, dass Projekte wie die Videosprechstunden und eQuaMaDi von
höchster Bedeutung sind, um die Medizin in Schleswig-Holstein
zukunftssicher gestalten zu können. Die Balance zwischen Datennutung
und Datenschutz ist derzeit allerdings noch nicht geschaffen, diese
ist aber unerlässlich, um die gegebenen Techniken zufriedenstellend
nutzen zu können. Auch eine funktionierende Infrastruktur sowie die
Bereitschaft der tätigen Ärzte für das Anwenden neuster Technik ist
hierbei unumstößlich.

Das Projekt elektronische Gesundheitsakte TK-Safe ist eine weitere
Möglichkeit der medizinischen Digitalisierung. Hier hat der
TK-versicherte Patient die Möglichkeit, seine Patientenakte mittels
einer App selbst zu verwalten. In diese können sowohl seine
Patientendaten der behandelnden Ärzte als auch selbst eingepflegte
Informationen wie nicht verschreibungspflichtige Medikamente oder
andere Dokumente eingetragen werden. Der Patient entscheidet selbst,
welche Informationen er wann und wem zur Verfügung stellt. Die Daten
liegen sicher auf Servern in Deutschland. Dr. Markus Schlobohm,
Geschäftsbereichsleiter Unternehmensentwicklung der Techniker
Krankenkasse, berichtet, dass dreiviertel der TK-Versicherten dieses
Angebot befürworten und viele bereits die Beta-Version nutzen.
Professorin Claudia Schmidtke, Mitglied im Ausschuss für Gesundheit
des Deutschen Bundestages, begrüßt die zügige Umsetzung des bis 2021
umzusetzende Terminservice- und Versorgungsgesetzes und hofft, dass
sich weitere Krankenkassen auf den Weg machen, diese Möglichkeit für
ihre Patienten zu eröffnen. Auch bei ihrer täglichen Arbeit als
leitende Oberärztin der Herzchirurgie im Herzzentrum der Segeberger
Kliniken verspricht Schmidtke sich durch die medizinische
Digitalisierung zukünftig eine Erleichterung.

"Das offene und positive Klima, das zwischen allen Akteuren des
Gesundheitswesens in Schleswig-Holstein herrscht, bestärkt sowohl die
Leistungserbringer als auch die Kostenträger und die Politik gemeinsam
Schleswig-Holsteins Weg in die Digitalisierung zu formen und ebnen",
so Garg.


500 Euro

im Monat kostet die Nutzung des Telerucksackes. Derzeit noch von der
Robert Bosch-Stiftung im Rahmen eines Pilotprojektes finanziert,
erhoffen sich die Anwender nach Projektabschluss eine Kostenübernahme
durch die Landesregierung.


2021

bis zu diesem Jahr ist das Terminservice- und Versorgungsgesetz in
Schleswig-Holstein umzusetzen. Die Techniker Krankenkasse ist mit der
Einführung der elektronischen Gesundheitsakte TK-Safe bereits auf
einem guten Weg.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Vertreter aus Politik, der Kostenträger und Leistungserbringer
diskutieren auf dem Jahresempfang der Techniker Krankenkasse Anfang
September in Kiel die Digitalisierung des Gesundheitswesens in
Schleswig-Holstein.

- Links: Minister Dr. Heiner Garg (mitte) im Gespräch mit Dr. Johann
Brunkhorst (links) und Thomas Ballast (rechts).

- Rechts: Dr. Jens Lassen, Arzt in Weiterbildung, berichtet von seinen
Erfahrungen mit Videosprechstunden in seiner Praxis in Leck,
Nordfriesland.

- Doris Scharrel und Professor Fritz Schäfer im Gespräch mit Moderator
Dirk Schnack über das Projekt eQuaMaDi.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 10/2018
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2018/201810/h18104a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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DEMENZ/412: Recht - Hausnotrufsysteme ... Hilfe für Alleinlebende (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 3/18

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Recht

Hausnotrufsysteme - Hilfe für Alleinlebende

von Bärbel Schönhof



Um möglichst lange auch mit einer Demenz in den eigenen vier Wänden
verbleiben zu können, sind vielfältige Maßnahmen erforderlich und
möglich.

Menschen mit Demenz, die allein wohnen oder weitgehend auf sich allein
gestellt sind, können ein so genanntes Hausnotrufsystem in Anspruch
nehmen. Hierfür wird lediglich ein normaler Telefonanschluss benötigt.
Die Basisstation des Hausnotrufsystems wird an einem zentralen Ort in
der Wohnung positioniert. Um den Notruf auszulösen, ist ein Sender
erforderlich, der wahlweise am Handgelenk oder an einer Kette um den
Hals getragen wird. Tritt ein Notfall ein, beispielsweise Schwindel,
Übelkeit, Angst oder Ähnliches, drückt die betreffende Person auf den
Sender. Dadurch wird eine Verbindung mit der Hausnotrufzentrale
hergestellt, die 24 Stunden täglich mit Fachpersonal besetzt ist. Nach
dem Auslösen des Kontaktes kann dann durch die Hausnotrufzentrale die
vereinbarte Rettungsmaßnahme eingeleitet werden. Je nachdem werden zum
Beispiel die nächsten Angehörigen verständigt oder ein Rettungswagen
angefordert. Wichtig ist, dass der Hausnotrufdienst einen
Wohnungsschlüssel ausgehändigt bekommt, um im Notfall Zugang zur
Wohnung zu gewährleisten.

Angeboten werden Hausnotrufsysteme insbesondere von
Wohlfahrtsverbänden, es gibt aber auch eine ganze Reihe privater
Anbieter.

Die Kosten für die Einrichtung und das Betreiben eines
Hausnotrufsystems variieren zwischen 20 und 50 EUR monatlich je nach
Umfang der Leistungen. Zusätzlich fällt in der Regel eine einmalige
Anschlussgebühr an.

Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofes vom 3. September 2015 (Az: VI
R 18/14) stellen die Kosten des Notrufsystems eine haushaltsnahe
Dienstleistung dar, für die eine Steuerermäßigung gem. § 35 Abs.
2 Satz 1 EStG in Anspruch genommen werden kann.

Allerdings können die Kosten auch von der Pflegeversicherung
übernommen werden, da es sich bei dem Hausnotrufsystem um ein
technisches Pflegehilfsmittel handelt. Voraussetzung hierfür ist, dass
Pflegebedürftigkeit im Sinne der Pflegeversicherung vorliegt, also die
Einstufung in einen Pflegegrad vorgenommen wurde. Die Gewährung des
Hausnotrufsystems ist unabhängig von der Höhe des Pflegegrades.
Voraussetzung ist allerdings, dass das Hausnotrufsystem der oder dem
Pflegebedürftigen eine selbstständigere Lebensführung ermöglicht. Bei
Menschen mit Demenz in frühem Stadium ist dies sicherlich gegeben.

Das Hausnotrufsystem wird den Betroffenen grundsätzlich als
Sachleistung zur Verfügung gestellt. In diesem Fall ist das
Hausnotrufsystem prinzipiell ein zuzahlungsfreies technisches
Hilfsmittel. Jedoch sollte vorsorglich mit den Pflegekassen geklärt
werden, in welcher Höhe die Mietkosten und Anschlusskosten konkret von
der Pflegekasse übernommen werden, da die Leistungspakete variieren
und gegebenenfalls nicht alle Leistungen übernommen werden. Manche
Pflegekassen haben für den Hausnotruf auch eigene Verträge mit
bestimmten Anbietern. Bevor das Hausnotrufsystem installiert wird,
sollte also ein Antrag bei der zuständigen Pflegekasse gestellt und
die Genehmigung abgewartet werden.

Zwischen dem Pflegebedürftigen und dem Betreiber des Hausnotrufsystems
wird ein Vertrag über die einzelnen Leistungen geschlossen
(Hausnotrufvertrag). Der Anbieter des Hausnotrufsystems verpflichtet
sich mit diesem Vertrag dem Pflegebedürftigen das System zur Verfügung
zu stellen, der Pflegebedürftige muss den monatlichen Mietbetrag und
die Anschlussgebühr bezahlen, es sei denn, die Kosten werden von der
Pflegeversicherung übernommen.

Darüber hinaus schuldet der Betreiber des Hausnotrufsystems seinen
Kunden allerdings auch eine angemessene Hilfeleistung, wenn der Notruf
durch den Pflegebedürftigen ausgelöst wird. Hierzu gehört, die Notlage
des Kunden einschätzen und adäquat reagieren zu können. Wird
beispielsweise der Notruf ausgelöst, kann jedoch aufgrund der Notlage
keine Sprechverbindung zu dem Kunden aufgenommen werden (zum Beispiel
aufgrund eines Schlaganfalls etc.), ist der Betreiber des Hausnotrufs
verpflichtet, einen Rettungswagen anzufordern. Dies hat der
Bundesgerichtshof (BGH) am 11. Mai 2017 (Az: III ZR 92/16)
entschieden. Der BGH ist in seiner Entscheidung sogar so weit
gegangen, eine Beweislastumkehr zugunsten der Pflegebedürftigen bei
Verletzung der essentiellen Pflichten des Hausnotrufbetreibers
anzunehmen. Das heißt, dass im Zweifelsfall nicht der Kunde beweisen
muss, dass der Betreiber des Hausnotrufes seine Pflichten
vernachlässigt hat, sondern umgekehrt muss der Betreiber nachweisen,
dass er alles getan hat, was zu seinem Auftrag gehört. Das
Hausnotrufsystem soll gerade verhindern, dass ältere Menschen,
insbesondere auch Menschen mit Demenz, in einem medizinischen Notfall
tagelang unversorgt bleiben. Es zählt zu den Kardinalspflichten der
Anbieter dieser Systeme sicherzustellen, dass Hilferufe ihrer Kunden
angemessen beurteilt und umgehend erforderliche Hilfe gewährt wird.

Das Hausnotrufsystem ist somit ein wichtiger Baustein in der
Gestaltung eines selbstständigen und selbstbestimmten Lebens von
Menschen mit Demenz in den eigenen vier Wänden.


Bärbel Schönhof, Bochum, Rechtsanwältin und Fachanwältin für
Sozialrecht

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 3/18, S. 17

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.
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INFEKTION/1774: Wie stabil das Hepatitis-B-Virus wirklich ist (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 30.10.2018

Wie stabil das Hepatitis-B-Virus wirklich ist



Hepatitis-B-Viren (HBV) sind bei Raumtemperatur über Wochen ansteckend und
trotzen sogar der Kälte bei vier Grad Celsius über neun Monate.
Desinfektionsmittel wirken bei sachgemäßer Anwendung - aber nur
unverdünnt. Diese Erkenntnisse gelangen einem deutsch-koreanischen
Forscherteam mit einem neuen HBV-Infektionssystem in menschlichen
Leberzellen. Bisher hatte man mangels humaner Forschungsmodelle an
Enten-Hepatitis-B-Viren geforscht.

Prof. Dr. Eike Steinmann von der Abteilung für Molekulare und Medizinische
Virologie der Ruhr-Universität Bochum (RUB) und RUB-Alumnus Prof. Dr. Marc
Windisch vom Institut Pasteur Korea in Seoul berichten in der Zeitschrift
Journal of Infectious Diseases vom 24. Oktober 2018.

Immer wieder Ansteckungen

Die Hepatitis B wird hauptsächlich bei Blutkontakt übertragen. "Damit
sollte sie durch geeignete Hygienemaßnahmen eigentlich beherrschbar sein",
sagt Eike Steinmann. Immer wieder kommt es jedoch vor, dass sich Menschen
im Krankenhaus oder in beruflichen Situationen mit dem Hepatitis-B-Virus
infizieren.

Bisher nur Enten-Viren

Auf der Suche nach den Gründen dafür mussten Forscher bisher auf das
Enten-Hepatitis-B-Virus zurückgreifen, einen Verwandten des humanen Virus.
"Allerdings erlauben diese Studien nur bedingt zuverlässige Einschätzungen
über die Infektiosität des HBV", so Steinmann. Er und seine Kollegen
nutzten für ihre Untersuchungen ein am Institut Pasteur Korea kürzlich
entwickeltes HBV-Infektionssystem in menschlichen Leberzellen, um zu
realistischen Ergebnissen zu kommen. "Das neue HBV-Infektionssystem
erlaubt es Wissenschaftlern weltweit, endlich mit dem humanen Virus sehr
detaillierte und bis vor Kurzem unmögliche Studien durchzuführen", sagt
Marc Windisch.

Übliche Händedesinfektionmittel wirken

Mit diesem Modell konnten die Forscher zeigen, dass HBV bei Raumtemperatur
nach Wochen kaum an Infektiösität verliert und auch bei vier Grad Celsius
über neun Monate sehr stabil ist. "Verschiedene Arten von Alkohol und im
Handel erhältliche Händedesinfektionsmittel inaktivieren die Viren", sagt
Eike Steinmann. "Ein Verdünnen der Desinfektionsmittel setzte jedoch die
inaktivierende Aktivität außer Kraft. Glücklicherweise ist das Verdünnen
von Desinfektionsmitteln in der Praxis sehr unüblich."

Widerstandsfähiger als alle anderen

Die Forscher verglichen die Wirksamkeit von zwei auf Alkohol basierenden
Handdesinfektionslösungen, die von der Weltgesundheitsorganisation
empfohlen werden, gegen verschiedene Viren, die wie HBV umhüllt sind. Zu
diesen Vergleichsviren gehörten unter anderen das Ebola- und das
Hepatitis-C-Virus. "HBV zeigte gegenüber diesen beiden Mitteln von allen
getesteten Viren die höchste Stabilität", so Marc Windisch, Direktor der
Abteilung für Angewandte Molekularvirologie am Institut Pasteur in Seoul.

Die Forscher raten dazu, Hygienerichtlinien strikt einzuhalten, um
Infektionen mit HBV künftig zu verhindern.

Hepatitis B

Weltweit sind etwa 290 Millionen Menschen mit dem Hepatitis-B-Virus
chronisch infiziert. Damit ist Hepatitis B eine der meistverbreiteten
Infektionskrankheiten. Das Virus kann sowohl eine akute als auch eine
chronische Erkrankung der Leber auslösen. Aufgrund der Folgen von
schwerwiegenden Lebererkrankungen kostet das Virus viele Menschen jedes
Jahr das Leben.


Originalpublikation:

Thoa Thi Than, Eunji Jo, Daniel Todt, Phuong Hong Nguyen, Jochen
Steinmann, Eike Steinmann, Marc P Windisch: High environmental stability
of hepatitis B virus and inactivation requirements for chemical biocides,
in: Journal of Infectious Diseases, 2018

DOI: 10.1093/infdis/jiy620

Weitere Informationen finden Sie unter

https://academic.oup.com/jid/advance-article/doi/10.1093/infdis/jiy620/5144374 - Originalveröffentlichung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2
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Ruhr-Universität Bochum - 30.10.2018
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SCHMERZ/783: Schmerz und Schein (idw)


Hochschule Coburg - 31.10.2018

Schmerz und Schein



Operationen spülen zwar Geld in die Kassen der Krankenhäuser, Patienten
mit chronischen Schmerzen ist damit jedoch nur selten geholfen. Zu diesem
Schluss kommt Prof. Dr. Karin Meißner von der Hochschule Coburg im Rahmen
ihrer neuesten Forschungsarbeit.

Zwei Patienten werden in den OP gebracht. Beide haben chronische, also
andauernde Schmerzen im Knie. Gerade bespricht der Arzt noch mit dem
anwesenden medizinischen Personal das weitere Vorgehen. Dann zeigt die
Narkose Wirkung und das Skalpell wird angesetzt. Später im Aufwachraum
kommen beide Patienten wieder zu sich. In ein paar Tagen werden sie
feststellen, dass sich ihre Beschwerden verbessert haben. Doch es gibt
einen Unterschied: die eine Person wurde tatsächlich operiert, die andere
nicht.

Die Besserungen nach einer solchen Schein-Operation sind mit dem Phänomen
des Placebo-Effekts zu vergleichen. Dabei wird dem Patienten ein
Medikament verabreicht, das eigentlich gar keinen Arzneistoff enthält.
Dennoch fühlt sich der Erkrankte im Anschluss oft besser, weil er
schlichtweg an die heilende Wirkung der Medizin glaubt. Genauso verhält es
sich auch hier: Menschen versprechen sich von einer Operation in der Regel
einen großen Erfolg. Diese positive Erwartungshaltung kann dazu führen,
dass sich dieser Erfolg tatsächlich einstellt - auch wenn in Wahrheit gar
nicht operiert wurde. "Solche Placebo-Effekte sind keine Einbildung,
sondern gehen mit der Ausschüttung von Botenstoffen im Gehirn einher",
erklärt Prof. Dr. Karin Meißner. Die studierte Humanmedizinerin leitet an
der Hochschule Coburg den Master-Studiengang Gesundheitsförderung. In
ihrer neuesten Forschungsarbeit verglich sie gemeinsam mit einem
internationalen Expertenteam die Ergebnisse verschiedener vorangegangener
Wirksamkeitsstudien, in denen Operationen gegen Schein-Operationen
getestet wurden.

An den Studien waren insgesamt 2000 Patienten mit unterschiedlichen
chronischen Schmerzen - von Knie-, über Rückenproblemen bis hin zu
Migräneattacken - beteiligt. Über die gesamte Studienlaufzeit sollten sie
in Fragebögen einschätzen, wie stark ihre Symptome sind und wie sehr sie
das tägliche Leben einschränken. Dabei wusste keiner der Teilnehmenden, ob
er zur Gruppe der tatsächlich Operierten oder zur Kontrollgruppe gehörte.
Dennoch ähnelten sich ihre Angaben zum Schmerzempfinden. "Demnach
profitieren die Patienten von einer tatsächlichen Operation bei
chronischen Schmerzen nicht mehr oder weniger im direkten Vergleich zu
einer Schein-OP", schlussfolgert Professorin Meißner.
Ob damit der Griff zum Skalpell immer die richtige Wahl ist, stellt das
Ergebnis von Meißner und ihren Kolleg*innen zumindest in Frage. Denn auch
wenn Operationen die Symptome vorübergehend lindern können, bergen sie
stets gewisse Risiken. So rät Professorin Meißner: "Eine Operation kann
chronische Schmerzen in der Regel nicht beheben. Vielmehr ist eine
ganzheitliche Betrachtung des Patienten in seinem privaten und beruflichen
Umfeld notwendig, um die besten Therapieansätze zu finden. Diese können
zum Beispiel Gespräche, Entspannungstechniken und Bewegungsförderung
beinhalten und werden üblicherweise von ausgewiesenen Schmerztherapeuten
zusammengestellt."

Die systematische Übersichtsarbeit von Prof. Dr. Meißner und ihren
Kolleg*innen wurde in der wissenschaftlichen Fachzeitschrift "Pain
Medicine" international veröffentlicht.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution285
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule Coburg - 31.10.2018
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MELDUNG/442: Rabattverträge - 'Alles-oder-Nichts'-Preislogik gefährdet Nachhaltigkeit der Versorgung (Pro Generika)


Pro Generika e.V. - 31. Oktober 2018

Zahl des Monats

55 Prozent



Berlin - Seit Beginn des Jahres 2018 sind 55 % der exklusiven
Arzneimittel-Ausschreibungen der Krankenkassen im 1-Partner-Modell
ausgeschrieben worden (9 % für zwei Anbieter, 36 % für drei Anbieter).
Dieses Vorgehen birgt Risiken für die Versorgung bei den einzelnen
Wirkstoffen.


	55 % der gestarteten exklusiven Arzneimittelausschreibungen bürden die Verantwortung für die Versorgung der Versicherten nur einem Hersteller auf.

	Dies erhöht die Marktverengung auf Wirkstoffebene und gefährdet die Nachhaltigkeit der Versorgung.

	So wurden 2017 bereits 96,9 % der Versorgung mit dem u. a. in der Rheumatherapie wichtigen Methotrexat und 100 % beim Antibiotikum Doxycyclin von nur drei Unternehmensgruppen gestemmt.



Der immense Kostendruck auf generische Hersteller durch immer weiter
abgesenkte Festbeträge, gesetzliche Abschläge und die
'Alles-oder-Nichts'-Preislogik bei den Rabattverträgen senkt die
Attraktivität des Marktes seit Jahren und gefährdet somit die
Nachhaltigkeit der Versorgung.

Wird dann noch die Versorgung einer großen Anzahl von Patienten
ausschließlich an nur einen Hersteller delegiert, sind andere
Hersteller für die Laufzeit des Vertrages von der Versorgung
ausgeschlossen. Sie müssen ihre Produktion herunterfahren, wichtige
Versorgungskapazitäten stehen nicht zur Verfügung.

Schon der erste Pharmadialog der Bundesregierung appellierte daher an
die Krankenkassen, die Praxis der Einfachvergabe zugunsten einer
Mehrfachvergabe zu überdenken. Auch die Bundesvereinigung Deutscher
Apothekenverbände und der pharmazeutische Großhandel sprechen sich für
eine generelle Mehrfachvergabe bei Generikarabattverträgen aus. Dem
hat sich im Sommer auch die Gesundheitsministerkonferenz
angeschlossen. Dabei ist die Mehrfachvergabe eine einfach umzusetzende
Maßnahme und hat ausschließlich positive Effekte: Je mehr Unternehmen
mit der Versorgung der Versicherten einer Krankenkasse beauftragt
werden, desto mehr Liefersicherheit und Stabilität.

https://www.progenerika.de/zahl-des-monats/

 * 

Quelle:

Pro Generika e.V.

Pressemitteilung vom 31. Oktober 2018

Unter den Linden 32-34, D-10117 Berlin

Telefon: 030 / 816 16 09-0, Fax: 030 / 816 16 09-11

E-Mail: www.info@progenerika.de

Internet: www.progenerika.de
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MELDUNG/441: Grippeimpfstoffe sind so gut wie ausverkauft (Apotheke ADHOC)


APOTHEKE ADHOC - 31. Oktober 2018

Grippeimpfstoffe ausverkauft



Berlin - Wer sich in diesem Jahr gegen Grippe impfen lassen will,
sollte sich beeilen. Denn die Impfstoffe sind so gut wie ausverkauft,
die Hersteller liefern gerade die letzten Restbestände aus. Bundesweit
machen sich Apotheker auf die Suche nach Reserven. Das berichtet der
Branchendienst APOTHEKE ADHOC.

Rund 15,3 Millionen Impfdosen hat das Paul-Ehrlich-Institut (PEI) als
zuständige Behörde bislang freigegeben, das sind etwa so viele wie im
vergangenen Jahr. Obwohl sich nach den ersten Wochen zeigt, dass die
Nachfrage größer zu sein scheint als zuvor, wird kein Impfstoff mehr
nachkommen. Denn die Hersteller haben die Produktion bereits
abgeschlossen.

Drei Pharmafirmen bieten hierzulande Grippeimpfstoffe an: Mylan
(Influvac Tetra), Sanofi (Vaxigrip Tetra) und GlaxoSmithKline
(Influsplit Tetra). Von AstraZeneca gibt es mit Fluenz Tetra einen
nasalen Impfstoff, der allerdings keine große Rolle spielt. Alle
Firmen gaben auf Nachfrage an, ihre Lagerbestände bereits komplett
abverkauft zu haben oder damit in den letzten Zügen zu liegen.
Nachkommen wird nichts, denn in den Fabriken wird jetzt der Impfstoff
für die Südhalbkugel produziert.

Bei der Planung hatten sich die Hersteller an den Vorbestellungen
orientiert. Doch Ärzte und Apotheker hatten lange gezögert: Nachdem
Rabattverträge für Impfstoffe verboten wurden, war zunächst unklar, ob
und welche Vorgaben zu Anbietern und Preisen zu beachten sind. Dazu
kam die Umstellung vom tri- auf den tetravalenten Impfstoff: Als im
April klar war, dass die Impfung gegen vier statt gegen drei Stämme
der Grippeviren von den Kassen bezahlt wird, blieb den Herstellern nur
wenig Vorlauf für die Produktion.

Die Saison stand von Anfang an unter keinem guten Stern. Schon die
Auslieferung lief problematisch: Die Situation sei chaotisch wie nie,
sagt ein Großhändler. Bundesweit melden sich seit einigen Wochen immer
wieder Apotheker zu Wort, denen Impfstoff fehlt. Gelegentlich kommt
dann Ware, sodass die Praxen doch noch beliefert werden können.

Offizielle Stellen geben sich noch optimistisch, doch die Situation
könnte sich bald deutlich zuspitzen. Da die Grippesaison 2017/18 sehr
heftig war, ist die Impfbereitschaft in der aktuellen Saison
gestiegen, wie auch eine Umfrage von Sanofi zeigt. Auch die Aufnahme
des quadrivalenten Impfstoffs in die offizielle Impfempfehlung hat das
Thema in die Öffentlichkeit gebracht. Ein weiteres Problem: Sind die
Vorräte von GSK und Sanofi erschöpft, können beispielsweise Kinder
nicht mehr geimpft werden - denn der Impfstoff von Mylan ist erst ab
18 Jahren zugelassen.

Wie die Impfsaison tatsächlich läuft, kann derzeit noch niemand sagen.
"Wir haben aktuell auch den Eindruck, dass es in bestimmten Regionen
weniger Impfstoffe gibt als in anderen', teilt das PEI mit. Aus diesem
Grund bietet die Behörde auf ihrer Website ein Meldeformular an, über
das lokale Engpässe erfasst werden sollen. Apotheker, Ärzte und
Kliniken werden gebeten, das Formular zu nutzen.

Den vollständigen Beitrag finden Sie unter: 

https://www.apotheke-adhoc.de/nachrichten/detail/apothekenpraxis/grippeimpfstoffe-abverkauft-influenza/


APOTHEKE ADHOC ist der unabhängige Branchendienst für den
Apotheken- und Pharmamarkt. Der kostenlose Newsletter kann unter
www.apotheke-adhoc.de/newsletter abonniert werden.

 * 

Quelle:

APOTHEKE ADHOC

Pressemitteilung vom 31. Oktober 2018

Skalitzer Straße 68, 10997 Berlin

Telefon: +49 - 30 - 80 20 80 560, Fax: +49 - 30 - 80 20 80 569

E-Mail: info@apotheke-adhoc.de

Internet: www.gesundheit-adhoc.de
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AKTION/966: Ulm - Mehr als nur Regelschmerzen, Informationsveranstaltung zum Thema Endometriose am 07.11.2018


Universitätsklinikum Ulm - 30.10.2018

Mehr als nur Regelschmerzen | Informationsveranstaltung zum Thema Endometriose



Starke Schmerzen, unregelmäßige Monatsblutungen und ungewollte
Kinderlosigkeit. Dies alles können Symptome von Endometriose, also von
gutartigen Wucherungen der Gebärmutterschleimhaut, sein. Jede achte bis
zehnte Frau leidet an der häufigen, aber relativ unbekannten Krankheit. Am
Mittwoch, 7. November um 18.30 Uhr, informieren die Expert*innen der
Klinik für Frauenheilkunde und Geburtshilfe des Universitätsklinikums Ulm
Patientinnen und Interessierte über Symptome, Ursachen und
Behandlungsmöglichkeiten. Der Eintritt zur Veranstaltung im
Endometriosezentrum der Frauenklinik ist frei, eine Anmeldung ist nicht
erforderlich.

"Circa 40.000 Frauen in Deutschland erkranken jedes Jahr neu an
Endometriose - eine enorme Anzahl. Leider vergehen im Schnitt zehn Jahre,
bis die richtige Diagnose gestellt wird und entsprechende Therapien
eingeleitet werden können. Deshalb liegt es uns besonders am Herzen,
Betroffenen zu helfen und ein öffentliches Bewusstsein für die Erkrankung
zu schaffen", erklärt Dr. Peter Widschwendter, Oberarzt und Leiter des
Endometriosezentrums am Universitätsklinikum Ulm. Bei Endometriose handelt
es sich zwar um eine gutartige Erkrankung, diese geht jedoch häufig mit
zahlreichen Beschwerden einher. Patientinnen sind in ihrem täglichen Leben
teilweise stark eingeschränkt. Bei jeder Periodenblutung können Zellen,
die große Ähnlichkeiten mit der Gebärmutterschleimhaut haben, eine Art
Entzündung hervorrufen, welche in der Regel große Schmerzen verursacht.
Bei einigen Frauen kann die Erkrankung zusätzlich die Fruchtbarkeit
einschränken und so zu einem unerfüllten Kinderwunsch führen.
Um ihre Beschwerden zu lindern, stehen Betroffenen an der
Universitätsfrauenklinik Ulm mehrere Möglichkeiten zu Verfügung: eine
hormonelle Therapie in Form der "Pille", eine Schmerztherapie oder eine
Operation, also die chirurgische Entfernung der Endometrioseherde.
Letztere wird fast ausschließlich mittels schonender
Schlüsselloch-Chirurgie durchgeführt. "Eine Behandlung heißt aber nicht immer
Medikamenteneinnahme oder Operationen", betont Dr. Widschwendter. "Für
unsere Patientinnen entwickeln wir individuelle Therapieansätze, die zum
Beispiel auch Akupunktur oder Physiotherapie beinhalten. Wir empfehlen
ihnen außerdem den Austausch mit anderen Betroffenen in
Selbsthilfegruppen, die es auch in Ulm gibt."

Mehrere Referent*innen informieren die Teilnehmenden während der
Informationsveranstaltung umfassend zum Thema Endometriose und beantworten
gerne auch individuelle Fragen. Zudem berichten zwei Patientinnen über
ihre persönlichen Erfahrungen sowie das Leben und den Umgang mit der
"unsichtbaren" Krankheit.

Terminüberblick Informationsveranstaltung zum Thema Endometriose:

Datum und Uhrzeit: 

Mittwoch, 7. November 2018, 18.30 Uhr

Ort:

Universitätsfrauenklinik Ulm,

Prittwitzstraße 43, 89075 Ulm,

Hörsaal Michelsberg

Referent*innen:

Prof. Dr. Wolfgang Janni | Direktor der Frauenklinik

Dr. Dr. Peter Widschwendter | Leiter Endometriosezentrum

Prof. Dr. Katharina Hancke | Leiterin KiWu-Zentrum UniFee

Dr. Klaus Hönig | Leiter Konsiliar-/Liasionpsychosomatik

Dr. Raphael Mangold | Frauenarzt, Endometriosespezialist

Dr. Gaby Stalter | Frauenärztin, TCM


Selbsthilfegruppe "Endotreff Ulm":

Treffen an jedem 1. Freitag in geraden Monaten im Raum "Donau" in der
Universitätsfrauenklinik Ulm, Beginn 19.00 Uhr

www.facebook.com/Endotreff-Ulm-273855359873350/?ref=br_rs

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment67092

Flyer Informationsveranstaltung Endometriose

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1093

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Ulm - 30.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/965: Kostenfreie Telefonaktionen - "Ist Ihre Leber gesund?", am 06. und am 20.11.2018


Deutsche Leberstiftung - 30. Oktober 2016

19. Deutscher Lebertag mit Expertenrat bei zwei kostenfreien Telefonaktionen 



Gießen, Hannover, Köln - "Ist Ihre Leber gesund?" lautet das Motto des
19. Deutschen Lebertages, der am 20. November 2018 stattfindet. Mit
dieser Frage lenken die Ausrichter des 19. Deutschen Lebertages -
Gastro-Liga e. V., Deutsche Leberstiftung und Deutsche Leberhilfe e.
V. - im Rahmen des bundesweiten Aktionstages die Aufmerksamkeit auf
die Leber. Die Ausrichter bieten eine Pressemappe mit
Experten-Statements und aktuellen Informationen an. Das Besondere in
diesem Jahr: Bei zwei kostenfreien Telefonaktionen beantworten
Leber-Experten individuelle Fragen zu Leber und Lebererkrankungen.

Die Frage nach der Lebergesundheit ist wichtig: Die Leber erfüllt
zahlreiche lebensnotwendige Aufgaben. Sie ist das zentrale
Stoffwechselorgan in unserem Körper. Fällt sie aus, droht innerhalb
weniger Stunden der Tod. Trotzdem genießen die Leber und ihre
Gesundheit häufig keine große Aufmerksamkeit. Viele Lebererkrankungen
werden erst spät erkannt, weil sie häufig keine Beschwerden
verursachen. Erste Anzeichen für die Erkrankung der Leber können
erhöhte Leberwerte sein, die im Rahmen einer Blutuntersuchung
festgestellt werden können. Von Bedeutung sind dabei vor allem der
GPT- und der GOT-Wert. Sind diese Werte erhöht, sollte die Ursache
immer abgeklärt werden. Wenn Erkrankungen der Leber frühzeitig erkannt
werden, sind sie oft gut behandelbar. Unbehandelt können viele
chronische Lebererkrankungen zur Lebervernarbung (Leberzirrhose) und
zum Leberzellkrebs (Hepatozelluläres Karzinom, HCC) führen. Wer auf
die Gesundheit seiner Leber achtet und der Frage nach dem
Gesundheitszustand der Leber nachgeht, kann dieser Gefahr meist
vorbeugen.

Details zu den Lebertag-Telefonaktionen

Bei den beiden großen Telefonaktionen im Rahmen des Deutschen
Lebertages beantworten jeweils drei erfahrene Ärzte alle
Anrufer-Fragen rund um die Themen Leber, Lebergesundheit und
Lebererkrankungen.

Am Dienstag, 6. November 2018, und am Deutschen Lebertag, Dienstag,
20. November 2018, sind die Leber-Spezialisten jeweils von 14:00 Uhr
bis 16:00 Uhr unter der kostenfreien Telefonnummer 0800 666 39 22 für
jeden Interessierten und Betroffenen erreichbar.

Mit diesem Angebot möchten die Ausrichter des 19. Deutschen Lebertages
dazu beitragen, dass das lebenswichtige Organ und seine Erkrankungen
mehr öffentliche Aufmerksamkeit erhalten. Sie weisen gleichzeitig
darauf hin, dass die Beratungsgespräche am Telefon keinen persönlichen
Arztbesuch und keine individuelle Diagnose ersetzen.


Diese Leber-Experten stehen als Ansprechpartner bei der ersten
Lebertag-Telefonaktion am 6. November 2018 von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr
bereit:

Priv.-Doz. Dr. Sven Pischke

Oberarzt in der I. Medizinischen Klinik und Poliklinik 

(Gastroenterologie mit Sektionen Infektiologie und Tropenmedizin),
Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf

Priv.-Doz. Dr. Markus Reiser

Chefarzt der Medizinischen Klinik II: Gastroenterologie-Hepatologie,

 Kardiologie und Infektiologie; Klinikum Vest GmbH -
Paracelsus-Klinik Marl

Dr. Annika Schmitt

Fachärztin in der Medizinischen Klinik II: Gastroenterologie, 

Hepatologie, Infektiologie, Diabetologie; Ernährungsmedizin; St.
Josefs-Hospital Wiesbaden


Diese Leber-Experten stehen als Ansprechpartner bei der zweiten
Lebertag-Telefonaktion am 20. November 2018 von 14:00 Uhr bis 16:00
Uhr bereit:

Priv.-Doz. Dr. Anton Gillessen

Chefarzt der Klinik für Innere Medizin - Schwerpunkt

Gastroenterologie; Herz-Jesu-Krankenhaus Münster-Hiltrup

Dr. Lisa Sandmann

Assistenzärztin in der Klinik für Gastroenterologie, Hepatologie und
Endokrinologie; Medizinische Hochschule Hannover

Professor Dr. Eckart Schott

Chefarzt der Klinik für Innere Medizin II - Gastroenterologie, 

Hepatologie und Diabetologie; HELIOS Klinikum Emil von Behring, Berlin


Mehr Infos zum 19. Deutschen Lebertag unter:

www.lebertag.org


Die Ausrichter des Deutschen Lebertages am 20. November 2018:

Deutsche Gesellschaft zur Bekämpfung der Krankheiten
von Magen, Darm und Leber sowie von Störungen des
Stoffwechsels und der Ernährung (Gastro-Liga) e. V.

Prof. Dr. Peter R. Galle, Mitglied des Wissenschaftlichen Beirats

Friedrich-List-Straße 13, 35398 Gießen
geschaeftsstelle@gastro-liga.de

www.gastro-liga.de

Deutsche Leberhilfe e. V.

Prof. Dr. Christoph Sarrazin, Vorstandsvorsitzender

Krieler Straße 100, 50935 Köln

info@leberhilfe.org

www.leberhilfe.org

Deutsche Leberstiftung

Prof. Dr. Michael P. Manns, Vorstandsvorsitzender

Carl-Neuberg-Straße 1, 30625 Hannover

presse@deutsche-leberstiftung.de

www.deutsche-leberstiftung.de

 * 

Quelle:

Deutsche Leberstiftung

Pressemitteilung vom 30. Oktober 2016

Carl-Neuberg-Straße 1, 30625 Hannover

Telefon: 0511 - 532 6815, Fax: 0511 - 532 6820

E-Mail: presse@deutsche-leberstiftung.de

Internet: www.deutsche-leberstiftung.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - MESSE/151: MEDICA 2018 - Spinnenphobie per Augmented Reality therapieren, 12.-15.11.2018















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





MESSE/151: MEDICA 2018 - Spinnenphobie per Augmented Reality therapieren, 12.-15.11.2018


Fraunhofer-Gesellschaft - 29.10.2018

MEDICA 2018: Spinnenphobie per Augmented Reality therapieren



Arachnophobie nennen Fachleute die Angst vor Spinnen. Rund 3,5 bis 6,1
Prozent der Bevölkerung leiden darunter. Bislang wird diese Phobie mit
Hilfe der Konfrontationstherapie behandelt. Das Problem: 60 bis 80 Prozent
der Spinnenphobiker werden aufgrund des fehlenden Angebots gar nicht erst
therapiert. Andere wiederum können sich wegen ihren Ängsten keiner realen
Spinne stellen. Fraunhofer-Forscherinnen und Forscher entwickeln gemeinsam
mit Partnern ein digitales Therapiesystem, das die Behandlung im
häuslichen Umfeld ermöglichen und Betroffenen ein besseres
Sicherheitsgefühl vermitteln soll. Ein Demonstrator des Systems ist vom
12. bis 15. November auf der Messe Medica zu sehen.

Spinnen, die für den Menschen gefährlich sind, gibt es hierzulande nicht.
Dennoch geraten viele Menschen beim Anblick der Achtbeiner in Panik. Ihr
Körper reagiert mit Herzklopfen, Zittern, Schwindel, Schweißausbrüchen
oder Atemnot. Manchmal ist der Leidensdruck so groß, die Angst so
übermächtig, dass Betroffene sich in Therapie begeben müssen. Als
erfolgreiche Behandlung der Arachnophobie haben sich vor allem
verhaltenstherapeutische Ansätze bewährt. Als besonders wirkungsvoll gilt
die Expositionstherapie, bei der der Patient real mit einer oder mehreren
Spinnen konfrontiert wird. Doch oftmals nehmen Betroffene keine ärztliche
Hilfe in Anspruch, da sie zum einen die Konfrontation mit den
angstauslösenden Krabbeltieren fürchten und da es zum anderen oftmals an
Therapieangeboten mangelt.

Im Projekt »DigiPhobie« wollen Forscherinnen und Forscher des
Fraunhofer-Instituts für Biomedizinische Technik IBMT gemeinsam mit der Promotion
Software GmbH, der Universität des Saarlandes und dem Universitätsklinikum
des Saarlandes diesen Problemen entgegenwirken. Sie entwickeln ein
neuartiges, digitales Therapiesystem, das die Expositionstherapie in der
häuslichen Umgebung ermöglichen soll. Die Konfrontation mit dem
angstauslösenden Objekt in der virtuellen Realität soll es den Patienten
erleichtern, sich ihren Ängsten zu stellen und soll die Hemmschwelle
senken, eine Behandlung zu beginnen. Das System setzt sich aus einer
digitalen Therapieumgebung, tragbaren Sensoren und einer Datenbrille,
genauer gesagt einer Augmented Reality-Brille (AR), zusammen.

Konfrontationstherapie in der virtuellen Realität

»Wir übertragen die echte Konfrontationstherapie in das digitale
Spielesystem, das auf der Datenbrille läuft. Alle Übungen werden digital
abgebildet. Der Phobiker kann die verschiedenen Aufgaben wie das Einfangen
einer Spinne mit einem Glas und einer Postkarte oder das Anstupsen des
Krabbeltiers in der virtuellen Realität lösen«, beschreibt Dr. Frank
Ihmig, Wissenschaftler am Fraunhofer IBMT, den therapeutischen Ansatz.
Ihmig und sein Team realisieren die Software zum Therapiemanagement sowie
die Biofeedback-Steuerung. Diese besteht aus tragbaren Sensoren, die
während einer Sitzung die Vitalparameter des Patienten wie
Herzratenvariabilität, Hautleitfähigkeit und Atemfrequenz messen.
Physiologische Angstreaktion mit maschinellem Lernalgorithmus berechnen

Aus den gemessenen Parametern lassen sich Merkmale extrahieren, die
emotionalen Stress darstellen. Mithilfe dieser Stressmerkmale trainieren
die Forscherinnen und Forscher einen maschinellen Lernalgorithmus. »Mit
dem Lernalgorithmus leiten wir die physiologische Angstreaktion des
Patienten ab und versuchen so die Intensität der Angst zu bestimmen. Neben
der subjektiven Wahrnehmung des Spinnenphobikers liegt demnach ein
objektives Maß für dessen Angstreaktion vor. Dieses berechnete Maß wird in
das digitale Spielegeschehen rückgekoppelt, sodass wir quasi ein
Closed-Loop-System etablieren. Damit können wir die Therapie personalisiert an
die Bedürfnisse des Patienten anpassen«, erläutert Ihmig die
Funktionsweise der innovativen Behandlung. Spieleelemente wie Größe,
Anzahl und Abstand der Spinnen, aber auch das Bewegungsverhalten der
Achtbeiner lassen sich dynamisch einstellen.

Zum Messen des EKG und der Hautleitfähigkeit verwenden die
Fraunhofer-Forschenden Klebeelektroden, die Atmung wird mithilfe eines Brustgurts mit
Piezosensor überwacht. Die gemessenen Signale werden drahtlos per
Bluetooth an die Therapiemanagementsoftware übertragen. Alle Daten der
Sitzungen sowie der Therapieverlauf werden in der Datenbank archiviert und
den Therapeuten und klinischen Forschern zur Analyse zur Verfügung
gestellt.

Wirksamkeit wird in klinischer Studie ermittelt

Im Frühjahr 2019 startet eine Validierungsstudie, in der die Wirksamkeit
der digitalen Therapie evaluiert wird. Ähnliche Ansätze mit Virtual
Reality-Brillen (VR) haben gezeigt, dass sich mit dieser Form der Therapie
gute Erfolge erzielen lassen. Die Analyseergebnisse sollen den Grundstein
für weitere Behandlungskonzepte legen. Denkbar ist es beispielsweise, die
Therapie auf andere Phobien wie die Angst vor Schlangen oder Kakerlaken zu
übertragen. »Wir hoffen, dass die Ergebnisse der klinischen Studie neue
Perspektiven für die Therapie von Patienten eröffnen, die an spezifischen
Phobien leiden«, so der Forscher.

Die Ergebnisse stellen darüber hinaus die Basis für die Entwicklung eines
Systemkoffers dar, der das komplette Therapieset enthält. »Langfristiges
Ziel ist es, dass der Patient den Koffer in Arztpraxen oder
Sanitätshäusern ausleihen und einzelne Sitzungen und Übungen zu Hause
durchführen kann«, sagt Ihmig. Der Forscher und sein Team präsentieren das
Biofeedbacksystem vom 12. bis 15. November auf der Messe Medica in
Düsseldorf am Fraunhofer-Gemeinschaftsstand in Halle 10, Stand G05/H04.

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung BMBF fördert das Projekt
»DigiPhobie«, das von 2017 bis Ende 2019 läuft, im Rahmen der
Fördermaßnahme »Medizintechnische Lösungen für eine digitale
Gesundheitsversorgung«.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2018/oktober/spinnenphobie-per-augmented-reality-therapieren.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft - 29.10.2018
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MESSE/150: MEDICA/COMPAMED 2018 - Keine Chance für Keime an Implantaten, 12.-15.11.2018


Fraunhofer-Gesellschaft - 29.10.2018

MEDICA/COMPAMED 2018: Keine Chance für Keime an Implantaten



Das Einsetzen von Hüft- oder Zahnimplantaten ist eine Routine-Operation.
Ohne Risiko sind solche Eingriffe dennoch nicht: Es kann beispielsweise
eine Infektion auftreten, die sich über Antibiotika per Tabletten oder
Infusion nur schwer eindämmen lässt. In einem solchen Fall muss meist ein
anderes Implantat eingesetzt werden. Fraunhofer-Forscherinnen und
-Forscher bringen das passgenaue Medikament nun direkt auf dieses zweite
Implantat auf und steigern zudem die Wirksamkeit des Antibiotikums
synergistisch über Silberionen um ein Vielfaches. Auf der Messe MEDICA und
COMPAMED vom 12. bis 15. November 2018 in Düsseldorf stellen sie ihre
Entwicklung vor (Halle 8a, Stand P13).

Die Hüfte schmerzt bei jedem Schritt - ein neues künstliches Hüftgelenk
ist unausweichlich. Bei einer solchen Operation besteht jedoch das Risiko,
dass Bakterien in die Wunde gelangen können und starke Infektionen
hervorrufen. Diese bekämpft man mit Antibiotika. Das Problem dabei: Zum
einen sind manche Keime gegen bestimmte Antibiotika resistent, zum anderen
kann das Antibiotikum per Tabletten oder Infusion oftmals nicht stark
genug dosiert werden, um am Implantat alle Erreger abzutöten. Das
Implantat lockert sich, es muss daher ein neues eingesetzt werden. Doch
wie kann man vermeiden, dass hier erneut eine Infektion auftritt?

Wirksamkeit um ein Vielfaches erhöhen

Forscherinnen und Forscher der Fraunhofer-Institute für Fertigungstechnik
und Angewandte Materialforschung IFAM, für Molekularbiologie und
Angewandte Oekologie IME, für Zelltherapie und Immunologie IZI und für
Toxikologie und Experimentelle Medizin ITEM haben im Projekt
»Synergy-Boost« eine Therapie entwickelt, um erneute Infektionen zu vermeiden. »Das
benötigte Antibiotikum kann direkt auf das zweite Implantat aufgebracht
werden - es ist somit gleich dort, wo es benötigt wird«, sagt Kai
Borcherding, Wissenschaftler am Fraunhofer IFAM. »Zudem haben wir die
synergistische Wirkung von Antibiotika und Silberionen erforscht und
können die Wirksamkeit damit deutlich steigern.« Das heißt: Sowohl das
Antibiotikum als auch die Silberionen töten die Keime ab, allerdings ist
die Wirkung erheblich intensiver als die Summe ihrer Einzelwirkungen - sie
verstärken sich also gegenseitig.

Zwar ist bereits seit längerem bekannt, dass Silberionen die Wirkung von
Antibiotika beträchtlich steigern können, doch gab es dazu nur vereinzelte
Experimente. Denn das Verhältnis von Silberionen und Antibiotika hängt
nicht nur vom verwendeten Medikament, sondern auch von dem Keim ab, der
abgetötet werden soll. Die Forscherinnen und Forscher am Fraunhofer IME
haben daher zunächst großangelegte Sceenings durchgeführt: Sie
untersuchten 20 verschiedene Antibiotika in unterschiedlichen
Verhältnissen mit Silberionen an vier Leitkeimen - insgesamt über 9.000
Proben - und identifizierten somit die wirksamsten Kombinationen.

Antibiotikum erregerspezifisch auswählen und lokal aufbringen

Wenn Patienten an einer Infektion leiden und ein neues Hüftgelenk oder
auch ein neues Zahnimplantat benötigen, erstellt der Arzt zunächst ein
Antibiogramm: Er entnimmt geeignetes Probenmaterial, kultiviert aus diesem
die Keime und analysiert, welches Antibiotikum infrage kommt. Dies ist ein
bereits standardisiertes Verfahren. Dann appliziert der Arzt das
entsprechende Antibiotikum direkt auf das Implantat. »Die
Speichermöglichkeiten für die Antibiotika haben wir am Fraunhofer IFAM
bereits untersucht. Dazu haben wir verschiedene Beschichtungsarten
entwickelt«, erklärt Borcherding. Das Ergebnis: Die Forscher strukturieren
die Oberfläche so, dass ein Antibiotikum aufgenommen werden kann. Die
silberhaltige Beschichtung bringen sie im Vakuum auf der Oberfläche des
Implantats auf. Die Schichtentwicklung ist bereits abgeschlossen, nun
folgt der Wirksamkeitsnachweis am Fraunhofer IZI und am Fraunhofer ITEM.
Zudem erstellen die Forscher am Fraunhofer ITEM die Dokumentation, die für
die Zulassung eines Medizinproduktes erforderlich ist.

Eine weitere Frage, der sich die Wissenschaftler im Projekt
»Synergy-Boost« widmen: Welche natürlichen Stoffe aus Pflanzen oder Bäumen eignen
sich für die Synthese neuer Antibiotika? Die ersten Forschungsergebnisse
des Fraunhofer IZI sind vielversprechend. Bis ein so erzeugtes
Antibiotikum allerdings in die klinische Phase kommt, werden noch einige
Jahre vergehen.

Auf den Messen MEDICA und COMPAMED vom 12. bis 15. November 2018 in
Düsseldorf stellen die Forscher diese Implantatoberflächen aus (Halle 8a,
Stand P13).

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2018/oktober/Keine-Chance-fuer-keime-an-implantaten.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft - 29.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/5008: Warner Music Klassik News - 1. November 2018 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 1. November 2018



Sabine Devielhe und Léa Desandre singen Händel

Die Sopranistin Sabine Devieilhe gehört nicht nur zu den
international umjubelten Shootingstars der Opernszene. Auch in ihrer
Diskografie sorgt sie immer wieder für Überraschungen. Mit
untrüglichem Gespür führt sie ihr Publikum zu Nahtstellen des
Opernrepertoires - so mit einer Ausleuchtung des Werkes von
Jean-Philippe Rameau, mit ihrem originellen Fokus auf die Damen aus
der mit Mozart verschwägerten Weber-Familie sowie Mozarts genialem
Frühwerk Mitridate. Letzteres brachte sie mit der Alte-Musik-Expertin
Emmanuelle Haïm zusammen, mit der sie in Aix en Provence Triumphe mit
Händels Il Trionfo del Tempo e del Disinganno feierte. Nun erobert
sie die frühen Geniestreiche des jungen Barockmeisters.

VÖ: 23. November 2018 - 2 CDs 0190295633622


Liebe und Verrat in mythischer Druidenwelt:
Die New Yorker Norma mit Joyce DiDonato auf DVD und Blu-ray

Schon die erste Premiere der Spielzeit bot eine Sensation: Die New
Yorker Metropolitan Opera startete die Saison 2017/2018 mit Bellinis
dramatischer Norma . Und hier war es nicht nur Sondra Radvanovsky,
die Sängerin der Titelrolle, die das aus aller Welt angereiste
Publikum begeisterte, sondern auch ihre dramaturgische Rivalin -
Joyce DiDonato als Normas Freundin Adalgisa. Beide gehören zur ersten
Riege des Belcanto, für den Bellinis Meisterwerk typisch ist, und
DiDonato gelang es, die scheinbare Nebenfigur zu einer Hauptakteurin
zu erheben. Jetzt erscheint die Produktion vom schottischen Regisseur
David McVigar unter der musikalischen Leitung von Carlo Rizzi auf DVD
und Blu-ray.

VÖ: 16. November 2018

2 DVDs 0190295629762 - Blu-ray 0190295629755


Jeder Track ein Schöpfungsakt: Sergiu Celibidaches Münchner
Jahre auf 49 CDs

Als der Dirigent Sergiu Celebidache im August 1996 starb, verlor die
Welt nicht nur einen der größten Musiker des 20. Jahrhunderts,
sondern auch einen der eigenwilligsten. "Celi", wie ihn Freunde und
Fans noch immer nennen, boykottierte die Schallplatte. Musik war für
ihn ein unwiederholbares Erlebnis, an dessen Einmaligkeit Musiker und
Zuhörer im Konzertsaal gleichermaßen teilhaben sollten. Umso
bedeutender sind die Livemitschnitte, die der Maestro genehmigte. Ein
Jahr nach seinem Tod begann unter dem alten EMI-Label eine
unvergleichliche Edition der Dokumente zu erscheinen, die Celibidache
mit den Münchner Philharmonikern hinterließ. Nun erscheint dieses
kostbare Vermächtnis in der Box The Munich Years auf 49 CDs.

VÖ: 2. November 2018 - 49 CDs 0190295581541


Eine Legende gibt sich die Ehre: Martha Argerichs
Meilensteine 1965-2013 auf 2 CDs

Der Begriff "Lebende Legende" könnte für sie geradezu erfunden worden
sein: Seit ihrem fulminanten Durchbruch mit nur 24 Jahren gilt die in
Argentinien geborene und in Wien ausgebildete Pianistin Martha
Argerich als eine der größten ihres Fachs. Die Verbindung von
höchstem Virtuosentum, einzigartiger künstlerischer Sensibilität und
reichstem Facettenreichtum von entrückter Poesie bis zur
energiegeladenen Klangkaskade hat ihr den Beinamen "scheue
Tastenlöwin" beschert. Das Doppelalbum The Piano Legend vereint
bedeutende Stationen ihrer Diskografie über fast ein halbes
Jahrhundert hinweg - vom legendären Chopin-Album des Jahres 1965 bis
zu ihren jüngsten Aufnahmen im Rahmen ihres "Progetto" vom Festival
in Lugano.

VÖ: 16. November 2018 - 2 CDs 0190295548346

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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LABEL/5007: Warner Music Medien Newsletter KW 44 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 44

Hamburg, 1. November 2018



Am kommenden Sonntag finden in der spanischen Hafenstadt Bilbao die
diesjährigen MTV European Music Awards statt, bei der erneut einige
unserer Künstler*innen in verschiedenen Kategorien nominiert sind.
Neben Bausa ist etwa auch Mike Singer als 'Best German Act'
nominiert. Bebe Rexha ist derweil mit "Meant To Be (feat. Florida
Georgia Line)" für den 'Best Song' nominiert, während Anne-Marie,
Bazzi, Cardi B und Hayley Kiyoko als 'Best New' zur Auswahl stehen.
Kaum verwunderlich sind die Nominierungen von Ed Sheeran und Muse als
'Best Live' sowie von David Guetta als 'Best Electronic'. Muse sind
außerdem noch als 'Best Rock' nominiert. In der Kategorie 'Best
Alternative' dürfen sowohl Panic! At The Disco als auch die twenty
one pilots hoffen. Des Weiteren kommen Why Don't We, Hayley Kiyoko
und Bazzi als 'Best Push' in Frage sowie Clean Bandit, Charli XCX,
David Guetta und Jason Derulo in der Kategorie 'Best World Stage'.
Wir drücken all unseren Acts ganz fest die Daumen!

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

OST - THE GREATEST SHOWMAN REIMAGINED

Ab sofort kann das völlig neuartige und am 16.11. über Atlantic
Records erscheinende Begleitalbum zum international
Platin-dekorierten Soundtrack des Blockbuster-Musicalfilms "The
Greatest Showman" vorbestellt werden.

"The Greatest Showman - Reimagined" besticht durch eine
beeindruckende Riege an Neu-Interpretationen der Original-Songs des
Grammy-, Tony- und Oscar-ausgezeichneten Duos Benj Pasek und Justin
Paul durch ein regelrechtes All-Star-Lineup an renommierten
Künstlern, darunter Panic! At The Disco, Missy Elliott, Anne-Marie
uvm.

Allem voran P!nks atemberaubende Version von "A Million Dreams" sowie
die zuckersüße "A Million Dreams (Reprise)", gesungen von ihrer
Tochter Willow Sage Hart - hier [1] zu sehen.


MICHAEL BUBLÉ

Der charismatische kanadische Weltstar Michael Bublé begleitete
kürzlich Entertainer James Corden im Rahmen der Erfolgsreihe "Carpool
Karaoke" durch Los Angeles. Gemeinsam gaben sie neue Songs sowie auch
bekannte Klassiker des American Songbooks zum Besten.

Im Zuge der äußerst amüsanten Autofahrt kamen jedoch auch ernstere
Themen zur Sprache. So führten die beiden im Rahmen einer
Spendenaktion in Kooperation mit "Stand Up To Cancer" ein sehr
emotionales Gespräch - hier [2] in voller Länge zu sehen.

Am 16.11. erscheint Michael Bublés neues Album ♥ ("love"),
inklusive der aktuellen Single "Love You Anymore" [3]. Zuvor ist er
am 06.11. zu Gast beim SAT.1 Frühstücksfernsehen.


ANDERSON .PAAK

Vor Kurzem enthüllte der Grammy-nominierte US-Ausnahmekünstler
Anderson .Paak seine aktuelle Single "Tints" und gab damit einen
ersten Vorgeschmack auf sein am 16.11. digital und am 07.12. physisch
erscheinendes neues Album "Oxnard".

"Tints" verbreitete sich auch deshalb wie ein Lauffeuer, weil im
Feature kein Geringerer als Kendrick Lamar darauf gewohnt
eindrucksvolle Parts liefert. Nun erscheint das wilde, bildgewaltige
Musikvideo dazu, für das Colin Tilley (u.a. Nicki Minaj, Justin
Bieber, Jason Derulo) verantwortlich zeichnet - hier [4] zu sehen.

Im Interview mit Zane Lowe (Beats 1) verriet Anderson .Paak indes,
dass sein neues Album wie "Sonne, gutes Wetter, schöne Frauen,
großartiges Essen und die Freaks, die nachts rauskommen" klingt.


RITA ORA

Anfang des Monats landete Rita Ora mit ihrer aktuellen Single "Let
You Love Me" [5] ihre 13. Top-10-Single und schrieb Chart-Geschichte
(D: #7 Airplay- / #15 GfK-Single-Charts). Somit ist sie nun die
erfolgreichste weibliche Künstlerin im UK.

Auch ihr neues Album "Phoenix" steht bereits in den Startlöchern und
erscheint am 23.11.: "Für mich ist es das befreiendste Gefühl der
Welt zu performen und Musik zu machen. Dieses Album ist für mich ein
wahres Herzenswerk, dass ich auf meine ganz eigene Art machen musste.
Ich bin unendlich stolz und dankbar für diese Erfahrung",
kommentiert sie.

Hier [6] ist das Tracklisting vom neuen Album zu finden. Ab Januar
begibt sich Rita Ora auf Welttournee und kommt im Frühjahr auch nach
Europa.


MIGO

Spätestens seit seiner letzten Single "Alles explodiert" steht fest,
dass der in der Nähe von Düsseldorf lebende Sänger Migo drauf und
dran ist die deutsche Pop-Szene aufzumischen. Statement-Pop nennt
sich sein Genre, in dem er alle Themen des Lebens bespricht und
spürbar den Nerv der Zeit trifft.

Nun enthüllt er das Video zu seiner zweiten Single "Nacht" und
zelebriert darin den stets herbeigesehnten Feierabend: "Jeder Tag
ist gleich, aber nicht die Nacht / Die Sonne aus dem Kraftwerk
scheint auf uns herab / Geblendet von Leuchtreklamen und Diskokugeln
/ Und diese Stadt macht einen Star aus uns heute Nacht" - hier
[7] zu sehen.

Bis dato schreibt Migo alle seine Songs selbst. Als Executive
Producer stehen ihm bei seinem Solo-Projekt die Stereoids zur Seite.


L DEVINE

"Minimalistische, ohrwurmtaugliche Synth-Pop-Perfektion",
titelte bereits die Sunday Times. Nun greift die UK-Pop-Hoffnung L
Devine mit ihrem jüngst veröffentlichten Song "Nervous" erneut nach
den Sternen und enthüllt nach "Peer Pressure" die zweite Single ihres
mit Spannung erwarteten Mixtapes.

Auf "Nervous" macht L Devine mit den Producern SIBA ("Like You Like
That") und John Hill (u.a. Rihanna, MIA, Charli XCX) gemeinsame Sache
und ließ sich von Künstlern wie Blood Orange oder dem Song "Losing
You" von Solange inspirieren.

"Textlich handelt 'Nervous' von einem ersten Date. Ich war so
unheimlich aufgeregt, dass ich gar nicht ich selbst sein konnte. Das
hat mich auch hinterher einfach nicht mehr losgelassen, dieser
ständige innere Dialog mit mir selbst", beschreibt sie - hier [8]
zu sehen.


TRACK OF THE WEEK • RUDIMENTAL - "Walk Alone (feat.
Tom Walker)" 

Das facettenreiche UK-Kollektiv Rudimental veröffentlichte Ende
vergangener Woche die großartige neue Single "Walk Alone (feat. Tom
Walker)" [9] und somit den dritten Vorboten ihres am 25.01.2019
erscheinenden neuen Albums "Toast To Our Differences". "Walk Alone"
ist eine kraftvolle, von Herzen kommende Ballade, die sich nahtlos
zum Rest des neuen Albums fügt und auf den UK #1-Smash-Hit "These
Days (feat. Jess Glynne, Macklemore & Dan Caplen)" - die bislang
meistverkaufte Single des Jahres im UK (D: Platz #3 / Gold-Status) -
sowie auf den gemeinsam mit Major Lazer produzierten Track "Let Me
Live (feat. Anne-Marie & Mr. Eazi)" folgt. Ende Januar 2019 sind
Rudimental mitsamt ihres neuen Albums live in Deutschland zu
erleben:

25.01. Köln | 26.01. München | 28.01. Berlin | 29.01. Hamburg.


WARNER MUSIC ON STAGE - TWENTY ONE PILOTS

Mit ihrem aktuellen Album "TRENCH" schlagen die twenty one pilots
derzeit weiterhin weltweit hohe Wellen. Das Werk bescherte dem
Grammy-prämierten Duo mit 175.000 verkauften Einheiten in der ersten
Woche ihre beste Verkaufswoche überhaupt in den USA. Mit über 52 Mio.
Streams war "TRENCH" dort auch das erfolgreichste Rockalbum der
Woche. Weltweit waren es 110 Mio. Streams, inklusive zahlreicher
Top-5-Chartplatzierungen rund um den Globus.

Der Neuling wird angeführt von dem #1-Alternative-Smasher "Jumpsuit",
den es hier [10] nochmal im offiziellen Musikvideo zu sehen gibt und
der sich so schnell wie noch kein Song in diesem Jahrzehnt auf
Platz #1 der Billboard 'Alternative Songs' Radio-Airplay-Charts
katapultierte.

Vor Kurzem starteten Tyler Joseph und Josh Dun den nahezu komplett
ausverkauften ersten Teil ihrer "Bandito"-Headliner-Tour, die sie im
nächsten Jahr auch nach Deutschland führt:

12.02.2019 Hamburg, Barclaycard Arena

14.02.2019 Berlin, Mercedes-Benz Arena

24.02.2019 Stuttgart, Hanns-Martin-Schleyer-Halle

25.02.2019 Köln, Lanxess Arena


WEITERE VERÖFFENTLICHUNGEN


	
ALBUM 



	
VÖ

26.10.2018

02.11.2018

02.11.2018

02.11.2018

09.11.2018

09.11.2018

09.11.2018

09.11.2018

09.11.2018

09.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

23.11.2018

23.11.2018

23.11.2018

23.11.2018

23.11.2018

23.11.2018

23.11.2018

23.11.2018

23.11.2018

30.11.2018

30.11.2018

30.11.2018

30.11.2018

30.11.2018

30.11.2018

30.11.2018

07.12.2018

14.12.2018

14.12.2018

25.01.2019

15.02.2019

08.03.2019

10.05.2019


	
KONFIGURATION

Digital

Physisch

Physisch

Physisch & Digital

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

 

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital


	
ARTIST

E^ST

Eagles

Mac Miller

Matt Corby

Jess Glynne

Jethro Tull

Various Artists

Muse

Fleet Foxes

Jordan Max

Fleetwood Mac

Kate Bush

Kate Bush

Kate Bush

Iron Maiden

Iron Maiden

Iron Maiden

Iron Maiden

Iron Maiden

MICHAEL BUBLÉ

ZAZ

Boyzone

NEEDTOBREATHE

Aretha Franklin

Chic

Cliff Richard

Tom Petty

Lindsey Buckingham

Marillion

Marillion

David Byrne

Rita Ora

Cher

David Bowie

Kate Bush

Kate Bush

Kate Bush

Clean Bandit

Neil Young

Coldplay

Neil Young

Udo Lindenberg

Rudimental

Disarstar

FiNCH ASOZiAL

Alexa Feser


	
TITEL

Life Ain't Always Roses

Legacy (12CD+BR+DVD Box Set; 15 LP Box Set)

Swimming (Vinyl)

Rainbow Valley

Always Inbetween (Vinyl)

This Was (3CD + DVD-Audio Box)

80s Symphonic

Simulation Theory

The First Collection 2006 - 2009

Tales of Us

50 Years Don't Stop (5LP, 3CD, 1CD)

Remastered on Vinyl I

Remastered on Vinyl II

Remastered Part I

The Number Of The Beast (Collectors)

The Number Of The Beast (Remastered)

Piece Of Mind (Remastered)

Iron Maiden (Remastered)

Killers (Remastered)

love

Effet miroir

Thank You & Goodnight

Acoustic Live Vol. 1

The Queen Of Soul

THE CHIC ORGANIZATION 1977-1979

Rise Up

An American Treasure (Vinyl)

Solo Anthology: The Best Of Lindsey Buckingham (6LP)

Clutching At Straws (Deluxe Edition) (5LP)

Clutching At Straws (Deluxe Edition) (4CD+BR)

True Stories, A Film By David Byrne: The Complete Soundtrack

Phoenix

Dancing Queen (Vinyl)

Glastonbury 2000 (3LP, 2CD, 3CD+DVD)

Remastered on Vinyl III

Remastered on Vinyl IV

Remastered Part II

What Is Love?

Songs For Judy

Live Album

Songs For Judy (Vinyl)

MTV Unplugged 2 - Live vom Atlantic

Toast To Our Differences

Bohemien

Dorfdisko

A!









  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=2062d1d32d14f511377d33420ce4f8600727a2afe8952ef6a5beb632b24e69e62621bc27adbfe679cd1f6d1348e82342

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=2062d1d32d14f511cb70c6cd8f07b3d35f242c1c3028b688e53aea70e966adc8141fac2f0f9694073071679bf6f833cd

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=2062d1d32d14f51106d884399eaccbc5347761e5fb9e603502ade9a764b080ccbfdcf3d8f1788b881b08dfcf9f53fc28

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=2062d1d32d14f511e17bb7e421fada9d08ceb64307301824d223c4a3165fee5bc69ac5966520baaecf72c80cd9c6cb62

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=2062d1d32d14f511286573318048f5b52f712647744fc46a61545f18ba189d2bf676d90789c636b48e03ab4ce8808e49

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=2062d1d32d14f511559899c593ee789a58506e026056e54e8b420294d60f0d50300c986074d5ce3ff4f0846a76164a28

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=2062d1d32d14f511e9f8683ea823116283162671827f2d7e68dc4b388f609f215f00038d7577791707849b73ab0d5687

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=2062d1d32d14f5112c205c8ae85383c113a80384b04fcf17f060e8214c12b9d8b4632d8186d524ebca24d50f8407db55

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=2062d1d32d14f51167920e0496383a7210d18870d72f245c705dfc73f68625e6b561545901eb544677ea6f12c7cd24c5

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=2062d1d32d14f51172a3b776f7b2c3444c50fe3e243c2ebaf7eb85d39e7afea13ae72f1584f58ffb937f0d2f5685141b

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - AKTION/2718: Herten - Djamel Laroussi & The Early Bird DJ-Gang am 9.11.2018















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2718: Herten - Djamel Laroussi & The Early Bird DJ-Gang am 9.11.2018


Djamel Laroussi & The Early Bird DJ-Gang spielen in Herten

Oriental Jazz und Pop im Klangraum Glashaus



Herten. Jazz, Funk, afrikanische Musik und dazu ein DJ-Pult - auf
diese außergewöhnliche Kombination können sich alle Musikbegeisterten
am Freitag, 9. November, freuen. Dann präsentieren Djamel Laroussi &
The Early Bird DJ-Gang dem Publikum im Glashaus ab 20 Uhr einen
gekonnten Stilmix, der begeistert und die Gäste zum Tanzen bringt.

Mit seiner Band, bestehend aus dem langjährigen Freund und Pianisten
Smail Benhouhou, seinem Sohn Nadim an der Drum-Machine, dem DJ
Schneider, der Sängerin Stella Göke und dem Trompeter Bernd Westhoff,
probiert Djamel Laroussi immer wieder neue Stilrichtungen aus.
Zusammen vereinen sie Bossa Nova mit Orientalischer oder sogar
Klassischer Musik. Verbunden mit Scratches und Arrangements von den
DJs der Early Bird Gang ergeben sich ganz neue Klänge, die die
Zuhörerinnen und Zuhörer in den Bann der Vinyl- und Livemusik ziehen.

Djamel Laroussi ist als vielseitiges Talent bekannt. Er ist
Gitarren-Virtuose und Multi-Instrumentalist, Singer, Songwriter und
Produzent. Als gebürtiger Algerier war er der erste Afrikaner, der an
der renommierten Musikhochschule Köln studierte. Nachdem er mit
dreizehn seine erste Gitarre bekam, brachte er sich das Spielen als
Linkshändler selbst bei. Besonders ungewöhnlich daran: Er spielt die
Gitarre nicht nur seitenverkehrt, auch die Gitarrensaiten hat er nicht
verändert, so dass sein Instrument "quasi auf dem Kopf steht". 2010
tourte Djamel mit Stevie Wonder durch Europa. Außerdem hat er mit
zahlreichen großen Namen der Musikszene gespielt, darunter mit Graham
Haynes, Steve Williamson und Nelson Veras.

Die Veranstaltung wird unterstützt von der Volksbank Ruhr-Mitte e.G.

Eintrittspreise

Der Eintritt beträgt 16 Euro im Vorverkauf und 18 Euro an der
Abendkasse. Ermäßigte Tickets kosten 9 Euro. Ermäßigung gibt es für
Hertenpass-Inhaberinnen und -Inhaber, Schwerbehinderte, Schülerinnen
und Schüler, Auszubildende, Studierende, BFDler und FSJler.

Kartenvorverkauf

Glashaus Herten, Hermannstr. 16, 45699 Herten, Tel. (0 23 66) 303
232

Buchladen Attatroll, Herner Str. 16, 45657 Recklinghausen, Tel. (0 23
61) 1 70 02

RVR-Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Str. 14, 45699 Herten,
Tel. (0 23 66) 18 11 60

www.proticket.de (gebührenpflichtig)

Weitere Informationen

Kulturbüro Herten, Bettina Hahn, Tel. (0 23 66) 303 179, www.herten.de

Parken

Das Parkhaus "Rathausgalerie" ist während der Veranstaltung bis 24 Uhr
gebührenpflichtig geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Oktober 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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CROSSOVER/468: Mönchengladbach - Beethoven in jazzigem Gewand mit dem Marcus Schinkel Trio, 9.11.


Beethoven in jazzigem Gewand: Marcus Schinkel Trio 

Crossover Beethoven am Freitag, 09.11.18, 20.00 Uhr im St. Kamillus
Kolumbarium, Kamillianerstraße 40, 41069 Mönchengladbach



Beethoven ist der Ausgangspunkt für die Höhenflüge des Marcus Schinkel
Trios, das beim Festival Jazz in der Kirche am Freitag, 9. November
(20 Uhr) im St. Kamillus Kolumbarium an der Kamillianerstraße 40
spielt. Die Zuhörer können sich auf eine musikalische Reise zwischen
Jazz, Klassik und Rock freuen. Ganz so, als hätten sich Ludwig van
Beethoven, Keith Jarrett und Keith Emerson zu einem pianistischen
Rendezvous getroffen. Schinkels Mitmusiker sind der Mönchengladbacher
Schlagzeuger André Spajic und Kontarbassist Fritz Roppel.

Das Marcus Schinkel Trio macht mit dem Programm Crossover Beethoven
einen "...Spagat über Epochen, zwischen Klassik und Moderne, zwischen
inspirierender Vorlage und origineller zeitgemäßer Umsetzung"
(JAZZPODIUM 2/16), dabei werden "Einfälle des großen Klassikers mit
eigenen Ideen zu einem sinnlichen Hörvergnügen verwoben." (STERN
1/16).

Marcus Schinkel (Piano, Synthesizer)

 Fritz Roppel (Bass)

 André Spajic (Schlagzeug)

Tickets für 10 Euro (plus VVK-Gebühr) gibt es online unter
www.adticket.de, in den bekannten Vorverkaufsstellen und an der
Abendkasse.

Weitere Infos: www.jazzclub-mg.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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JAZZ/2174: Bocholt - Feinster BOHJazz in der Skylounge am 8. November 2018


Kultur in Bocholt: Feinster BOHJazz in der Skylounge

Donnerstag, 8. November 2018 

20:30 Uhr Skylounge im TextilWerk

Eintritt frei



Bocholt (PID). Am Donnerstag, 8. November 2018, findet um 20:30 Uhr
die Jazzreihe "BOHJazz" zum ersten Mal in der Skylounge im TextilWerk,
Industriestraße 5, über den Dächern Bocholts statt. Das Trio des
Jazzgitarristen Christian Hassenstein bietet mit dem Posaunisten
Ludwig Nuss eine einzigartige Live-Performance. Der Eintritt ist frei.

Das Publikum kann sich auf erstklassigen Jazz in einer besonderen
Atmosphäre mit Blick über Bocholt freuen. Das Trio besteht an diesem
Abend aus Christian Hassenstein an der Gitarre, Volker Heinze am Bass
und Nils Tegen am Schlagzeug. Neben Jazz-Standards spielt das Trio
gemeinsam mit dem Gastsolisten Ludwig Nuss auch eigene Stücke.

Top-Posaunist bei der 14. Auflage zu Gast

Der Posaunist Ludwig Nuss bereichert das Christian-Hassenstein-Trio
mit feinsten Posaunenklängen. Er stand bereits mit unzähligen
nationalen und internationalen Jazzgrößen auf der Bühne. Seit 1996 ist
er Mitglied der WDR-Bigband. Nuss unterrichtet neben seiner Tätigkeit
als Jazzmusiker Nachwuchstalente und war zwischen 2007 und 2012 als
Professor für Jazzposaune am Jazz-Institut Berlin tätig.

Die Veranstaltung findet mit Unterstützung der Stadtsparkasse Bocholt
statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Oktober 2018

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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JAZZ/2173: Lippstadt - Konzert mit Musikschülern und Jazzclub am 15.11.2018


"Jazz im Foyer" mit anderem Spielort

Konzert von Lippstädter Jazz Club und Musikschule in der Aula der
Gesamtschule



Lippstadt. Nach über 30 Jahren im namensgebenden Theaterfoyer wird
"Jazz im Foyer" in diesem Jahr aufgrund der laufenden Theatersanierung
erstmalig an einem anderen Ort stattfinden. In der Aula der
Gesamtschule sind bei diesem gemeinsam vom Lippstädter Jazzclub und
der Conrad-Hansen-Musikschule am Donnerstag, 15. November 2018,
veranstalteten Konzert neben vielen erwachsenen Musikschülern auch
wieder junge Talente zu hören.

Die jüngste aus dem Bandcoaching-Angebot hervorgegangene Nachwuchsband
tritt mit dem Song "Spirits" von den Strumbellas ins Rampenlicht. Der
"Just us"-Chor unter der Leitung von Antje Stahl-Nünning überrascht
mit Popklassikern von den Simple Minds und Fleetwood Mac in neuem
Klanggewand. Die E-Gitarren Big Band "The Hansen Electrics" wird unter
der Leitung von Eddie Nünning und Michael Ressel diesmal Stücke von
Radiohead und den Allman Brothers spielen. Zum klangstarken Finale
bringt die von Guido Schlegel geleitete Big Band Songs aus der Feder
von George Gershwin und wird dabei von dem bekannten Lippstädter
Sänger David Santiago unterstützt.

Das Konzert beginnt um 19 Uhr, der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. Oktober 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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AUSLAND/8873: Aus aller Welt - 02.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Tschechiens Ministerpräsident Babis gegen UN-Migrationspakt

Auch in Tschechien stößt der von der UNO initiierte internationale
Migrationspakt auf erhebliche Vorbehalte. Ihm mißfalle der Pakt,
sagte Ministerpräsident Andrej Babis im Abgeordnetenhaus in Prag. Er
sei nicht eindeutig formuliert und könne mißbraucht werden. Bei den
für kommende Woche geplanten Kabinettsberatungen zeichnet sich in
dieser Frage eine Kontroverse mit dem Koalitionspartner ab.
Innenminister Jan Hamacek von der sozialdemokratischen CSSD
befürwortet das Abkommen, zumal es sich dabei lediglich um eine
politische Absichtserklärung handelt. Der rechtlich nicht
verbindliche "Globale Pakt für Migration" soll bei einem
UNO-Gipfeltreffen am 10. und 11. Dezember in der marokkanischen Stadt
Marrakesch offiziell angenommen werden. Die USA, Australien,
Österreich und Ungarn lehnen das Dokument ab. Bedenken haben unter
anderem auch Polen, Italien und Japan geäußert.

2. November 2018
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JUSTIZ/8873: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



16jähriger offenbar von Mitschüler in Wenden getötet

Der tot aufgefundene 16jährige Schüler im nordrhein-westfälischen
Wenden ist nach Erkenntnissen der Polizei von einem 14 Jahre alten
Freund nach einem Streit erwürgt worden. Wie Staatsanwalt Rainer
Hoppmann bei einer Pressekonferenz mitteilte, soll der 14jährige die
Tat eingeräumt haben. Er wurde inzwischen inhaftiert. Ihn erwartet
ein Verfahren wegen Totschlags.

2. November 2018
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MILITÄR/8870: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Türkische und amerikanische Soldaten gemeinsam auf Streife

In der nordsyrischen Stadt Manbidsch haben türkische und
amerikanische Soldaten erstmals gemeinsame Patrouillen durchgeführt.
Wie der türkische Verteidigungsminister Hulusi Akar nach
Informationen der Nachrichtenagentur Anadolu am Donnerstag mitteilte,
fand der gemeinsame Militäreinsatz am Sadschur-Fluß zwischen
Manbidsch und Dscharablus statt. Bisher führten die beiden
NATO-Verbündeten unabhängige Streifen in dem Gebiet durch.

Nach erheblichem Druck der türkischen Regierung hatte sich die
syrische Kurdenmiliz YPG im Sommer aus Manbidsch zurückgezogen. Die
von den USA unterstützten kurdischen Einheiten hatten die Stadt im
August 2016 vom IS befreit. Ankara betrachtet die YPG als Ableger der
verbotenen kurdischen Arbeiterpartei PKK.

2. November 2018
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POLITIK/8872: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Politiker warnen vor neuer Personaldebatte

Vor der zweitägigen Krisenklausur in Berlin forderte die bayerische
SPD-Vorsitzende Natascha Kohnen von ihrer Partei mehr Konsequenz bei
politischen Zielen und deren Umsetzung. Die SPD habe es jahrelang
versäumt, sich klar aufzustellen, sagte Kohnen im Bayerischen
Rundfunk. Einen Ausstieg aus dem Regierungsbündnis mit der Union
lehnte die Landeschefin mit Blick auf die anstehenden
Gesetzesvorhaben zu den Themen Miete und Arbeit vorerst ab.
SPD-Vizechef Ralf Stegner warnte vor dem Treffen des Präsidiums und
des Vorstands vor einer neuen Personaldebatte. Wir haben damit keine
guten Erfahrungen gemacht, ständig die Spitze auszutauschen, erklärte
Stegner im ARD-Morgenmagazin. Ähnlich äußerte sich auch die
Landesvorsitzende der SPD in Hamburg. In einem Gespräch mit der
Deutschen Presse-Agentur schlug Melanie Leonhard ihrer Partei vor,
sich mit der inhaltlichen Justierung zu beschäftigen, um die
Sichtbarkeit sozialdemokratischer Themen zu erhöhen.

2. November 2018
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SONSTIGES/8871: Tragisches und Kurioses - 02.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Japan verliert ein Stück seines Hoheitsgebiets

Eine unbewohnte Insel vor der Küste der japanischen Nordinsel
Hokkaido ist verschwunden. Das kleine Eiland namens Esambe Hanakita
Kojima sei nicht mehr auffindbar, teilte ein Sprecher der japanischen
Küstenwache am Freitag mit. Vermutlich sei die Felsinsel in den
vergangenen Jahren von Eis und Wellen hinweggespült worden. Aber das
werde noch genauer untersucht. Die Insel ragte bei ihrer ersten
Erkundung und Vermessung im Jahr 1987 genau 1,40 Meter über dem
Meeresspiegel auf.

2. November 2018
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WISSENSCHAFT/7956: Aus Forschung und Technik - 02.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Raumsonde Dawn kommuniziert nicht mehr

Die NASA hat ihren Kontakt zur Raumsonde Dawn scheinbar verloren.
Nach Angaben der US-Raumfahrtbehörde verpaßte die Sonde zwei geplante
Kommunikationsfenster. Man gehe inzwischen davon aus, daß Dawn der
Treibstoff ausgegangen sei. Damit würde eine elfjährige und rund 415
Millionen Euro teure Weltraummission zu Ende gehen. Während ihrer
Erkundungsreise im Asteroidengürtel besuchte die Sonde den Asteroiden
Vesta und anschließend den Zwergplaneten Ceres, den sie seit
dreieinhalb Jahren umkreist. Wie lange der Orbit nach dem
Totalausfall des Instrumententrägers stabil bleibt, ist unbekannt.
Experten halten 20 bis 50 Jahre für möglich.

2. November 2018
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AUSLAND/7969: Aus aller Welt - 02.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Washington baut Wirtschaftssanktionen gegen Venezuela aus

Die US-Regierung will das sozialistische Venezuela umfassender
wirtschaftlich schädigen. US-Präsident Trump unterzeichnete am
Donnerstag ein Dekret, welches den Goldhandel mit der
südamerikanischen Republik einschränkt. US-Bürgern wurde verboten,
Geschäfte mit Personen und Unternehmen zu machen, die an "korrupten
oder betrügerischen" Goldverkäufen aus Venezuela beteiligt sind. Der
Goldexport ist für Venezuela eine wichtige Devisenquelle. Trumps
Sicherheitsberater John Bolton bezeichnete Venezuela, Kuba und
Nicaragua als "Troika der Tyrannei" und als "zerstörerische Kräfte
der Unterdrückung, des Sozialismus und des Totalitarismus". Bolton
betonte in Miami, die USA würden Despoten in der Region keine
Zugeständnisse mehr machen. Das betrifft nicht den Ölhandel. Die USA
sind weiterhin der größte Abnehmer venezolanischen Öls. Die
Uno-Vollversammlung hat unterdessen Washington aufgefordert, das vor
mehr als fünf Jahrzehnten gegen Kuba verhängte Wirtschaftsembargo
aufzuheben. 189 Staaten stimmten dafür, die USA und Israel waren
dagegen, die Ukraine und Moldau hatten an der Abstimmung nicht
teilgenommen. Das Votum der Generalversammlung ist nicht bindend.
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GESUNDHEIT/7928: Medizin und Gesundheitswesen - 02.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Zickavirus hat Reservoir in lateinamerikanischen Affen

Nachdem das Zickavirus im Vorfeld der Olympischen Spiele 2016 in
Brasilien für viel Aufsehen gesorgt hatte, ist es um die Infektion
zuletzt relativ ruhig geworden. Das lag aber nicht daran, daß sie
seltener aufgetreten wäre. Ganz im Gegenteil. Mehrere schwere
Epidemie suchten Lateinamerika heim. Wie das Deutsche Ärzteblatt
berichtete, haben die Zikaviren in Südamerika offenbar ein Reservoir
in den dort heimischen Affen gefunden und sind deshalb kaum noch zu
eliminieren. Daher befürchten Experten regelmäßige Erkrankungszyklen,
wie sie beim Gelbfieber die Regel sind. Bei diesem werden erkrankte
Affen, die in der Nähe von Ortschaften und Städten leben, von Mücken
gestochen, die das Virus bei einer ihrer nächsten Blutmahlzeiten auf
Menschen übertragen… und umgekehrt.

2. November 2018
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JUSTIZ/7957: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Todeskandidat in Tennessee wählt den elektrischen Stuhl

Im US-Bundesstaat Tennessee ist ein 63jähriger Mann nach mehr als 34
Jahren in der Todeszelle auf dem elektrischen Stuhl exekutiert
worden. Nach Angaben seiner Anwälte hatte er sich für diese Art der
Hinrichtung und gegen die Tötung mit einer Giftspritze entschieden.
Den Anwälten zufolge hätte das leidvolle Sterben bei einer
Giftspritze 10 bis 18 Minuten gedauert gegenüber lediglich 15 bis 30
Sekunden beim elektrischen Stuhl. Nichtsdestotrotz, so die Anwältin,
wurde ihr Mandant gezwungen, zwischen zwei absolut barbarischen
Todesmethoden auszuwählen. Der Oberste Gerichtshof hatte zuletzt
einen Antrag zur Aussetzung der Exekution abgewiesen. In den USA
haben Henker seit fünf Jahren nicht mehr den elektrischen Stuhl
eingesetzt.
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KULTUR/7880: Sprache, Kunst und Medium - 02.11.2018 (SB)
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Galerie-Besucherin dokumentiert ihr Malheur

Beim Besuch einer Kunstausstellung im russischen Jekaterinburg hat ein
Teenager sich selbst fotografieren wollen und dabei offenbar so viel
Schwung geholt, daß eine Stellwand mit Zeichnungen der spanischen
Meister Salvador Dali und Francisco Goya umstürzte.

Wie russische Medien berichteten, wurde Dalis Bild an der Oberfläche
leicht beschädigt. Bei Goyas Werk gingen der Rahmen und die Verglasung
zu Bruch. Eine Überwachungskamera hatte den Selfie-Versuch des
Mädchens dokumentiert.

Der Galerist meinte zwar, die Jugendliche, die zusammen mit
gleichaltrigen Schülern erschienen war, habe sich unangemessen
verhalten, verzichtete aber auf eine Anzeige. Vermutlich war wohl auch
die Stellwand nicht besonders fest verankert.
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MILITÄR/7947: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.11.2018 (SB)




VOM TAGE



SDF in Syrien stellen Kampf gegen IS ein

Die türkischen Streitkräfte haben am Mittwoch erneut Stellungen der
kurdischen Volksverteidigungseinheiten (YPG) in der nordsyrischen
Region Kobane beschossen und dabei vier YPG-Kämpfer getötet. Die
wesentlich von den YPG getragenen Syrischen Demokratischen Kräfte
(SDF) haben daraufhin ihren Kampf gegen die Dschihadistenmiliz
Islamischer Staat (IS) im Osten Syriens bis auf weiteres eingestellt.
Sie werden ihre Offensive gegen den IS in der an der Grenze zum Irak
gelegenen Stadt Hadschin solange nicht wieder aufnehmen, wie die
Türkei ihre Angriffe auf kurdische Kämpfer in Kobane nicht beendet.
Die SDF werden von USA unterstützt.
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POLITIK/7961: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Finanzhilfe für Migrationsmanagement im Niger

Deutschland und die Niederlande beteiligen sich an der zivilen
EU-Mission "Eucap Sahel" zum Aufbau der Truppe CMCF für das Grenz-
und Migrationsmanagement im westafrikanischen Niger mit insgesamt 10
Millionen Euro. Das teilte Eucap Sahel am Donnerstag in der
Hauptstadt Niamey mit. Mit dem Geld werden Polizei- und
Sicherheitskräfte ausgebildet und ausgerüstet, damit sie gegen
illegale Migration sowie den Drogen- und Waffenhandel vorgehen
können. Etwa neun von zehn Migranten aus westafrikanischen Ländern,
die über Libyen nach Europa gelangen wollen, durchqueren den Niger.
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Deutsche überlebt Wintereinbruch bei Fernwanderung in den USA

Eine 34jährige Deutsche, die sich schon seit fünf Monaten auf einer
Fernwanderung auf dem legendären "Pacific Crest Trail" nahe der
US-Westküste befand, war am vergangenen Wochenende von einem heftigen
Schneesturm überrascht worden.

Eine Einheimische, die Kontakt mit der Frau aus Bayern gehabt hatte,
sie aber nicht zum Abbruch ihrer Wanderung überreden konnte,
verständigte aus Sorge die Forstverwaltung. Die schickte trotz des
schlechten Wetters zwei Suchhubschrauber los, die tatsächlich auf die
Fußspuren im Tiefschnee stießen und die Frau bald bergen konnten, wie
ntv berichtete.

Da ihr Schlafsack und der größte Teil der Kleidung naß waren und sie
kaum noch Lebensmittel hatte, wären ihre Überlebenschancen nur noch
gering gewesen.
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Berlin weitet Kältehilfe für Obdachlose aus

In Berlin hat die Kältehilfe Anfang Oktober gut 400 Schlafplätze
bereitgestellt. Diese wurden fast vollständig in Anspruch genommen.
Inzwischen wurde das Angebot an Notübernachtungsplätzen verdoppelt.
Über den Winter bis Ende April sollen mindestens 1000 Plätze zur
Verfügung stehen. Demnächst wird es in Berlin erstmalig Wohnungen für
Obdachlose geben, die krank oder auf medizinische Nachversorgung
angewiesen sind. In der Krankenwohnung sollen 15 Betten stehen.
Außerdem wird das Angebot an Tagesstätten ausgeweitet, in denen sich
Obdachlose tagsüber aufwärmen können. Für den frühen Beginn der
Kältehilfe und die längere Laufzeit hatten sich die Berliner
Sozialsenatorin Elke Breitenbach (Die Linke) und die Stadtbezirke
eingesetzt. Ein Grund für die hohe Nachfrage nach
Übernachtungsplätzen sind die hohen Wohnungsmieten. Deshalb fordern
die Evangelische Diakonie und die katholische Caritas von Bund und
Länder eine sozialere Wohnungspolitik und preiswerteren Wohnraum. In
Berlin leben schätzungsweise 6000 bis 10.000 obdachlose Menschen.
Weitere 50.000 haben zwar keine eigene Wohnung, leben aber nicht auf
der Straße.
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Immer weniger unberührte Natur

Unberührte Natur wird auf der Erde zur Mangelware. So meldete gerade
afp, daß 70 Prozent der Wildnis sich auf nur fünf Länder verteilen:
Australien, Brasilien, Kanada, Rußland und die USA. Insgesamt
bedecken sämtliche Land- und Seegebiete, in denen die Menschheit so
gut wie nicht eingegriffen hat, nur noch 23 Prozent der Erde - vor
hundert Jahren waren es 85 Prozent. Zu diesem Ergebnis gelangten
James Watson von der Universität von Queensland in Australien und
Mitarbeiter bei ihren Untersuchungen. Nach diesen ging zwischen 1993
und 2009 jährlich die Fläche von der Größe Indiens an unberührter
Natur verloren, um Siedlungen, der Landwirtschaft und der Ausbeutung
von Bodenschätzen zu weichen.
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Einmaliges Hybrid-Speicherkraftwerk in Varel nimmt Betrieb auf

Das Oldenburger Energieunternehmen EWE und die japanische
Wirtschaftsförderungsbehörde NEDO (New Energy and Industrial
Technology Development Organization) haben am Donnerstag im
niedersächsischen Varel ein Batteriespeicherkraftwerk von weltweit
neuartiger Konzeption in Betrieb genommen. In den drei Dutzend
Containern der Anlage befinden sich Lithium-Ionen-Zellen zur
schnellen Aufnahme überschüssigen Windstroms sowie
Natrium-Schwefel-Batterien für die längerfristige Stromspeicherung.
Mehr als 11,5 Megawatt können bei Bedarf von dem Speicher abgerufen
werden. Seine Kapazität beträgt 22,5 Megawattstunden. Die Anlage
wurde in Japan entwickelt und von NEDO mit 24 Millionen Euro
finanziert. EWE hat rund drei Millionen Euro beigetragen. An dem
Projekt sind die japanischen Unternehmen Hitachi Chemical, Hitachi
Power Solutions und NKG Insulators beteiligt. Bewährt sich das
Konzept, wollen es die Japaner in Europa vermarkten. Nach der
Demonstrationsphase geht das Speicherkraftwerk im Frühjahr 2020
unentgeltlich an EWE über. Die Lebensdauer der Batterien wird mit 15
Jahren veranschlagt.
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Flickr reduziert kostenlosen Speicherplatz

Manche Angebote sind zu gut, als daß sie Bestand haben könnten. Wie
die Internetplattform golem.de meldete, hat der Fotodienst Flickr die
Möglichkeiten seiner kostenlosen Nutzung deutlich reduziert. Ab
Anfang nächsten Jahres können nur noch 1000 Bilder kostenfrei auf der
Foto-Sharing-Site veröffentlicht werden. Damit verabschiedet sich
Flickr von seinem Angebot eines kostenlosen 1-TByte-Speicherplatzes.
Der Fotodienst wird ab 5. Februar 2019 kostenlose Konten, die noch
über dem Limit liegen, aktiv löschen, bis sie unter 1000 Inhalten
sind. Dabei sollen die ältesten Uploads zuerst entfernt werden. Die
Pro Version von Flickr kostet pro Jahr rund 50 US-Dollar und bietet
den Kunden einen unbegrenzten Speicherplatz für Fotos und Videos in
voller Auflösung… ohne Werbung. Außerdem wird die Länge von
Videos von drei auf zehn Minuten erhöht.
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Veterinärmedizinische Universität Wien - 31.10.2018

Poppen statt Pennen - alternde Siebenschläfer verkürzen Winterschlaf für
mehr Reproduktion



Siebenschläfer genießen ein für ihre Größe extrem langes Leben dank des
maximal elf und zumindest sechs Monate dauernden Winterschlafs. Wodurch
die unterschiedliche Dauer verursacht wird, abgesehen von den bestimmten
Umweltbedingungen, war bisher unklar. Forschende der Vetmeduni Vienna
spekulierten, dass ältere Tiere eigentlich den Winterschlaf für einen
Fortpflanzungsvorteil verkürzen sollten und bestätigten dies nun durch
eine in Scientific Reports veröffentlichte Datenanalyse einer
Siebenschläferpopulation. Die kürzeren Winterschlafintervalle alternder
Weibchen und Männchen waren der zunehmenden Reproduktion geschuldet.
Außerdem schlafen sie später ein und wachen immer früher auf.

Bei Säugetieren zeigt sich zumeist ein klarer Zusammenhang zwischen
Körpermaß und Lebenszeit. Je geringer die Größe, desto kürzer ist das
Leben. Kleine Säuger, wie einige Nagetiere, können ihre Lebensspanne
jedoch durch verschiedene Strategien verlängern. Zu den erfolgreichsten
Varianten zählt, neben der Flugfähigkeit oder dem Leben in Bäumen zum
Schutz vor Räubern, der Winterschlaf. Tiere wie der Siebenschläfer, Glis
glis, schützen sich damit vor Raubfeinden und können ein saisonal
schlechtes Nahrungsangebot überbrücken. Vor allem dieser Nager sind mit
einer Auszeit von acht bis neun im Mittel wahre "Langschläfer". Der
Benefit des durch deutlich reduzierten Stoffwechsel gekennzeichneten
Zustands ist eine außergewöhnlich hohe Lebenserwartung von bis zu 13
Jahren, die ihn als Methusalem unter den ansonsten kurzlebigen
Klein-Nagern macht.

Dennoch scheinen diese Tiere den sicheren und lebensverlängernden
Winterschlaf mit zunehmendem Alter gezielt weniger zu nutzen. Ob das Alter
überhaupt einen Effekt auf den Winterschlaf hat und ob es einen
altersbedingten Zusammenhang zwischen dem Investment in die Reproduktion
und Winterschlaf gibt, war bislang jedoch nicht definiert. Forschende vom
Institut für Wildtierkunde und Ökologie der Vetmeduni Vienna konnten nun
erstmals zeigen, dass der Winterschlaf im Alter hinausgezögert wird, die
Tiere früher aufwachen, und dass er generell verkürzt ist, weil die Tiere
mit zunehmenden Alter mehr in die Reproduktion investieren.

Fortpflanzung mit zunehmendem Alter wichtiger als lebensverlängernde
Winterruhe

Die Auswertung von Daten, die über zehn Jahre von einer unter natürlichen
Bedingungen gehaltenen Siebenschläferpopulation erhoben wurde, zeigte
unabhängig vom Geschlecht, dass der beobachtete, verkürzte Winterschlaf
bei älteren Tieren ihrem eigenen Fortpflanzungsdruck geschuldet war.
Bekommen Siebenschläfer Junge, sind sie intensiv mit der Aufzucht
beschäftigt und gehen dadurch später in den Winterschlaf. Allerdings sind
nicht nur die fürsorglichen Mütter später dran, auch die Männchen bleiben
länger aktiv. "Immerhin darf 'Mann' sich ja nicht entgehen lassen, falls
ein Weibchen einen Wurf verloren hat und nochmal zur Paarung bereitsteht",
erklärt die Studienleiterin Claudia Bieber, "Tatsächlich zeigen
Siebenschläfer kein altersbedingtes Nachlassen in der Reproduktion, die
Würfe werden mit zunehmendem Alter sogar immer größer." Der Druck der bis
ins hohe Alter sexuell aktiven Nager, sich nach wie vor erfolgreich
fortzupflanzen, überwog damit das Gefahrenpotential durch Räuber oder kaum
Futterreservoirs vorzufinden.

Die Datenanalyse bestätigte darüber hinaus, dass die Tiere, auch
unabhängig von der Reproduktion im Vorjahr, mit zunehmendem Alter immer
früher aus dem Winterschlaf aufwachen. "Mit immer weiter schwindenden
Chancen noch ein weiteres Jahr zu überleben, nehmen die älteren Tiere das
Risiko von einem Beutegreifer erwischt zu werden in Kauf", meint Bieber.
Der Druck der potentiellen Räuber wie Eulen und Käuze ist im Frühling
besonders hoch, da diese zu dieser Jahreszeit auch ihre Jungen mit Futter
versorgen müssen. Das frühere Aufwachen macht es aber auch dem
Siebenschläfer leichter besonders gute Futter-Areale zu besetzen und damit
die Jungenaufzucht erfolgreicher zu machen. Junge Siebenschläfer bleiben
dagegen länger unter der Erde in ihren sicheren Höhlen, da sie ja noch
viele Lebensjahre vor sich haben und in Sachen Reproduktion nichts
überstürzen müssen.

Kein Lerneffekt durch geschützte Bedingungen - weitreichende
Erkenntnisse für die Winterschlafforschung

Dass die semi-natürlichen Bedingungen in einem geschützten Gehege die
Daten beeinflusst haben könnten, kann ebenfalls ausgeschlossen werden, wie
Bieber bestätigt. "Wir sorgten nicht nur für wechselnde
Nahrungsbedingungen, es waren um das Gebiet Füchse und Eulen aktiv, auf
die die Tiere eine eindeutige Reaktion zeigten. Die Präsenz von Menschen
rief sie ebenso zu höherer Wachsamkeit auf." Ein Lerneffekt, hinsichtlich
der Gefahren durch Räuber oder regelmäßige Futtergaben kam damit als
Ursache nicht in Frage. Auch bei einer Freilandpopulation zeigte sich eine
Erhöhung des Investments in die Reproduktion mit zunehmendem Alter.
"Unsere Ergebnisse sind weitreichend und bestätigten evolutionsbiologische
Theorien nach der Lebewesen immer die Strategie verfolgen sollten, die ein
Maximum an Nachkommen ermöglicht. Damit können wir eindeutig belegen, dass
der Winterschlaf nicht nur eine Strategie zur Energieeinsparung bei
ungünstigen Nahrungsbedingungen ist, sondern sogar abhängig vom Alter von
den Tieren flexibel eingesetzt wird, um ein möglichst langes Leben mit
vielen Nachkommen zu gewährleisten", so Bieber.


Über die Veterinärmedizinische Universität Wien

Die Veterinärmedizinische Universität Wien (Vetmeduni Vienna) ist eine der
führenden veterinärmedizinischen, akademischen Bildungs- und
Forschungsstätten Europas. Ihr Hauptaugenmerk gilt den Forschungsbereichen
Tiergesundheit, Lebensmittelsicherheit, Tierhaltung und Tierschutz sowie
den biomedizinischen Grundlagen. Die Vetmeduni Vienna beschäftigt 1.300
MitarbeiterInnen und bildet zurzeit 2.300 Studierende aus. Der Campus in
Wien Floridsdorf verfügt über fünf Universitätskliniken und zahlreiche
Forschungseinrichtungen. Zwei Forschungsinstitute am Wiener
Wilhelminenberg sowie ein Lehr- und Forschungsgut in Niederösterreich
gehören ebenfalls zur Vetmeduni Vienna.

www.vetmeduni.ac.at

Originalpublikation:

Der Artikel "Effects of aging on timing of hibernation and reproduction"
von Claudia Bieber, Christopher Turbill und Thomas Ruf wurde in Scientific
Reports veröffentlicht.

https://www.nature.com/articles/s41598-018-32311-7


Weitere Informationen unter:

https://www.vetmeduni.ac.at/de/infoservice/presseinformationen/presseinformationen-2018/fortpflanzung-uebertrumpft-winterschlaf/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1560
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Veterinärmedizinische Universität Wien, 31.10.2018
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Ruhr-Universität Bochum - 31.10.2018

Wie die Alpen von unten aussehen



Was wir von den Bergen der Alpen sehen können, ist noch lange nicht
alles: Ähnlich wie Eisberge, deren größerer Teil unter Wasser liegt, haben
die Alpen eine Wurzel, die weit in die Tiefe bis hinein in den Erdmantel
reicht. Um sie zu erforschen, werten Geologinnen und Geologen der
Ruhr-Universität Bochum gemeinsam mit Kollegen aus ganz Europa
Erdbebenwellen aus aller Welt aus. Für das Projekt Alp Array haben sie rund
600 Seismometer im gesamten Alpenraum installiert.


Wellen breiten sich unterschiedlich schnell aus

Hintergrund der Forschung ist, dass sich Erdbebenwellen in verschiedenen
Gesteinsarten unterschiedlich schnell ausbreiten. Aus ihrer
Geschwindigkeit lassen sich also Rückschlüsse darauf ziehen, durch welche
Art von Untergrund sie gelaufen sein müssen.

"Die kontinentale Erdkruste und damit auch die Wurzel der Berge besteht
vorrangig aus Gestein geringerer Dichte, wie zum Beispiel Kalkstein,
Granit, Gneis oder Sedimenten. Der darunterliegende Erdmantel besteht eher
aus dichterem Gestein", beschreibt Dr. Kasper Fischer, Leiter des
Seismologischen Observatoriums der RUB, das Prinzip.

Daten werden zentral gesammelt

Nach dem Projektstart im Jahr 2015 war das dichte Netz aus Messpunkten
zwei Jahre später fertig aufgebaut. Alle Daten sämtlicher Messpunkte
werden an zentralen Stellen in Europa gesammelt und können jedem, der ihre
Nutzung beantragt, zur Verfügung gestellt werden.

"Kleinere auswertbare Erdbeben finden fast täglich statt, größere
Ereignisse natürlich wesentlich seltener", sagt Kasper Fischer. Je
nachdem, wo ein Erdbeben seinen Ursprung hat, kommen seine Wellen früher
oder später in der Alpenregion an und verlaufen aus verschiedenen
Richtungen durch das Messnetz.

Detaillierte Auswertung

Besonders interessant sind für die Forscher die sogenannten Raumwellen.
Diese Wellen gehen kugelförmig vom Ursprung eines Bebens aus, der meist in
großer Tiefe liegt, und verbreiten sich durch den Erdkörper. Im Gestein
des Erdmantels breiten sie sich schneller aus als in der Erdkruste. Durch
die Wurzel der Alpen laufen sie also auch langsamer als durch das
umgebende Gestein. Das enge Netz des Alp Array erlaubt es, die
Informationen, die in den Oberflächenwellen enthalten sind, ebenfalls
detailliert auszuwerten.

Erkenntnisse zur Dynamik der Kontinentalplatten

Über die Kenntnis des Untergrunds der Alpen hinaus erhoffen sich die am
Projekt beteiligten Forscherinnen und Forscher Rückschlüsse auf die
Dynamik der Kontinentalplatten Afrikas und Europas, deren Kollision zur
Bildung der Alpen geführt hat. "Nach der gängigen Auffassung taucht Europa
unter die adriatische Platte ab", erläutert Kasper Fischer, "aber ganz so
einfach ist das nicht. Vielleicht ist es auch umgekehrt, oder an
verschiedenen Stellen unterschiedlich." Mehr Wissen über den Untergrund in
dieser Region erlaubt dann möglicherweise auch Rückschlüsse auf Strömungen
im Erdmantel und die genauen Folgen der Bewegungen der Kontinente.

Initiative Alp Array

Die europäische Initiative Alp Array ist eingebunden in das
Schwerpunktprogramm 2017 "4D-MB - Gebirgsbildungsprozesse in vier
Dimensionen", das die Deutsche Forschungsgemeinschaft fördert. Mehr als 50
Einrichtungen aus 18 Ländern sind zurzeit daran beteiligt.


Weitere Informationen unter:

http://news.rub.de/wissenschaft/2018-10-31-seismologie-wie-die-alpen-von-unten-aussehen

- ausführlicher Beitrag in Rubin

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum, 31.10.2018
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SEISMIK/143: Mikrobeben-Serie vor einem Erdbeben in der Nähe von Istanbul als Frühwarnzeichen? (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 01.11.2018

Mikrobeben-Serie vor einem Erdbeben in der Nähe von Istanbul als
Frühwarnzeichen?



Eine neue Studie unter der Leitung von Peter Malin und Marco Bohnhoff vom
Deutschen GeoForschungsZentrum GFZ analysiert mögliche Vorläuferereignisse
von Erdbeben nahe Istanbul. Bei entsprechender Analyse und mit
Echtzeit-Verarbeitung könnte damit möglicherweise die Frühwarnzeit vor einem
großen Erdbeben von nur wenigen Sekunden auf bis zu mehreren Stunden
verlängert werden. Die Autoren schränken jedoch ein: "Die Ergebnisse
basieren bisher nur auf einem - wenngleich ermutigenden - Feldbeispiel für
eine Erdbebenvorbereitungssequenz, die typischerweise aus kontrollierten und
reproduzierbaren Gesteinsdeformationsexperimenten im Labor bekannt ist."

Eine der gefährlichsten geologischen Strukturen liegt in der Nähe von
Istanbul, einer Millionenstadt mit 15 Millionen Einwohnern. Die
nordanatolische Verwerfung trennt die eurasische und die anatolische
tektonische Platte auf einer Länge von 1.200 Kilometern zwischen der
östlichen Türkei und der nördlichen Ägäis. Seit Beginn des 20.
Jahrhunderts haben Starkbeben mit Magnituden stärker als 7 dort mehr als
20.000 Tote gefordert.

Der Bereich unterhalb des Marmara-Meeres südlich von Istanbul ist der
einzige Bereich der gesamten Plattengrenze der seit über 250 Jahren kein
Starkbeben mehr generiert hat und demzufolge überfällig für ein Erdbeben
der Magnitude bis zu 7.4. In einer neuen Studie, die von Peter Malin und
Marco Bohnhoff vom Deutschen GeoForschungsZentrum GFZ geleitet wurde,
berichten die Autoren über die Beobachtung von Vorläufer-Ereignissen, die
bei entsprechender Analyse und mit Echtzeit-Verarbeitung möglicherweise
die Frühwarnzeit vor einem großen Erdbeben von nur wenigen Sekunden auf
bis zu mehreren Stunden verlängern könnten. Die Autoren schränken jedoch
ein: "Die Ergebnisse basieren bisher nur auf einem - wenngleich
ermutigenden - Feldbeispiel für eine Erdbebenvorbereitungssequenz, die
typischerweise aus kontrollierten und reproduzierbaren
Gesteinsdeformationsexperimenten im Labor bekannt ist", sagt Marco
Bohnhoff.

Die Studie von Malin, Bohnhoff und Kollegen des türkischen
Katastrophenschutzes AFAD nutzt Wellenformendaten aus dem kürzlich
errichteten Bohrlochobservatorium GONAF. GONAF überwacht die Erdbebenzone
vor Istanbul und detektiert auch Erdbeben von geringer Magnitude. So
zeichnete es eine Reihe von Mikrobeben auf, die vor einem Erdbeben der
Stärke 4,2 im Juni 2016 südlich von Istanbul stattfanden. Das 4,2-er Beben
war das größte lokale seismische Ereignis seit Jahren, denn dort sind die
Erdplatten verhakt und bauen so seit 1766 - dem letzten Starkbeben dort -
kontinuierlich Spannung auf.

In der neuesten Ausgabe von Nature Scientific Reports (DOI:
10.1038/s41598-018-34563-9) werden seismische Daten aus dem
GONAF-Observatorium mit neuartigen Auswertealgorithmen analysiert. Das
hochauflösende seismische Netz mit Messgeräten in Bohrlöchern ermöglichte
die Detektion von Dutzenden von seismischen Ereignissen vor dem
Hauptbeben. Diese kleinen Ereignisse hätten unter der Nachweisgrenze der
meisten seismischen Netze weltweit gelegen.

Das neuentwickelte Verfahren zeigte, dass die Häufung und Ähnlichkeit der
seismischen Signale in den Stunden vor dem 4,2-er Erdbeben wesentlich
anstieg. Würde sich dieser sogenannte 'Vorbereitungsprozess vor von
Erdbeben' als ein charakteristisches Merkmal der Seismizität erweisen,
könnte eine Echtzeit-Prozessierung unter Einsatz der neuen Technik die
Warnzeit für zukünftige Erdbeben in der Region Istanbul verlängern. Das
wiederum würde zu einer wesentlichen Verbesserung des Frühwarnsystems für
das dicht besiedelte Gebiet der türkischen Megacity führen.

"Unsere Studie zeigt eine erhebliche Zunahme der Selbstähnlichkeit der
Mikrobeben in den Stunden vor dem Hauptbeben", sagt Professor Bohnhoff vom
GFZ. "Dagegen ist das derzeitige Frühwarnsystem in Istanbul - wie in
vielen seismischen Hoch-Risiko-Regionen weltweit - auf die Ankunftszeiten
seismischer Wellen des einsetzenden Hauptbebens angewiesen, die vom
Hypozentrum emittiert werden. Hier ist die Frühwarnzeit typischerweise auf
wenige Sekunden begrenzt."

Ähnliche Vorläuferaktivitäten wurden auch bei den jüngsten 
Megathrust-Erdbeben in Japan (2011 Mw9 Tohoku-Oki) und Chile (2014 Mw8.1 
Iquique) beobachtet. Gleichwohl betonen die Forscher: Dies ist derzeit 
keineswegs eine allgemeingültige Beobachtung und bedarf weiterer Messungen 
und Tests, bevor das Verfahren in bestehende Frühwarnsysteme integriert 
werden kann.


Originalpublikation:

"Microearthquakes preceding a M4.2 Earthquake Offshore Istanbul"
(SREP-17-51543-T)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution42
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MELDUNG/808: Uni Göttingen und Kooperationspartner bieten "Physikalische Experimente im Advent" (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 01.11.2018

Universität Göttingen und Kooperationspartner bieten "Physikalische
Experimente im Advent"



Unter dem Motto "noch 24 Experimente bis Weihnachten" bietet die
Universität Göttingen gemeinsam mit ihren Kooperationspartnern auch in
diesem Jahr unterhaltsame Physik-Experimente zum Nachmachen für die
Adventszeit an. Kinder und Jugendliche im Alter von 11 bis 18 Jahren
können dabei Preise gewinnen.

(pug) "PiA - Physik im Advent" ist ein Adventskalender der besonderen Art:
ein physikalischer Adventskalender. Hinter jedem Türchen befindet sich
Bildung und Spaß. Vom 1. bis zum 24. Dezember 2018 werden jeden Tag kleine
physikalische Experimente, die sich mit haushaltsüblichen Materialien
durchführen lassen, als Video von Weihnachtsmann oder Weihnachtsfrau
vorgestellt. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer stellen die Experimente
nach und beantworten jeweils eine Frage dazu auf der PiA-Internetseite. Am
folgenden Tag wird das Lösungsvideo online gestellt; bei richtiger Antwort
erhalten Teilnehmer einen Punkt. Zu Weihnachten bekommen alle Teilnehmer
individuelle Urkunden. Unter den besten Teilnehmern werden Preise in den
Katego-rien Einzelperson, Schulklasse und Schule verlost. Neben iPods,
Büchern und Experimentierkästen gibt es unter anderem eine Reise nach
Dallas zu NBA-Basketballspielen mit Dirk Nowitzki zu gewinnen. Mitmachen
kann jeder, der sich auf www.physik-im-advent.de registriert. Die
Anmeldung ist kostenlos und startet am 1. November.

Der Adventskalender wird 2018 bereits zum sechsten Mal angeboten. Im
Vorjahr nahmen 31.000 Kinder und Jugendliche teil, davon 49 Prozent
Mädchen. Auch Eltern, Lehrkräfte, Studierende oder an physikalischen
Phänomenen interessierte Erwachsene sind eingeladen, mitzumachen. Der
Kalender wird auf Deutsch und Englisch angeboten.

"PiA - Physik im Advent" wird von der Universität Göttingen in Kooperation
mit der Wilhelm und Else Hera-eus-Stiftung, den Physikalischen
Gesellschaften aus Deutschland, Österreich und der Schweiz sowie der
Europäischen Physikalischen Gesellschaft durchgeführt. Schirmherr ist der
Biophysiker und Nobelpreisträger Prof. Dr. Erwin Neher. 

Weiteres Informationsmaterial ist zu finden unter:

www.physik-im-advent.de




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77
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AUSSEN/2099: US-Fortschrittsbericht zu Afghanistan - Erschütternde Zuspitzung der Sicherheitslage


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. November 2018

US-Fortschrittsbericht zu Afghanistan: Erschütternde Zuspitzung der Sicherheitslage



Zur Veröffentlichung des jüngsten Fortschrittsberichts des US-Generalinspekteurs für Afghanistan (SIGAR), erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Der Bericht zeigt, wie dramatisch sich die militärische Lage in Afghanistan zugespitzt hat. Dass die Zahl der umkämpften Provinzen weiter angestiegen ist und weniger als die Hälfte der Provinzen des Landes unter der Kontrolle der Regierung stehen, bedeutet weiteres unermessliches Leid vor allem für Afghanistans Zivilbevölkerung. Der Strategiewechsel unter Präsident Trump hin zu einer Ausweitung der Terrorismusbekämpfung hat viele Opfer gefordert und steht einer Friedensfindung im Wege. Der Vormarsch der Taliban ist dabei ungebrochen. Die Vereinten Nationen haben in ihrem Bericht "Increasing Harm to Afghan Civilians from the Deliberate and Indiscriminate Use of Improvised Explosive Devices" die Aufständischen für das weit verbreitete Stellen von Sprengfallen und Bombensätzen kritisiert. Damit werden meistens größere Gruppen von Zivilisten angegriffen, sie zerstören deren Lebensgrundlagen und verbreiten Terror in der afghanischen Zivilbevölkerung.

Klar ist, dass dieser Konflikt nicht militärisch zu lösen ist. Eine weitere Gewaltspirale darf die ersten Versuche zum Ausloten einer politischen Lösung nicht im Keim ersticken. Die Bundesregierung muss sich mit aller Kraft im Rahmen der Ausbildungsmission für die afghanischen Sicherheitskräfte für eine Deeskalation der Lage einsetzen und aktiv an einer politische Lösung des Konfliktes mitarbeiten. Für die Bundesregierung muss dieser Bericht ein Weckruf sein. Für Zivilisten ist Afghanistan ein gefährlicher Ort und auch in Kabul gibt es keine Sicherheit. Wir fordern deshalb einen sofortigen Abschiebestopp.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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EUROPA/1743: Merkel in der Ukraine - Besuch längst überfällig




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. November 2018

Bundeskanzlerin Merkel in der Ukraine: Besuch längst überfällig

 
Zur Ukraine-Reise der Bundeskanzlerin erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:
 
Der Besuch der Bundeskanzlerin in Kiew ist richtig und war überfällig. Viel zu lang schien die Ukraine aus dem Fokus der Bundesregierung verloren gegangen.
 
Angela Merkel darf nicht nachlassen, Präsident Poroschenko und Ministerpräsident Groisman an den eigenen Reformkurs zu erinnern. Deutschland muss ein sichtbarer Partner der demokratischen Zivilgesellschaft in der Ukraine sein. Die ukrainische Regierung muss erkennbare Fortschritte bei der Korruptionsbekämpfung und der Durchsetzung der Menschenrechte im gesamten Land liefern.
 
Angela Merkels Besuch in Kiew ist auch ein klares Signal Richtung Moskau und ein unmissverständlicher Appell, die Eskalation im Asowschen Meer unverzüglich zu beenden und die Waffenlieferungen in den Donbas einzustellen.
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RECHT/822: Musterfeststellungsklage - "Besser als nichts" statt "Eine für Alle"


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. November 2018

Musterfeststellungsklage: "Besser als nichts" statt "Eine für Alle"



Zum heutigen Inkrafttreten der Musterfeststellungsklage erklärt Dr. Manuela Rottmann, Obfrau im Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz:

Anders als von Verbraucherschutzministerin Barley angekündigt, wird der 1. November kein Festtag für Dieselgeschädigte. Die Musterfeststellungklage ist in ihrer jetzigen Form zwar besser als nichts, wird aber für viele Geschädigte eine herbe Enttäuschung sein. Denn die Musterfeststellungsklage ist weder eine Lösung für alle Opfer des Diesel-Skandals, noch erspart sie den Geschädigten den individuellen Gang vor ein Gericht. Wer ehrlich ist, der muss die Geschädigten auch darauf einstellen, dass dieses Verfahren nicht schnell und einfach abzuschließen sein wird.

Die Musterfeststellungsklage ist keine "Eine-für-Alle-Klage" wie Ministerin Barley behauptet, denn das Beispiel der Dieselklage zeigt, dass den Geschädigten selbst im positiven Fall ein weiterer umständlicher Prozess bevorsteht. Denn ADAC und vzbv klagen ab heute nur für die geschädigten Verbraucher, die vom Volkswagen-Pflichtrückruf betroffen waren. Sollte diese Musterfeststellungsklage erfolgreich sein, müssen die Geschädigten im Anschluss ihre individuellen Zahlungsansprüche in einer weiteren Klage geltend machen. Es bleibt zu hoffen, dass es den Gerichten und Verfahrensbeteiligten gelingt, dieses erste Verfahren trotz der Mängel in der Ausgestaltung des Musterfeststellungsverfahrens so gut es geht zu bewältigen.

Wir gehen davon aus, dass daher andere klageberechtigte Verbände sehr zurückhaltend mit der Erhebung weiterer Musterfeststellungsklagen sein und erst einmal die Erfahrungen aus dem VW-Verfahren auswerten werden. Wir werden darauf drängen, daraus die notwendigen gesetzgeberischen Konsequenzen zu ziehen.

Wir bedauern weiterhin, dass die Einführung einer Gruppenklage mit der Großen Koalition trotz eindeutiger Forderungen aus der Praxis wie zuletzt vom Deutschen Juristentag nicht machbar war. Individuelle Zusammenschlüsse von Betroffenen und ein gemeinsames Klagerecht von privaten Kunden und Unternehmern hätten den kollektiven Rechtsschutz in Deutschland gestärkt. Der Koalition fehlt der Mut und das Vertrauen, um Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen wirksam gegen Großkonzerne vor Gericht zu stärken. Deutschland ist nach wie vor weit von Chancengleichheit beim Zugang zu effektivem Rechtsschutz entfernt. Der Rechtsstandort Deutschland droht im Vergleich zu Rechtssystemen mit starken kollektiven Elementen wie den Niederlanden immer mehr ins Hintertreffen zu geraten.

Die Debatte um den kollektiven Rechtsschutz in Deutschland wird mit dem 1. November 2018 nicht beendet sein. Die anstehende Novelle des Kapitalanlegermusterverfahrensgesetzes, die Initiativen der EU-Kommission und das Bedürfnis der Praxis nach einem effizienten, die Gerichte entlastenden Instrument zur Bewältigung von Masseschäden werden das Thema weiter auf der Tagesordnung halten. Die Bundesregierung ist es geschädigten Bürgerinnen und Bürgern schuldig, ihnen einen fairen Zugang zu effektivem Rechtsschutz zu verschaffen. Das Vertrauen in den Rechtsstaat darf nicht allein in Sonntagsreden beschworen werden. Viel wichtiger ist es, dass der Rechtsstaat montags bis freitags in deutschen Gerichtssälen funktioniert.
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SICHERHEIT/955: Beraterskandal bei der Bundeswehr - weitere Aufklärung notwendig


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. November 2018

Beraterskandal bei der Bundeswehr - weitere Aufklärung notwendig!



Zum überbordenden Einsatz von Beratung und Unterstützung bei der Bundeswehr erklärt Dr. Tobias Lindner, Sprecher für Sicherheitspolitik: Ursula von der Leyen hat den ausufernden Einsatz von Externen bei der Bundeswehr zu verantworten. Es ist schön, dass sie nun mehr Transparenz schaffen will, nachdem sie über Wochen versucht hat, das Problem klein zu reden. Das ändert nichts daran, dass sie dafür verantwortlich ist, dass wir überhaupt an diesen Punkt gekommen sind. Sie hat eine Kultur geschaffen, die auf Externe setzt und in der Vergaberecht, Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit scheinbar nur nachrangig zu beachten sind. Dies muss sie mit dem neuen Bundesrechnungshof Bericht eingestehen. Der Bericht zeigt: Die Beratungsproblematik ist nicht auf die Cyberabteilung beschränkt. Die Bundeswehr in Gänze hat ein Beratungsproblem. Keiner hat den Überblick; Aufträge werden scheinbar jenseits von Notwendigkeit, Wirtschaftlichkeit und Vergaberecht vergeben. Die Ministerin, die sich in der Vergangenheit mit großer Transparenz rühmt, hat selbst keinen Überblick darüber, wie sehr sich die Bundeswehr auf Externe abstützt. Mit dem immer stärkeren Einsatz von Externen lädt sie die Verantwortung für Entscheidungen und Reformen vermehrt dort ab. Sie schafft Abhängigkeiten und riskiert, eigene Kompetenzen in der Verwaltung und den Streitkräften weiter abzubauen. Unter von der Leyen ist die Bundeswehr scheinbar zu einem gigantischen Geschäftsfeld für Beratungsunternehmen geworden. Das hat auch zur Folge, dass diese Firmen verstärkt mit der Bundeswehr um Personal konkurrieren und bei der Bundeswehr benötigtes Personal mit lukrativen Angeboten abwerben. Da beißt sich die Personalproblems-Katze in den eigenen Schwanz. Wir haben ganz sicher noch kein vollständiges Bild dessen, was in den letzten Jahren im Bereich Beratung und Unterstützung in der Bundeswehr passiert ist. Es bedarf zwingend weiterer Aufklärung. Dies wollen wir wenn möglich mit den normalen parlamentarischen Instrumenten machen. Die Ministerin hat es in der Hand, ob dies ausreicht, oder wir andere Wege beschreiten müssen.
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ARBEIT/1830: Arbeitszeitwünsche sind Spiegelbild der Missstände auf dem Arbeitsmarkt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. November 2018

Arbeitszeitwünsche sind Spiegelbild der Missstände auf dem Arbeitsmarkt



"Die Zahlen des Statistischen Bundesamts sind ein Spiegelbild der Missstände auf dem deutschen Arbeitsmarkt. Sie sind eine Folge unzureichender Regulierung. Der vielgelobte Beschäftigungsboom täuscht: Eine kaum wachsende Arbeitsmenge verteilt sich auf immer mehr Personen. Es gibt also nicht mehr Arbeit, sondern nur mehr Menschen, die sie erledigen - viele davon in miesen Beschäftigungsformen wie Minijobs, unfreiwilliger Teilzeit, Leiharbeit und Werkverträgen", kommentiert Sabine Zimmermann, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE und Vorsitzende des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend neue Zahlen des Statistischen Bundesamts. Zimmermann weiter:

Die Arbeit ist auch noch ungleich verteilt: Die einen schieben immer mehr Überstunden vor sich her, die anderen würden gern mehr arbeiten, können aber ihre Arbeitszeit nicht aufstocken. Wer zu viel arbeitet oder die Wochenarbeitszeit erhöhen will, hat dafür oft finanzielle Gründe: Niedriglohn und Arbeitszeitwünsche hängen miteinander zusammen. Manche brauchen sogar zwei oder drei Jobs, um über die Runden zu kommen.

Es ist Zeit, endlich gegenzusteuern: Teilzeitbeschäftigte brauchen einen Anspruch auf eine Mindest-Wochenarbeitszeit von 22 Stunden. Umgekehrt muss die gesetzliche Wochenarbeitszeit auf 40 Stunden pro Woche begrenzt werden. Löhne müssen so bemessen sein, dass man davon leben kann. Die Instrumente dafür sind eine Stärkung der Tarifbindung und eine Erhöhung des Mindestlohns auf 12 Euro pro Stunde. Wir wollen gute Arbeit statt mieser Jobs. Minijobs, Leiharbeit und Werkverträge sind durch reguläre sozialversicherungspflichtige Beschäftigung zu ersetzen.

Ein Kurswechsel in der Arbeitspolitik wäre von gesamtgesellschaftlicher Bedeutung, denn gute Arbeitspolitik ist zugleich auch Gleichstellungspolitik. Das geltende Recht setzt Fehlanreize und hält Frauen sogar von der Erwerbstätigkeit ab. Der Großteil der Teilzeitbeschäftigten ist weiblich. Das neue Rückkehrrecht von Teilzeit in Vollzeit ist viel zu stark eingeschränkt, um daran grundlegend etwas zu ändern. Auch Minijobs werden überwiegend von Frauen ausgeübt. Sie fördern finanzielle Abhängigkeiten. Wegen der häufig gewählten Befreiung von der Rentenversicherungspflicht sind sie auch ein Motor von Altersarmut, von der Frauen ohnehin stärker betroffen sind. Wer es mit der Frauenpolitik ernst meint, muss bei der Arbeitspolitik ansetzen."
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EUROPA/1655: Ukraine braucht Frieden, Gerechtigkeit und Versöhnung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. November 2018

Ukraine braucht Frieden, Gerechtigkeit und Versöhnung



"Ich erwarte von Frau Merkel, dass sie sich bei ihrem Besuch nachdrücklich dafür einsetzt, dass die ukrainische Regierung aufhört, mit Einschüchterung und Gewalt gegen die eigene Bevölkerung vorzugehen", erklärt Kathrin Vogler, stellvertretende Vorsitzende der deutsch-ukrainischen Parlamentariergruppe im Bundestag, zum heutigen Ukraine-Besuch von Bundeskanzlerin Merkel. Vogler weiter:

"Die Handlungsspielräume für zivilgesellschaftliche Aktivisten und Journalisten werden immer enger. Das geplante ukrainische Gesetz über so genannte 'ausländische Agenten' soll zum Beispiel nicht nur russische, sondern auch westeuropäische Friedens- und Menschenrechtsorganisationen, die im Bereich der zivilen Konfliktbearbeitung die Versöhnungsarbeit in der ukrainischen Gesellschaft unterstützen, einschüchtern und kriminalisieren. Journalisten, die kritisch über die ukrainische Regierung oder Behörden berichten, werden bedroht, weil sie angeblich die nationale Sicherheit gefährden. Täglich kommt es zu Übergriffen rechtsradikaler Milizen gegen Angehörige von Minderheiten, z.B. gegen Roma, Schwule, die von den ukrainischen Behörden weder geahndet noch unterbunden werden. NATO, EU und die Bundesrepublik müssen aufhören, aus machtpolitischen Gründen das inzwischen allgemein bekannte ukrainische Desaster zu ignorieren und stattdessen den Druck auf das Regime verstärken.

Trotz der Milliarden, die EU und IWF seit April 2014 ins Land gepumpt haben, haben inzwischen acht Millionen Menschen das Land wegen Arbeitslosigkeit, Armut und fehlender Zukunftsperspektiven verlassen. Die innenpolitische Krise und der Bürgerkrieg in der Ostukraine sind mit der Regierung Poroschenko nicht zu beenden, die Ukraine braucht eine neue demokratische und soziale Politik; sie braucht Frieden, Gerechtigkeit und Versöhnung."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 1. November 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - MEDIEN/153: Pressefreiheit und Journalist*innen schützen 















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





MEDIEN/153: Pressefreiheit und Journalist*innen schützen 


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. November 2018

Pressefreiheit und Journalist*innen schützen 



"Journalist*innen berichten jeden Tag von den Ereignissen auf unserer Erde und begeben sich dabei häufig in Gefahr. Sie ermöglichen durch ihre Arbeit unsere tägliche Information und damit auch unsere Möglichkeit des fundierten Eingreifens. Es ist unerträglich, dass diese Menschen in vielen Fällen aufgrund ihres Berufs angegriffen, verletzt und sogar ermordet werden", erklärt Doris Achelwilm, medienpolitische Sprecherin der Bundestagsfraktion DIE LINKE, zum morgigen Welttag der Beendigung von Straffreiheit bei Verbrechen gegenüber Journalist*innen. Achelwilm weiter:

"Wir fordern verpflichtende Schulungen zu Presserecht in den Polizeiakademien und die konsequente Verfolgung von Straftaten an Journalist*innen. Medienvertreter*innen müssen geschützt statt in ihrer Arbeit verunglimpft oder behindert werden. Auch die Bundesregierung sollte sich dieser Aufgabe annehmen und die Position einer Sonderbeauftragten für die Wahrung und Stärkung der Pressefreiheit einrichten. Es braucht mehr erkennbare Signale, dass die Presse- und Meinungsfreiheit politisch wirksam verteidigt wird."

Der Internationale Tag der Beendigung von Straffreiheit bei Verbrechen gegenüber Journalist*innen geht zurück auf eine Resolution der Weltorganisation aus dem Jahre 2013, die eine Verstärkung des Schutzes für Journalist*innen vor Verfolgung und Gewalt gefordert hat. Nach UNO-Angaben sind zwischen 2006 und 2017 weltweit mehr als 1.000 Journalist*innen ermordet worden. Zu dieser Zahl sind noch etliche Journalist*innen hinzuzurechnen, die verletzt oder verschleppt werden. Übergriffe auf Journalist*innen sind an der Tagesordnung und bleiben in den allermeisten Fällen straffrei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 1. November 2018
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UMWELT/650: Gestiegener Ökostromanteil - Regierung bremst Energiewende weiter aus


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. November 2018

Regierung bremst Energiewende weiter aus



Zum gestiegenen Ökostromanteil erklärt Julia Verlinden, Sprecherin für Energiepolitik:

Der aktuelle Ökostromanteil darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass diese Bundesregierung die Energiewende an allen Ecken und Enden blockiert. Beispiel Windenergie: Die Regierung zögert die Zusatzausschreibungen immer weiter hinaus. Daher steht in den nächsten beiden Jahren ein massiver Einbruch bevor. Das bedeutet Arbeitsplatzverluste in einer zentralen Zukunftsbranche und eine stagnierende Entwicklung beim Windstromanteil. Beispiel Solarstrom: Kaum zieht der Solarstrom-Markt nach Jahren der Flaute wieder an, will die Bundesregierung die Marktprämie für viele Anlagen massiv kürzen. Das geht aus dem aktuellen Referentenentwurf für das Energiesammelgesetz hervor. Damit würde die Regierung die positive Entwicklung wieder abwürgen. Auch der Deckel von 52 Gigawatt für Solarstrom soll bestehen bleiben.

Selbst wenn die Regierung nur ihre eigenen, viel zu niedrigen Ziele erreichen will, muss sie die bisherige Ökostromproduktion bis 2030 verdoppeln. Dafür müssen die Weichen jetzt gestellt werden. Doch statt den Ökostrom-Ausbau endlich zu beschleunigen, will die schwarz-rote Koalition weiter bremsen, deckeln und verzögern. Ganz zu schweigen vom Verkehr und Gebäuden, wo die Energiewende gar nicht vorankommt. So torpediert die Regierung den dringend notwendigen Klimaschutz immer weiter.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. November 2018
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BUNDESTAG/7673: Heute im Bundestag Nr. 825 - 02.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 825

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 2. November 2018, Redaktionsschluss: 09.33 Uhr

1. FDP fragt nach Dieselkonzept

2. Finanzielle Mittel für Stuttgart 21

3. Grüne fragen nach Hardware-Nachrüstung

4. Förderungen am Flughafen Köln/Bonn

5. Energieaußenpolitik der Bundesregierung

6. Evaluation der Handwerksnovelle



1. FDP fragt nach Dieselkonzept

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Das Dieselkonzept der Bundesregierung aus dem
Koalitionsausschuss vom 1. Oktober 2018 stellt die Fraktion der FDP in
den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/4998). Die Abgeordneten
wollen unter anderem wissen, wie die Bundesregierung sicherstellen
kann, "dass die vorgeschlagenen Umtausch- und Nachrüstmaßnahmen in nur
14 Städten ausreichen, um in den von Fahrverboten bedrohten Städten in
Deutschland diese Fahrverbote zu verhindern".

 * 

2. Finanzielle Mittel für Stuttgart 21

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Sicherheit, Betriebserlaubnis, Finanzierung und
Betriebskonzept für den zukünftigen Hauptbahnhof Stuttgart
beziehungsweise das Gesamtprojekt Stuttgart 21" ist der Titel einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/5001). Darin
wird die Bundesregierung unter anderem gefragt, wie hoch die bisher
verausgabten finanziellen Mittel für Planung und Bau des Projektes
Stuttgart 21 "nach der Projektabgrenzung des Finanzierungsvertrages zu
Stuttgart 21 der Deutschen Bahn AG und ihrer Projektpartner vom 30.
März 2009" sind.

 * 

3. Grüne fragen nach Hardware-Nachrüstung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach Hardware-Nachrüstungen bei schweren
Kommunalfahrzeugen und bei gewerblichen Fahrzeugen erkundigt sich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/5023). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, wann
sie eine entsprechende Förderrichtlinie für die Hardware-Nachrüstung
veröffentlichen wird und welche Laufzeit diese Förderrichtlinie
besitzen soll.

 * 

4. Förderungen am Flughafen Köln/Bonn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen interessiert sich
für die "Geschäftspraktiken am Flughafen Köln/Bonn". In einer Kleinen
Anfrage (19/5025) verweisen die Abgeordneten auf Medienberichte,
wonach am Flughafen Köln/Bonn unter Führung des ehemaligen
Flughafenchefs "unlautere Geschäftspraktiken" Anwendung gefunden
hätten. So seien in großem Umfang die Einrichtung und
Aufrechterhaltung von Flugstrecken durch Rabatte und Zuschüsse
gefördert worden. Dabei ist aus Sicht der Grünen "nicht in jedem Fall
klar, ob sich die jeweilige Förderung im rechtlich zulässigen Rahmen
bewegt". Die Bundesregierung wird nun unter anderem gefragt, welche
Rabatte und Zuschüsse es in den vergangenen 15 Jahren für
Flugverbindungen und Fluggesellschaften am Flughafen Köln/Bonn gab und
auf welchen Rechtsgrundlagen diese Förderungen im Einzelnen basieren.

 * 

5. Energieaußenpolitik der Bundesregierung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich
nach der energiepolitischen Strategie der Bundesregierung in Bezug auf
Länder im Osten Europas beziehungsweise im westlichen Balkan. In einer
Kleinen Anfrage (19/5305) möchten die Abgeordneten wissen, ob die
Bundesregierung das Sekretariat der Europäischen Energiegemeinschaft
in seinem Bestreben unterstützt, den Prozess einer Energiewende in
diesen Ländern zu befördern. Nicht nur mit Blick auf die 2020
bevorstehende EU-Ratspräsidentschaft Deutschlands trage die
Bundesregierung auf diesem Gebiet eine große Verantwortung, erklären
die Abgeordneten.

 * 

6. Evaluation der Handwerksnovelle

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dringt auf eine
Evaluation der Handwerksnovelle aus dem Jahr 2004. Diese bislang
umfangreichsten Änderungen an der Handwerksordnung überhaupt hätten
den rechtlichen Rahmen für das Handwerk grundlegend verändert,
erklären die Abgeordneten in einer Kleinen Anfrage (19/5304). Bislang
habe keine Bundesregierung die Folgen ausgewertet. Mit der Novelle
hatte der Gesetzgeber die Zahl der meisterpflichtigen Handwerke mehr
als halbiert. Nun möchten die Abgeordneten wissen, wie sich dies auf
Betriebsgründungen, Unternehmensgrößen und Insolvenzen sowie das
Gründergeschehen allgemein ausgewirkt hat.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 825 - 2. November 2018 - 09.33 Uhr
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BUNDESTAG/7672: Heute im Bundestag Nr. 824 - 01.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 824

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 1. November 2018, Redaktionsschluss: 15.10 Uhr

1. Enge Kooperation mit China

2. Keine Prognosen zu Migration

3. Entwicklungspolitik Chinas

4. Pressekonferenz bei Erdogan-Besuch

5. Menschenrechtssituation in Katar

6. Melde-App für türkische Polizei



1. Enge Kooperation mit China

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Laut Bundesregierung liegt es im Interesse
Deutschlands, China bei der Umsetzung des Pariser Klimaschutzabkommens
und der Agenda 2030 zu unterstützen. Ziel der entwicklungspolitischen
Zusammenarbeit sei deshalb die gemeinsame Gestaltung globaler
nachhaltiger Entwicklung, insbesondere im Bereich Umwelt- und
Klimaschutz, schreibt sie in einer Antwort (19/4906) auf eine Kleine
Anfrage (19/4339) der FDP-Fraktion. Mittel der "klassischen"
bilateralen Entwicklungszusammenarbeit erhalte das Land seit 2010
keine mehr. Neue Finanzierungen würden nur noch über sogenannte
Förderkredite, das heißt mit Eigenmitteln der Kreditanstalt für
Wiederaufbau durchgeführt.

 * 

2. Keine Prognosen zu Migration

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Das deutsche und europäische Migrationsgeschehen
sowie der Zu- und Fortzug von Ausländern unterliegt nach Angaben der
Bundesregierung einer Vielzahl von Einflussfaktoren. Deren
quantitative Auswirkungen für die Zukunft seien daher nicht seriös
prognostizierbar sind, schreibt sie in einer Antwort (19/4955) auf
eine Kleine Anfrage (19/4257) der FDP-Fraktion.Von Prognosen sehe sie
daher grundsätzlich ab. Im übrigen verweist die Bundesregierung
darauf, dass die von der Liberalen abgefragten aktuellen Daten zu
Migration in die EU und innerhalb der EU öffentlich zugängliche
Informationen seien. Diese könnten über die EUROSTAT-Datenbank
"ermittelt und bedarfsgerecht aufbereitet werden".

 * 

3. Entwicklungspolitik Chinas

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Nach der Entwicklungspolitik Chinas erkundigt sich
die AfD-Fraktion in Kleinen Anfrage (19/5221). Unter anderem will sie
wissen, ob die Regierung der Volksrepublik nach Auffassung der
Bundesregierung eine neokoloniale Politik in Afrika betreibt und wie
sie die Entwicklungspolitik des Landes im Allgemeinen beurteilt. Nach
Ansicht der Fragesteller stellt die chinesische Entwicklungspolitik
"das bisher von der Bundesregierung akzeptierte entwicklungspolitische
Paradigma, das vor allem humanitäre Aspekte in den Mittelpunkt rückt,
grundsätzlich infrage". Sie sei vielmehr auf die eigenen
wirtschaftlichen und politischen Interessen bedacht.

 * 

4. Pressekonferenz bei Erdogan-Besuch

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um Vorfälle bei einer Pressekonferenz zum
Staatsbesuch des türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdogan im
Bundeskanzleramt geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/5149). Die Abgeordneten beziehen sich darin zum einen auf
den Journalisten Ertugrul Yigit, der ein T-Shirt mit der Botschaft
"Gazetecilere Özgürlük - Freiheit für Journalisten" getragen habe und
aus dem Raum geführt worden sei. Zum anderen gebe es die Schilderung
eines für die Pressekonferenz akkreditierten Reporters der
Nachrichtenagentur AFP, der berichtet habe, im Vorfeld bei der
Sicherheitskontrolle zu seinen Frage-Absichten befragt worden zu sein.
Die Bundesregierung soll nun unter anderem angeben, ob im Vorfeld
personenbezogene Daten von Journalisten an die türkische Regierung
übermittelt wurden und inwieweit türkische Vertreter bei der
Einlasskontrolle im Bundeskanzleramt beteiligt waren. Außerdem wollen
die Abgeordneten wissen, ob die Bundesregierung darauf hingewirkt
habe, dass der Journalist Can Dündar von einem angekündigten Besuch
der Pressekonferenz absieht.

 * 

5. Menschenrechtssituation in Katar

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Menschenrechtslage in Katar thematisiert die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5179). Die Bundesregierung
soll unter anderem mitteilen, wie sie die Situation mit Blick auf die
Rechte von Arbeitern, insbesondere Arbeitsmigranten sowie mit Blick
auf die Presse-, Meinungs-, Versammlungs- und Religionsfreiheit
einschätzt. Die Abgeordneten wollen zudem wissen, ob die schon
vorgenommenen Änderungen des Arbeitsrechtes, um das Kafala-System
abzuschaffen, ausreichen, um die Arbeiterrechte aller in Katar
arbeitenden Menschen zu gewährleisten.

 * 

6. Melde-App für türkische Polizei

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Smartphone-App EGM Mobil erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/5151). Mit dieser
Anwendung könnten Kritiker des türkischen Präsidenten Recep Tayyip
Erdogan auch in Deutschland an die türkische Polizei denunziert
werden, schreiben die Abgeordneten. Sie ermögliche es, Kritiker der
türkischen Regierung oder vermeintliche Unterstützer von
Organisationen, die in der Türkei als terroristisch gelten, etwa
aufgrund von Kommentaren in sozialen Netzwerken direkt bei den
türkischen Behörden anzuzeigen. In einer Eingabemaske könnten Name,
E-Mail-Adresse, der Grund der Denunziation und - wenn bekannt - die
Adresse des Gemeldeten angegeben werden, auch Fotos und Dokumente
können mitgeschickt werden. "Im Falle einer Einreise in die Türkei
droht den so Denunzierten im Falle der Einleitung eines
Ermittlungsverfahrens eine Festnahme", schreiben die Abgeordneten und
verweisen darauf, dass dafür Äußerungen reichten, die in Deutschland
durch das Grundrecht auf Meinungsäußerungen gedeckt seien. Die
Bundesregierung soll unter anderem Auskunft geben, welche Erkenntnisse
sie zu dieser Smartphone-App hat und inwieweit ihre Anwendung "unter
den Tatbestand der Spionage" falle.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7671: Heute im Bundestag Nr. 823 - 01.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 823

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 1. November 2018, Redaktionsschluss: 14.37 Uhr

1. Regierung will Radverkehr verbessern

2. Brexit-Folgen für die Transportbranche

3. Zahl der SUVs und Geländewagen steigt

4. 3,5 Milliarden Euro für Breitbandausbau

5. AfD fragt nach Lkw-Abgasmanipulationen

6. 3.180 Verkehrstote im Jahr 2017



. Regierung will Radverkehr verbessern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung setzt sich nach eigener Aussage
weiter dafür ein, entsprechend den Vorgaben des Koalitionsvertrags den
Radverkehr in Deutschland zu verbessern und die Radinfrastruktur
auszubauen. Das geht aus der Antwort (19/5009) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4476) hervor. Das
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
finanziere den Bau und den Erhalt von Radwegen an Bundesstraßen und
die Ertüchtigung von Betriebswegen an Bundeswasserstraßen mit aktuell
rund 100 Millionen Euro jährlich, heißt es in der Antwort. Zur
Unterstützung der Länder und Gemeinden zum Bau von Radschnellwegen
habe das BMVI die gesetzliche Grundlage geschaffen. Radschnellwege in
der Baulast der Länder und Gemeinden könnten so mit zunächst 25
Millionen Euro jährlich aus Bundesmitteln gefördert werden.

 * 

2. Brexit-Folgen für die Transportbranche

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die wirtschaftlichen Auswirkungen des Brexit auf die
Transport- und Logistikbranche hängen maßgeblich von dem Ausgang der
Verhandlungen zwischen Großbritannien und der EU ab. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5008) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/4415). Mit Blick auf einen Ausschluss von unter
EU-Flaggen fahrenden Schiffen von innerbritischen Seetransporten
(Kabotage) heißt es in der Antwort: In Großbritannien bestehe
gegenwärtig weder ein Kabotagevorbehalt zugunsten von Schiffen unter
der eigenen Flagge, noch lägen Anhaltspunkte hinsichtlich der
Einführung eines solchen Vorbehalts vor. Zudem bestehe die
Möglichkeit, eine umfangreiche Kabotagefreiheit in einem Abkommen über
die zukünftigen Beziehungen zwischen der EU und Großbritannien
vorzusehen. Was die künftige zollrechtliche Abwicklung des
Warenverkehrs zwischen Großbritannien und der EU angeht, so sei auch
dies "Gegenstand der Austrittsverhandlungen zwischen der EU und
Großbritannien", schreibt die Bundesregierung. Es obliege der
Europäischen Kommission innerhalb des ihr erteilten Mandats auf ein
Ergebnis hinzuwirken, "welches die mit dem Austritt verbundenen
Belastungen möglichst abmildert und sich innerhalb des vom
EU-Zollrecht vorgegebenen Rahmens bewegt". Etwaige erforderliche
Zollrechtsänderungen würden aufgrund der ausschließlichen Kompetenz
für das europäische Zollrecht in die Zuständigkeit der Kommission
fallen, heißt es in der Antwort.

 * 

3. Zahl der SUVs und Geländewagen steigt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Zahl der Neuzulassungen von Pkw aus dem Segment
"SUV" (Sport Utility Vehicle) lag in Deutschland im Jahr 2017 bei
521.660 und hat sich damit im Vergleich zu 2013 (246.125) mehr als
verdoppelt. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/5013) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4445)
hervor. Ebenfalls angestiegen ist der Antwort zufolge die Zahl der
Neuzulassungen von Geländewagen, die 2017 bei 298.892 und 2013 bei
218.068 lag. Insgesamt neu zugelassen worden seien im Jahr 2017 3,44
Millionen Pkw. 15,2 Prozent davon seien SUVs und 8,7 Prozent
Geländewagen gewesen, heißt es in der Vorlage.

 * 

4. 3,5 Milliarden Euro für Breitbandausbau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Insgesamt sind bisher im Bundesförderprogramm zum
Breitbandausbau 755 Anträge zum Ausbau der Netzinfrastruktur mit einem
Fördervolumen von etwa 3,5 Milliarden Euro bewilligt worden. Das geht
aus der Antwort der Bundesregierung (19/5021) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/4705) hervor. Der Mittelabfluss im
Bundesförderprogramm habe - auch rechtlich bedingt, durch die
teilweise europaweiten und komplexen Ausschreibungen mit
anschließender Vergabe - erst 2017 eingesetzt, heißt es in der
Antwort. Er betrage über alle Projekte etwa 50 Millionen Euro. Der
Mittelabfluss sei projektbedingt auch abhängig von verschiedenen
externen Faktoren und werde stetig ansteigen, schreibt die Regierung.

 * 

5. AfD fragt nach Lkw-Abgasmanipulationen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Illegale Lkw-Abgasmanipulationen mit sogenannten
AdBlue-Emulatoren thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/4928). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
unter anderem wissen, welche Abgaswerte bei Pkw und Lkw technisch
realisierbar wären, "wenn man mittelfristig eine Beimischung
synthetischer Kraftstoffe, so genannte E-Fuels, welche extrem sauber
verbrennen, von 20 bis 25 Prozent einführen würde und gleichzeitig
innermotorische Maßnahmen verbessert".

 * 

6. 3.180 Verkehrstote im Jahr 2017

Verkehr und digitale Infrastruktur/Unterrichtung

Berlin: (hib/HAU) Im Jahr 2017 wurden insgesamt 3.180 Personen im
Straßenverkehr getötet (2016: 3.206), was einem Rückgang von mehr als
20 Prozent gegenüber 2011 entspricht. Im Vergleich zum Jahr 2001 ist
ein Rückgang um mehr als 50 Prozent und im Vergleich zum Jahr 1991 um
mehr als 70 Prozent zu verzeichnen, heißt es in dem als Unterrichtung
durch die Bundesregierung vorgelegten "Unfallverhütungsbericht
Straßenverkehr 2016/17" (19/5000). Der Vorlage zufolge ist
entsprechend der steigenden Fahrleistungen von Kraftfahrzeugen auch
die Gesamtzahl der polizeilich erfassten Straßenverkehrsunfälle (plus
sieben Prozent) sowie die Zahl der Unfälle mit Sachschaden (plus acht
Prozent) gegenüber 2011 angestiegen. Nahezu unverändert (minus ein
Prozent) im Vergleich zu 2011 ist nach Angaben der Bundesregierung die
Zahl der Unfälle mit Personenschaden sowie die Zahl der verunglückten
Personen. 66.513 Personen seien 2017 schwer verletzt (ein Minus von
vier Prozent im Vergleich zu 2011) sowie 323.799 Personen leicht
verletzt (plus/minus null Prozent) worden, heißt es in der
Unterrichtung. Darin schreibt die Regierung weiter, die Zahl der im
Straßenverkehr schwer verletzten Personen sei in der langfristigen
Betrachtung rückläufig. Trotz Anstiegen in einzelnen Jahren (wie etwa
2011 und 2015) sei grundsätzlich ein positiver Trend zu verzeichnen.

Die Gruppe der Schwerverletzten sei dabei sehr heterogen und umfasse
alle Unfallopfer, die mindestens 24 Stunden stationär in einem
Krankenhaus aufgenommen wurden. Innerhalb dieser Gruppe würden als
Schwerstverletzte diejenigen Unfallopfer gelten, die einen erheblichen
medizinischen Behandlungsbedarf aufweisen und auch nach Entlassung aus
dem Krankenhaus oft langwierige Folgeschäden bewältigen müssen.
Während die langfristige Betrachtung sowohl für die Zahl der Unfälle
mit Personenschaden als auch für die Zahl der verunglückten Personen
eine deutliche positive Entwicklung zeige, sei für die vergangenen
Jahre sowohl für die Unfallzahlen als auch für die Zahl der Getöteten
eine Stagnation festzustellen, heißt es in der Unterrichtung. Obwohl
nach den Anstiegen in 2014 und 2015 in den vergangenen beiden Jahren
bei der Zahl der Getöteten wieder Rückgänge zu verzeichnen seien,
liege der Wert für 2017 höher als eine angenommene kontinuierliche
Entwicklung, wie sie für die Erreichung des Ziels des
Verkehrssicherheitsprogrammes (Rückgang der Zahl der Getöteten um 40
Prozent bis 2020) erforderlich wäre, stellt die Bundesregierung fest.
"Trotz der erheblichen Anstrengungen von Bund und Ländern sowie aller
anderen Akteure ist festzustellen, dass es erheblicher zusätzlicher
Anstrengungen bedarf, um möglichst nahe an die Zielmarke zu gelangen",
heißt es in der Vorlage.

 * 
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BUNDESTAG/7670: Heute im Bundestag Nr. 822 - 01.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 822

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 1. November 2018, Redaktionsschluss: 12.48 Uhr

1. Ermittlungen gegen ERCI-Mitglieder

2. Visa-Anträge aus Indien

3. Konfrontation im Südchinesischen Meer

4. Potenziale von Blockchain

5. Erlasse der Finanzverwaltung

6. Personalkosten für Forschungsvorhaben



1. Ermittlungen gegen ERCI-Mitglieder

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung gibt keinen Kommentar zur
Verhaftung von deutschen beziehungsweise in Deutschland lebenden
Mitgliedern der Organisation "Emergency Response Centre International"
(ERCI) auf der griechischen Insel Lesbos im August dieses Jahres. "Die
Fälle Sarah Mardini und Sean Binder sind laufende Ermittlungsverfahren
und werden von den zuständigen griechischen Behörden betrieben", heißt
es in der Antwort (19/5059) auf eine Kleine Anfrage (19/4660) der
Fraktion Die Linke. Da es sich um laufende Verfahren handele und die
Anklage noch nicht veröffentlicht worden sei, könnten zur Indizien-
und Beweislage keine Aussagen getroffen werden. "Die Bewertung der
Indizien und Beweise obliegt allein der unabhängigen griechischen
Justiz." Den Verhafteten wird nach Angaben der Fragesteller
vorgeworfen, Flüchtlingen zur illegalen Einreise nach Griechenland
verholfen und dabei auch mit organisierten Schleppern
zusammengearbeitet zu haben.

 * 

2. Visa-Anträge aus Indien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im Jahr 2017 sind 182.948 Visaanträge in deutschen
Auslandsvertretungen in Indien gestellt und bearbeitet worden, in
169.867 Fällen wurden Visa erteilt. Wie die Bundesregierung in der
Antwort (19/4963) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/4223)
einräumt, habe es dabei teils mehrmonatige Wartezeiten bei der
Terminvergabe gegeben. "In Indien kam es im Jahr 2017 nicht nur bei
Visa für Studienaufenthalte und zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit zu
einer erheblichen, unvorhergesehen Nachfragesteigerung, die deutlich
höher als der weltweite Durchschnitt war. So wurden an den
Auslandsvertretungen in Indien 2017 im Schnitt über 20 Prozent mehr
Visumanträge Studierender bearbeitet als im Vorjahr." Neben der
wachsenden Attraktivität des Wissenschaftsstandorts Deutschland dürfte
in Indien auch die sinkende Attraktivität anderer Destinationen zu
diesem sprunghaften Anstieg geführt haben, heißt es weiter.

 * 

3. Konfrontation im Südchinesischen Meer

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Territorialstreitigkeiten im Südchinesischen Meer
thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5062).
Hauptgründe für die Konfrontation seien der dauerhaft bestehende
Konflikt bezüglich der im Südchinesischen Meer gelegenen Inseln, deren
umstrittene Zugehörigkeit, sowie die darauf stationierten
Verteidigungssysteme der Volksrepublik China, schreiben die
Abgeordneten. So erhebe China Anspruch auf 80 Prozent des
Südchinesischen Meeres. Die Bundesregierung soll unter anderem
mitteilen, ob und wie sie die deutsche Mitgliedschaft im
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen ab 2019 nutzen wird, um zur
Schlichtung des territorialen Konflikts im Südchinesischen Meer
beizutragen und ob eine europäische Initiative zur Schaffung einer
völkerrechtlich bindenden internationalen Vereinbarung in Betracht
komme.

 * 

4. Potenziale von Blockchain

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Potenziale von Blockchain- und anderen neuen
Technologien geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/5278). Die Bundesregierung soll die
wissenschaftliche und wirtschaftliche Ausgangsbasis Deutschlands im
Vergleich zu anderen Staaten bewerten und die im Koalitionsvertrag
angekündigte Blockchain-Strategie erläutern. Außerdem wird nach einem
Austausch über die Erfahrungen mit der neuen Technologie auf
europäischer Ebene gefragt.

 * 

5. Erlasse der Finanzverwaltung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um sogenannte Nichtanwendungserlasse der
Finanzverwaltung geht es in einer kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/5294). Die Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, wie viele
Nichtanwendungserlasse es seit 2015 gegeben hat und wie viele dieser
Erlasse sich zugunsten von Steuerpflichtigen ausgewirkt hätten. Wie
die FDP-Fraktion in der Vorbemerkung zur kleinen Anfrage erläutert,
werden Finanzämter mit Nichtanwendungserlassen angewiesen, Urteile des
Bundesfinanzhofes (BFH) über den jeweiligen Einzelfall hinaus nicht
anzuwenden.

 * 

6. Personalkosten für Forschungsvorhaben

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage
Berlin: (hib/ROL) Die Nebenbestimmungen für Zuwendungen auf
Kostenbasis des Bundesministeriums für Bildung und Forschung an
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft für Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben (NKBF) regeln, welche Einzelkosten
zuwendungsfähig sind. Darunter fallen auch die Personalkosten. Das
schreibt die FDP-Fraktion in ihrer Kleine Anfrage (19/5295). Die
Abgeordneten möchten wissen, wie viele Projekte aktuell auf Grundlage
der NKBF 98 gefördert werden und welches Finanzvolumen die aktuell
geförderten Projekte insgesamt haben.

 * 
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BUNDESTAG/7669: Heute im Bundestag Nr. 821 - 01.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 821

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 1. November 2018, Redaktionsschluss: 11.57 Uhr

1. Brexit-Übergangsgesetz vorgelegt

2. Stärkung des Rechtsstaatsprinzips

3. Details zum Entwicklungsinvestitionsgesetz

4. Visa für Studien- und Forschungsaufenthalt

5. Russlanddeutsche auf der Krim

6. Ausbildung der libyschen Küstenwache



1. Brexit-Übergangsgesetz vorgelegt

Europa/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hat einen Entwurf eines Gesetzes
für einen Übergangszeitraum nach dem EU-Austritt Großbritanniens
vorgelegt (19/5313). Hauptziel des Gesetzentwurfs sei es,
übergangsweise Rechtsklarheit bezüglich jener Bestimmungen im
Bundesrecht herzustellen, die auf die Mitgliedschaft in der
Europäischen Union oder in der Europäischen Atomgemeinschaft Bezug
nehmen. Zudem solle eine Regelung zugunsten von britischen und von
deutschen Staatsangehörigen getroffen werden, die vor Ablauf des
Übergangszeitraums in Deutschland beziehungsweise im Vereinigten
Königreich einen Antrag auf Einbürgerung stellen. "Nach allgemeinen
verfahrensrechtlichen Regelungen ist die Rechtslage zum Zeitpunkt der
Entscheidung über die Einbürgerung maßgeblich", schreibt die
Bundesregierung. "Danach müssten Briten, die einen Einbürgerungsantrag
in Deutschland stellen, grundsätzlich ihre britische
Staatsangehörigkeit aufgeben und Deutsche, die die britische
Staatsangehörigkeit erwerben, würden ohne vorherige
Beibehaltungsgenehmigung ihre deutsche Staatsangehörigkeit verlieren,
wenn die Einbürgerungsentscheidung erst nach Ablauf des
Übergangszeitraums erfolgt, auch wenn der Einbürgerungsantrag noch vor
diesem Zeitpunkt gestellt wurde." Davon soll nun zugunsten der
britischen und der deutschen Einbürgerungsbewerber abgewichen werden.

 * 

2. Stärkung des Rechtsstaatsprinzips

Europa/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung unterstützt die EU-Kommission in
ihrem Anliegen, EU-Haushaltsmittel stärker mit der Einhaltung von
rechtsstaatlichen Grundprinzipien zu verknüpfen. "Nur in einem Umfeld,
in dem die Rechtsstaatlichkeit gewährt ist, können öffentliche und
private Investitionen ihre volle Wirkung entfalten", heißt es in der
Antwort (19/5058) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/4482). Die Bundesregierung unterstütze die Verhandlungen
zum Verordnungs-Vorschlag der Kommission über den Schutz des Haushalts
der Union im Falle von generellen Mängeln in Bezug auf das
Rechtsstaatsprinzip in den Mitgliedstaaten nachdrücklich. "Es ist von
hoher Bedeutung, dass die EU ihre Mittel effizient und wirksam nutzt."
Die konkrete Ausgestaltung müsse noch näher geprüft werden.

 * 

3. Details zum Entwicklungsinvestitionsgesetz

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung sieht in der verstärkten
Mobilisierung privater Investitionen in Entwicklungsländern einen
Schlüssel zur nachhaltigen wirtschaftlichen Entwicklung Afrikas und
zur Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung der
Vereinten Nationen. In einer Antwort (19/5255) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/4773) verweist sie auf eine frühere Antwort
(19/4098) zu einem geplanten Entwicklungsinvestitionsgesetz. Mit
diesem könnten unter anderem die Verrechnung von Verlusten aus
Betriebsstätten in Entwicklungsländern, die steuerliche Begünstigung
von Rücklagen für Investitionen in Entwicklungsländern sowie die
Tarifbegünstigung bei Einkommens- und Körperschaftsteuer für
ausländische Einkünfte geregelt werden. Die inhaltliche Ausgestaltung
des Gesetzes sei noch nicht abgeschlossen. Im Rahmen der Prüfung werde
auch zu bestimmen sein, auf welche Länder mögliche Maßnahmen eines
Entwicklungsinvestitionsgesetzes angewendet werden könnten. Dies
betreffe auch die möglichen Kriterien für die Auswahl der Länder.

 * 

4. Visa für Studien- und Forschungsaufenthalt

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Seit 2015 sind insgesamt 44.654 Visa für Studien-
und Forschungsaufenthalte in Deutschland erteilt worden. Das geht aus
der Antwort der Bundesregierung (19/4799) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke hervor (19/4172). Demnach sind im gleichen Zeitraum
5.114 Visaanträge für solche Aufenthalte nicht erteilt worden. Die
meisten erteilten Visa gingen an Antragssteller aus China, Indien,
Russland, der Türkei und dem Libanon. Die Wartezeiten auf einen Termin
für die Antragstellung beziffert die Bundesregierung "je nach
spezifischen örtlichen Gegebenheiten und Erfordernissen" zwischen
wenigen Tagen und bis zu mehreren Monaten. Sehr lange Wartezeiten gibt
es in den Auslandsvertretungen des Iran ("mehr als 52 Wochen"), in
Pakistan (21-24 Wochen), in Serbien (25 Wochen) sowie in Indien
(Deutsche Botschaft in New Delhi), Marokko und auf den Philippinen mit
jeweils 16 Wochen.

 * 

5. Russlanddeutsche auf der Krim

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die "Menschenrechtslage der Russlanddeutschen auf
der Krim und im Donbass" thematisiert die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/4970). Die Abgeordneten erkundigen sich unter
anderem nach möglichen Visa-Erleichterungen und humanitär begründbare
Sonderreglung zur Aufnahme in Deutschland.

 * 

6. Ausbildung der libyschen Küstenwache

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Ausbildung der libyschen Küstenwache im
Rahmen der Militärmission EUNAVFOR MED erkundigt sich die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/5036). Die Abgeordneten fragen
unter anderem, wie viele Angehörige der Küstenwache bisher ausgebildet
wurden und in welchen Einrichtungen welcher EU-Mitgliedstaaten diese
Lehrgänge stattgefunden haben. Die Bundesregierung soll zudem Auskunft
geben, ob ihr Verbindungen der libyschen Küstenwache zur organisierten
Kriminalität bekannt seien.

 * 
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BUNDESTAG/7668: Heute im Bundestag Nr. 820 - 01.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 820

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 1. November 2018, Redaktionsschluss: 11.06 Uhr

1. Obdachlosigkeit in Deutschland

2. Gewalt gegen deutsche Staatsangehörige

3. Bekämpfung sogenannter Clankriminalität

4. Heimatpolitische Initiativen erfragt

5. Zahl sogenannter Reichsbürger erfragt

6. Immuntherapeutische Technologien



1. Obdachlosigkeit in Deutschland

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Das Ausmaß der Obdach- und Wohnungslosigkeit in
Deutschland ist ein Thema der Antwort der Bundesregierung (19/5288)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4790).
Wie die Bundesregierung darin ausführt, stützt sie sich - da bisher
keine bundesweite amtliche Statistik zum Umfang der Wohnungslosigkeit
in Deutschland existiert - auf die Schätzungen der
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e. V. (BAG W),

"Diese erfolgt für das Berichtsjahr kumulativ", schreibt die
Bundesregierung weiter. Somit seien Mehrfachberücksichtigungen möglich
und wahrscheinlich. Zudem könne nicht unterschieden werden zwischen
Wohnungslosen, die diese Phase nach einer gewissen Zeit wieder
überwunden haben, und Wohnungslosen, die über einen längeren Zeitraum
hinweg beziehungsweise andauernd wohnungslos waren oder sind.

Nach entsprechender Schätzung der BAG W waren der Antwort zufolge im
Verlauf des Jahres 2016 in der Bundesrepublik in 860.000 Fällen
Personen zeitweise oder über einen längeren Zeitraum hinweg
wohnungslos. Diese Zahl beinhalte - erstmals - auch die Gruppe der
anerkannten Flüchtlinge, "die jedoch keineswegs ohne Unterkunft auf
der Straße leben, sondern in der Regel weiterhin in
Flüchtlingsunterkünften untergebracht sind". Diese Gruppe werde auf
440.000 Personen geschätzt. Ohne die Gruppe der anerkannten
Flüchtlinge seien laut BAG W im Jahr 2016 in 420.000 Fällen Menschen
in Deutschland zeitweise oder über einen längeren Zeitraum hinweg ohne
Wohnung gewesen. "Nach Schätzung der BAG W lebten im Jahr 2016 in
52.000 Fällen Menschen zeitweise oder über einen längeren Zeitraum
hinweg gänzlich ohne Unterkunft auf der Straße", heißt es ferner in
der Vorlage .

"Hilfsweise zur Bewertung der Aussagekraft der Schätzung der BAG W"
nennt die Bundesregierung darin Daten aus den Wohnungslosenstatistiken
der Länder Nordrhein-Westfalen und Bayern, die als einzige Länder
entsprechende Statistiken veröffentlicht hätten. Nordrhein-Westfalen
weise als bevölkerungsreichstes Land aus, dass dort am Stichtag des
30. Juni 2017 insgesamt 32.286 Personen von den Kommunen und
Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe in freier Trägerschaft als
wohnungslos gemeldet worden waren.

Für Bayern liegen den Angaben zufolge Daten zum Stichtag 30. Juni 2014
vor, die im Mai 2017 veröffentlicht wurden. Danach wurden laut Vorlage
zum Stichtag insgesamt 12.053 wohnungslose Personen in Bayern
gemeldet, die von den Kommunen und Einrichtungen der freien Träger der
Wohnungslosenhilfe untergebracht worden waren. Zusätzlich hätten
Einrichtungen der freien Träger der Wohnungslosenhilfe noch weitere
3.716 "anhängige" Klienten gemeldet, die im Laufe des Monats Juni
beraten oder betreut wurden.

 * 

2. Gewalt gegen deutsche Staatsangehörige

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Gewaltkriminalität gegenüber Opfern deutscher
Staatsangehörigkeit mit tatverdächtigen Zuwanderern ist ein Thema der
Antwort der Bundesregierung (19/5293) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/4974). Darin verweist die Bundesregierung "bezüglich
der Anzahl deutscher Opfer, bei denen mindestens ein Zuwanderer als
Tatverdächtiger registriert wurde", auf die entsprechenden Daten der
Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) der Jahre 2013 bis 2017. Danach
stieg bei Gewaltkriminalität die Zahl tatverdächtiger Zuwanderer von
2.367 im Jahr 2013 auf 9.672 im Jahr 2017 und die Zahl der "Opfer
Deutsch" von 2.644 im Jahr 2013 auf 10.451 im vergangenen Jahr.

Wie die Bundesregierung dazu ausführt, ist bei der Bewertung der
genannten Zahlen unter anderem eine Änderung der Definition des
tatverdächtigen Zuwanderers zum Berichtsjahr 2017 zu berücksichtigen.
Auch müsse die Gegenüberstellung der Gruppe der Tatverdächtigen mit
der Gruppe der Opfer aufgrund unterschiedlicher Erfassungsmodalitäten
in der PKS differenziert betrachtet werden:"Im Gegensatz zu
Tatverdächtigen, bei denen eine ,echte' Tatverdächtigenzählung erfolgt
(jeder Tatverdächtige wird bei ,Straftaten insgesamt' nur einmal
gezählt, unabhängig von der Anzahl der ihm zugeordneten Straftaten),
wird bei Opfern die Häufigkeit des ,Opferwerdens' gezählt (wird eine
Person mehrfach Opfer, so wird sie auch mehrfach gezählt)."

Die genannten Zahlen zu deutschen Opfern müssten somit nicht der
tatsächlichen Zahl an Personen entsprechen, die Opfer wurden, schreibt
die Bundesregierung weiter. Zudem bezögen sich die Opferzahlen auf
alle bekannt gewordenen Straftaten, unabhängig davon, ob die Tat
aufgeklärt werden konnte. Bei den Fallkonstellationen im Bereich der
Täter-Opfer-Beziehungen und den dargestellten PKS-Daten könnten
dagegen lediglich solche Fälle berücksichtigt werden, bei denen ein
Tatverdächtiger ermittelt wurde.

 * 

3. Bekämpfung sogenannter Clankriminalität

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über ihre Überlegungen "für eine konsequentere
Bekämpfung der sogenannten Clankriminalität" schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5291) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/4938). Danach handelt es sich bei diesen Überlegungen
"um einen Prozess, der zu keinem bestimmten Zeitpunkt abgeschlossen
sein wird, sondern kontinuierlich optimiert und an die Erfordernisse
einer wirkungsvollen Kriminalitätsbekämpfung im Bereich der
sogenannten Clankriminalität angepasst wird". Das Bundeskriminalamt
werde im Zusammenwirken mit den dafür grundsätzlich zuständigen
Länderpolizeien die Analyse- und Ermittlungsaktivitäten intensivieren.
Zudem werde "das Phänomen fortlaufend in dem polizeifachlich
zuständigen Gremium diskutiert, woraus entsprechende Maßnahmen
folgen".

 * 

4. Heimatpolitische Initiativen erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Heimatpolitische Initiativen der Bundesregierung"
thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5296).
Darin erkundigt sich die Fraktion danach, welche konkreten
gesetzgeberischen Initiativen seit Amtsantritt der aktuellen
Bundesregierung im Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat
jeweils durch die Unterabteilungen "Gesellschaftlicher Zusammenhalt
und Integration", "Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse" und
"Raumordnung, Regionalpolitik und Landesplanung" erarbeitet worden
sind. Auch will sie unter anderem wissen, welche konkreten
gesetzgeberischen Initiativen die Bundesregierung darüber hinaus im
Bereich der Heimatpolitik plant.

 * 

5. Zahl sogenannter Reichsbürger erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Wachsende Gewaltbereitschaft der rechtsextremen
Szene" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/5310). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, wie sich die
Personenanzahl gewaltbereiter sogenannter Reichsbürger nach Kenntnis
der Bundesregierung seit dem Jahr 2012 bundesweit bis heute entwickelt
hat. Auch will sie wissen, über welches Personenpotential sogenannte
Bürgerwehren nach Kenntnis der Bundesregierung in Deutschland seit
2012 verfügen. Ferner fragt sie unter anderem, welche Verbindungen der
Bundesregierung zwischen "Bürgerwehren" und rechtsextremistischen
Organisationen und Parteien bekannt sind.

 * 

6. Immuntherapeutische Technologien

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um die Anwendung immuntherapeutischer Technologien
in Deutschland geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/5309). Wie die Fraktion darin ausführt, sind Immuntherapien
"medizinische Behandlungsformen, bei denen das Immunsystem in
Abhängigkeit der zu behandelnden Erkrankung durch modulierende
(verändernde) oder substituierende (ersetzende) Verfahren oder zur
Prävention von Erkrankungen beeinflusst wird".

Die Bandbreite des Einsatzes von Immuntherapien sei groß. Dazu
gehörten Impfungen zur Prävention von Infektionskrankheiten, wie unter
anderem Polio, Masern, Röteln, Grippe, HPV, die Prävention von
Abstoßungsreaktionen bei Organtransplantationen, die Behandlung von
Autoimmunerkrankungen wie Colitis Ulcerosa oder Morbus Crohn sowie die
Behandlung von malignen Erkrankungen (Krebs). Wissen wollen die
Abgeordneten unter anderem, welche Chancen die Bundesregierung beim
Einsatz von immuntherapeutischen Technologien und Behandlungsformen
sieht.

 * 
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BUNDESTAG/7667: Heute im Bundestag Nr. 819 - 01.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 819

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 1. November 2018, Redaktionsschluss: 10.26 Uhr

1. Versorgungsqualität bei Morbus Pompe

2. Apps und Software als Medizinprodukte

3. Tätigkeit des Ostbeauftragten

4. Private Schiffssicherheitsdienste

5. Perspektiven für Tiefseebergbau

6. Bundesregierung will Baukultur stärken



1. Versorgungsqualität bei Morbus Pompe

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der "medizinischen Versorgungsqualität bei
Morbus Pompe" erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/5275). Wie die Fraktion darin ausführt, führt die seltene
neuromuskuläre Erkrankung Morbus Pompe aufgrund einer genetischen
Anomalie und dem daraus folgenden Mangel des sauren Alpha-Glucosidase
Enzyms zu einer Anreicherung von Glykogen in der Muskulatur. Das nicht
abgebaute Glykogen sammele sich in den Zellen an und verursache eine
Schwächung der Muskulatur.

Dies könne bereits im Säuglingsalter auftreten und beispielsweise zu
einer Trinkschwäche oder fehlenden Krabbelaktivitäten oder im
jugendlichen Alter zu Beeinträchtigungen beim Treppensteigen führen,
heißt es in der Vorlage weiter. Jeder Muskel, darunter auch die
Atemmuskulatur oder das Herz, könne betroffen sein.

Wissen wollen die Abgeordneten, wie viele Menschen in Deutschland nach
Kenntnis der Bundesregierung an Morbus Pompe erkrankt sind. Auch
erkundigen sie sich unter anderem danach, wie viele Kliniken in
Deutschland über eine Spezialisierung auf Morbus Pompe verfügen.

 * 

2. Apps und Software als Medizinprodukte

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will von der Bundesregierung
wissen, welche Möglichkeiten es im Gesundheitssystem gibt, "eine App
oder ein Softwareprodukt als Medizinprodukt zuzulassen und über die
gesetzliche Krankenversicherung abrechenbar zu machen". Auch erkundigt
sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/5276) danach, welche Kosten
durchschnittlich für eine solche Zulassung anfallen. Ferner fragt sie
darin unter anderem, welche Apps und Softwareprodukte bislang als
Medizinprodukte in Deutschland zugelassen sind.

 * 

3. Tätigkeit des Ostbeauftragten

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion hinterfragt die Tätigkeit des
Ostbeauftragten der Bundesregierung. In einer Kleinen Anfrage
(19/5250) erkundigen sich die Abgeordneten nach den Kosten, die durch
den Posten und das Wirken des Beauftragten seit 2010 entstanden sind.
Sie möchten auch wissen, wie viele Veranstaltungen im Rahmen der
Tätigkeit ausgerichtet worden sind.

 * 

4. Private Schiffssicherheitsdienste

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um den Beitrag privater Sicherheitsfirmen gegen
Schiffspiraterie geht es in einer Kleinen Anfrage (19/5273) der
FDP-Fraktion. Die Abgeordneten möchten wissen, wie viele Unternehmen
im Schiffsicherheitsbereich ein Gewerbe angemeldet hätten, seit es ein
Zulassungsverfahren gibt. Sie fragen außerdem nach Details zu diesen
Unternehmen und erkundigen sich nach den Kosten, die deutschen Reedern
mit dem Einsatz von privaten Sicherheitsdiensten entstanden sind.

 * 

5. Perspektiven für Tiefseebergbau

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Perspektiven für den Tiefseebergbau stehen im
Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/5301). Der
Abbau von mineralischen Rohstoffen in der Tiefsee könne neue Chancen
und Möglichkeiten für die deutsche Rohstoffversorgung bieten,
begründen die Abgeordneten ihr Interesse. Sie möchten von der
Bundesregierung wissen, welche konkreten Maßnahmen sie kurz- und
mittelfristig plant, um Projekte im Tiefseebergbau voranzutreiben.
Darüber hinaus fragen sie nach dem Stand bei entsprechenden
Feldversuchen.

 * 

6. Bundesregierung will Baukultur stärken

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung will die Rolle der Baukultur
stärken. Die Förderung von Baukultur solle unter dem Leitbild
"Vorbild-Partner-Förderer" als wichtiges baupolitisches Ziel aktiv
weiter vorangebracht werden, heißt es in der Stellungnahme zum
Baukulturbericht 2018/2019 der Bundesstiftung Baukultur. Die
Bundesregierung hat Bericht und Stellungnahme als Unterrichtung
vorgelegt (19/5300). Sie würdigt dabei zum einen die Arbeit der vor
mehr als zehn Jahren gegründeten Stiftung, zum anderen betont sie die
Bedeutung des interdisziplinären Ansatzes baupolitischer Aspekte,
Maßnahmen und Ziele. Dieser sei entscheidend für das Bewältigen
aktueller Herausforderungen von demografischem Wandel bis zu
Klimawandel und Wohnungsbau.

Ausgangspunkt jeder Überlegung sei dabei der Bestand. Die historischen
Bauten seien Träger der kulturellen Identität von Orten, Quartieren
und Städten, so die Bundesregierung. Sie kündigt an, Leitlinien für
Baukultur in Deutschland zu erarbeiten, um diesen Grundgedanken als
gesamtgesellschaftliche Strategie bei allen Akteuren zu verankern.

Der Baukulturbericht steht in diesem Jahr unter dem Titel "Erbe,
Bestand, Zukunft" und betrachtet den Umgang mit Bau-Bestand aus
verschiedenen Perspektiven. Baukultur sei dabei nicht nur unter
ästhetischen und emotionalen Gesichtspunkten wichtig, sondern auch
unter sozialen, ökologischen und wirtschaftlichen. Der Bericht liefere
so Denkanstöße für Umbau und damit eine langfristige Entwicklung im
Bestand. Ein besonderer Fokus liegt auf dem Umgang mit
Nachkriegsarchitektur und -gebäuden.

 * 
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BUNDESTAG/7658: Heute im Bundestag Nr. 810 - 30.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 810

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 30. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 13.07 Uhr

1. Einstufung als sichere Herkunftsstaaten

2. Rechtsextreme Taten in Chemnitz erfragt

3. Projekt "Schule ohne Rassismus"

4. Finanzierung von Religionsgemeinschaften

5. EU-Pläne für "Ausschiffungszentren"



1. Einstufung als sichere Herkunftsstaaten

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Algerien, Marokko und Tunesien sowie Georgien sollen
nach dem Willen der Bundesregierung als asylrechtlich sichere
Herkunftsstaaten eingestuft werden. Dies geht aus einem Gesetzentwurf
der Bundesregierung (19/5314) hervor. Wie die Bundesregierung darin
schreibt, liegen die Voraussetzungen für die Gewährung von Asyl,
Flüchtlingsschutz oder subsidiärem Schutz bei Antragstellern aus
diesen Staaten nur in wenigen Einzelfällen vor. "Durch die
zahlreichen, zumeist aus nicht asylrelevanten Motiven gestellten
Asylanträge" würden Bund, Länder und Kommunen "mit erheblichen Kosten
für die Durchführung der Verfahren sowie für die Versorgung der in
Deutschland aufhältigen Asylsuchenden belastet". Dies gehe "im
Ergebnis zu Lasten der tatsächlich schutzbedürftigen Asylsuchenden, da
für sie weniger Kapazitäten zur Verfügung stehen".

Daher sollen die vier Länder als sichere Herkunftsstaaten eingestuft
werden, um Asylverfahren ihrer Staatsangehörigen schneller bearbeiten
"und - im Anschluss an eine negative Entscheidung über den
Asylantrag - den Aufenthalt in Deutschland schneller beenden" zu
können. Deutschland werde dadurch "als Zielland für aus nicht
asylrelevanten Motiven gestellte Asylanträge weniger attraktiv", heißt
es in der Vorlage weiter. Der Individualanspruch auf Einzelfallprüfung
soll durch die angestrebte Einstufung unberührt bleiben.

Im vergangenen Jahr hat das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
(Bamf) den Angaben zufolge insgesamt 15.148 Entscheidungen über
Asylanträge von Angehörigen der vier genannten Staaten getroffen. In
sieben Fällen (drei georgische, ein algerischer, zwei marokkanische
und ein tunesischer Staatsangehöriger) wurde danach Asyl nach Artikel
16a des Grundgesetzes gewährt. Insgesamt 145 Personen (15 georgische,
32 algerische, 87 marokkanische und elf tunesische Staatsangehörige)
sei Flüchtlingsschutz gewährt worden und bei weiteren 159 Personen
(davon 27 georgische, 45 algerische, 70 marokkanische und 17
tunesische Staatsangehörige) subsidiärer Schutz. Die Anerkennungsquote
(Asylgewährung, Flüchtlingsschutz, subsidiärer Schutz) habe im Jahr
2017 für Georgien 0,6 Prozent, für Algerien 2,0 Prozent, für Marokko
4,1 Prozent und für Tunesien 2,7 Prozent betragen.

Mit dem Gesetzentwurf soll zugleich Asylbewerbern aus den genannten
Staaten, die am Tag des Kabinettbeschlusses bereits mit Zustimmung der
Ausländerbehörde in einem Beschäftigungsverhältnis standen, die
Weiterbeschäftigung und Aufnahme weiterer Beschäftigungen ermöglicht
werden. Davon umfasst sein sollen auch alle in einem
Beschäftigungsverhältnis ausgeübten Formen der Berufsausbildung.
Darüber hinaus sollen die qualifizierten Berufsausbildungen im Jahr
2018 aufgenommen werden können, für die bis zum Tag des
Kabinettbeschlusses zu dem Gesetzentwurf ein Berufsausbildungsvertrag
abgeschlossen wurde.

 * 

2. Rechtsextreme Taten in Chemnitz erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele Fälle
politisch rechts motivierter Kriminalität es nach Kenntnis der
Bundesregierung seit dem 26. August dieses Jahres in Chemnitz gegeben
hat. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/5245)
danach, ob das Bundesamt für Verfassungsschutz nach Kenntnis der
Bundesregierung die Generalbundesanwaltschaft "seit dem 26. August
über extrem rechte Vorfälle (Mobilisierung, begangene beziehungsweise
geplante Straf- und Gewalttaten) in Chemnitz" informiert hat. Ferner
fragt sie unter anderem danach, ob sich das "Gemeinsame Extremismus-
und Terrorismusabwehrzentrum zur Bekämpfung des
Rechtsextremismus/-terrorismus" mit Ereignissen in Chemnitz seit dem
26. August 2018 befasst hat.

 * 

3. Projekt "Schule ohne Rassismus"

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Das Projekt "Schule ohne Rassismus - Schule mit
Courage" ist ein Thema einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/5247). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, ob und
gegebenenfalls in welcher Höhe die Bundesregierung dem Verein "Aktion
Courage e. V." zweckgebundene Mittel für das Projekt zur Verfügung
gestellt hat. Ferner möchte sie unter anderem wissen, an wie vielen
Schulen oder Einrichtungen und an welchen Orten innerhalb der
Bundesrepublik das Projekt durchgeführt wird.

 * 

4. Finanzierung von Religionsgemeinschaften

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Finanzierung von Religionsgemeinschaften"
thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5248).
Darin erkundigt sie sich danach, in welcher Höhe
Religionsgemeinschaften direkt oder indirekt seit dem Jahr 2008
jährlich durch Mittel des Bundes und nach Kenntnis der Bundesregierung
durch Mittel der Bundesländer zu jeweils welchem Zweck gefördert
werden. Auch will sie unter anderem erfahren, in welcher Höhe "nach
Kenntnis der Bundesregierung Religionsgemeinschaften direkt oder
indirekt seit dem Jahr 2008 jährlich durch Mittel, die aus dem Ausland
stammen, finanziert" werden.

 * 

5. EU-Pläne für "Ausschiffungszentren"

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach Planungen für "Ausschiffungszentren" in
Drittstaaten erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/4504). Der Europäische Rat habe die Europäische Kommission
aufgefordert, zusammen mit der Flüchtlingsorganisation der Vereinten
Nationen (UNHCR) sowie der Internationalen Organisation für Migration
(IOM) ein Konzept für Flüchtlinge zu prüfen, die von staatlichen oder
privaten Schiffen in Seenotrettungszonen (SAR-Regionen) im Mittelmeer
gerettet werden. Gleichzeitig sei der Auftrag für die Untersuchung der
freiwilligen Einrichtung "kontrollierter Zentren" auf dem Territorium
der EU-Mitgliedstaaten ergangenen, in denen ankommende Flüchtlinge
festgehalten werden, bis im Eilverfahren über eine mögliche
Rückschiebung in Herkunfts- oder Transitländer entschieden sei. Die
Abgeordneten fragen nun unter anderem, ob die Bundesregierung die
Begriffe "Ausschiffungsplattformen" oder "Ausschiffungszentren" für
geeignet hält, welche Drittstaaten für solche Zentren infrage kommen
und welche offenen Fragen noch geklärt werden müssen, bevor die
Bundesregierung ihre Zustimmung zu diesen Plänen erteilt.

 * 

Quelle:
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ARBEIT/962: Fachkräftestrategie der Großen Koalition ist purer Etikettenschwindel


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. November 2018

VOGEL: Fachkräftestrategie der Großen Koalition ist purer
Etikettenschwindel



Zur Fachkräftestrategie der Bundesregierung erklärt der
arbeitsmarktpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Johannes Vogel:

"Die Fachkräftestrategie ist purer Etikettenschwindel. Von einem
großen Wurf ist die Große Koalition leider weit entfernt, stattdessen
verharrt sie bei bloßen Problembeschreibungen. Dadurch riskiert die
Bundesregierung Verluste für die deutsche Wirtschaft. Um effektiv
gegen den Fachkräftemangel vorzugehen, müssen zwei Aspekte sofort
angegangen werden: Erstens muss die Einwanderung nach klaren Regeln
geordnet und die besten Talente weltweit umworben werden. Dazu ist
ein wirklich modernes Einwanderungsgesetz mit Punktesystem notwendig.
Zweitens müssen wir in Zeiten der Digitalisierung konzeptionell viel
mehr in die Weiterbildung investieren, um beispielsweise mit
Instrumenten wie einem Midlife-BAföG lebenslanges Lernen zu
ermöglichen. Das würde auch den Quereinstieg in neue Berufsfelder
vereinfachen. Trotz angekündigter nationaler Weiterbildungsstrategie
ist auch hier bislang kein echter Fortschritt zu erkennen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - AUSSEN/1859: Polen braucht Pressefreiheit und Rechtsstaat statt einer Reparationsdebatte















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





AUSSEN/1859: Polen braucht Pressefreiheit und Rechtsstaat statt einer Reparationsdebatte


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. November 2018

LAMBSDORFF: Polen braucht Pressefreiheit und Rechtsstaat statt
einer Reparationsdebatte



Zu den deutsch-polnischen Regierungskonsultationen erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Bundeskanzlerin Merkel muss gegenüber der polnischen Regierung
darauf drängen, dass Polen dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs
Folge leistet und die Absetzung der obersten Richter unverzüglich
stoppt. Warschau muss die Pressefreiheit, die unabhängige Justiz und
ein freies, faires Wahlrecht garantieren, wie die EU-Kommission das
völlig zu Recht fordert. Auf die von der Regierungspartei PiS immer
wieder angefachte Gespensterdebatte über Reparationszahlungen dürfen
sich hingegen weder Merkel noch andere Kabinettsmitglieder einlassen.
Diese Frage ist mit dem 2+4-Vertrag ein für alle Mal geklärt worden.

Stattdessen sollte der Blick auf die Zukunft gerichtet werden:
Wichtig ist, dass Polen wieder an seine starken demokratischen und
pro-europäischen Traditionen anknüpft. Gerade in den grenznahen
Gebieten müssen Deutschland und Polen enger zusammenrücken und nach
dem Vorbild der deutsch-französischen Freundschaft, den
Jugendaustausch sowie die wissenschaftliche und wirtschaftliche
Zusammenarbeit fördern."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INNEN/4696: Bei digitaler Verwaltung ist Deutschland immer noch Entwicklungsland


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. November 2018

SITTA: Bei digitaler Verwaltung ist Deutschland immer noch
Entwicklungsland



Zu den Ergebnissen des E-Government-Monitors erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Frank Sitta:

"Die Zahlen bestätigen unsere Befürchtungen: Es sind nicht nur viel
zu wenige Menschen, die digitale Verwaltungsangebote nutzen wollen,
ihre Zahl sinkt sogar. Schuld daran sind aber nicht die
internetscheuen Bürger, sondern die mangelhafte Digitalisierung
unserer Ämter. Bei der digitalen Verwaltung ist Deutschland immer
noch Entwicklungsland. Das ist ein Paradebeispiel für das Scheitern
der Digitalpolitik der Großen Koalition. Dass es anders geht, zeigen
Länder wie Estland oder Dänemark. In allen Lebensbereichen sehen wir
technologischen Fortschritt, nur die Amtsstube bleibt nahezu
unberührt. Das muss sich ändern: Die Große Koalition muss sich ein
Sofortprogramm zur Beschleunigung der Digitalisierung verordnen.
Konkret sollte der digitale Staat nutzerfreundlicher und
bürokratieärmer werden. Ziel muss dabei sein, den klassischen
Behördengang zur Ausnahme zu machen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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HAMBURG/4537: Frohes Fest - Deutsche Bahn AG klemmt zu Weihnachten den Bahnverkehr ab (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 2. November 2018

Frohes Fest: DB klemmt zu Weihnachten den Bahnverkehr ab



Vom 1. Weihnachtstag bis zum 2. Januar 2019 will die Deutsche Bahn AG in Hamburg umfangreiche Bauarbeiten durchführen - der gesamte Fern- und Regionalverkehr zwischen Hauptbahnhof, Altona und Eidelstedt wird damit lahmgelegt. "Die Deutsche Bahn ist sehr erfindungsreich - zumindest, wenn es um Härtetests für ihre Kund_innen geht", kritisiert die verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Heike Sudmann. "Gerade zwischen Weihnachten und Neujahr fahren viele Menschen mit der Bahn zu Familienbesuchen oder in den Urlaub. Die Bahn sollte die Arbeiten verlegen, zum Beispiel in die Hamburger Frühjahrsferien. Dann sind auch weniger ÖPNV-Kund_innen betroffen."

Der Fernbahnhof Altona gehört zu den 20 größten Bahnhöfen Deutschlands und wird von der DB in die Kategorie 1 eingestuft. Diesen jetzt in der Hochsaison komplett vom Fernverkehr abzuhängen, sei "verkehrspolitischer Schwachsinn", so Sudmann: "Das wirkt wie eine Retourkutsche für den vom Gericht verhängten Planungsstopp für die Bahnhofsverlagerung nach Diebsteich. Zu den Geheimnissen der Bahn gehört auch, weshalb sie gleichzeitig auch am Hauptbahnhof Weichen erneuert und dadurch weitere Ausfälle produziert."

Mit einer Schriftlichen Kleinen Anfrage will Sudmann nun unter anderem erfahren, weshalb in dieser Zeit die Züge von Westerland nur bis Elmshorn und nicht bis nach Pinneberg und damit zu einem S-Bahn-Anschluss fahren sollen.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 2. November 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4536: Parlamentsreform ist nichts für Schnellschüsse und Profilierung (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 1. November 2018

Parlamentsreform ist nichts für Schnellschüsse und Profilierung



Per Pressemitteilung hat der Vorsitzende der CDU-Fraktion heute Vorstellungen zur Zukunft der Hamburgischen Bürgerschaft veröffentlicht. "Herr Trepoll hat ja recht, so wie es ist, kann es nicht bleiben", kommentiert Sabine Boeddinghaus, die Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. "Eine umfassende Reform unseres Parlaments muss aber im richtigen Rahmen, mit ausreichend Zeit und viel Expertise behandelt werden. Schnellschüsse und Profilierungsversuche helfen da nicht weiter. Ob zum Beispiel eine Enquete-Kommission der richtige Ort und die nur noch ein gutes Jahr laufende Wahlperiode der richtige Zeitrahmen dafür ist, darüber kann man sehr geteilter Meinung sein. Auch Bedingungen und Vorfestlegungen etwa auf Optionsmodelle werden dieser wichtigen Frage nicht gerecht. Schließlich geht es nicht nur um Arbeitszeiten und Entlohnung sondern um die Frage, wie unser Landesparlament so gestärkt werden kann, dass es endlich seinen Auftrag als demokratisches Kontrollorgan auch bei sehr komplexen Vorgängen wie zum Beispiel der Elbphilharmonie oder der HSH-Nordbank effektiv erfüllen kann."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 1. November 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255
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HAMBURG/4535: Chancengleichheit in der Kita gibt es nicht ohne Investitionen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 1. November 2018

Chancengleichheit in der Kita gibt es nicht ohne Investitionen



Die FDP-Fraktion sorgt sich um die Chancengleichheit in Hamburg und daher um die Qualität der Kinderbetreuung. "Echte Chancengleichheit gibt es in Hamburgs Kitas noch lange nicht", sagte dazu in der heutigen Aktuellen Stunde Mehmet Yildiz, der kinderpolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Eltern mit Gutscheinen für fünf Stunden Betreuung suchen oft monatelang nach einer Kita, die ihre Kinder annimmt, weil diese Gutscheine für die Kitas nicht kostendeckend sind. Besonders trifft das Familien im ALG II-Bezug, Flüchtlingsfamilien oder Migrantenfamilien, bei denen ein Elternteil ohne Erwerbsarbeit ist. Obwohl ihnen so Chancengleichheit verwehrt wird, hält die FDP am Gutscheinsystem fest und will Hamburgs Eltern weismachen, dass der Wettbewerb das Angebot schon regeln würde. Sie drückt sich davor einzugestehen, dass sie damit Platzsteuerung und Bedarfsplanung aus der Hand gibt."

Die Folgen seien hohe Krankenstände unter den Kita-Beschäftigten, ein unattraktives Berufsbild und letztlich fehlende Fachkräfte - also genau das Gegenteil von guter Qualität in den Kitas.

"Wer Chancengleichheit und gute Bedingungen für Kinder, Eltern und Kita-Beschäftigte will, muss neben der Qualität in der Tagesbetreuung auch in die Attraktivität des Berufs und die Weiterentwicklung von Bildungsbeteiligung und Beitragsfreiheit investieren", so Yildiz. "Diese Leitlinien stehen nicht gegeneinander, sondern bedingen sich gegenseitig."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 1. November 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3212: Das Pferd nicht beim Schwanz aufzäumen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 1. November 2018

Das Pferd nicht beim Schwanz aufzäumen



Die CDU-Landtagsfraktion überlegt offenbar, eine Reiterstaffel der Polizei in Mecklenburg-Vorpommern aufzustellen. Diese Gedanken sieht der polizeipolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Manfred Dachner kritisch und erklärt:

"Über den Vorschlag, eine Reiterstaffel in unserem Land zu schaffen, kann man natürlich nachdenken. Allerdings sind die bisher genannten Argumente nicht ausreichend. Zwei Millionen Euro Steuergeld wollen effektiv und effizient angelegt sein. Das ist zurzeit bei den Überlegungen der CDU nicht erkennbar. Der Einsatz zum Beispiel bei Risikofußballspielen wäre zwar möglich. Diese Risikoeinsätze werden jedoch mindestens ein Jahr im Voraus geplant. Somit könnten, wenn nötig, Reiterstaffeln aus anderen Bundesländern angefordert werden. Davon wurde in den Vorjahren jedoch kein Gebrauch gemacht. Das Argument, dass Anforderungen aus anderen Ländern weite Wege und Transporte bedeuten, gilt genauso für die Stationierung einer eigenen Staffel im Landesgestüt Redefin und deren Einsatz in einem Flächenland wie Mecklenburg-Vorpommern.

Auch bei Demonstrationsgeschehen ist eine Reiterstaffel nur bedingt einsetzbar. Nicht umsonst hat das Land Berlin seine Staffel in diesem Bereich abgezogen und abgeschafft. Pferde sind ebenfalls verwundbar und haben gerade bei solchen Einsätzen schwere Verletzungen davongetragen. Der Verweis auf gemeinsame Übungen zur Grenzsicherung ist ebenfalls nicht ausreichend begründbar, da hier die Zuständigkeit bei der Bundespolizei liegt. Die wiederum verzichtet auf den Einsatz von Pferden. Sicherlich sorgen die Einsätze von Reiterstaffeln bei Volksfesten für Sympathie. Dennoch schienen sie auch hier in der Vergangenheit nicht notwendig. Aus diesen genannten Gründen haben die verschiedenen Länder über die Zeit ihre Reiterstaffeln minimiert oder ganz abgeschafft.

Darüber hinaus ist ungeklärt, wie viel Personal und Pferde man für zwei Millionen Euro bekommen würde und wie viel davon tatsächlich für Einsätze zur Verfügung stehen würde. Für zwei Millionen Euro könnte man auch viel Gutes tun im Bereich der Bildung, der Pflege sowie der Jugendarbeit."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/4968: Der Tourismus in Rheinland-Pfalz richtet sich neu aus (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
31.10.2018

Der Tourismus in Rheinland-Pfalz richtet sich neu aus

Neue Strategie setzt dauerhafte Akzente



Zur Tourismusstrategie Rheinland-Pfalz 2025 erklärt die Obfrau der
SPD-Fraktion in der Tourismus-Enquete-Kommission, Nina Klinkel: "Die
neue Tourismusstrategie ist klug konzipiert und inhaltlich voll und
ganz überzeugend. Sie benennt klare strategische "Wege" und Projekte,
um diese zu erreichen. Mit dem Schwerpunkt auf ein konsequentes
Umsetzungsmanagement wird die Strategie einen für alle
nachvollziehbaren Prozess in Gang setzen. Besonders erfreulich ist,
dass die Forderung der SPD-Fraktion nach einer Dachmarke als ein
Strategie-Grundpfeiler aufgenommen worden ist. Mit dem ersten "Weg"
"Rheinland-Pfalz zur Marke machen" soll die Tourismusbranche ein
verbindendes Element bekommen und gleichzeitig die Stärke der
bestehenden Marken aufgreifen. Der Tourismus sichert landesweit rund
150.000 Arbeitsplätze: Mit der Tourismusstrategie 2025 leistet die
Landesregierung einen wichtigen Beitrag, den Wirtschaftsfaktor
Tourismus zu stärken und die damit verbundenen Arbeitsplätze in
Städten und im ländlichen Raum zu erhalten."

Fredi Winter, stellvertretender Vorsitzender der Enquete-Kommission
sowie tourismuspolitischer Sprecher der Fraktion, ergänzt: "Seit ihrer
Gründung im Frühjahr 2017 hat die Enquete-Kommission Tourismus die
Erarbeitung der neuen Tourismusstrategie der Landesregierung eng
begleitet. Das Ergebnis ist eine strategische Neuausrichtung der
Tourismus-Politik, die die für Rheinland-Pfalz so wichtige
Tourismusbranche nachhaltig stärken wird. Bereits der Weg zur
Erarbeitung der Strategie war von Dialog, Partizipation und großem
Engagement der beteiligten Akteure gekennzeichnet. Dass alle an einem
Strang ziehen, ist gerade für eine Querschnittsbranche wie dem
Tourismus von besonderer Bedeutung. Neben dem Hotel- und Gastgewerbe
profitieren auch der Einzelhandel, das Handwerk, die Landwirtschaft
und der Weinbau sowie regionale Vermarkter und Dienstleister. Zudem
kommen die Rheinland-Pfälzerinnen und Rheinland-Pfälzer selbst in den
Genuss einer hohen Lebens- und Aufenthaltsqualität, wenn sie die
attraktiven Angebote nutzen. Der Dank der SPD-Fraktion gilt allen
beteiligten Akteuren, die an der Neuausrichtung des Tourismus in
Rheinland-Pfalz mitgewirkt haben. Diese konstruktive Zusammenarbeit
sollte unbedingt in der nun anstehenden Umsetzungsphase fortgeführt
werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Oktober 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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AUSSEN/1593: Deutsch-polnische Regierungskonsultationen - Partnerschaft trotz Streitpunkten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 1. November 2018

Arbeitsgruppe: Außenpolitik

Deutsch-polnische Regierungskonsultationen: Partnerschaft trotz Streitpunkten



Dietmar Nietan, zuständiger Berichterstatter:

Morgen finden die 15. deutsch-polnischen Regierungskonsultationen statt. Sie unterstreichen die herausragende Bedeutung der bilateralen Beziehungen zwischen Deutschland und Polen.

"Auch wenn es Streitpunkte gibt, etwa in der Frage von Reparationen, bleiben der Austausch und die aktive Kooperation zwischen Deutschland und Polen unerlässlich für den Zusammenhalt Europas. Die Regierungskonsultationen bilden dafür einen wichtigen Baustein. Sie bieten den Rahmen für einen offenen Meinungsaustausch und für die konkrete Arbeit an zahlreichen gemeinsamen Projekten.

Im Jahr 2018 erinnern wir an das Ende des Ersten Weltkrieges und die Wiedererlangung der Unabhängigkeit Polens vor 100 Jahren. In der wechselvollen und oft tragischen Geschichte ihres Landes haben die Polen trotz aller Widrigkeiten unerschrocken für die Freiheit gekämpft. Dass wir heute in einem freien und geeinten demokratischen Europa zusammenleben, ist ein großes Glück, das es zu bewahren gilt. Das geht nur gemeinsam."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:

Pressemitteilung vom 1. November 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle
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MEDIEN/467: Demokratie braucht eine informierte Öffentlichkeit durch freie Medien


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 2. November 2018

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Demokratie braucht eine informierte Öffentlichkeit durch freie Medien



Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher:

Zum Internationalen Tag gegen die Straflosigkeit für Verbrechen an Journalistinnen und Journalisten am heutigen 2. November fordert die SPD-Bundestagsfraktion bessere Bedingungen für Medienschaffende.

"Der Zustand der Presse- und Meinungsfreiheit weltweit ist dramatisch und unhaltbar. Allein 2018 wurden bislang nach Angaben der Vereinten Nationen mindestens 88 Journalistinnen und Journalisten getötet, Tausende wurden attackiert, belästigt, festgenommen oder sitzen in Haft aufgrund falschen Verdachts und ohne einen ordnungsgemäßen Prozess.

Medien prägen die individuelle und öffentliche Meinungsbildung. Eine freie Presse und ein freier Rundfunk sind von herausragender Bedeutung für das Funktionieren eines demokratischen Staates und einer freien, demokratischen Gesellschaft.

Die Freiheitsrechte der Medienschaffenden in Presse und Rundfunk müssen gewahrt und ihr Schutz muss sichergestellt werden. Deshalb fordern wir die Schaffung des Amtes einer/s Sonderbeauftragten der Vereinten Nationen zum Schutz von Journalistinnen und Journalisten, wie wir es bereits in der vergangenen Legislaturperiode per Antrag formuliert haben (Drucksache 18/12781).

Zur Wahrung der Medien- und Pressefreiheit werden wir zudem, wie im Koalitionsvertrag vereinbart, das Berufsgeheimnis und die Auskunftsrechte von Medienschaffenden stärken. Darüber hinaus wollen wir verlässliche Rahmenbedingungen für Verlage und Journalistinnen und Journalisten schaffen, beispielsweise durch eine bessere Rechtsdurchsetzung für journalistische Inhalte. Denn gerade Deutschland und Europa müssen Vorbilder sein, wenn es darum geht, Presse- und Medienfreiheit zu stärken. Das gilt besonders angesichts aktueller Vorfälle auch in Deutschland, bei denen Medienvertreterinnen und -vertreter tätlich angegriffen wurden.

Wir danken den vielen engagierten und mutigen Journalistinnen und Journalisten für ihre tägliche Arbeit und machen uns im Kampf gegen Gewalt, Rechtspopulismus und Fake News für die Wahrung der Presse- und Medienfreiheit sowie für die Medienvielfalt stark."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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UMWELT/1169: Antarktiskommission - Rückschlag für Weddellmeer und internationalen Meeresschutz


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 2. November 2018

Arbeitsgruppe: Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit

Antarktiskommission - Rückschlag für Weddellmeer und internationalen Meeresschutz



Frank Schwabe, zuständiger Berichterstatter:

Die Verhandlungen der Antarktiskommission sind gescheitert. Zu den Ergebnissen der 37. Jahrestagung der Kommission zur Erhaltung der lebenden Meeresschätze erklären die Berichterstatter Frank Schwabe (SPD), Dr. Michael von Abercron (CDU/CSU), Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/Die Grünen), Hagen Reinhold (FDP), Dr. Klaus-Peter Schulze (CDU/CSU) gemeinsam:

"Das heutige Scheitern der Verhandlungen der Antarktiskommission zur Errichtung des größten Meeresschutzgebiets der Erde ist ein schwerer Rückschlag und eine herbe Enttäuschung für den internationalen Schutz der Meere. Besonders angesichts des schnell voranschreitenden Artensterbens und des globalen Klimawandels wäre es ein längst überfälliges Zeichen gewesen, das Weddellmeer rasch zum Naturschutzgebiet zu erklären. Damit hätte dieses bedrohte Ökosystem mit seiner einzigartigen Tier- und Pflanzenwelt vor weiteren Schäden bewahrt werden können. Es ist enttäuschend, dass der Schutz der Meere trotz gemeinsamer internationaler Ziele zum Klimaschutz und zum Erhalt der Artenvielfalt erneut hinter wirtschaftlichen und politischen Interessen zurückstehen muss. Damit wurde eine wichtige Chance verpasst sich der Krise unserer Weltmeere und maritimer Ökosysteme entgegenzustellen.

Alle Kraft muss sich nun auf die nächste Verhandlungsrunde im kommenden Jahr richten. Dort besteht erneut die Chance, das Weddellmeer der Antarktis zum Meeresschutzgebiet zu erklären. Die Bundesregierung und die Europäische Union müssen im kommenden Jahr erneut einen nachdrücklichen Versuch unternehmen, bereits im Vorfeld der nächsten Jahrestagung auf höchster diplomatischer Ebene eine Einigung der Staatengemeinschaft zu erzielen. Das verbleibende Zeitfenster für den Erhalt einzigartiger Ökosysteme muss unbedingt genutzt werden. Dafür wollen wir auch weiter gemeinsam kämpfen."

Hintergrund: Im Rahmen mehrerer internationaler Abkommen hat sich die Weltgemeinschaft dem Schutz der Meere und seiner Biodiversität verpflichtet. So haben sich die Vertragsstaaten des "Übereinkommens über die Biologische Vielfalt (CBD)" im Jahr 2011 darauf geeinigt, bis zum Jahr 2020 zehn Prozent der globalen Meeresfläche unter Schutz zu stellen. Mit der Verabschiedung der Nachhaltigkeitsagenda der Vereinten Nationen im Jahr 2015 und durch die Aufnahme des Nachhaltigen Entwicklungsziel 14 "Life below Water" (SDG14) wurde das internationale Bekenntnis zum Schutz der Meere nochmals bekräftigt. Gleichzeitig wurde das gemeinsame Ziel, bis zum Jahr 2020 zehn Prozent der globalen Meeresfläche unter Schutz zu stellen, erneuert.

Die Ausweisung von Meeresschutzgebieten ist eines der wichtigsten Instrumente, um maritime Ökosysteme zu erhalten, ihre Resilienz und Anpassungsfähigkeit gegenüber Übernutzung, Klimawandel und Raubbau zu verbessern und weitere Habitatzerstörung zu verhindern.

Das Weddellmeer der Antarktis zu einem Meeresschutzgebietes auszuweisen, geht zurück auf einen Vorschlag der Europäischen Union der maßgeblich von Deutschland vorbereitet wurde. Nach einer vorherigen Ablehnung auf der Jahrestagung der "Kommission zur Erhaltung der lebenden Meeresschätze der Antarktis" (CCAMLR) im Jahr 2015, wurde er dieses Jahr erneut auf die Agenda gesetzt.

Am 29.06.2018 hat der Deutsche Bundestag einen interfraktionellen Antrag von CDU/CSU, SPD, FDP und Grünen einstimmig verabschiedet, welcher die Bundesregierung dazu auffordert, sämtliche diplomatischen Kanäle zu nutzen, um im Rahmen der CCAMLR Tagung eine Einstufung des Weddellmeeres als Meeresschutzgebiet zu erzielen, ein ausreichendes Schutzgebietsmanagement einzurichten und internationale Umweltprinzipien wie das Vorsorgeprinzip zu stärken.

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1828: Brasilien - Rechtsextremist Bolsonaro verkündet die Marschroute für seine Präsidentschaft (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Rechtsextremist Bolsonaro verkündet die Marschroute für seine 
Präsidentschaft

Von Andreas Behn



(Rio de Janeiro, 31. Oktober 2018, taz/npl) - Brasilien nach der Wahl:
Der Alltag ist unverändert, kaum etwas erinnert daran, dass am Sonntag
ein erklärter Rechtsextremist zum Präsidenten gewählt wurde. "Nun sind
48 Stunden seit der Wahl vergangen und unser Land hat sich nicht in
eine Diktatur verwandelt", ironisiert der landesweit bekannte
Radiokommentator Ricardo Boechat. Jetzt werde Brasilien halt von
rechts regiert, so funktioniere die Demokratie. Das gesamte
Establishment setzt auf gute Zusammenarbeit mit dem Mann, der Folter
gutheißt und "das Land von linken Oppositionellen säubern" will.

In sozialen Netzwerken wimmelt es von Berichten zu Übergriffen. Die
meisten werden den Bolsominios, den fanatischen Unterstützern des
Ex-Militärs Jair Bolsonaro, zugeschrieben. Warnungen zum Verhalten auf
den Straßen haben Hochkonjunktur, vor allem bei Anhänger*innen
afrobrasilianischer Religionen und in LGBT-Kreisen. Und immer wieder
Hinweise in der Art: Niemals die Faschos unterschätzen, sie sind jetzt
am Ruder, haben die Polizei auf ihrer Seite und bestimmen selbst den
Zeitpunkt, zu dem sie handeln werden.

Bolsonaro und sein Team legen sofort los. Nachdem der 63-jährige bis
Sonntag jede Einladung zu einer Fernsehdebatte ausschlug, ist er seit
Montag auf allen Sendern zu sehen - alleine und ohne Gegenspieler.
Sein schwammiges Regierungsprogramm gewinnt langsam Konturen. Die
Ministerien für Finanzen, Handel, Planung und Industrie werden zu
einem Superressort Wirtschaft unter Führung des neoliberalen
Chicago-Boys Paulo Guedes zusammengelegt. Auch die bereits erwogene
Zusammenlegung von Landwirtschafts- und Umweltministerium soll
umgesetzt werden. Da das Agrobusiness zu Bolsonaros aktivsten
Unterstützern gehört, ist davon auszugehen, dass der Schutz von
Wäldern und Ökoauflagen in Brasilien keine Rolle mehr spielen werden.
Greenpeace sprach von einem "großen Fehler".


Schutz von Wäldern spielt wohl keine Rolle mehr

Die umstrittene Rentenreform, die sein Vorgänger Michel Temer nicht
auf den Weg bringen konnte, soll so schnell wie möglich zur Abstimmung
gestellt werden. Die Gesetzesinitiative, die vor allem Ärmeren ihre
Altersbezüge kürzt und viele Menschen mit geringerer Lebenserwartung
ganz aus dem Rentensystem ausschließt, ist Teil der angekündigten
Austeritätspolitik, mit der das Haushaltsdefizit ausgeglichen werden
soll.

Das Justizministerium soll der prominente Anti-Korruptionsrichter
Sergio Moro übernehmen. Vielen gilt der Jurist als Held, weil er
zahlreiche Topmanager und Politgrößen hinter Gitter sperrte.
Ex-Präsident Lula da Silva verurteilte er zu über neun Jahren Haft.
Für dessen Verteidigung war es ein politischer Prozess, um Lula, der
noch vor Monaten in Wahlumfragen mit weitem Abstand führte, von dem
Urnengang auszuschließen. Sie kritisiert eine Verurteilung ohne
Beweise und die Vorgehensweise des Richters. Unter anderem
veröffentlichte Moro 2016 einen illegalen Telefonmitschnitt der
damaligen Präsidentin Dilma Rousseff mit Lula. Sollte Moro die
Berufung nicht annehmen, will Bolsonaro ihn für den nächsten freien
Platz am Obersten Gerichtshof gewinnen.


"Wer das Gesetz bricht, (...) wird zur Rechenschaft gezogen
oder erschossen."

Besondere Priorität soll die Sicherheitspolitik haben. Dazu gehört
erst einmal eine Herabsetzung des Strafmündigkeitsalters. "Wenn es
nach mir ginge, sollten Jugendliche ab 14 Jahren für ihre Taten
rechtlich einstehen", sagte Bolsonaro. Da dies offenbar nicht
durchsetzbar sei, müsse dieses Alter zumindest auf 17 gesenkt werden.
Eine weitere dringliche Gesetzesinitiative sei die Straflosigkeit für
Polizeibeamte im Einsatz. "Wer das Gesetz bricht, muss wissen, dass er
etwas Falsches tut. Er wird entweder durch das Gesetz zur Rechenschaft
gezogen oder erschossen."

Als Dank für die vielen Stimmen von Pfingstkirchler*innen besuchte das
werdende Staatsoberhaupt am Dienstag Abend (30.10.) den Gottesdienst
in einer evangelikalen Kirche. Den Tränen nahe dankte er Gott für die
Mission, die er nun verfolgen werde. Er versprach, die ethische und
moralische Krise in Brasilien zu lösen.


Brasiliens Linke bangt um Demokratie und Menschenrechte

In mehreren Städten kam es am 30. Oktober wieder zu Protesten gegen
Bolsonaro. In São Paulo und Rio de Janeiro forderten Tausende
Respekt vor der Demokratie und vor Meinungsfreiheit. Zuvor hatte er im
Fernsehen betont, dass seine Drohung, "die roten Nichtsnutze aus dem
Vaterland zu vertreiben", sich auf die Führung der Arbeiterpartei PT
und der linken Partei PSOL bezog.

In Rio de Janeiro ist es um den Rechtsstaat ähnlich schlecht bestellt.
Der frisch gewählte Gouverneur Wilson Witzel - ein bislang völlig
unbekannter ehemaliger Richter, der auf Bolsonaro-Ticket plötzlich 60
Prozent der Stimmen einheimste - will "die Sicherheitslage durch das
Erschießen von bewaffneten Kriminellen" stabilisieren. Er habe bereits
eine Bestandsaufnahme über ausgebildete Scharfschützen in Reihen der
Polizei in Auftrag gegeben und will gezielte Schüsse aus Hubschraubern
erlauben, sagte Witzel im Fernsehsender "Globonews".


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/rechtsextremist-bolsonaro-verkuendet-die-marschrute-fuer-seine-praesidentschaft/
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MELDUNG/625: Verbändetreffen der Bundeslandwirtschaftsministerin zum Tierwohlkennzeichen (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung vom 2. November 2018

Klöckner: 

"Ich bin mir mit der Fleischwirtschaft zum Tierwohlkennzeichen einig."

Verbändetreffen der Bundeslandwirtschaftsministerin zum Tierwohlkennzeichen.



Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, hat
sich in dieser Woche mit dem Deutschen Raiffeisenverband, sowie Vertretern
des Verbandes der Fleischwirtschaft zum Tierwohlkennzeichen ausgetauscht.

Die Bundeslandwirtschaftsministerin zieht nach dem Treffen positive Bilanz:
"Das war ein für alle Seiten erfreuliches und konstruktives Gespräch zum
geplanten Tierwohlkennzeichen. Wir haben eine weitere Etappe auf dem Weg zu
einem erfolgreichem gemeinsamen Tierwohlkennzeichen genommen. Wir sind uns
einig darüber, dass die Freiwilligkeit des Kennzeichens der richtige Weg
ist für die Akzeptanz bei den Landwirten und bei den Verbrauchern. Damit
schaffen wir für die Landwirte Perspektiven. Wir wollen eine hohe
Marktdurchdringung erreichen. Gleichzeitig lassen wir den Verbrauchern die
Wahl, sich an der Ladentheke für Fleisch zu entscheiden, das nach höheren
als den gesetzlichen Standards erzeugt wurde. Der Verbraucher kann dann
entscheiden, mehr für Tierwohl auszugeben."

Die Eingangsstufe des staatlichen, freiwilligen Tierwohlkennzeichens wird
mit höheren als den gesetzlich vorgesehenen Standards versehen.

Ziel ist, dass ab Frühjahr 2020 erste Produkte in den Märkten verfügbar
sind.

 * 
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STANDPUNKT/803: #Aufstehen - Spaltpilz oder Chance? (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin, 1. November 2018

#Aufstehen - Spaltpilz oder Chance?

Von Michael Schilwa und Friedrich Dorn, scharf links



Am 4. September ist Sahra Wagenknechts Sammlungsbewegung offiziell an
den Start gegangen. Die Resonanz dürfte selbst die Initiator*innen
positiv überrascht haben. Schon vor dem offiziellen Start hatten sich
über 100.000 Unterstützer*innen registriert [1], mittlerweile sind es
über 140.000 - das sind immerhin mehr als doppelt so viele, wie die
ganze Linkspartei Mitglieder hat.

Sicher haben sich manche nur registriert, um via Newsletter an Infos
aus erster Hand zu kommen. Und natürlich wird das politische
Aktivitätsniveau vieler "Gesammelter" nicht darüber hinausgehen, am
Sonntag vor dem TV ihre Ikone Sahra bei "Anne Will" zu bewundern.
Andererseits: Sich bei einem politischen Projekt als Unterstützer*in
zu registrieren, ist schon mehr als ein "Like" bei Facebook.

Aber es soll ja auch keine Kaderpartei werden, auch Mitgliederparteien
und politische "Bewegungen" wie Podemos oder "La France insoumise"
(Unbeugsames Frankreich) bestehen nicht zu 100 % aus Aktivist*innen.

Auf jeden Fall ist dieser fulminante Start zunächst mal ein gutes
Zeichen gegen den Rechtsruck in Deutschland - das vorherrschende Bild,
dass die Rechtspopulisten die Unzufriedenen und Abgehängten gegen das
Establishment von CSU bis Linkspartei sammeln, bekommt Risse.
Vielleicht geht ja auch was von links.


Ein Schritt nach rechts?

Das sieht die organisierte (parlamentarische und
außerparlamentarische) Linke in Deutschland naturgemäß anders.
"Anpassung an die Rechtsentwicklung" ist noch ein eher harmloser
Vorwurf. Viele sehen in "Aufstehen" sogar einen rechten Angriff auf
die Linkspartei.

Das ist in dieser Pauschalität falsch. Bei einer Grobverortung der
Sammlungsbewegung im politischen Koordinatensystem landet diese
irgendwo links der SPD und rechts von der Partei Die Linke Betrachtet
mensch nur Linkspartei und "Aufstehen", dann - aber nur dann - ist
letztere tatsächlich "rechts".

Das aktuell gültige Erfurter Programm der Linkspartei bietet durchaus
marxistische Antworten auf die kapitalistische Krise, während im
Gründungsaufruf von "Aufstehen" Begriffe wie Kapitalismus -
Imperialismus - Klassen(-kampf) nicht ein einziges Mal auftauchen.
Aber dieser Fokus ist zu eng eingestellt. Die entscheidende
Perspektive ist gesamtgesellschaftlich.

Und hier stellt "Aufstehen" einen - wenn auch zaghaften - Schritt nach
links dar. Wir reden doch im Moment nicht über irgendwelche
Linksverschiebungen, sondern über einen ziemlich heftigen Rechtsruck -
alle linken Bemühungen müssen aktuell daran gemessen werden, ob sie
ein Beitrag gegen diesen Rechtsruck sind oder nicht.


Mit dem Ordoliberalismus gegen den Neoliberalismus?

Bei unserer programmatischen Kritik der Sammlungsbewegung sollten wir
die Kirche im Dorf lassen. Es ist klar, dass ein derart breit
angelegtes Projekt nicht kristallklar revolutionär-marxistisch sein
kann. Ein tatsächlich linkssozialdemokratischer Aufbruch wäre ja schon
mal was in diesem Land. Klar ist auch: Wer wie "Aufstehen" auf neue
parlamentarische Mehrheiten zielt, zahlt dafür auch einen
programmatischen Preis. Das merkt mensch dem Gründungsaufruf an - er
ist einziges Plädoyer für eine Rückkehr zum Sozialstaat des
sozialdemokratischen "Modell Deutschland" der 1970er Jahre. Wir
sollten das nicht so kritisieren, dass wir sagen: Revolution ist aber
besser!

Zielführender ist der Hinweis, dass selbst "eine anti-neoliberale
Reformpolitik ohne einen Bruch mit der kapitalistischen Logik" heute
nicht mehr möglich ist (Ulla Jelpke) [2]. Die ökonomischen
Rahmenbedingungen und das politische Kräfteverhältnis haben sich
spätestens seit Thatcher und Reagan dramatisch verändert - der
damalige Klassenkompromiss wurde nicht von unten, sondern von oben
aufgekündigt. Gerade hat das Beispiel Griechenland gezeigt, wie brutal
und effektiv das transnationale Kapital selbst bescheidenste
Ausbruchsversuche aus dem Austeritäts-Dogma bekämpft.

Eine rot-rot-grüne Bundesregierung hängt auch nicht an der Frage, ob
der Mindestlohn 8,50 EUR oder 12 EUR betragen soll, sondern an der
Akzeptanz der bundesdeutschen EU- und NATO-Staatsräson. Nicht umsonst
ist der Gründungsaufruf hier besonders schwammig.

Es ist durchaus legitim, die Programmatik der neuen Bewegung auch
anhand von Äußerungen der unbestrittenen Führerin zu kritisieren.
Groteske Übertreibungen wie "Reichtum ohne Gier" oder Ludwig Erhard
als neues linkes Vorbild sorgen sicher auch bei vielen
"Aufstehen"-Anhänger*innen für Unbehagen. Sahra Wagenknecht will einen
sozialverträglichen Kuschel-Kapitalismus - neuestes Beispiel ist ein
Interview in der Berliner Zeitung vom 4. August, in dem sie allen
Ernstes "seriöse und risikolose (sic!) Geldanlagen" fordert, aber
natürlich mit "angemessener Rendite" [3]. Das grenzt an
Volksverdummung - mensch muss kein Börsenexperte sein, um zu wissen:
Je höher die Rendite, desto größer das Risiko - und umgekehrt.


Kann eine Bewegung "gegründet" werden?

Natürlich entwickeln sich soziale Bewegungen nicht immer idealtypisch
(aus unserer Sicht): Entstanden in praktischen Kämpfen - lupenrein
demokratisch - geprägt ausschließlich von Aktivist*innen. "Aufstehen"
allerdings ist bislang ein geradezu prototypisches Top-Down-Projekt,
überdeutlich orientiert am "Unbeugsamen Frankreich" des egomanischen
Autokraten Jean-Luc Mélenchon.

Über 100.000 Menschen wollten mitmachen (auf welchem Level auch immer)
und standen wochenlang vor der kafkaesken Situation, dass sie die
Führung ihrer eigenen Bewegung nicht nur nicht gewählt hatten, sondern
nicht einmal kannten!

Ob "Aufstehen" tatsächlich nicht mehr wird als ein "Prominentenkreis
mit Internetverteiler" (Ulla Jelpke) oder ein "als Werbeevent
organisierter Internetauftritt" (Thies Gleiss) scheint uns allerdings
noch nicht ausgemacht. Es gibt in der Geschichte genug Beispiele, dass
Apparate die Kontrolle über Bewegungen verloren haben. Jeremy Corbyn
hätte vor Jahren eigentlich gar nicht für den Labour-Vorsitz
kandidieren dürfen, weil er irgendwelche satzungsgemäßen Quoten nicht
erfüllte - die blairistische Führung gab ihm dann quasi eine "wild
card", damit die Wahl (zwischen lauter neoliberalen Kandidat*innen)
nicht zu langweilig wird. Vorgesehen war er als "kämpferische Deko" -
seine überraschende Wahl und die sich anschließende ungeheure Dynamik
der Momentum-Bewegung hatte niemand auf dem Schirm.

Es ist heute durchaus möglich, demokratische Diskussions- und
Entscheidungsprozesse auch einer großen Zahl von Menschen digital zu
organisieren. "Aufstehen" setzt (wie die Piratenpartei) auf "Liquid
Democracy" und verwendet die Software Pol.is. Die wird nicht nur von
Regierungen von Kanada bis Neuseeland genutzt, sondern spielte auch
bei "Occupy Wallstreet" eine zentrale Rolle. Ob wir es gut finden
sollen, nach dem Schreiben eigener und dem Bewerten anderer Kommentare
automatisch einer "Meinungsgruppe" zugeordnet zu werden, ist eine
andere Frage.

Sehr schlecht funktioniert bislang die Abwehr von Kaperungsversuchen
durch Rechte, Querfrontler und "Trolle", da die Registrierung bei
"Aufstehen" nicht überprüft oder einem Plausibilitäts-Check unterzogen
wird (was aber bei 140.000 Registrierungen und einer Handvoll
Administrator*innen auch eine Herkules-Aufgabe darstellt).

Aber auch "analog" gibt es zumindest die Chance, dass sich die
"Gesammelten" nicht dauerhaft wie eine Fan-Gemeinde oder Schafherde
verhalten. Dafür spricht nicht nur die "eigenmächtige" Gründung von
"Aufstehen"-Ortsgruppen schon vor dem offiziellen Start etwa in Berlin
und Hamburg, sondern auch die nahezu flächendeckende Basisverankerung
binnen kürzester Zeit nach dem Start. Im Osten performt "Aufstehen"
spürbar stärker als im Westen - überfüllte Säle von Potsdam bis
Leipzig, in Berlin musste am Samstag, 29. September, zusätzlich zu
einer Versammlung in der UFA-Fabrik eine "Kennenlern-Kundgebung" auf
der Straße angesetzt werden, zu der 400 Leute kamen. Das sollte nicht
nur, aber vor allem den ostdeutschen Landesverbänden der Linkspartei
zu denken geben. Aber auch im Westen war der reale Start der Bewegung
beachtlich.

In der Altersstruktur dominiert die Generation "Ü 50" Die
Grundstimmung bei fast allen Versammlungen: Raus aus dem Internet,
rein in die Straßen.

Vielleicht wird das ja doch noch eine "richtige" Bewegung. Dafür
spricht, dass sich auf den Versammlungen wie auf Facebook sehr viele,
die bei "Aufstehen" mitmachen wollen, dafür aussprechen, dass die
Sammlungsbewegung etwa bei den Großdemos am Hambacher Forst am 6.10.
oder bei "#Unteilbar" in Berlin am 13.10. dabei ist, gut sichtbar und
mit einem eigenen Block [4].


Zurück zu Willy Brandt?

Der Gründungsaufruf fordert eine Rückbesinnung auf "die
Friedenspolitik Willy Brandts". Nichts gegen die Ostverträge, die die
Kriegsgefahr tatsächlich reduziert haben. Wir erlauben uns aber daran
zu erinnern, dass der "Friedenspolitiker" Brandt auch führend an der
Strangulierung der portugiesischen Nelkenrevolution von 1975 beteiligt
war - immerhin der letzte ernsthafte Versuch, in Europa den
Kapitalismus in Frage zu stellen.

Relevanter als das Fremdschämen für derart peinliches Bedienen der
Willy-Nostalgie ist die Skepsis gegenüber der Größe des von
"Aufstehen" vermuteten dissidenten Potentials in Grünen und SPD. Wer
nach 30 Jahren Agenda-Politik mit Sozialabbau, Deregulierung und
Privatisierung noch in einer dieser Parteien ist, hat bestenfalls
resigniert bzw. ist ein Karrierist oder auch eine Karrieristin. Das
gilt für die Grünen vollumfänglich, für die SPD mit
Abstrichen/Fragezeichen (Stichwort: Corbyn).


Treten sie an oder nicht?

Dass die Frage der Wahlbeteiligung besonders heißblütig diskutiert
wird, verwundert nicht. Hier geht's schließlich ums Eingemachte,
sprich: Posten, Kohle, Macht, Privilegien.

Sahra Wagenknecht und die Ihren haben mehrfach unmissverständlich
deutlich gemacht, dass "Aufstehen" ganz bewusst keine Partei sein will
und also auch nicht bei Wahlen anzutreten gedenkt. Wollen wir eine
seriöse und solidarische Debatte, müssen wir das erstmal ernst nehmen.
Die Resolution des Länderrats der Antikapitalistische Linke (AKL) vom
16. September [5] tut genau das nicht und wirft "Aufstehen" eine
"ausschließliche (sic!) Orientierung auf Wahlkämpfe und
Regierungsbeteiligung" vor.

Gleichwohl darf gefragt werden, welche Halbwertszeit dieses Bekenntnis
zur Wahlabstinenz haben wird. Denn gleichzeitig verkündet Wagenknecht
immer wieder das strategische Ziel neuer, parlamentarischer
Mehrheiten.

Es sind aber auch durchaus andere Szenarien denkbar:

Die nächste "große" Wahl ist die Europa-Wahl. In seiner jetzigen
Verfasstheit würde "Aufstehen" gut zu dem von Mélenchon gegründeten
europäischen Wahlbündnis passen (wobei unklar ist, ob das ohne
Parteistatus in Deutschland überhaupt geht).

Eine weitere nicht unwahrscheinliche Variante: Wagenknecht setzt - mit
"Aufstehen" als Druckmittel in der Hinterhand - bei kommenden Wahlen
in der Linkspartei Offene Listen durch, die dann natürlich mit
möglichst vielen Gefolgsleuten besetzt werden sollen.


Spaltpilz?

An die Frage der Wahlbeteiligung schließt direkt an die Frage, ob
"Aufstehen" der Linkspartei schaden oder sie gar spalten wird.
Faustformel: Je weniger beide um dasselbe Klientel balgen, desto
geringer die direkte Konkurrenz auf der Wahl- und Organisationsebene.

Es schwirren jede Menge Zahlen durch die Debatte, realistisch scheint
uns folgende Annahme: Bei "Aufstehen" registriert haben sich ca. 10 %
der Mandats- und Funktionsträger*innen und etwa 20 % der Mitglieder
der Partei Die Linke. Laut Umfragen können sich bis zu 40 % der
bisherigen Linkspartei-Wähler*innen vorstellen, "Aufstehen" zu wählen,
so sie denn anträten. Was eine positive und eine negative Seite hat,
es bietet Chancen und Risiken.

Grob gerechnet fühlen sich bis jetzt um die 100.000 Menschen von
"Aufstehen" angesprochen, die die Linkspartei nicht (mehr) erreicht -
ein Riesenpotential für deutsche Verhältnisse, das die gesamte Linke
nicht einfach "rechts" liegen lassen darf. Gelänge es, nur die Hälfte
oder ein Drittel dieses Potentials tatsächlich für eine reale Bewegung
zu aktivieren, würde "links" gestärkt und nicht geschwächt.

Aber natürlich kann das für das "linke Lager" auch böse in die Hose
gehen. Bewegungen kommen und gehen, Parteien sind (nicht immer, aber
meist) "haltbarer".

Die durch die Neoliberalisierung der Sozialdemokratie und die
Implosion des Stalinismus entstandene "Lücke" wurde in Europa und
Deutschland von "neuen linken Formationen" gefüllt. Die schiere - auch
und gerade parlamentarische - Existenz der Partei Die Linke ist eine
historische Errungenschaft, die die gesamte Linke (also auch
"Aufstehen") nicht leichtfertig aufs Spiel setzen darf. Träte
"Aufstehen" zu Wahlen an und würde tatsächlich von sagen wir 20 bis
40% bisheriger Wähler*innen der Linkspartei gewählt, so flöge sie
höchstwahrscheinlich aus dem Bundestag und den westdeutschen
Landesparlamenten - das kann auch bei "Aufstehen" niemand wollen.

Wem diese Argumentation zu "wahlarithmetisch" ist, dem geben wir zu
bedenken, dass z.B. der Mindestlohn in Deutschland nicht durch
Massenstreiks erkämpft wurde, sondern eher eine Reaktion auf
allgemeinem politischen Druck war, der sich auch durch Wahlerfolge der
Linkspartei aufgebaut hat. Im Übrigen sind Wahlen nun mal auch für
viele Menschen in dieser Partei und bei "Aufstehen" das entscheidende
politische Terrain (auch wenn uns das noch so wenig gefällt).


R2G "von unten"?

Das erklärte strategische Ziel von "Aufstehen" sind "neue Mehrheiten".
Nicht nur Raul Zelik [6] fragt daher zu Recht, warum sie sich nicht
einfach den "Bartschisten", also dem Regierungsflügel der Linkspartei
anschließen. Neben den üblichen Machtkämpfen um aussichtsreiche
Listenplätze, persönliche Animositäten etc. sehen wir zwei Gründe:

Erstens zeigt das Forum Demokratischer Sozialismus (fds)
Auflösungserscheinungen. Wichtiger ist zweitens, dass es durch den
dramatischen Absturz der SPD (nach neuesten Umfragen liegt die AfD
nicht nur im Osten, sondern auch bundesweit vor der SPD) schon rein
rechnerisch nicht mehr für Rot-Rot-Grün (R2G) reicht.

Oskar Lafontaine und Sahra Wagenknecht schwebt nun wohl so etwas wie
eine "Basis-Frischzellenkur" vor - sie wollen die Führungen von SPD
und Grünen durch Druck von unten zu einem Politikwechsel zwingen, der
dann die ersehnten Parlamentsmehrheiten erzeugen soll.

Aufschlussreich war die große Debatte, die am 5. September im Berliner
Kino Babylon stattgefunden hat [7]. Jakob Augstein verglich
"Aufstehen" mit einem politischen "Bypass", der gebraucht werde, um
verstopfte Adern zu umgehen. Wagenknecht griff das auf und erklärte
nicht unplausibel, warum eine Bewegung und keine Partei gegründet
worden sei. Unzufriedene SPD-Mitglieder sollen mitmachen können, ohne
sie in die Zwangslage zu bringen, dafür die SPD verlassen zu müssen.

Das stimmt ja erstmal: Mitmachen in SPD und in der Partei Die Linke
zugleich geht nicht - SPD und "Aufstehen" schon. Fragt sich nur, wie
viele enttäuschte Basis-SPDler*innen es zur neuen Bewegung zieht ...


Warum trifft "Aufstehen" offensichtlich einen Nerv?

Die Linkspartei macht es sich erstaunlich einfach mit der neuen
Herausforderung und tut sich damit selbst keinen Gefallen. Von Bernd
Riexinger bis zu den Flügeln (von ganz rechts bis ganz links) - der
Tenor geht ungefähr so: Neue Sammlungsbewegung? Was soll das denn? Die
gibt's doch schon - wir sind die Sammlungsbewegung!

Das ist nicht nur arrogant (ähnlich wie die anmaßende
Selbstbezeichnung DIE LINKE), sondern verstellt auch den Raum für eine
selbstkritische Reflexion der eigenen Schwächen und Defizite.

Warum fühlen sich so viele von Wagenknecht angesprochen, die die
Linkspartei nicht oder nicht mehr erreicht? Wagenknechts mediale
Dauerpräsenz? Altmaier und Oppermann sind auch andauernd im TV und
werden trotzdem nicht als "Volkstribune" wahrgenommen.

Dass die Linkspartei zunehmend als Teil des Allparteien-Kartells und
nicht als radikale Opposition wahrgenommen wird (im Osten zu Recht, im
Westen meist zu Unrecht) hat natürlich viel mit
Regierungsbeteiligungen zu tun. Im Gegensatz etwa zu SAV [8] und AKL
sehen wir da aber nicht den einzigen Grund.

Holzschnittartig formuliert: Die Performance von "Aufstehen" (ebenso
wie der Aufstieg der AfD!) ist eine schallende Ohrfeige für die
Bionade-Bourgeoisie.

Und dass das "juste milieu" der Identitätspolitiker*innen so
hysterisch reagiert, bestärkt die Abgehängten nur. Die Linkspartei und
die Linke insgesamt drohen den Zugang insbesondere zu den
subproletarischen Schichten (neudeutsch: Prekariat) zu verlieren. Bei
Sahra Wagenknecht hingegen sagen die Leute: Ich bin nicht mit allem
einverstanden, aber die weiß wenigstens noch, wie es bei uns hier
unten aussieht.

Warum? Unter anderem deshalb, weil sie sich traut, auch über Tabus und
weiße Flecken auf der linken Agenda zu sprechen. Beispiel:
Kriminalität. Es nutzt dir nichts, von den Linken immer wieder zu
hören: Die sinkt doch laut Statistik, wenn du in einem Viertel lebst,
in dem es nachts nicht ganz ungefährlich ist rauszugehen.

Sagen wir mal so: Wagenknecht und die Lafontainisten geben teilweise
falsche Antworten auf richtige Fragen. Das ist allemal besser als die
Fragen überhaupt nicht zu stellen.

Was ist der Grundsound von "Aufstehen"? Die Ansage an den "white
trash": Jetzt seid ihr mal dran! Raul Zelik formuliert es vornehmer:
Wagenknecht "will mit einem anderen Migrationskurs und einem
nationaleren Zuschnitt der Sozialpolitik punkten." Oder Ulla Jelpke
kurz und bündig: "nationalreformistische Logik". Da ist was dran - und
es bietet Gefahr (Querfront) und Chance (es sind in Teilen "unsere"
Leute).


Für innerlinken Wettbewerb

Natürlich ist die ganze Debatte um "Aufstehen" auch Ausdruck eines
Machtkampfes in der Partei - zwischen Parteivorstand und
Bundestagsfraktion oder vielmehr Mehrheit des Parteivorstands und
konträrer Mehrheit der Linksfraktion, aber auch in der Fraktion
selbst. Wir sollten uns in diesem Machtkampf nicht zur Partei machen
(lassen).

Genoss*innen, die in Gremien und Gliederungen der Linkspartei
mitarbeiten (vor allem in NRW) und mitbekommen, was sich da abspielt,
berichten von einer scharfen Polarisierung, ja teilweise einer
geradezu hasserfüllten Atmosphäre zwischen Anhänger*innen und
Gegner*innen des neuen Projekts. Dadurch erhöht sich natürlich der
Druck auf "abwägende Mittelpositionen", sich dezidiert pro oder contra
"Aufstehen" zu positionieren.

Wir möchten abschließend ausdrücklich eine Lanze brechen für solch
eine abwägende "Mittelposition" und für mehr Gelassenheit: "Aufstehen"
ist weder "ein rechter Angriff auf die Linkspartei" noch der "neue
linke Königsweg" noch die Lösung für die strategischen Probleme der
Linken in Deutschland.

Der recht fulminante Start von "Aufstehen" legt aber sehr wohl
Defizite und Akzeptanzprobleme der Linkspartei bloß. Diese sollten in
der Partei seriöser und vor allem selbstkritischer diskutiert werden.
"Aufstehen" wiederum muss die "Spaltpilz-Sorgen" der Linken innerhalb
und außerhalb der Linkspartei ernster nehmen und stärker darauf
fokussieren, wie die gesamte Linke in Deutschland durch das neue
Projekt gestärkt werden kann.

Die organisierte sozialistische Linke sollte die Diskussion und den
Austausch mit Anhänger*innen der neuen Bewegung suchen. Bei aller
nötigen (und manchmal auch scharfen) Kritik, etwa an Programmatik und
organisatorischer Verfasstheit von "Aufstehen" oder auch der modischen
Attitüde "Wir sind nicht rechts oder links, sondern frisch und neu" -
diese Debatte muss solidarisch und nicht ausgrenzend geführt werden.
Nicht "Rechte" gegen "Linke" oder "Nationalist*innen" gegen
"Internationalist*innen", sondern sozialistischer Wettbewerb innerhalb
des breiten Spektrums der politischen und sozialen Linken darum, wer
die besseren Konzepte für den Kampf gegen den Aufstieg der Rechten
hat. Und wer daraus eine praktisch wirksame Massen- und Klassenpolitik
machen kann - sicher nicht im Alleingang.


Der Beitrag von Von Michael Schilwa und Friedrich Dorn erschienen am 13.10.2018 in 
der Onlinezeitung scharf-links wurde unter Creative Commons übernommen.

http://www.scharf-links.de/90.0.html?&tx_ttnews%5Bpointer%5D=1&tx_ttnews%5Btt_news%5D=67109&tx_ttnews%5BbackPid%5D=48&cHash=eb8d66f907


Anmerkungen:


[1] Die Website https://www.aufstehen.de war am 4. August in Betrieb
gegangen. Vor "Aufstehen - Die Sammlungsbewegung" war die Bezeichnung
"#fairland" im Gespräch. Siehe hierzu: "#Fairland - eine zaghafte
Sammlungsbewegung vom Reißbrett", am 15. Juni 2018 eingestellt
auf:

intersoz.org/fairland-eine-zaghafte-sammlungsbewegung-vom-reissbrett/

[2] https://www.ulla-jelpke.de/2018/09/sozialdemokratisches-terrain/

[3] Zitiert nach:

https://www.jungewelt.de/artikel/337328.aufstehen-aufstehen-f%C3%BCr-renditen.html

https://www.finanznachrichten.de/nachrichten-2018-08/44457761-wagenknecht-beklagt-vermoegensspaltung-in-deutschland-003.htm

[4] Siehe etwa die auf der Website von "Aufstehen" verlinkten Videos
"Aufstehen im Hambacher Forst" (Ludger Vollmer) und
"#AufstehenFuerHambi am 6. Oktober" 

https://www.facebook.com/202102663791918/posts/231656037512167 

und https://www.facebook.com/202102663791918/posts/2239382176073928

[5] Beschluss des Bundessprecher*innenrats der Antikapitalistischen
Linken vom 16.09.2018

https://www.antikapitalistische-linke.de/?p=2750

[6] "Bewegung ohne Basis", in: ak - analyse & kritik - Zeitung für
linke Debatte und Praxis, Nr. 640, 21.8.2018 

https://www.akweb.de/ak_s/ak640/33.htm

[7] Auf der Website von Radio Berlin Brandenburg gibt es einen
Mitschnitt: 

https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2018/09/inforadio-forum-wagenknecht-linke-bewegung-babylon.html

[8] Siehe u. a.

https://www.sozialismus.info/2018/08/aufstehen-kein-schritt-vorwaerts-fuer-die-linke/

https://www.sozialismus.info/2018/09/aufstehen-und-dann

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger
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Internet: www.pressenza.com/de
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STANDPUNKT/802: UN-Beschluss umsetzen - US-Blockade gegen Kuba aktiv angehen (Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba)


Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V. - Presseerklärung vom 1. November
2018

Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba fordert:

UN-Beschluss umsetzen - US-Blockade gegen Kuba aktiv angehen!



Am 1. November 2018 hat die UN-Generalversammlung zum 27. Mal in Folge die
Beendigung der Handels-, Wirtschafts- und Finanzblockade der USA gegen Kuba
gefordert. Die Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba verlangt insbesondere von
der Bundesregierung die konsequente Umsetzung des von ihr unterstützten
Beschlusses.

Der Versuch der US-Regierung, durch das Einbringen von insgesamt acht
Änderungsanträgen den Abstimmungsprozess zu sabotieren, ist gescheitert.
Das überwältigende Abstimmungsergebnis von 189 zu 2 Stimmen verdeutlicht
die politische Isolation der USA in dieser Frage. Die
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba begrüßt die erneute, massive
Zurückweisung der von den USA gegen Kuba verhängten Wirtschafts-, Handels-
und Finanzblockade seitens der UN-Generalversammlung und gratuliert dem
kubanischen Volk und seiner Regierung zu diesem erneuten Erfolg.

Die Vorsitzende der Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba, Petra Wegener,
erklärt dazu: "Die unter Präsident Trump noch verschärfte
US-Aggressionspolitik wird ihr Ziel, Kuba zur Aufgabe seiner Souveränität
und Selbstbestimmung zu bewegen, auch nach sechs Jahrzehnten nicht
erreichen. Dessen ungeachtet verursacht diese Blockade, ihrerseits die
langanhaltendste in der Geschichte, gezielt verheerende wirtschaftliche und
humanitäre Konsequenzen für die kubanische Bevölkerung." Die
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba verurteilt das neokoloniale und
imperiale Gebahren der USA. Zugleich fordert die Solidaritätsorganisation
die Bundesregierung auf, ihre Politik der Doppelzüngigkeit in dieser Frage
zu beenden.

"Obwohl auch die Bundesregierung Jahr für Jahr vor der UNO die Forderung
nach einem Ende der US-Blockadepolitik unterstützt, müssen wir feststellen,
dass die Blockade gegen Kuba zunehmend auch in der BRD Anwendung findet",
so Wegener. Diese Praxis verstößt gegen die am 22. November 1996 erlassene
Verordnung Nr. 2271/96 des Europäischen Rates.

"Die Anwendung der US-Blockade selbst auf Finanzdienstleistungen innerhalb
der Europäischen Union steht im Widerspruch zu den Verordnungen der EU und
zu ihren Abkommen mit der kubanischen Regierung", so Wegener. Die
Vorsitzende der Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba fordert deshalb: "Der
Tag der Annahme der Resolution in der UNO-Generalversammlung, wäre für die
EU und insbesondere die Bundesregierung ein gutes Datum, die eigenen
Entschlüsse umzusetzen und die extraterritoriale Anwendung der US-Blockade
in ihrem Zuständigkeitsbereich tatsächlich ein für allemal zu unterbinden."

 * 

Quelle:

Freundschaftsgesellschaft

BRD - Kuba e.V.

Maybachstraße 159, 50670 Köln

Telefon: 02 21 - 2 40 51 20, Telefax: 02 21 - 6 06 00 80

E-Mail: info@fgbrdkuba.de

Internet: www.fgbrdkuba.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - STANDPUNKT/801: Merz Kandidatur als CDU-Chef - Interessenkonflikte kaum auszuschließen (Pressenza)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





STANDPUNKT/801: Merz' Kandidatur als CDU-Chef - Interessenkonflikte kaum auszuschließen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Merz' Kandidatur als CDU-Chef: Interessenkonflikte kaum 
auszuschließen 

Pressemitteilung von Lobby Control, 31. Oktober 2018



Berlin, 31. Oktober 2018 - Zur Kandidatur von Friedrich Merz für den
CDU-Parteivorsitz kommentiert Timo Lange von LobbyControl:

"Bei Friedrich Merz weiß man, was man bekommt: Einen
wirtschaftsliberalen Politprofi und Lobbyisten, der gerne zwischen den
Welten der Politik und der Wirtschaft wandert. Merz hat sich in Sachen
Transparenz und beim Umgang mit Interessenkonflikten in der
Vergangenheit nicht gerade vorbildlich verhalten. So klagte Merz als
Abgeordneter erfolglos vor dem Bundesverfassungsgericht gegen die
Offenlegung von Nebeneinkünften."

"Angesichts der Vita von Friedrich Merz und seinen vielen Jobs und
Lobbytätigkeiten in der Wirtschaft sind Interessenkonflikte fast schon
vorprogrammiert. Auch wenn er seine Posten bei einer Wahl niederlegt,
bleiben sein Netzwerk und seine Unternehmensnähe. Es muss aber
sichergestellt werden, dass Merz seinen bisherigen Arbeitgebern keinen
bevorzugten Zugang zur Politik bietet. Ein Ansatz könnte sein, dass
Merz sich verpflichtet, den Kontakt zu bisherigen Arbeitgebern zu
meiden oder zumindest freiwillig offen zu legen."

"Herr Merz hat viele hochbezahlte Jobs in zum Teil umstrittenen
Konzernen. Gerade zu den Tätigkeiten in der Finanzbranche muss Merz
aufklären: Bei welchen Themen hat er sich für Blackrock politisch
eingesetzt? Inwiefern hatte er als Aufsichtsrat und Anwalt mit dem
Cum-Ex-Skandal zu tun? Es wirft kein gutes Licht auf Herrn Merz, dass
er Aufsichtsrat der Privatbank HSBC Trinkaus war, die in den größten
Steuerraub der Geschichte verwickelt war. Herr Merz sollte
schnellstmöglich darüber Auskunft geben, was er von diesen
Cum-Ex-Geschäften wusste."


Hintergründe zu Friedrich Merz sind auch in der Lobbypedia zu
finden:

https://lobbypedia.de/index.php/Friedrich_Merz


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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ASIEN/913: Afghanistan - Tendenz Verhandlung ... (SB)


Afghanistan - Tendenz Verhandlung ...



In Afghanistan will der neue Oberkommandierende der US-Streitkräfte
General Scott Miller in die Offensive gehen und nach eigenen Angaben
von den Taliban "die taktische Initiative" zurückerobern. Das
ehrgeizige Ziel des einstigen Elitesoldaten dürfte ein Wunschtraum
bleiben. Miller verfügt lediglich über 15.000 US-Soldaten. Seine
Verbündeten, die afghanische Armee und Polizei, haben den Krieg gegen
die Taliban längst verloren. Im August und September hatten sie 1000
Tote und Verletzte zu verzeichnen. Die Taliban haben bis zu 50.000
Mann unter Waffen. Einer neuen Studie der angesehenen
US-Militärzeitschrift Long War Journal zufolge befindet sich bereits
jetzt mehr als die Hälfte der afghanischen Bevölkerung in Bezirken,
die unter der Kontrolle der Taliban stehen. Die meisten der restlichen
Bezirke gelten als "umkämpft".

Bei der afghanischen Regierung um Präsident Ashraf Ghani sind die
Anzeichen des Autoritätsverlustes unverkennbar. Die Parlamentswahlen,
die eigentlich 2016 stattfinden sollten, jedoch aus Sicherheitsgründen
um zwei Jahre verschoben werden mußten, fanden am 20. Oktober unter
katastrophalen Bedingungen statt. Bei Anschlägen und Überfällen wurden
allein an diesem Tag 170 Menschen entweder getötet oder verletzt. Nur
rund drei Millionen der neun Millionen registrierten Wähler nahmen an
der Abstimmung teil. Die meisten Erwachsenen folgten entweder dem
Boykott-Aufruf der Taliban oder blieben aus Angst vor der Gewalt den
Wahllokalen fern.

Zwei Tage vor der Wahl war Miller selbst bei einem Sicherheitstreffen
in Kandahar nur knapp mit dem Leben davongekommen, als ein Leibwächter
des dortigen Polizeichefs Abdul Razik diesen erschoß und anschließend
das Feuer auf die anderen Anwesenden eröffnete, bevor er selbst im
Kugelhagel starb. Die Taliban haben das Attentat auf Razik ebenso für
sich reklamiert wie den Absturz eines Armeehubschraubers am 31.
Oktober im afghanischen Südwesten, bei dem alle 25 Insassen, darunter
der Stellvertretende Armeekommandeur der westlichen Region, Nematullah
Khalil, sowie der Leiter der Regierungsrats der Provinz Farah, Farid
Bakhtawar, das Leben verloren.

Man muß keine hohe Meinung von US-Präsident Donald Trump haben, um zu
erkennen, daß er mit seiner schon 2016 im Wahlkampf gegen Hillary
Clinton erhobenen Forderung nach einem raschen Abzug der
US-Streitkräfte aus Afghanistan Recht hatte. Im ersten Amtsjahr im
Weißen Haus hat sich der New Yorker Geschäftsmann bekanntlich wider
Willen von der Generalität zu einer leichten Truppenaufstockung
überreden lassen. Doch seit immer offensichtlicher wird, daß für das
Pentagon auf dem Boden in Afghanistan keine Wende zum Besseren mehr zu
erzielen ist, hat Trump den führenden Zentralasienexperten der USA,
Zalmay Khalilzad, als Sondergesandten mit weitreichenden Vollmachten
in die Region entsandt.

Am 12. Oktober ist das ehemalige, selbst aus Afghanistan stammende,
einst ranghohe Mitglied der Regierung George W. Bushs in Doha mit
Vertretern der Taliban zusammengekommen. Bei der Unterredung in der
Hauptstadt Katar, wo die Taliban seit einigen Jahren ein
Verbindungsbüro unterhalten, wurde sogar über einen Truppenabzug, das
frühere Tabuthema der Amerikaner, diskutiert. Auf Veranlassung
Khalilzads haben die pakistanischen Behörden Ende Oktober Mullah Abdul
Ghani Baradar, einen Gründer der Taliban und einst enger Vertrauter
des 2015 verstorbenen Anführers der Gruppe Mullah Mohammed Omar,
freigelassen. Baradar war 2010 von den Pakistanern festgenommen
worden, gerade als er Friedensgespräche mit dem damaligen afghanischen
Präsidenten Hamid Karsai in Gang zu bringen versuchte. Die Freilassung
Baradars paßt in das politische Konzept des neuen pakistanischen
Premierministers Imran Khan, der sich als Oppositionspolitiker
jahrelang für Verhandlungen als einzigen Ausweg aus der militärischen
Pattsituation am Hindukusch stark machte.

Man kann davon ausgehen, daß Baradar trotz der achtjährigen
Abwesenheit wieder in das Führungsgremium der Taliban aufgenommen
und von dort aus die Verhandlungen mit den Vertretern Washingtons,
Kabuls und Islamabads leiten wird. Hilfe wird Baradar hierbei von fünf
einst führenden Taliban-Mitgliedern erhalten, die von 2002 bis 2012 im
Sonderinternierungslager auf dem US-Marinestützpunkt Guantánamo Bay
auf Kuba gefangengehalten wurden. Es handelt sich hier um den
ehemaligen Innenminister des Islamischen Emirats Afghanistan, Mullah
Khairullah Khairkhwa, den ehemaligen Armeechef Muhammad Fazil, den
ehemaligen Gouverneur der Provinzen Balkh und Laghman Nurullah Nuri,
den ehemaligen Stellvertretenden Geheimdienstchef Abdul Hak Wasik und
den ehemaligen Kommunikationschef der Taliban Nabi Omari.

Alle fünf Männer waren vor sechs Jahren von der Regierung Barack
Obamas im Austausch gegen den von den Taliban gefangengenommenen
US-Soldaten Bowe Bergdahl freigelassen worden. Seitdem leben sie
unter gewissen Restriktionen in Doha, wo sie inoffiziell im Namen des
Verbindungsbüros der Taliban agierten. Offenbar ebenfalls auf
Veranlassung von Khalilzad sind die Reisebeschränkungen für diese fünf
Personen aufgehoben worden. Sie bekommen neue Pässe, dürfen reisen und
sich diplomatisch und politisch betätigen. In einer am 30. Oktober
veröffentlichte Stellungnahme gab Abdul Hakim Mudschahid, einst
Botschafter des Islamischen Emirats Afghanistan bei den Vereinten
Nationen, bekannt, daß die sogenannten "Taliban Fünf" ab sofort für
das Verbindungsbüro in Doha arbeiten würden. "Das sind Leute, die bei
allen Taliban Respekt genießen. Ihr Wort hat bei der Taliban-Führung
sowie bei den Mudschaheddin Gewicht", so Mudschahid, der für die
Taliban als Stellvertretender Vorsitzender dem Hohen Friedensrat
Afghanistans angehört und in dieser Funktion Kontakte zur Regierung
um Präsident Ghani pflegt.

2. November 2018
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FRAUEN/754: Mut (Wir Frauen)


WIR FRAUEN - Das feministische Blatt 3/2018

Mut

Von Tina Berntsen



Eine kleine Geste,

 ein stiller Widerstand,

 ein lauter Protest,

 ehrliche Worte,

 eine heimliche Tat,

 ein Verrat,

 sich in den Weg stellen oder

 bleiben, wo man ist - all das kann Mut sein.




Egal, ob jung oder alt, still oder laut, weiblicher Widerstand,
hat uns die Geschichte gezeigt, ist vielfältig. Nicht alle schaffen es
bis in die Geschichtsbücher oder die Medien. Doch vielleicht hat die
scheinbar eine mutige Tat, die eine Revolution auslöst, viele
unsichtbare Vorgängerinnen, die es braucht, um Veränderungen zu
bewirken.

So wird Rosa Parks (1913-2015) zur Ikone der US-amerikanischen
Bürgerrechtsbewegung, als sie sich 1955 weigert ihren Sitzplatz für
einen Weißen zu räumen. Sie ist nicht die erste Afroamerikanerin, die
sich auflehnt und sitzen bleibt. Ihr "Nein" ist lediglich der finale
Anstoß für den Busboykott, den Protest gegen die Rassentrennung und
die Bürgerrechtsbewegung mit Martin Luther King als Leitfigur.

Viele einzelne Schritte, manchmal winzig kleine, sind nötig, um den
Weg für feministische Ziele zu bereiten. Es gilt Angst zu überwinden,
riskieren zu scheitern, weiterzumachen, für das einzustehen, was frau
für richtig hält. Seit Jahrhunderten verändern Frauen mit ihrem
Widerstand die männliche Realität, die als unumstößliche Wahrheit
präsentiert wird. Damals waren es Ziele, die unerreichbar schienen und
Forderungen, die als radikal verurteilt wurden. Heute sind es Frauen,
die für ihren Mut und Willen bewundert werden. Die Zeit hat ihr
eigenes Tempo, doch wir Frauen machen Geschichte.

Susan B. Anthony (1820-1906) kämpfte als Suffragette und gründete die
Zeitschrift "Die Revolution". Sie war die erste Frau in Amerika, die
wählte. Sie ging 1872 einfach in ein Wahlbüro und schaffte mit ihrer
Überzeugungskraft, dass sie zur Präsidentschaftswahl registriert
wurde. Für ihre Stimmabgabe wurde sie angeklagt. Doch sie arbeitete
weiter für die Rechte der Frauen und auch für ein generelles Verbot
der Sklaverei. Die Einführung des Frauenwahlrechts 1920 hat sie nicht
mehr erlebt, doch den Weg dorthin hat sie zusammen mit anderen
geebnet. Auch in Deutschland wird bald das 100-jährige Jubiläum des
Frauenwahlrechts gefeiert. Es ist ein Meilenstein in der Geschichte,
aber nicht das Ende dieser. Denn die gleichberechtigte politische
Teilhabe ist - schaut man bspw. in den Deutschen Bundestag - nach
jahrelanger Stagnation wieder auf den Rückschritt. Auch die politische
Einstellung, und dafür muss frau sich nicht nur aktuelle Umfragen
anschauen, befindet sich massiv in der Rückentwicklung. Vieles, für
das frühere Generationen gelitten und gekämpft haben, scheint wieder
infrage gestellt, Geschichte vergessen zu werden.

In der Zeit des Nationalsozialismus war die Zahl der
WiderständlerInnen klein, ihr Mut dafür umso größer. Sie kamen u.a.
aus der Arbeiterbewegung, den Gewerkschaften und der Kirche. Jedoch
wurden gerade weibliche Widerstandskämpferinnen wenig gewürdigt. Die
im Gegensatz zu Sophie Scholl weniger bekannte Cato Bontjes van Beek
verteilte als Teil der sog. "Rote Kapelle" Flugblätter und wurde dafür
1943 hingerichtet. Unter Lebensgefahr versteckten und versorgten
Frauen jüdische Verfolgte. Innerhalb der französischen Résistance
spielten Frauen in vielen Gruppierungen eine aktive Rolle: Sie waren
Verbindungsfrauen und übermittelten Nachrichten, waren an der Spionage
und Sabotage beteiligt. Sie standen ein für ein humanitäres Weltbild,
für ihre eigenen Überzeugungen und Wertvorstellungen ein, ohne
Rücksicht auf mögliche Nachteile, Risiken oder die Gefahr für Leib und
Seele. Zu helfen war manchen so zwingend und selbstverständlich, dass
sie sich damals und später nicht als "Heldinnen" begriffen.

Als Symbolfigur gegen Rechtsradikalismus schaffte es zuletzt die
Schwedin Tess Asplund auf die Titelblätter, als sie sich am 1. Mai
2016 mit erhobener Faust einer Nazi-Demo in den Weg stellte.
Beeindruckend waren auch die Handyaufnahmen der Schwedin Elin Ersson,
die Ende Juli die Abschiebung eines Mannes nach Afghanistan
verhinderte. Die 21-jährige Studentin und Aktivistin weigerte sich im
Flugzeug sich hinzusetzen, so dass der Pilot nicht starten konnte. Das
tat sie zwei Stunden lang, bis der Mann wieder aussteigen durfte. Aus
Überzeugung, dass Afghanistan ein unsicheres Kriegsland ist, leistete
sie gewaltfreien Widerstand. Durch die Live-Übertragung ihres Protests
schaffte sie zumindest punktuell Öffentlichkeit um die Frage, in
welcher Gesellschaft wir leben wollen.

Humanität, Zivilcourage und der Mut vieler einzelner Frauen ist
tagtäglich nötig für eine vielfältige, gleichberechtigte Gesellschaft.
Widerstand braucht aber auch Gemeinschaft, um etwas zu verändern.
Indem wir uns über unsere Erfahrungen austauschen, das Private in das
Öffentliche hineintragen, schaffen wir Solidarität und
Aktionspotentiale. Solidarität fördert Mut, Handlungsbereitschaft und
Selbstvertrauen. Wir können uns selbst ermutigen, aber auf jeden Fall
sollten wir uns gegenseitig ermutigen. Revolutionen entstehen durch
viele mutige einzelne, die anfangen, die Missstände zu benennen, die
sich zusammenschließen, die handeln.

 * 

Quelle:

Wir Frauen, Jahrgang 37, Herbst 3/2018, Seite 6-7
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GEWERKSCHAFT/295: Sozial- und Erziehungsdienste - Beschäftigte fordern mehr Personal (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
2. November 2018

Sozial- und Erziehungsdienste: Beschäftigte fordern mehr Personal und
verstärkte Ausbildung von Fachkräften



Deutlich mehr Personal und zusätzliche Mittel zum Ausbau der
Kapazitäten für die Ausbildung von Fachkräften sowie Lehrpersonal
fordern Beschäftigte der Sozial- und Erziehungsdienste heute
(2. November 2018) bei der "Kasseler Konferenz" der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di). Fachkräfte der Kinder-, Jugend-
und Behindertenhilfe diskutieren dort zwei Tage über die aktuellen
Herausforderungen und Rahmenbedingungen ihrer Arbeit. ver.di macht
sich für bessere Personalschlüssel, eine finanzielle Aufwertung der
Berufe sowie eine gute Ausbildung für Fachkräfte stark.

Vor dem Hintergrund der Diskussion um die Finanzierung des
Gute-Kita-Gesetzes betonte Bundesfamilienministerin Franziska Giffey
bei der Konferenz, gute Qualität in Kindertagesstätten gebe es nur
mit genug qualifiziertem Personal. Sie kündigte eine
"Fachkräfteoffensive" an, mit der unter anderem die Bedingungen der
Ausbildung verbessert werden sollen. Die Ministerin erklärte zudem,
sie werde sich dafür einsetzen, die finanzielle Unterstützung des
Bundes für die Kitas über 2022 hinaus fortzusetzen. "Ich halte die
Aufwertung der sozialen Berufe für ein Schlüsselthema des 21.
Jahrhunderts", so die Ministerin Giffey.

ver.di fordert eine deutliche Nachbesserung im Entwurf des Gesetzes
zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in der
Kindertagesbetreuung. Die zunehmende Bedeutung frühkindlicher
Bildung, Betreuung und Erziehung mache einen Ausbau der
Kindertagesbetreuung notwendig. Dazu seien langfristige Investitionen
des Bundes, auch in die Qualität der Angebote, Qualifizierung und
Ausbildung nötig. Nur eine dauerhafte Beteiligung des Bundes an der
Finanzierung dieser Ausgaben stelle sicher, dass die Länder die
Qualität der Kindertagesbetreuung konsequent weiterentwickeln.
"Kinder brauchen nicht irgendwelche Kitas, Kinder brauchen gute
Kitas. Der Bund muss dauerhaft und zweckgebunden Mittel
bereitstellen, damit die Qualität stimmt. Die Arbeit im Sozial- und
Erziehungsdienst ist bei jedem Träger anspruchsvoll. Es muss
gewährleistet sein, dass die Tarifverträge vollständig refinanziert
werden. Von der Tarifentwicklung der kommunalen Einrichtungen dürfen
die Beschäftigten der Wohlfahrtsverbände oder Elterninitiativen nicht
abgehängt werden", betont Sylvia Bühler, Mitglied im
ver.di-Bundesvorstand.

ver.di würdigt die Unterstützung des Bundes, kritisiert jedoch, dass
nicht verbindlich vorgesehen ist, dass mit den Mitteln die Qualität
in den Kitas nachhaltig verbessert wird. "Das muss der Bund
sicherstellen, damit das Geld für den Qualitätsausbau verwendet wird,
zur Gewinnung von Fachkräften und der Verbesserung der
Arbeitsbedingungen sowie zur Entlohnung der Beschäftigten", erklärt
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Wolfgang Pieper. Das größte Problem
bei der Qualitätsentwicklung in den Kitas stelle der von Jahr zu Jahr
anwachsende Fachkräftemangel dar. Für alle Maßnahmen, durch die die
Kindertagesbetreuung qualitativ weiterentwickelt werden könne, werde
gut ausgebildetes Fachpersonal benötigt.

"Auf allen Ebenen des Systems, angefangen bei der täglichen Arbeit in
den Kitas, über das Studium der Fachschullehrerinnen bis hin zur
Förderung von Nachwuchs an den Universitäten, brauchen wir dringend
gutes Personal", so Pieper. Eine Personalgewinnung über
"Schmalspurausbildungen" darf es nicht geben, die Weiterentwicklung
der Kita-Qualität muss vorangetrieben werden.

ver.di fordert die Bundesregierung daher auf, die Gewinnung von
Interessentinnen und Interessenten und die Ausbildung von Fachkräften
für die Kindertagesbetreuung sowie des gesamten Ausbildungs- und
Unterstützungssystems in den Mittelpunkt der Zielvereinbarungen mit
den Ländern im Rahmen des "Gute-Kita-Gesetzes" (KiQuTG) zu stellen.
Im Sozial- und Erziehungsdienst würden immer mehr Profis benötigt, in
Kitas, in der Kinder- und Jugendarbeit, in der Behindertenhilfe, im
Allgemeinen Sozialdienst, in der Schulsozialarbeit. Dazu müssten sich
die Bedingungen verbessern und Anreize geschaffen werden, eine gute
Ausbildung für diese Berufe zu absolvieren.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 02.11.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001
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AUSSENHANDEL/1710: Lockerung der Kriegsmaterialverordnung - Rückzieher des Schweizer Bundesrats ist nicht genug (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 1. November 2018

Rückzieher des Schweizer Bundesrats ist nicht genug



Dank dem Druck der Allianz gegen Waffenexporte in Bürgerkriegsländer
und dem massiven Widerstand aus der Bevölkerung hat der Bundesrat
gestern beschlossen, auf eine Lockerung der Kriegsmaterialverordnung
zu verzichten. Die Allianz ist erfreut über diesen wichtigen Erfolg.
Um künftige Lockerungen zu verhindern, braucht es nun eine
Verschiebung der Entscheidungs-Kompetenzen vom Bundesrat ins
Parlament.

In den vergangenen Monaten musste der Bundesrat erkennen, dass er mit
seinem Entscheid massiv an der Bevölkerung vorbei politisiert hat.
Diese hat in den letzten Monaten deutlich gezeigt, dass sie in solch
wichtigen Fragen ein Mitspracherecht verlangt. Damit künftige
Lockerungen der Kriegsmaterialverordnung verhindert werden können,
braucht es nun eine Verschiebung der Entscheidungskompetenzen vom
Bundesrat ins demokratisch breiter abgestützte Parlament. Nur so kann
verhindert werden, dass der Bundesrat sein Versprechen, auf weitere
Lockerungen zu verzichten, erneut bricht.

Für die Allianz gegen Waffenexporte in Bürgerkriegsländer ist es
deshalb von zentraler Bedeutung, dass der Ständerat die entsprechende
Motion der BDP, die eine Verschiebung der Kompetenzen verlangt,
annimmt. Beat Flach, Co-Präsident der Allianz, stellt klar:

"Ein vorläufiger Verzicht ist nicht genug. Wir wollen eine breitere
demokratische Legitimation der Waffenexportpraxis - darum fordere ich
den Ständerat zur Annahme der BDP-Motion auf."

Wenn der Ständerat die Motion annimmt, verzichtet die Allianz
definitiv auf die Lancierung der Korrektur-Initiative. Über eine
allfällige Lancierung der Korrektur-Initiative bei einer Ablehnung der
BDP-Motion im Ständerat wird sich die Allianz in den nächsten Wochen
austauschen.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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DISKURS/131: Streitpunkt Wachstum - Wirtschaftsforscher legen neuen Konsensvorschlag vor (idw)


Institut für ökologische Wirtschaftsforschung GmbH, gemeinnützig -
31.10.2018

Gemeinsame Pressemitteilung von Institut für ökologische
Wirtschaftsforschung (IÖW), RWI - Leibniz-Institut für
Wirtschaftsforschung, und Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie

Streitpunkt Wachstum - Wirtschaftsforscher legen neuen Konsensvorschlag
vor

• Gutachten zeigt: Green Growth reicht nicht als alleinige Strategie
für umweltpolitisches Handeln. Das Konzept Degrowth ebenso wenig

• Wissenschaftler schlagen "vorsorgeorientierte
Postwachstumsposition" vor: Verwirklichung von stärkerer
Wachstumsunabhängigkeit würde erlauben, Umweltpolitik nicht aufgrund von
Wachstumsvorbehalten auszubremsen

• Konferenz "Herausforderung Wachstumsunabhängigkeit" lotet am
5. November 2018 in Berlin politische Implikationen aus



Berlin/Essen/Wuppertal, 31. Oktober 2018 - Das Wohlergehen weltweit hängt
davon ab, ob es gelingt, die ökologischen Grenzen des Planeten
einzuhalten. Der jüngste Bericht des Weltklimarats IPCC zum 1,5-Grad-Ziel
zeigt die Dringlichkeit einer globalen gesellschaftlichen Transformation.
Was folgt daraus für eine wohlhabende Volkswirtschaft wie Deutschland?
Kann sie weiterhin wachsen - oder muss sie gar eher schrumpfen? Hierüber
wird politisch gestritten, eine breit akzeptierte Antwort gibt es bislang
nicht. Eine heute vom Umweltbundesamt (UBA) veröffentlichte Studie
präsentiert nun einen Konsensvorschlag zum Streitpunkt "Wachstum" in der
Nachhaltigkeitsdebatte.


Politischen Stillstand überwinden

Wissenschaftler des Instituts für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW),
des RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung und des Wuppertal
Instituts für Umwelt, Klima, Energie haben untersucht, wie sich
ausbleibendes Wirtschaftswachstum auf die Stabilität wichtiger
gesellschaftlicher Systeme wie etwa der Renten- und Krankenversicherung,
die bislang stark wachstumsabhängig sind, auswirken würde.

"Die Enquete-Kommission Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität des Deutschen
Bundestages endete im Jahr 2013, ohne dass sie hinreichende politische
Impulse auslösen konnte", sagt Projektleiter Ulrich Petschow vom IÖW.
"Daher haben wir vor allem analysiert, welche politischen
Handlungsoptionen es gibt, damit wertvolle Zeit nicht weiter ungenutzt
verstreicht. Denn für unseren Planeten ist nichts schädlicher als
Stillstand aufgrund politischer Meinungsverschiedenheiten."

Planetare Grenzen einhalten: Vorsorgeorientierung in der Politik
stärken

In der Debatte um Wirtschaftswachstum und Nachhaltigkeit kursieren viele
Begriffe wie etwa Postwachstum oder Green Economy. Besonders die beiden
Positionen Green Growth und Degrowth stehen sich unversöhnlich gegenüber.
Das gemeinsame Projektteam der drei Forschungsinstitute IÖW, RWI und
Wuppertal Institut rät der Politik nun ein "weder noch": Keine dieser
Positionen beruhe auf Annahmen, die sich wissenschaftlich hinreichend
begründen lassen. Um dennoch eine verantwortliche Wirtschafts- und
Umweltpolitik gestalten zu können, schlagen die Autoren ein
vorsorgeorientiertes Vorgehen vor: Wachstumsabhängigkeit müsse möglichst
gemindert und so der Wachstumsvorbehalt abgeschwächt werden, der
ambitionierte umweltpolitische Vorschläge bisher oft ausbremst. Diesen
Ansatz einer "vorsorgeorientierten Postwachstumsposition" stellen die
Wissenschaftler in der Publikation "Gesellschaftliches Wohlergehen
innerhalb planetarer Grenzen" vor.

Drei Forderungen an die Politik

Das Gutachten stellt drei Forderungen an die Politik: Erstens müssen die
ökonomischen Rahmenbedingungen wirksamer gestaltet werden, indem
umweltschädliche Effekte von Produktion und Konsum insbesondere durch
marktbasierte Instrumente internalisiert werden. Zweitens gilt es, neue
Pfade der gesellschaftlichen Entwicklung auszuloten - über partizipative
Suchprozesse, Experimentierräume und neue innovations- und
forschungspolitische Ansätze. Und drittens sollte es sich die Politik zu
einem zentralen Ziel machen, zu prüfen, wie gesellschaftliche
Institutionen und Prozesse unabhängiger vom Wachstum werden können.

Wachstumsdebatte in die Breite tragen, ökonomische Theorien verbinden

Mit ihrer Studie wollen die Autoren die Wachstumsdebatte für ein breites
Publikum zugänglich machen. Zudem stellen sie Bezüge zu verschiedenen
theoretischen Ansätzen und empirischen Studien her, wie sie in der
Mainstream-Ökonomik und in heterodoxen Ansätzen zu finden sind. Inwieweit
der Konsensvorschlag der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus IÖW,
RWI und Wuppertal Institut, die auch diese Vielfalt an Perspektiven
repräsentieren, tragfähig ist, soll die Konferenz "Herausforderung
Wachstumsunabhängigkeit - Ansätze zur Integration von Umwelt-, Sozial- und
Wirtschaftspolitik" am 5. November 2018 in Berlin zeigen. Akteure aus
Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft diskutieren über
eine stärkere Wachstumsunabhängigkeit wichtiger gesellschaftlicher Systeme
und Institutionen und loten politische Implikationen aus.


Bibliographische Angaben:

Petschow, Ulrich; aus dem Moore, Nils; Pissarskoi, Eugen; Korfhage,
Thorben; Lange, Steffen; Schoofs, Annekathrin; Hofmann, David (2018):

Gesellschaftliches Wohlergehen innerhalb planetarer Grenzen. Der Ansatz
einer vorsorgeorientierten Postwachstumsposition

UBA-Texte 89/2018

Umweltbundesamt, Dessau-Roßlau


Konferenz:

Die Konferenz "Herausforderung Wachstumsunabhängigkeit: Ansätze zur
Integration von Umwelt-, Sozial- und Wirtschaftspolitik" findet am 5.
November 2018 in Berlin statt.

https://www.ioew.de/veranstaltung/herausforderung_wachstumsunabhaengigkeit_ansaetze_zur_integration_von_umwelt_sozial_und_wirtschaftspolitik/

Sie ist Teil des Projekts "Ansätze zur Ressourcenschonung im Kontext von
Postwachstumskonzepten", das vom Umweltbundesamt beauftragt wurde
(Forschungskennzahl 3715311040).

Weitere Informationen unter:

http://www.umweltbundesamt.de/publikationen/vorsorgeorientierte-postwachstumsposition

https://www.ioew.de/veranstaltung/herausforderung_wachstumsunabhaengigkeit_ansaetze_zur_integration_von_umwelt_sozial_und_wirtschaftspolitik/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution472

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für ökologische Wirtschaftsforschung GmbH, gemeinnützig, 31.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1727: Erste Schritte zur Tarifierung der Arbeitsbedingungen bei der neuen Autobahngesellschaft des Bundes (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
1. November 2018

ver.di: Erste Schritte zur Tarifierung der Arbeitsbedingungen bei der
neuen Autobahngesellschaft des Bundes



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und die
privatrechtliche Infrastrukturgesellschaft des Bundes für Autobahnen
und andere Bundesfernstraßen (IGA) haben gestern (31. Oktober 2018)
einen wichtigen Schritt auf dem Weg zur Regelung der Arbeits- und
Bezahlungsbedingungen für die zukünftig gut 12.000 Beschäftigten der
Gesellschaft erreicht.

Mit der im Sommer 2017 von Bundestag und Bundesrat beschlossenen IGA
wurde ein umfangreiches Eckpunktepapier vereinbart, das die Grundlage
für die abzuschließenden Tarifverträge bildet. Es enthält die
Leitlinien für die allgemeinen Arbeitsbedingungen, die Arbeitszeit,
die Bezahlung und die Eingruppierung, die bei der IGA gelten sollen,
sowie für die Überleitung der Beschäftigten aus ihren bisherigen
Arbeitsverhältnissen in den 16 Bundesländern.

"Die IGA muss im Wettbewerb um die Fachkräfte attraktive
Arbeitsbedingungen bieten, damit die Überführung der Bundesautobahnen
aus der Verwaltung der Länder funktionieren kann. Dafür wurde mit der
Eckpunktevereinbarung der Grundstein gelegt", betont Wolfgang Pieper,
zuständiges Mitglied des ver.di-Bundesvorstands für den öffentlichen
Dienst.

Am 7. November 2018 wird die zuständige ver.di-Tarifkommission über
die Vereinbarung entscheiden. Bis dahin steht sie unter Vorbehalt.
Bei Annahme der Eckpunkte sollen die folgenden Tarifverhandlungen bis
Ende Januar 2019 abgeschlossen werden.

Pieper wies weiter darauf hin, dass die Gewerkschaft ver.di bereits
zuvor mit dem Bund, mit der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL)
und dem Land Hessen, das der TdL nicht angehört, tarifvertraglich die
Rechte der Beschäftigten bei dem zum 1. Januar 2021 vorgesehenen
Betriebsübergang gesichert hat. Auch wenn die mit Autobahnaufgaben
befassten Beschäftigten der Länder in der jetzt stattfindenden
Befragung ihr Interesse an einem Wechsel zur IGA bekunden, bleibt im
Jahr 2020 ihr Widerspruchsrecht gegen den Übergang ihres
Arbeitsverhältnisses auf die IGA bestehen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 01.11.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/832: Bundesnetzagentur ordnet vorläufige Fortgeltung der Briefporti an (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 31.10.2018

Bundesnetzagentur ordnet vorläufige Fortgeltung der Briefporti
an

Präsident Homann: "Eine endgültige Entscheidung ist wegen der
aktuellen Umbrüche bei der Deutschen Post AG nicht möglich."



Die Bundesnetzagentur hat heute angeordnet, dass die derzeit
gültigen Porti für Briefstandardprodukte vorerst fortgelten. Diese
einstweilige Anordnung gilt bis zu einer endgültigen Genehmigung neuer
Briefentgelte, die nach derzeitigem Stand im ersten Halbjahr 2019
ergehen wird.


"Wir müssen diesen Schritt gehen, weil die Deutsche Post AG den
Nachweis ihrer veränderten Kosten und Einsparungen in Folge der
Umbruchsituation nicht hinreichend erbracht hat", erklärt Jochen
Homann, Präsident der Bundesnetzagentur. "Unsere Entscheidung für die
kommenden Jahre ist nur belastbar, wenn wir die Kostensituation und
Umsatzentwicklung beurteilen können."

Das Verfahren wird fortgesetzt, sobald die Deutsche Post AG von der
Bundesnetzagentur eingeforderte weitere Erläuterungen zu ihrer
aktuellen Kostensituation vorgelegt hat.

Vorgaben für Portoänderungen noch nicht festlegbar -
Maßgrößenverfahren noch nicht entscheidungsreif

Grundlage für die ausstehende Entgeltgenehmigung ist der Abschluss der
Rahmenentscheidung, die den Preisveränderungsspielraum der Briefporti
für die kommenden Jahre festlegt, das Maßgrößenverfahren.

Die Preisveränderungsrate ermittelt sich aus der Inflationsentwicklung
und der unternehmensspezifischen Produktivitätsrate, dem
sog. X-Faktor. Der X-Faktor errechnet sich auf Basis der Kosten- und
Mengenentwicklung bei der Deutschen Post AG. Die Ermittlung des
X-Faktors war auf Grundlage der bislang vorliegenden
Kosteninformationen noch nicht möglich.

Die der Bundesnetzagentur von der Deutschen Post AG zur Prüfung
vorgelegten Kostendaten und Prognosen berücksichtigen nicht
ausreichend präzise und nachvollziehbar die im Juni angekündigten
Umstrukturierungen, technischen Innovationen und Personalmaßnahmen.

Eine Entscheidung auf Grundlage überholter Kostendaten hätte die bei
der Deutschen Post AG stattfindenden Veränderungen nicht
berücksichtigt. Der Sachverhalt bedarf weiterer Aufklärung.

Dreistufiges Verfahren

Die gesetzlichen Formvorschriften sehen ein dreistufiges Verfahren
vor, das bis zum Jahresende nicht mehr zum Abschluss gebracht werden
kann: Die Bundesnetzagentur veröffentlicht zunächst die beabsichtigte
Maßgrößenentscheidung mit Kommentierungsmöglichkeiten für die
betroffene Deutsche Post AG, Wettbewerber,
Verbraucherschutzorganisationen und andere interessierte Kreise und
beteiligt das Bundeskartellamt.

Danach erfolgt im nächsten Schritt die endgültige Entscheidung, die
u.a. die Preisänderungsvorgaben bestimmt. Erst im dritten Schritt kann
die Deutsche Post AG neue Briefentgelte beantragen. Erst in diesem
Verfahren legt die Deutsche Post AG die konkreten Preise für die
einzelnen Produkte - wie z. B. für den Standardbrief oder die
Postkarte - der Bundesnetzagentur zur Genehmigung vor.

Eine Genehmigung erfolgt, wenn sich die beantragten Entgelte in dem
durch die Price-Cap-Entscheidung vorgegebenen Rahmen bewegen. Dieses
Verfahren kann nicht mehr so zeitgerecht abgeschlossen werden, dass
neue Porti zum Jahreswechsel eingeführt werden könnten.

Die gegenwärtige Entgeltgenehmigung läuft mit dem 31.12.2018 aus.

Sobald sich die Bundesnetzagentur ein abschließendes Bild über den
anerkennungsfähigen Kostenaufwand für die Umstrukturierungsmaßnahmen
und die sich aus ihnen ergebenden späteren Kosteneinsparungen machen
kann, erfolgt die Festlegung der Maßgrößen. Danach kann die Deutsche
Post AG neue Briefporti beantragen.

Die einstweilige Anordnung ist auf den Internetseiten der
Bundesnetzagentur veröffentlicht unter:

www.bundesnetzagentur.de/BK5-18-003_EinstweiligeAnordnung

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31.10.2018

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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TELEKOMMUNIKATION/842: Funkloch-App der Bundesnetzagentur gestartet (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 30.10.2018

Funkloch-App der Bundesnetzagentur gestartet

Scheuer: "Jagd auf weiße Flecken im Mobilfunknetz"



Andreas Scheuer, Bundesminister Verkehr und für digitale
Infrastruktur, hat heute die neue Funkloch-App präsentiert. Das BMVI
hatte die Bundesnetzagentur beauftragt, ihre bestehende App zur
Breitbandmessung so zu erweitern, dass Bürger Lücken in der
Mobilfunkabdeckung melden können - ganz einfach und unbürokratisch.
Das Update steht ab sofort für Android und iOS im Google Play Store
und Apple App Store zum kostenlosen Download zur Verfügung.

Andreas Scheuer: "Mit der neuen App eröffnen wir die Jagd auf die
weißen Flecken im Mobilfunknetz. Ab sofort können uns die Bürger
melden, wo sie in ein Funkloch geraten sind. Die App speichert den
Standort - und überträgt die Daten, sobald das Handy wieder Internet
hat. Auf Grundlage dieser Informationen werden wir mit den
Mobilfunk-Anbietern darüber sprechen, wo die Netze noch weiter
verbessert werden müssen. Der Zustand, den wir jetzt haben, ist für
eine Wirtschaftsnation untragbar. Wir brauchen eine flächendeckende
Mobilfunkversorgung in Deutschland."

Jochen Homann, Präsident der Bundesnetzagentur: "Die nun
veröffentlichte App ist ein erster Schritt. Wir haben die Möglichkeit
geschaffen, Funklöcher zu erfassen und zu melden. 2019 werden die
Ergebnisse in einer Karte öffentlich zugänglich gemacht. Hierfür ist
es erforderlich, dass möglichst viele Daten vorliegen, um einen großen
Bereich abdecken zu können. Ich hoffe daher, dass die Nutzerinnen und
Nutzer - wie bereits von der Testmöglichkeit der Breitbandmessung -
auch von der Netzverfügbarkeitserfassung regen Gebrauch machen und uns
bei unserem Anliegen unterstützen."

Die App "Breitbandmessung" der Bundesnetzagentur ist
bedienerfreundlich gestaltet: Mit einem Klick auf die Schaltfläche
"Netzverfügbarkeit erfassen" startet der Nutzer die Abfrage. Ab diesem
Zeitpunkt erfasst die App in regelmäßigen Abständen von maximal 50
Metern, ob eine Netzabdeckung vorhanden ist - und ob sie durch 2G-,
3G- oder 4G-Technologie gegeben ist. Die erfasste Wegstrecke wird dem
Nutzer auf einer Karte dargestellt.

Wenn der Nutzer die Erfassung stoppt, werden die Daten unter Angabe
von Ort, Zeit und Mobilfunkanbieter an einen zentralen Server
übermittelt. Sollte es ein Funkloch geben, erfolgt die Übertragung,
nachdem wieder eine Verbindung zum Internet besteht.
Sobald genügend Daten vorliegen, wird die Bundesnetzagentur sie in
einer detaillierten Karte zusammenfassen und veröffentlichen. Zudem
soll im Jahrestakt ein Monitoring-Bericht zur Netzabdeckung vorgelegt
werden.

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur hat sich
als Ziel gesetzt, eine flächendeckende Mobilfunkversorgung in
Deutschland zu schaffen. Hierzu tragen auch die Regeln zur anstehenden
Vergabe der 5G-Frequenzen bei, die die Bundesnetzagentur derzeit
erarbeitet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30.10.2018

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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VERKEHR/1544: Auto der Zukunft soll sicher, leicht und bezahlbar sein (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 31.10.2018

Auto der Zukunft soll sicher, leicht und bezahlbar sein



Die Fahrzeuge der Zukunft werden zunehmend elektrisch und autonom
unterwegs sein. Dabei sollen sie so sicher und zuverlässig sein wie
heutige Autos. Ein Weg, Ausfälle zu vermeiden, besteht darin, wichtige
Komponenten wie Fahr- oder Bremsassistenzsysteme, die insbesondere in
brenzligen Situationen für mehr Sicherheit sorgen, doppelt bereitzuhalten.
Allerdings sind überzählige Elemente teuer und schwer. Gemeinsam mit
Partnern aus Wissenschaft und Industrie suchen Forscherinnen und Forscher
des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT) im Projekt SmartLoad nach
anderen Möglichkeiten.

Bei Flugzeugen, die schon heute größtenteils selbständig fliegen, ist es
üblich, alle sicherheitsrelevanten Systeme doppelt einzubauen. Die
Projektpartner wollen nun Wege finden, bei Autos Schäden stattdessen
frühzeitig zu erkennen und dadurch drohende Gefahren zu beherrschen. "Im
Projekt SmartLoad wollen wir ganz neue Methoden zur Fehlerprävention und
-vorhersage entwickeln", sagt Albert Albers vom IPEK-Institut für
Produktentwicklung des KIT. "Bislang wurden bei der Entwicklung
automatisierter Fahrzeuge heute verfügbare Serienmodelle mit zusätzlicher
Technik ausgestattet, so dass die Autos viel mehr Komponenten haben. Unser
Ansatz ist nun, Fahrzeuge zu entwickeln, die ohne den Ballast zusätzlicher
Komponenten auskommen", so Michael Frey vom Institut für
Fahrzeugsystemtechnik (FAST) des KIT.

Für einen sicheren und zuverlässigen Betrieb sei es notwendig, das ganze
Fahrzeug mit all seinen mechanischen und elektronischen Bestandteilen
sowie deren Wechselwirkung mit dem Fahrer in den Blick zu nehmen, erklärt
Frey. "Im Projekt SmartLoad erproben wir diesen Ansatz am Beispiel der
Lenkkraftunterstützung. Wir nutzen einen Antrieb, der einzelne Räder
individuell steuert. Denn während eine normale Servolenkung aus einem
Motor besteht, der dem Fahrer hilft, das Lenkrad zu drehen, werden die
Räder nun links und rechts unterschiedlich angesteuert, was das Lenken
direkt erleichtert." So könne ein Ausfall der Servolenkung ausgeglichen
werden, ohne eine solche wie bisher doppelt einzubauen.

Hinzu kommt, dass elektrische und selbstfahrende Fahrzeuge, bei denen etwa
alle vier Räder individuell angetrieben und gelenkt werden, ganz neuartige
Fahrmanöver vollführen können. "Es ist klar, dass bisherige Standardtests,
die auf Fahrzyklen basieren, zum Testen solcher Autos nicht taugen", sagt
Albert Albers. Die Lösung sollen hier Prüfstände bringen, die zwar
einzelne Komponenten testen, aber diesen vorgaukeln, sie wären in einem
Fahrzeug verbaut, dass gerade eine Testfahrt macht - zum Beispiel durch
den Schwarzwald. Die Partner im Projekt verfügen dabei über einzelne
spezielle Prüfstände. Diese sind im landesweiten Labornetzwerk für
Elektromobilität "XiL-BW-e" verbunden und können so in Echtzeit alle
Aspekte abbilden, die für die Fahrzeugentwicklung relevant sind.

So könnten die Belastungsgrenzen einzelner Komponenten, aber auch
dezentral Fehlerketten der beteiligten Teilsysteme ermittelt werden, wie
zum Beispiel ein Ausfall eines Antriebes während einer Notbremsung bei
Kurvenfahrt. Im Projekt können die Forscher dafür insgesamt 7 Prüfstände
in Karlsruhe, Stuttgart und Wangen im XiL-Verbund nutzen. Aufgrund der
Testergebnisse sollen dann neue Elektronikkomponenten entwickelt werden.
"Unser abschließendes Ziel ist es, automatische Fahrzeuge weniger komplex
und damit robuster zu machen", sagt Frey. "Wobei weniger Komponenten
natürlich auch weniger Kosten und weniger Gewicht bedeuten, was zum
Beispiel der Reichweite und damit auch der Akzeptanz bei den Kunden zu
Gute käme."

Das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderte
Projekt ist im Oktober gestartet. Während der dreijährigen Laufzeit
bringen unter Federführung der AVL Deutschland GmbH insgesamt acht Partner
aus Baden-Württemberg ihre Kompetenzen ein. Die Projektidee wurde im
Forschungsnetzwerk Cluster Elektromobilität Süd-West entwickelt.

Projektpartner in "SmartLoad":

Karlsruher Institut für Technologie:

- FAST - Institut für Fahrzeugsystemtechnik

- IPEK - Institut für Produktentwicklung

AVL Deutschland GmbH

FZI Forschungszentrum Informatik

RA Consulting GmbH

Schaeffler Technologies AG & Co. KG

SET Power Systems GmbH

Universität Stuttgart, Institut für Elektrische Energiewandlung

Der Cluster Elektromobilität Süd-West

Mit rund 130 Akteuren aus Industrie und Wissenschaft ist der Cluster
Elektromobilität Süd-West einer der bedeutendsten regionalen Verbünde auf
dem Gebiet der Elektromobilität. Der Cluster, der von der Landesagentur
e-mobil BW GmbH gemanagt wird, verfolgt das Ziel, die Industrialisierung
der Elektromobilität in Deutschland voranzubringen und Baden-Württemberg
zu einem wesentlichen Anbieter elektromobiler Lösungen zu machen. In den
vier Innovationsfeldern Fahrzeug, Energie, Informations- und
Kommunikationstechnologie (IKT) sowie Produktion werden renommierte große,
mittlere und kleine Unternehmen, insbesondere der Region Karlsruhe -
Mannheim - Stuttgart - Ulm, untereinander und mit Forschungsinstituten vor
Ort vernetzt. Darüber hinaus sorgen spezialisierte Arbeitsgruppen für eine
übergreifende Themenbearbeitung, zum Beispiel die AG Internationalisierung
oder die AG intelligent move, die den Schwerpunkt Digitalisierung und
automatisiertes Fahren hat.



Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 500 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.

Weitere Informationen unter:

http://www.mobilitaetssysteme.kit.edu

http://felix.mescoli@kit.edu

http://www.sek.kit.edu/presse.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, 31.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KIRCHE/2143: Rückenwind für den Reformationstag (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 01.11.2018

Rückenwind für den Reformationstag

Zehntausende Gottesdienste und Veranstaltungen überall in Deutschland



Der Reformationstag hat Rückenwind: Am gestrigen Feiertag zum Gedenken an
den Thesenanschlag von Martin Luther in Wittenberg haben auch im ersten
Jahr nach dem 500. Reformationsjubiläum bundesweit wieder zehntausende
Gottesdienste und Veranstaltungen kultureller und religiöser Natur
stattgefunden. Am historischen Ort der Reformation gab es ein fröhliches
Reformationsfest und feierliche Gottesdienste. Der Ratsvorsitzende der
Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD, Landesbischof Heinrich
Bedford-Strohm freute sich nach seiner Predigt in der voll besetzten
Schlosskirche über das Interesse an der Reformation vor mehr als 500
Jahren. "Die reformatorische Botschaft der Zuversicht ist hoch aktuell. Wir
haben auch heute allen Grund, die Angstmacher und falschen Ablassprediger
zu stellen", so Bedford-Strohm. "Es ist deutlich spürbar, dass es über das
Jubiläum hinaus und auch außerhalb der Kirchen eine gestiegene
Aufmerksamkeit für diesen Tag mit seiner befreienden Botschaft gibt."

So waren nicht nur zentrale Gottesdienste und Feiern wie im Dom zu Meißen,
in der Münchener Matthäus-Kirche, in der Christuskirche in Mainz, der
Marktkirche in Hannover oder der Hamburger Hauptkirche St. Petri bis zum
letzten Platz gefüllt. Gestiegenen Zulauf gab es auch jenseits der
Landeshauptstädte. Besonders in den nördlichen Bundesländern, in denen der
Reformationstag in diesem Jahr erstmals gesetzlicher Feiertag war,
verzeichneten die Kirchen guten Zulauf: "Volle Hütte" meldeten in
Schleswig-Holstein die Kirche in Husum, wo 400 Menschen einen
Gospelgottesdienst feierten, der "Refo-Slam" mit 500 Teilnehmern in der
Heider St. Jürgen-Kirche oder die Rendsburger St. Marienkirche, in der
ökumenisch gefeiert wurde. Im niedersächsischen Oldenburg gab es in einigen
Gemeinden einen Kanzeltausch mit den katholischen Nachbargemeinden. Auch
dort wurden überdurchschnittliche Gottesdienstbesuche verzeichnet. In der
Bremer Innenstadt besuchten rund 7500 Menschen die dortigen Gottesdienste
sowie das Konzert- und Festprogramm.

Angesprochen durch den Reformationstag fühlte sich auch die jüngere
Generation. So feierten Zehntausende junge Menschen am Abend des
Reformationstags an vielen Orten in Deutschland die "ChurchNights", so etwa
in Freudenstadt, Bielefeld, Magdeburg und Stuttgart. Die
Veranstalter- überwiegend Kirchengemeinden, CVJMs und kirchliche Werke
berichten von gut besuchten Veranstaltungen und vielen positiven
Rückmeldungen. Eine besondere Aktion fand in Fellbach (bei Stuttgart)
statt: Im Rahmen der ChurchNight wurde dort das "Pop-Oratorium Luther"
aufgeführt - mit dabei waren knapp 300 Sängerinnen und Sänger aus der
Region, die extra zu diesem Anlass als Projektchor zusammenkamen.

Für den EKD-Ratsvorsitzenden Heinrich Bedford-Strohm ist die gute Resonanz
auf den diesjährigen Reformationstag nicht nur Anlass zur Freude, sondern
auch ein Aufbruchssignal: "Christinnen und Christen möchten ihre Kirche und
die Gesellschaft aktiv mitgestalten. Diesen spürbaren Anstoß werden wir
über den Reformationstag hinaus mitnehmen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 129/2018 vom 01.11.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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BUNDESLIGA/548: Frauen - 1. und 2. Runde (SB)




Am Wochenende des 27. und 28. Oktober startete die Frauenbundesliga
in die neue Saison 2018/19. Ein ungünstiger Termin für nahezu alle
Teams wegen dreier zeitgleich laufender Turniere auf dem
internationalen Parkett. Weil Top-Spielerinnen auf Isle of Man, im
niederländischen Hoogeveen sowie im südfranzösischen Cap d´Agde als
auch bei der Jugendweltmeisterschaft in Griechenland unterwegs waren,
konnten sie ihre Mannschaften zum Auftakt nicht unterstützten. Derart
ersatzgeschwächt konnten in der ersten Doppelrunde Überraschungen
nicht ausbleiben. Insbesondere der Hamburger SK nutzte die Gunst des
Terminkalenders und übernahm mit zwei Rundensiegen die
Tabellenführung.

Die Hanseatinnen, die in der vorigen Saison stark aufspielten und am
Ende hinter den Spitzenteams aus Baden-Baden, Schwäbisch Hall und Bad
Königshofen den respektablen vierten Platz belegten, spielten sehr
resolut. Zur ersten Runde am Spielort Deizisau ging es für Hamburg
gegen den Vize-Meister Schwäbisch Hall, der ohne seine
Stammbelegschaft antreten mußte. So gingen alle Siegpunkte an die
Hanseatinnen. Hier konnten Sarah Hoolt, Filiz Osmanodja und Alina
Zahn ihre Kontrahentinnen teils sehenswert ausschalten. Pech hatte
indes die Französin Sophie Milliet, die gegen Hoolt für einen
geopferten Läufer einen im Grunde entscheidenden Königsangriff
erhielt, dann aber die richtige Fortsetzung verpaßte und schließlich
das Nachsehen hatte. Am Hamburger Spitzenbrett gelang der Inderin
Rout Padmini, die am diesem Tag ihr Bundesligadebüt gab, ein
achtbares Remis gegen Sabrina Neide Vega Gutierrez. Auf diese Weise
motiviert ging es am Tag darauf gegen Gastgeber Deizisau, und wieder
errang Hamburg einen 4,5:1,5-Sieg dank der guten Leistungen von
Judith Fuchs, Diana Baciu und Alina Zahn, die am Wochenende zur
besten Punktesammlerin im Hamburger Kader avancierte.

Das mitgereiste Mädchenteam aus Harksheide, das nach einer
einjährigen Pause wieder in die Elite-Liga zurückkehrte, nachdem es
in der zweiten Liga alle sieben Runden gewonnen hatte, wurde erneut
mit dem harten Profi-Alltag konfrontiert. Zwar spielten sie
routinierter als vor zwei Jahren auf, aber gegen das starke Team aus
Deizisau zogen die Spielerinnen aus Harksheide dennoch den kürzeren.
Nur Nathalie Wächter konnte einen Siegpunkt gegen Vesna Misanovic
verbuchen, während Carina Brandt immerhin ein Remis gegen Elena Köpke
gelang. In Runde 2 gegen Schwäbisch Hall konnten Neuzugang Maria
Gosciniak und Wächter je einen Siege einfahren, sehr zum Bedauern von
Sophie Milliet, die an diesem Wochenende unter einem Unstern stand
und eine gute Stellung gegen Gosciniak einzügig wegwarf. Trotz der
Doppelnull hat das junge Team aus Harksheide noch realistische
Chancen auf den Klassenerhalt, zumal es zum Auftakt gegen renommierte
Spitzenteams der Liga kämpferischen Willen gezeigt hatte.

Im Spielort Lehrte trafen Gastgeber Lehrte und Aufsteiger Pankow auf
Rodewisch und Aufsteiger Bayern München. Die Überlegenheit der
Rodewischer Schachmiezen war nicht wegzuleugnen. Am Samstag
überließen sie dem Liga-Neuling Pankow nur zwei Remisen an den
Schlußbrettern, mußten sich gegen Lehrte jedoch ins Zeug legen, zumal
ihre Spitzenspielerin Anastasia Bodnaruk einem furios geführten
Angriff von Fiona Sieber nichts entgegensetzen konnte und Alena
Kubikova gegen Nicole Manusina verlor. Martina Korenova, Magdalena
Miturova und Hana Kubikova sicherten zuletzt den knappen, wenngleich
verdienten 3,5:2,5-Sieg der Schachmiezen. Der Gastgeber hatte sich
gegen Bayern München sicherlich mehr ein ein 3:3-Mannschaftsremis
erhofft, aber nachdem die drei Top-Bretter an München fielen, konnte
Lehrte froh sein, an den Schlußbrettern durch Jana Böhm, Nicole
Manusina und Marine Zschischang zum Ausgleich zu kommen. Dafür
brillierte im Duell der beiden Aufsteiger Pankow mit einem klaren
4,5:1,5-Sieg gegen das bayrische Team, was wertvolle Punkte gegen den
Abstieg bedeutete.

In Hofheim mußte der Champion aus Baden-Baden mit Bad Königshofen die
Klingen kreuzen. Beide Mannschaften spielten quasi mit dem letzten
Aufgebot, da die meisten Top-Spielerinnen nicht verfügbar waren. Daß
der Kräftevergleich, wie schon in der Vorsaison, mit einem 3:3
endete, war aus Sicht von Baden-Baden ziemlich unbefriedigend. Aber
mehr war nicht zu holen, auch, weil der Neuzugang Anna Gvanceladze
für Bad Königshofen den Ausgleich sicherte, als sie ihre Partie gegen
Iamze Tammert gewann. Im Parallelduell schlug Karlsruhe Hofheim mit
3,5:2,5, aber die Freude währte nur kurz, denn anderntags unterlagen
die Schachfreunde aus Karlsruhe Bad Königshofen klar mit 0,5:5,5.
Hofheim erspielte am Sonntag gegen Baden-Baden ein 2:4, was trotz der
Niederlage aller Ehren wert war. Neben zwei Remisen konnte Hofheim
durch Ulrike Rößler, die Ketino Kachiani-Gersinska niederrang, einen
vollen Punkt und Achtungserfolg einfahren.

Die Saison ist noch jung, und der Spitzenplatz für Hamburg ist alles
andere als verbürgt, wenn der Hauptkonkurrent und Titelverteidiger
aus Baden-Baden wieder auf seine Spitzenspielerinnen zurückgreifen
kann. Die Frauenbundesliga endet wie schon im Vorjahr am ersten
Märzwochenende mit einer zentralen Endrunde im Berliner Maritim-Hotel
gemeinsam mit der Herrenbundesliga, die dort ihre Runden 9 bis 11
austragen wird.



Runde 1, am 27.10.2018

SK Lehrte - FC Bayern München 3:3

SC Rotation Pankow - Rodewischer Schachmiezen 1:5

SF Deizisau - TuRa Harksheide 4,5:1,5

SK Schwäbisch Hall - Hamburger SK 1,5:4,5

SV Hofheim - Karlsruher SF 2,5:3,5

SC Bad Königshofen - OSG Baden-Baden 3:3



Runde 2, am 28.10.2018

Rodewischer Schachmiezen - SK Lehrte 3,5:2,5

FC Bayern München - SC Rotation Pankow 1,5:4,5

Hamburger SK - SF Deizisau 4,5:1,5

TuRa Harksheide - SK Schwäbisch Hall 2:4

OSG Baden-Baden - SV Hofheim 4:2

Karlsruher SF - SC Bad Königshofen 0,5:5,5




	
 Stand nach der 2. Runde: 
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SCHACH-SPHINX/06734: Zu brav für einen Weltmeister (SB)


Als Max Euwe 1935 den Weltmeister Alexander Aljechin entthronte, nahm
man dies mit einer gewissen Verwunderung hin. Sofort wurde eine
Palette von Erklärungen von den Kommentatoren des Wettkampfs
geliefert. Aljechin habe seinen Gegner völlig unterschätzt und sei
psychisch nicht auf der Höhe gewesen. Daß er zu der Zeit maßlos
getrunken hatte, wurde beiläufig erwähnt. Großes Tamtam machte man aus
solchen Ungezügeltheiten des Russen nicht. Die Parteinahme für
Aljechin war auch nach seiner Niederlage unstrittig. Kaum einer kam
auf den simplen Gedanken, daß Euwe sich einfach wesentlich intensiver
und auch wissenschaftlicher auf das Match vorbereitet hatte. Er war
1935 schlechterdings der bessere Spieler, seine Manöver waren klar,
sauber ausgearbeitet und filigran durchdacht. Für Aljechin gab es
seinerzeit nichts zu holen, und mag er hundertmal unpäßlich gewesen
sein. Es war wohl so, daß man sich Euwe als Weltmeister nicht
vorstellen konnte. Der Holländer war eine blasse Erscheinung. Ihm
fehlte, sprichwörtlich gesprochen, das markante Kinn. Sein Verhalten
war das eines braven Bürgerlichen, kein Anhauch von verwegenem Genie,
kein Schatten von abenteuerlicher Lebensauffassung befleckte sein
Erscheinungsbild. So ein wohlerzogener Charakter konnte kein
Weltmeister sein, und als er zwei Jahre später im Revanchematch
Aljechin unterlag, sah sich die Schachwelt in ihren Vermutungen
bestens bestätigt. Im heutigen Rätsel der Sphinx konnte der brave,
maßvolle Holländer dennoch brillant gegen Aljechin gewinnen, indem er
das geplante Entfesselungsmanöver des Russen - 1...La4-b5 - kurzerhand
durchkreuzte, Wanderer.
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Euwe - Aljechin

WM 1935


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der weiße Bauer auf g6 inspirierte Eric Lobron nach 1...Dc4xa2?! zu
einem grandiosen Abschluß. Der Wiesbadener spielte stark und verwegen
2.b2-b3!! und opferte damit einen zweiten Bauern, gar unter
Schachgebot: 2...Da2-b1+ 3.Kh1-g2 Db1xc2+ 4.Kg2-h3. Der weiße König
stand nun sicher, und auf 4...Ld8-f6 hätte Lobron mit 5.Sf5xh6+! g7xh6
6.Df3xf6 Dc2xb3 7.Df6xe5 a6-a5 8.De5-f5 eine Gewinnstellung
herbeiführen können. Gegen den Vormarsch des weißen e-Bauern wäre kein
Kraut gewachsen gewesen. Der Italiener opferte daher mit 4...g5-g4+!?
einen Bauern zurück, um nach 5.Df3xg4 Dc2-d3 seine Dame wieder ins
Spiel zu führen, aber für derlei Rettungsaktionen war es zu spät:
6.Sf5xh6+! Kg8-h8 - 6...g7xh6 7.Dg4-e6+ Kg8-h8 8.De6-e8+ Kh8-g7 9.De6-
f7+ nebst Matt - 7.Dg4-f5 Ld8-e7 8.Sh6-f7 und Schwarz gab auf, da die
weiße Dame im nächsten Zug nach h5 gewandert wäre.
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KIND/166: Erfahrungswelten - Lernwerkstätten-Pädagogik für Kinder unter drei Jahren nutzen (idw)


Frankfurt University of Applied Sciences - 31.10.2018

Erfahrungswelten: Lernwerkstätten-Pädagogik für Kinder unter drei Jahren
nutzen

Forschungsprojekt der Frankfurt UAS untersucht Übertragbarkeit der
pädagogischen Methoden auf die Kleinsten



Funktioniert die Lernwerkstätten-Pädagogik auch bei Kindern unter drei
Jahren? Welche Besonderheiten gilt es zu beachten? Und welche Anforderungen
stellt sie an die Betreuungspersonen? Ein Kooperationsprojekt der
Lernwerkstätten für frühe naturwissenschaftlich-technische Bildung
und der Krabbelstube Campus Kids (BVZ GmbH) im
Forschungsorientierten Kinderhaus der Frankfurt University of Applied
Sciences (Frankfurt UAS) ging diesen Fragen auf den Grund. Im
Wintersemester 2017/18 und Sommersemester 2018 wurden Lernwerkstätten mit
unter Dreijährigen durchgeführt und ausgewertet. Die Ergebnisse des
Projekts zeigen, dass die Prinzipien der Lernwerkstattpädagogik
grundsätzlich auf die Arbeit mit Kindern unter drei Jahren übertragbar
sind und vielfältige Chancen bieten, diese Altersgruppe zu fördern.

"Der Begriff der Lernwerkstättenpädagogik zeichnet sich dadurch aus, dass
die Kinder nicht vorgegebene, sondern eigene Zugänge zu Themen und
Materialien finden und forschend lernen. Er ist in der Frühpädagogik
bisher vor allem für den Kindergarten- und Grundschulbereich bekannt", so
Prof. Dr. Ute Schaich, wissenschaftliche Begleitung des
Forschungsorientierten Kinderhauses und Professorin für Pädagogik der
frühen Kindheit am Fachbereich Soziale Arbeit und Gesundheit der Frankfurt
UAS, die das Projekt leitete. Das Forschungsteam ging deshalb der Frage
nach, wie eine Lernwerkstatt für unter Dreijährige sinnvoll konzipiert und
durchgeführt werden kann. Fokussiert wurden die Faktoren Raumgestaltung,
Materialauswahl, pädagogische Begleitung sowie die Bedeutung von
Gleichaltrigen-Beziehungen und von Genderprozessen beim kindlichen
Forschen. Hierzu wurden acht halbstündige Beobachtungen mit jeweils zwei
bis drei Kindern aus der Krabbelstube, insgesamt sieben Jungen und acht
Mädchen (1 bis 3 Jahre), in der Lernwerkstatt durchgeführt, protokolliert
und videografiert. Das entstandene Datenmaterial wurde in gemeinsamen
Auswertungssitzungen mit allen Forschungsbeteiligten fortlaufend
multiperspektivisch diskutiert.

Ziel des Forschungsprojekts war es, einen ersten Beitrag zur Schließung
der Forschungslücke hinsichtlich der sinnvollen Konzeption und Begleitung
von Lernwerkstätten mit unter Dreijährigen zu leisten. Aus den Ergebnissen
der Datenanalyse lassen sich konkrete Schlussfolgerungen für die
pädagogische Praxis entlang der untersuchten Schwerpunkte zusammenfassen.

Ideal zur Einrichtung einer Lernwerkstatt ist ein ruhiger, im
Krippenalltag zugänglicher Raum, in dem möglichst wenig Ablenkung und
Durchgang herrscht. Eine reduzierte Einrichtung und ein reduziertes, aber
anregendes Materialangebot helfen den Kindern, ein Explorationsthema zu
finden und sich für einen längeren Zeitraum darauf zu konzentrieren.
Lernwerkstattmaterialien müssen zentral im Raum und auch für Krabbelkinder
gut zugänglich angeordnet sein.

Große Mengen des gleichen Materials motivieren zu unterschiedlichsten
kindlichen Experimenten; verschiedene Materialsorten, in gleicher Menge
und in gleichen Behältnissen nebeneinander angeordnet, fordern zu
forschenden Vergleichen auf. Einfache Materialien mit Alltagsbezug sind
für die unter Dreijährigen besonders interessant und variabel einsetzbar.
Beispiele sind Natur- und Haushaltsmaterialien wie Blätter, Korken oder
Dosen. Materialien, welche mit allen Sinnen erforscht und verändert werden
können und dürfen, regen Denkprozesse an und halten die Aufmerksamkeit der
Kinder für einen längeren Zeitraum aufrecht. Bewegliche Materialien aus
mehreren Einzelteilen sowie gut kombinierbare Materialien interessieren
Kinder aller Altersstufen und regen gerade ältere Kinder zur Entwicklung
komplexer Experimente an. Bei der Materialerforschung entwickeln Kinder
eigenständig Forschungsfragen, denen sie systematisch und ausdauernd
nachgehen. Dabei verbinden sie kreativ und alltagsnah unterschiedliche
Lernbereiche und finden in einen Zustand vertiefter Konzentration.

Pädagogische Fachkräfte in der Lernwerkstatt erkennen durch intensives
Beobachten die Fragen und Interessen der Kinder und greifen diese in der
Interaktion auf. Sie sind offen für kindliche Ideen und Vorgehensweisen
und geben keinen "richtigen" Weg vor. Sie reagieren feinfühlig und
entwicklungsangemessen auf verbale und non-verbale Kontaktangebote der
Kinder und signalisieren über zugewandte Mimik, Gestik sowie angeregte
Stimmlage ihr Interesse an deren Tätigkeiten. So bestärken sie Kinder in
ihrer Exploration und helfen ihnen, diese zu vertiefen. Das Verbalisieren
kindlicher Tätigkeiten und das Formulieren offener Fragen regen
Denkprozesse an und helfen Kindern, ihre Erlebnisse einzuordnen und zu
verstehen. Die wirksamste Anregung stellt ein "Mitforschen" der
pädagogischen Fachkräfte dar, bei dem sie gemeinsam mit dem Kind
Materialien erkunden, ausprobieren und mit dem Kind in einen offenen
Dialog über die gemeinsamen Beobachtungen treten. Als Bindungsperson
bietet die pädagogische Fachkraft den Kindern ein ausgewogenes Verhältnis
aus Sicherheit und Explorationsunterstützung. Hierzu muss sie auch
negativen Gefühlen der Kinder Raum geben, ihre Affektregulierung
feinfühlig unterstützen und Anregungen zur weiteren Exploration schaffen.

Pädagogische Fachkräfte können die Lernwerkstattbesuche nutzen, um
Bedürfnisse, Interessen sowie den Entwicklungsstand einzelner Kinder noch
besser einzuschätzen und im intensiven Kontakt eine bereits bestehende
Fachkraft-Kind-Bindung zu stärken.

Die Motivation der Kinder, sich mit Material zu befassen, an dem auch
Gleichaltrige Interesse zeigen, ist höher, was sich häufig auch in einer
längeren Explorationsdauer ausdrückt. Kinder verschiedenen Alters
profitieren vom gemeinsamen Lernwerkstattbesuch. Durch Beobachten und
Nachahmen kompetenterer Kinder können sie neue Herausforderungen eingehen
und so besonders fruchtbare Lernprozesse gestalten. Jüngere wie auch
ältere Kinder ziehen einen Nutzen aus den Explorationsimpulsen ihrer Peers
und lassen sich von ihnen zu neuen Experimenten inspirieren.

Kinder in den ersten drei Lebensjahren zeigen keine oder kaum
genderspezifische Interessen oder Verhaltensweisen, sondern zeigen
genderunabhängig sowohl an technisch-naturwissenschaftlichen und
mathematischen als auch an kreativen, sozialen und ästhetischen
Beschäftigungen großes Interesse. Diese grundsätzliche Offenheit kann in
der Lernwerkstatt zur Förderung von Geschlechtergerechtigkeit aufgegriffen
werden. Zur Vermeidung von bzw. zum Abbau von Geschlechterstereotypen
können geschlechternonkonforme Interessen und Tätigkeiten der Kinder in
der Lernwerkstatt aufgegriffen und gefördert werden. Dies setzt eine an
den individuellen Interessen der Kinder orientierte pädagogische
Begleitung voraus, die Geschlechterstereotype hinterfragt. Die regelmäßige
Reflexion der eigenen Einstellungen und Erfahrungen der pädagogischen
Fachkräfte ist hierfür Voraussetzung.

"Die Ergebnisse des Projekts zeigen, dass die Prinzipien der
Lernwerkstattpädagogik grundsätzlich auf die Arbeit mit Kindern unter drei
Jahren übertragbar sind und vielfältige Chancen zur Förderung von Mädchen
und Jungen bieten", so Schaich. Selbst die jüngsten Kinder der Stichprobe
konnten in der Lernwerkstatt forschend lernen und die dabei ablaufenden
Prozesse eigenaktiv gestalten. Die Kinder erhalten den Raum, eigenen
Interessen nachzugehen und so bedeutsame Lernprozesse, die auf ihrem
jeweiligen Entwicklungsstand aufbauen, in Bewegung zu setzen. Die
ermöglichten Interaktionen mit Peers und Erwachsenen beflügeln die
kindliche Exploration.

"Aufgrund der fehlenden Empirie können keine abschließenden Aussagen über
die Auswirkung gelungener Lernwerkstattarbeit auf den weiteren Bildungsweg
gemacht werden. Aufgrund der Förderung unterschiedlicher
Entwicklungsbereiche ist es durchaus denkbar, dass die Etablierung einer
Lernwerkstattpädagogik für Kinder unter drei Jahren den Übergang zum
Kindergarten und auch zum späteren formellen Lernen erleichtern kann. Dem
zukünftig in der pädagogischen Praxis und Wissenschaft nachzugehen, könnte
sich als vielversprechend erweisen", betont Schaich. Auch bleibe im
vorliegenden Projekt offen, wie sich die Begleitung durch männliche
pädagogische Fachkräfte möglicherweise auf Gender- und Lernprozesse in der
Lernwerkstatt mit unter Dreijährigen auswirken könnte.

"Das Projekt führte die vielfältigen Chancen zur Professionalisierung der
Krippenpädagogik und zur Förderung von Jungen und Mädchen vor Augen, die
eine Etablierung von Lernwerkstätten in der pädagogischen Arbeit mit
Kindern unter drei Jahren bietet. Hier können Kinder - im wahrsten Sinne
des Wortes - den "Raum" bekommen, sich individuell und selbstständig
Erfahrungen, Erkenntnisse und ein Bild von der Welt anzueignen. Das
Projekt konnte herausarbeiten, dass die hier bestehende Möglichkeit zum
eigenständigen Forschen Kindern die Voraussetzung zur Erlangung eines
positiven Selbstkonzeptes, zur Erlangung von Kreativität und
Problemlösungskompetenz und damit auch die Grundlage eines erfolgreichen
Lernens bietet", erläutert Schaich.


Das Forschungsorientierte Kinderhaus:

Das Forschungsorientierte Kinderhaus der Frankfurt University of Applied
Sciences besteht aus einem Familienbüro, einer Krabbelstube mit zwei
Gruppen und einer flexibel planbaren Betreuung (beide unter Trägerschaft
der BVZ GmbH) sowie den Lernwerkstätten für frühe
naturwissenschaftlich-technische Bildung. Prinzipiell werden alle Angebote
im Haus mit der Möglichkeit verknüpft, im Bereich der Kindheit
interdisziplinär zu forschen.


Die komplette Studie ist abrufbar unter:

https://www.frankfurt-university.de/de/hochschule/einrichtungen-und-services/weitere-einrichtungen/lernwerkstatten/

Weitere Informationen zu den Lernwerkstätten für frühe

naturwissenschaftlich-technische Bildung unter:

www.frankfurt-university.de/lernwerkstaetten;

Mehr zum Forschungsorientierten Kinderhaus:

www.frankfurt-university.de/kinderhaus.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, 31.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GESELLSCHAFT/339: "Generationsunterschiede? Bilden wir uns ein!" (idw)


Philipps-Universität Marburg - 31.10.2018

"Generationsunterschiede? Bilden wir uns ein!"



Es gibt in der Bundesrepublik keine Generationen, die sich in ihren
Einstellungen voneinander unterscheiden: Zu diesem Ergebnis gelangt der
Marburger Soziologe Professor Dr. Martin Schröder in einer aktuellen
Studie, in der er über 500.000 Einzeldaten von mehr als 70.000
Umfrageteilnehmerinnen und -teilnehmern auswertet. Immer neue Studien und
populärwissenschaftliche Bücher über Generationenunterschiede beruhen
demnach auf einer falschen Grundannahme, die von der Empirie nicht
gestützt wird. Schröder veröffentlicht die Ergebnisse seiner Analyse in
der aktuellen Ausgabe der "Kölner Zeitschrift für Soziologie und
Sozialpsychologie".

Nachkriegsgeneration, 68er, Null Bock-Generation, Postmaterialisten: Alle
paar Jahre rufen Trendforscher und Ratgeberautoren eine neue Generation
aus. "Aber in Wirklichkeit gibt es die dahinter vermuteten
Einstellungsunterschiede nicht", sagt der Marburger Soziologe Professor
Dr. Martin Schröder: Seiner aktuellen Studie zufolge unterscheiden sich
die verschiedenen Alterskohorten kaum in ihren Einstellungen zum Leben und
zur Welt.

Schröder legt in seinem Aufsatz dar, dass der präzise Generationenbegriff
sozialwissenschaftlicher Klassiker durch theoretisch unscharfe Studien
ebenso verwässert wird, wie durch populärwissenschaftliche Bücher.
Schröder zitiert die Gemeinplätze, mit denen die einschlägigen Studien die
angeblichen Generationen beschreiben, etwa das Bedürfnis der sogenannten
"Generation Y" nach emotionaler Bindung, aber auch nach einem gesicherten
und eigenständigen Platz in der Gesellschaft: Welche Generation wünsche
das nicht? Zudem würden ein- und derselben "Generation Y" mitunter
gegensätzliche Eigenschaften zugeschrieben, führt der Marburger
Sozialforscher aus: auf der einen Seite zum Beispiel eine große
Freiheitsneigung, auf der anderen eine starke Gemeinschaftsorientierung.

All diese Studien leiden an einem gravierenden Mangel, behauptet Schröder:
Um eine Generation von einer anderen abgrenzen zu können, müsste man ihre
Angehörigen mit älteren oder jüngeren Personen vergleichen; genau das tun
die Generationenforscher aber nicht, legt der Soziologe dar: sie
"vergleichen Einstellungen gar nicht kohortenübergreifend". Als Kohorte
bezeichnet die Soziologie eine Gruppe von Personen gleichen Alters.

Bisher standen empirische Studien aus, die Einstellungen verschiedener
Alterskohorten miteinander vergleichen. Schröder analysierte Umfragedaten
aus einer Langzeituntersuchung: Seit dem Jahr 1984 befragt das Deutsche
Institut für Wirtschaftsforschung Jahr für Jahr zirka 12.000
Privathaushalte und veröffentlicht die Ergebnisse der Erhebung im
"Sozio-ökonomischen Panel" (SOEP). "Wenn es wirklich Generationen gibt, dann
müssten die unterschiedlichen Geburtenkohorten im Jugendalter
unterscheidbare Einstellungen haben", erklärt der Marburger
Hochschullehrer.

Das Ergebnis fällt ziemlich eindeutig aus: "Wenn man sich die
Einstellungen unterschiedlicher Geburtenjahrgänge anschaut, fällt auf,
dass die vermeintliche Generation Y genauso denkt, wie so ziemlich alle
anderen Generationen vor ihr", sagt Schröder. Die wenigen und schwachen
Effekte, die sich doch zeigen, weisen zudem oft in die genau gegenteilige
Richtung dessen, was die Literatur vermutet. "Es gibt
Einstellungsunterschiede, die sich in der gesamten Gesellschaft breit
machen, aber die erfassen alle Generationen gleichermaßen."

Angesichts der Resultate hält es Schröder für sinnlos, Befragungen wie
die "Shell Jugendstudie" durchzuführen, um vermeintliche Generationen zu
unterscheiden. "Das periodische Ausrufen neuer Generationen mit
unterschiedlichen Einstellungsmustern illustriert die Konstruktion
gesellschaftlicher Mythen und nicht tatsächlicher
Generationenunterschiede."

Professor Dr. Martin Schröder lehrt Soziologie der Wirtschaft und Arbeit
an der Philipps-Universität. In seiner Forschungsarbeit untersucht er
empirisch, wie Gerechtigkeits- und Moralvorstellungen wirtschaftliches und
politisches Handeln beeinflussen. Zuletzt erschien von ihm das Buch "Warum
es uns noch nie so gut ging und wir trotzdem ständig von Krisen reden",
Salzburg & München 2018, das bundesweit ein erhebliches Medienecho
hervorrief.


Originalveröffentlichung: 

Martin Schröder: 

Der Generationenmythos, 

Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie 3/2018,

DOI: https://doi.org/10.1007/s11577-018-0570-6


Homepage:

www.uni-marburg.de/fb03/soziologie/institut/arbeitsschwerpunkte/soz_wirt_2/schroeder/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution376

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Philipps-Universität Marburg, 31.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/1178: Bielefeld - Entspannung mit Qigong, 6 Termine ab 8. November


Entspannung mit Qigong



Bielefeld (bi). Die VHS bietet ab Donnerstag, 8. November, in der
Volkshochschule im Ravensberger Park einen Qigong Kurs an.
Physiotherapeut und Qigong-Lehrer Thomas Wright vermittelt Übungen zur
Dehnung, Kräftigung, Atmung und Lockerung. Der Kurs geht über sechs
Termine jeweils donnerstags von 10 bis 11.30 Uhr. Information und
Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521-51 30 08.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Oktober 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - SCHAUSPIEL/1230: Lübeck - Die tonight, live forever oder Das Prinzip Nosferatu am 30.11.2018















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1230: Lübeck - "Die tonight, live forever oder Das Prinzip Nosferatu" am 30.11.2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

"Die tonight, live forever oder Das Prinzip Nosferatu" von Sivan Ben Yishai

Uraufführung

Kooperation des Theater Lübeck mit backsteinhaus produktion und dem
Theater Rampe



Nosferatu, ein Vampir aus den Karpaten, kommt in eine deutsche Stadt,
mit ihm in Särgen: Heimaterde und Ratten, die die Pest verbreiten.
Nosferatu kauft eine ruinöse Immobilie - die Salzspeicher an der Trave
-, saugt Blut, verleibt sich Menschen ein: besonders junge Frauen, wie
die seines Maklers, und wird schließlich von dieser besiegt.
»Nosferatu - Eine Symphonie des Grauens« wurde 1922 auch in Lübeck
gedreht, die israelische Autorin Sivan Ben Yishai verleiht dem
Stummfilm ihre eigene Sprache und für das Theater Lübeck überschreibt
sie den Horrorstreifen auf unsere Realität. Sie untersucht die
grassierende Angst vor dem Fremden in der deutschen Gesellschaft: Ein
Vampir geht um. Nosferatu als Kapitalist, Immobilienhai, Influencer,
biochemische Waffe.

Nosferatu als der Jude, der Muslim, der Schwarze, die Frau. Nosferatu
als der exotische Fremde, der »die Pest« nach Deutschland bringt.
Nosferatu als Angsttraum, Religionskrieg, Terror, Clash of Cultures.
Nosferatu, der einbricht in das System, die Stadt, die Sexualität, den
Körper der Gesellschaft.

Sivan Ben Yishais Schreiben kreist um Invasion, Abgrenzung und
Privilegien. Ihre Sprache ist in Bewegung, dringt in die Gegenwart und
verleibt sie sich ein. Die Sprache wird zur Invasion selbst. Sie ist
bildstark, rhythmisch, voller Wut und Drastik.

Sivan Ben Yishai fragt nach dem Vampir in uns und untersucht die
posthumanen Konditionen, die Bewegungsmuster des Parasitären, des
Untoten und des unerlösten Übergangs, der keinen Ursprung und kein
Ziel mehr formuliert. Marie Bues und Nicki Liszta inszenieren Ben
Yishais Text gemeinsam mit einem gemischten Ensemble aus Tänzer*innen
und Schauspieler*innen.

Inszenierung/Choreographie M. Bues/N. Liszta Ausstattung C. Irro
Mitarbeit Ausstattung A. Huwiler Musik H. Giering

Mit R. Behringer, C. Beillevaire, A. Färber, S. Pfennigstorf, A.
Rodrigues; S. Chotard, N. Eleftheriadis, H. Kock, D. Ledger, W.
Workman

Kostprobe 27/11, 18.30 Uhr, Kammerspiele (Eintritt frei)
Uraufführung 30/11, 20.00 Uhr, Kammerspiele

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Oktober 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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VERWERTUNG/227: EU-Sammelquote - Über die Hälfte aller Gerätebatterien verschwindet (idw)


Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie - 31.10.2018

EU-Sammelquote: Über die Hälfte aller Gerätebatterien
verschwindet



Schlechte Sammelergebnisse für Gerätebatterien, unzureichende Ziele
für Lithium-Ionen-Akkus und fehlende Anreize für die verantwortlichen
Akteure, mehr Altbatterien zu sammeln. In einer Studie für die
Europäische Kommission zeigt das Öko-Institut die maßgeblichen
Schwächen der aktuellen Batterierichtlinie auf.

Veraltete Richtlinie - schlechtes Sammelergebnis

Für die Evaluierung der Richtlinie hat das Öko-Institut die
Sammelmenge für Gerätebatterien aller 28 EU-Mitgliedstaaten
ausgewertet. Dabei wurde deutlich, dass die vorgeschriebene Quote von
45 Prozent von nur rund der Hälfte aller Mitgliedstaaten erreicht
wurde. "Das bedeutet im Umkehrschluss, dass mehr als die Hälfte aller
Gerätebatterien gar nicht erst gesammelt und recycelt wird", sagt Dr.
Hartmut Stahl, Wissenschaftler am Öko-Institut und Hauptautor der
Studie.

Hausmüll statt Wertstoffhof

Laut Öko-Institut landen europaweit jährlich rund 35.000 Tonnen
Batterien im Hausmüll. Wertvolle Rohstoffe gehen so verloren.
Gleichzeitig steigt das Risiko für die Umwelt durch die mögliche
Abgabe giftiger Schwermetalle, wie Cadmium oder Blei, an. Die
Einbindung der Verbraucherinnen und Verbraucher durch verbesserte
Informationen und gezielte Sammel-Kampagnen ist hier ein wichtiger
Ansatz. Das Ziel: Sammelmengen steigern, indem mehr Batterien aus
Elektroaltgeräten ausgebaut werden. Gleichzeitig müssen Geräte wieder
so konzipiert werden, dass Batterien leichter entnommen werden können.

Blinder Fleck: Megatrend Lithium-Ionen-Batterien

Elektroautos, Drohnen, Gabelstapler - selbst in Staubsaugerrobotern
gibt es sie: Lithium-Ionen-Batterien wirken sich auf immer mehr
Bereiche des Lebens aus. Neue Anwendungen, neue Batterietypen und neue
Recyclingtechnologien entwickeln sich stetig weiter. Die Folge: Die
2006 verabschiedete EU-Batterierichtlinie kann nicht mehr Schritt
halten. "Trotz der zunehmenden Bedeutung von Lithium-Ionen-Batterien
in neuen Technologien wie in Pedelecs, gibt es für sie weder eigene
Sammel- noch separate Recyclingziele", so Stahl. "Eine verbesserte
Richtlinie muss hier ansetzen - etwa mit ambitionierten Vorgaben für
Schlüsselelemente wie Lithium und Kobalt."



Originalpublikation:

Studie "Evaluation of the Directive 2006/66/EC on batteries and
accumulators and waste batteries and accumulators" des Öko-Instituts
in Kooperation mit Trinomics B.V.

(https://www.oeko.de/publikationen/p-details/study-in-support-of-evaluation-of-the-directive-200666ec-on-batteries-and-accumulators-and-was/)

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news705108

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution429

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie - 31.10.2018
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FORSCHUNG/1479: Eine Abkürzung im globalen Schwefelkreislauf (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 31.10.2018

Eine Abkürzung im globalen Schwefelkreislauf

Chemiker der Universität Jena entdecken bisher unbekannten
Stoffwechselweg im Plankton



Schwefel findet sich in ganz unterschiedlichen Verbindungen überall
auf der Erde: sowohl in der Atmosphäre als auch in den Weltmeeren und
an Land. All diese Erscheinungsformen sind in einem Kreislauf
miteinander verbunden. Vereinfacht gesagt wird das Element als Mineral
zunächst reduziert und in eine organische Form transferiert, dann von
Organismen herumgereicht, bis es schließlich in die Atmosphäre
gelangt, dort oxidiert wird und gelöst im Regen auf das Land und in
die Meere zurückkehrt. Chemiker der Friedrich-Schiller-Universität
Jena haben nun gemeinsam mit Kollegen aus den USA in diesem schon
lange bekannten Kreislauf eine gänzlich unerwartete Abkürzung
entdeckt. Entscheidend dafür sind winzige Organismen im Plankton des
Ozeans. Über ihre Entdeckung berichten die Wissenschaftler in der
aktuellen Ausgabe des renommierten Forschungsmagazins "Nature".

"Wir haben herausgefunden, dass bestimmte einzellige Algen und
Bakterien, die als Teil des Planktons im Meer existieren, eine neue
chemische Verbindung mit dem komplizierten Namen
Dimethylsulfoxoniumpropionat, kurz DMSOP, produzieren", sagt Prof. Dr.
Georg Pohnert von der Universität Jena. "Damit haben wir wertvolle
Informationen über den globalen Schwefelkreislauf abgeleitet und wir
können jetzt enorme Mengen im Schwefelfluss neu erklären. Auch wenn
eine Mikroalge nur verschwindend kleine Mengen der Verbindung
produziert, sprechen wir hier in der Summe von mehreren Teragramm,
also mehreren Milliarden Kilogramm pro Jahr." Denn die einzelligen
Algen sind in den Weltmeeren ungeheuer aktiv. Mit den Befunden der
Jenaer Chemiker lässt sich somit der Schwefelkreislauf der Erde besser
nachvollziehen, was wichtige Erkenntnisse für Atmosphären- und
Klimamodelle liefert.

Stressschutz für Algen

Doch die Forschungsergebnisse bieten nicht nur Informationen für das
Verständnis des Schwefelkreislaufs. Einen Grund für die Produktion des
DMSOP fanden die Wissenschaftler, indem sie untersuchten, wie sich die
Algen an ihre Umgebung anpassen. "Die Einzeller sind im Meer permanent
in Bewegung und somit immer wieder unterschiedlichen Salzgehalten und
oxidativem Stress ausgesetzt", erklärt Pohnert. "Die neue Verbindung
zeigt nun, wie dieser Stress mit einem ausgeklügelten System an
chemischen Umsetzungen ausgeglichen werden kann. Eine Möglichkeit
dafür ist, selbst Salze zu produzieren und abzubauen. Und das neue
schwefelhaltige Stoffwechselprodukt spielt hier eine Schlüsselrolle."

Für ihre Forschung haben die Jenaer Wissenschaftler, deren Arbeit vom
Sonderforschungsbereich "ChemBioSys" der Deutschen
Forschungsgemeinschaft unterstützt wurde, Wasserproben aus
unterschiedlichen Regionen der Ozeane untersucht, um herauszufinden,
ob die Produktion der schwefelhaltigen Verbindung ein weltweites
Phänomen ist. "Wir haben von der Arktis bis zum Mittelmeer in allen
Proben DMSOP gefunden", informiert Prof. Pohnert, der auch am
Exzellenzcluster "Microverse" der Jenaer Universität mitarbeitet.
"Überall sind also die Produzenten der schwefelhaltigen Verbindung zu
finden."

Die Chemiker der Universität Jena haben durch diese neuen Ergebnisse
wichtige Informationen darüber gewonnen, wie mikrobielle
Gemeinschaften im Ozean funktionieren und sehen auch konkreten Bezug
zur Anwendung. "Algen werden immer häufiger in Aquakulturen gezüchtet,
sowohl als Futter- oder Nahrungsmittel als auch als Energiequelle.
Deshalb ist es wichtig, deren Stoffwechsel umfassend zu verstehen",
sagt der Jenaer Experte. "Die aktuellen Einblicke zeigen uns einmal
mehr, welch unglaublich komplexes und gut funktionierendes System im
Plankton verborgen liegt."

Originalpublikation:

K. Thume, B. Gebser, L. Chen, N. Meyer, D. Kieber, G. Pohnert: The
metabolite dimethylsulfoxonium propionate extends the marine
organosulfur cycle, www.nature.com, DOI: 10.1038/s41586-018-0675-0

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news705029

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena - 31.10.2018
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ALTLASTEN/025: Die größte Schwermetallpunktquelle im Saaleeinzugsgebiet (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1130 vom 03. Okt. 2018, 37. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Die größte Schwermetallpunktquelle im Saaleeinzugsgebiet



Dort wo die Hauptmasse der Rohstoffe und der fossilen Energieträger
abgebaut wird, gehört der Bergbau weltweit zu den mit Abstand größten
Umweltverschmutzern. Auch hierzulande hat man mit riesigen Folgelasten
des Bergbaus zu kämpfen. Am bekanntesten sind die enorm teuren
"Ewigkeitsfolgen" des Steinkohlebergbaus im Ruhrgebiet und an der
Saar. Die wasserwirtschaftlichen Folgekosten des Braunkohleabbaus
schlagen in Ostdeutschland und im rheinischen Revier ebenfalls mit
Milliarden Euro ins Kontor. Ziemlich unbekannt ist, dass auch der über
Jahrhunderte praktizierte Kupferschieferbergbau in der Mansfelder
Mulde im Südharz (Sachsen-Anhalt) zu nicht mehr beherrschbaren Schäden
an der Gewässerökologie geführt hat und weiterhin führt. Um die
Stollen im Mansfelder Kupferrevier zwischen Eisleben im Süden und
Hettstedt im Norden trocken zu halten, wurden in einer für das 19.
Jahrhundert bergmännischen Meisterleistung mehrere Stollen gegraben.
Der längste Grubenwasserableitungsstollen ist der 31 Kilometer lange
Schlüsselstollen. Über den Schlüsselstollen konnten mehrere Dutzend
Kubikmeter Grubenwasser pro Minute in die Schlenze (einem kleinen
Südharzfluss) und damit in die Saale abgeleitet werden. Der Stollen
hat derartige Ausmaße, dass er noch heute zu Kontrollzwecken auf
Teilstrecken mit Booten befahren werden kann.

Nach der Aufgabe des Kupferbergbaus waren die bis 870 Meter tiefen
Kupferbergwerke in den 70er Jahren komplett geflutet worden. Das
Problem: Das Flutungswasser löst unentwegt Schwermetalle und gewaltige
Mengen von Salz aus den ehemaligen Bergwerken. Die Bergwerksstollen
("aufgefahrene Strecken") haben auf einer Fläche von 165
Quadratkilometern insgesamt eine Länge von etwa 750 Kilometern. Die
etwa 20 Kubikmeter Wasser, die pro Minute über den Schlüsselstollen in
die Schlenze abfließen, transportieren jährlich im Schnitt 350.000
Tonnen Salz in die Saale. In abflussreichen Jahren können es auch
600.000 t Salz sein. Mit dem Stollenwasser gelangen obendrein 3,1 t
Blei, 2,3 t Kupfer, 153 t Zink sowie Chrom, Nickel und Cadmium im
dreistelligen Kilogrammbereich im Jahresdurchschnitt in die Schlenze
und damit in die Saale und letztlich in die Elbe. Der Schlüsselstollen
gilt als die bedeutendste Punktquelle für Schwermetalle im gesamten
Saaleeinzugsgebiet.

In der Schlenze werden die Umweltqualitätsnormen für Schwermetalle
beträchtlich überschritten. Selbst in der deutlich abflussstärkeren
Saale wird die Umweltqualitätsnorm für Zink gerissen. Die mit dem
Stollenwasser in die Schlenze abfließenden Schwermetalle liegen
größtenteils in gelöster Form vor. In der Saale und in der Elbe können
die gelösten Schwermetalle dann aber teilweise an Schwebstoffe
gebunden werden. 20 Prozent der Feinsedimente an der unteren Elbe
(Schwebstoffmessstelle Hitzacker) stammen aus der Saale. Das
begeistert vor allem den Hamburger Hafen, der die
schwermetallbelasteten Feinsedimente, die sich in den Hafenbecken
ablagern, teuer entsorgen muss. Aber auch schon das Ausbaggern der
kontaminierten Sedimente aus den Stauhaltungen der Saale ist eine
Herausforderung.

Schlenze & Saale: Gewässer-ökologische Zielverfehlung auf
Dauer

Das Inlösunggehen von Salzen und Schwermetallen in den gefluteten
Bergwerken kann nicht gestoppt werden. Demzufolge werden auch die
Umweltqualitätsziele der Oberflächengewässerverordnung auf Dauer
überschritten. Da die Schwermetalle - und die Salze sowieso - in
gelöster Form aus dem Schlüsselstollen in die Schlenze abfließen,
würde auch eine Sedimentfalle am Stollenmund nicht viel helfen.
Während man in der Rohwasseraufbereitung der Trinkwasserwerke
Schwermetalle ggf. über Ionenaustauscher entfernen kann, ist dieses
Verfahren am Schlüsselstollen nicht praktikabel. Mit 20 Kubikmetern
pro Minute - in nassen Jahren noch deutlich mehr - und auf Grund des
hohen Salzgehaltes wäre das Ionenaustauscherverfahren nicht
finanzierbar. Den Schlüsselstollen einfach dicht zu machen, wäre auch
keine Lösung. Dann würde die Mansfelder Mulde absaufen. Das bedeutet
aber auch, dass eines der Ziele der EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) -
nämlich der bis 2027 zu erreichende gute chemische Zustand - auf Dauer
verfehlt wird. Die sachsen-anhaltinische Wasserwirtschaftsverwaltung
steht deshalb vor der unangenehmen Aufgabe, die Ziele für den
chemischen Zustand in Schlenze und Saale abzuschwächen ("Verringertes
Qualitätsziel").

Die üblicherweise praktizierte "Fristverlängerung" taugt in dem Fall
nicht, weil dem Problem auch durch noch so viele "Fristverlängerungen"
über 2027 hinaus nicht abzuhelfen ist. Nach den Gutachten, die von der
Wasserwirtschaftsverwaltung in Auftrag gegeben worden sind, hängt das
Inlösunggehen der Schwermetalle in den gefluteten Bergwerken mit den
dort herrschenden Sauerstoffverhältnissen zusammen. Wenn man den
Sauerstoffzutritt in die ehemaligen Bergwerkstollen verringern könnte
("Schachtverwahrung" und Beendigung der "Bewetterung"), würden etwas
weniger Schwermetalle in Lösung gehen. Die Umweltqualitätsziele (und
damit der "gute chemische Zustand") würden trotzdem verfehlt. Die
Auswaschung der Salze aus den gefluteten Bergwerken lässt sich ohnehin
nicht stoppen. 15 Prozent der Natriumchlorid-Fracht in der Saale gehen
auf den Schlüsselstollen zurück. 15 Prozent klingt vielleicht wenig.
Da die Saale aber auch aus anderen "Quellen" (Unstrut & Südharzer
Kalirevier) mit Salzen hochbelastet ist, handelt es sich bei der
Emission aus dem Schlüsselstollen um mehrere Hunderttausend Tonnen
Natriumchlorid im Jahr. Weitere Infos und Zugang zu den Fachgutachten:
Einfach mal "Schlüsselstollen Schwermetalle" in eine Suchmaschine
eingeben.

Mansfelder Land: Schwermetallrisiko aus den mittelalterlichen
Kleinhalden?

Ein zusätzliches Schwermetallproblem im Mansfelder Land ergibt sich
daraus, dass der Kupferschieferbergbau fast unzählige Abraumhalden
hinterlassen hat. Diese Halden sind teilweise ebenfalls hochgradig mit
Schwermetallen belastet. Vor allem die zahlreichen Kleinhalden aus dem
mittelalterlichen Bergbau haben es in sich. Die Kleinhalden sind oft
mit Bäumen und Buschwerk bewachsen. Die Vegetation führt zu einem
"Beschleunigungseffekt" bei der Verwitterung, so dass sich im dabei
entstehenden Feinboden Zink, Kupfer und Bleikonzentrationen im Gramm
pro Kilogramm-Bereich einstellen. Das führt wiederum zu hohen
Schwermetallkonzentrationen im Sickerwasser unterhalb der Kleinhalden.
Eine Gefährdung der landwirtschaftlichen Nutzflächen im Umkreis der
Halden wird dadurch stark minimiert, dass der dort dominierende
Lößboden die Schwermetalle wieder immobilisiert. Belastungen des
Grundwassers durch eine Schwermetallauswaschung aus den Halden konnten
deshalb nur lokal beobachtet werden - siehe: 

public.bibliothek.uni-halle.de/index.php/hercynia/article/download/583/606

 * 

Quelle:

BBU-WASSER-RUNDBRIEF Nr. 1130

Herausgeber:

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser

im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU),
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von 30 Euro für 30 Ausgaben auf das Postbankkonto Arbeitsgruppe

Wasser, Kto-Nr. 41952 757, Postbank Klrh., BLZ 660 100 75.

 

Meinungsbeiträge geben nicht in jedem Fall die Position des BBU wieder!

Die Weiterverwendung der Informationen in diesem RUNDBRIEF ist bei
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POLITIK/433: Die Wälder fit für die Zukunft machen (NMELV)


Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz - 1. November 2018

Forstministerin Barbara Otte-Kinast: "Die Wälder fit für die
Zukunft machen"

Ministerin macht sich ein Bild von extremen Witterungsfolgen -
Unterstützung zugesagt



Hannover. Nach schweren Überschwemmungen zum Jahresende 2017 und einem
stürmischen Winterhalbjahr folgte im Frühjahr und Sommer 2018 eine
lange Trockenperiode. Infolge der Sommerdürre vertrockneten zahlreiche
Forstkulturen. Eine weitere Herausforderung für die Wälder:
Borkenkäfer fanden durch die Folgen des Sturmes "Friederike" viel
Brutmaterial vor. Die Käfer konnten sich massenhaft vermehren und
viele stehende, stark geschwächte Fichten und Lärchen leicht zum
Absterben bringen. Um sich ein Bild von den Auswirkungen der
Wetterextreme und vom Fortschritt der Aufräumarbeiten zu machen,
besuchte Niedersachsens Forstministerin Barbara Otte-Kinast heute die
beiden schwer getroffenen Wälder der Oldershausen HOFOS GmbH und im
Niedersächsischen Forstamt Riefensbeek.

"Die großen baumfreien Freiflächen und die schweren Waldschäden im
Privat- und im Landeswald haben mich tief beeindruckt", sagte die
Ministerin. "Wir lassen unsere Waldbesitzer nicht allein. Um sie in
dieser schwierigen Lage beim Wiederaufbau und auch bei der Vermarktung
des Holzes zu unterstützen, haben wir auf Landesebene und auf
Bundesebene verschiedene Initiativen auf den Weg gebracht." Neben
steuerlichen Erleichterungen für den Privatwald - zum Beispiel durch
eine Anpassung der Vorauszahlung auf die Einkommens- und
Körperschaftssteuer und die Bildung steuerfreier Rücklagen - zählen
hierzu auch Vereinbarungen der Niedersächsischen Landesforsten mit den
regionalen Verladebahnhöfen, um den Abtransport des Holzes zu sichern.
Fördergelder für die Lagerung und die Konservierung der riesigen
Holzmengen werden außerdem gewährt bei Erstinvestitionen von
geeigneten Einrichtungen und Anlagen. Insgesamt stellt das
Forst-Ressort für alle forstlichen Förderungen im Jahr 2019
Bundesmittel für Gemeinschaftsaufgaben sowie Landesmittel in Höhe von
11,5 Millionen Euro bereit.

Neben den Privatwäldern ziehen auch die Niedersächsischen
Landesforsten (NLF) für 2018 eine düstere Gesamtbilanz. Die NLF hatten
einen sofortigen Einschlagsstopp für Fichte verfügt und 130 Tausend
Kubikmeter Sturmholz umweltfreundlich in Nass- und Folienlagern
zwischengelagert. "Damit leisten die Landesforsten einen großen
Beitrag zur Entlastung der Märkte", lobte Ministerin Otte-Kinast. Bis
die Spuren der Sturmes und der Trockenheit beseitigt sind, werde es
jedoch noch Jahre dauern.

Ministerin Otte-Kinast: "Nun heißt es, den Blick nach vorn zu richten!
Um unsere Wälder dauerhaft zu erhalten, müssen wir sie durch eine neue
standortgerechte, klimaangepasste und strukturreiche Waldgeneration
fit machen. Daher werden wir künftig auch die Baumarten Weiß- und
Küstentanne und die Europäische Lärche in unsere Anbauempfehlungen
aufnehmen." Bisher ist die Fichte in vielen Gegenden Niedersachsens
der "Brotbaum" schlechthin für die Waldbesitzer. Sie reagiert jedoch
empfindlich auf Trockenheit, daher wird ihr Anbau in Teilen
Niedersachsens zunehmend risikoreicher. Ministerin Otte-Kinast
abschließend: "Mit der Öffnung des Kataloges der förderfähigen
Waldentwicklungstypen um weitere leistungsfähige und klimasichere
Wald-Mischungsformen bieten wir den Waldbesitzern gute Möglichkeiten,
standortangepasst auf veränderte Umweltbedingungen zu reagieren."

Der Hintergrund:

Die Folgen der Witterungsbedingungen der vergangenen Monate in den
niedersächsischen Wäldern sind massiv: Frühe Herbststürme sorgten
zunächst mit 0,7 Millionen Kubikmetern Sturmholz für erste Schäden.
Der Wintersturm "Friederike" hatte noch weitreichendere Folgen: Im
Solling, Harz und Weser-Leinebergland sowie im Osnabrücker Hügelland
gab es innerhalb von nur wenigen Stunden über 2,5 Millionen Kubikmeter
Sturmholz. Nach dem Sturm folgte eine außergewöhnlich langanhaltende
Trockenperiode. Nun drohen als Folge der Witterungsextreme
weitergehende Folgeschäden durch Borkenkäfer und Pilze in bislang
unbekanntem Ausmaß. Zum Schutz der Wälder arbeiten die Förster täglich
mit Hochdruck an einer Schadensbegrenzung. Vorsichtige Schätzungen der
Schäden durch Borkenkäfer liegen nach Meldung aus den Forstrevieren
derzeit bei rund einem Drittel des regulären Jahreseinschlages bei der
Baumart Fichte. Dies entspricht einer Schadholzmenge von etwa 0,7
Millionen Kubikmeter Käferholz.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 01.11.2018

Nds. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Pressestelle, Calenberger Str. 2, 30169 Hannover

Tel.: 0511/120-2095, 2135, 2136, 2137; Fax: 0511/120-2382

E-Mail: pressestelle@ml.niedersachsen.de
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MASSNAHMEN/284: Wie kommen Wanderfische in die Schweiz - Seilbahn für Lachse? (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1133 vom 15. Okt. 2018 38. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Wie kommen Wanderfische in die Schweiz: Seilbahn für Lachse?



Der Bau von Fischpässen an den großen Staustufen ist jedes Mal eine
Herausforderung für Fischbiologen und Ingenieurinnen. Aber alle
Schwierigkeiten werden am geplanten Fischpass an der Staustufe
Vogelgrün am nördlichen Eingang zum Rheinseitenkanal (Grand Canal
d'Alsace) in der Höhe von Breisach in den Schatten gestellt. Die
französische Staustufe mit ihren beiden Schleusenkammern und dem
Kraftwerk ist in den 1950er Jahren errichtet worden. Damals hatte noch
kein Mensch mit der Rückkehr von Lachsen und anderen
"Langdistanzwanderfischen" gerechnet. Insofern steht jetzt alles "am
falschen Platz" - und der nachträgliche Einbau eines Fischpasses ist
damit fast ein Ding der Unmöglichkeit. Denn mit einer herkömmlichen
Fischtreppe ist es an der Staustufe Vogelgrün nicht getan. Bei
Vogelgrün müssen nämlich die aufwärtswandernden Fische vom
Rheinseitenkanal in den 45 km langen "Restrhein" umgeleitet werden. Im
"Restrhein", dem ehemaligen Rheinhauptbett, können die
aufwärtsstrebenden Fische den Rheinseitenkanal mit seinen drei
weiteren Staustufen "umschwimmen". Über dieses "Umgehungsgerinne"
können die Fische dann nach Basel und weiter in die ehemaligen Laich-
und Jungfischhabitate in der Schweiz gelangen. Aufgrund der "falschen"
Anordnung von Kraftwerk und Schleusenkammern und der extrem
ungünstigen Topografie in Vogelgrün hatte man ursprünglich eine
Seilbahn in Erwägung gezogen, um die Fische vom Kanal in den Restrhein
zu befördern.

Unter https://de.wikipedia.org/wiki/Vogelgrun

finden RUNDBR.-LeserInnen eine Luftaufnahme, auf der nach dem Klick
auf die Vergrößerungsfunktion das "Kulturwehr" Breisach im "Restrhein"
(im Vordergrund) sowie das Kraftwerk und die beiden Schleusenkammern
der Staustufe Vogelgrün in der Draufsicht gut zu sehen sind. Von der
nicht gerade billigen "Seilbahn-Lösung" hat man inzwischen wieder
Abstand genommen. Bei den jetzt diskutierten Alternativen muss man
zahlreiche Aspekte beachten, die das gesamte Projekt zu einer wohl
nicht nur am Rhein beispiellosen Herausforderung machen. Mehr dazu in
den nächsten Notizen.

Durchgängigmachung Oberrhein: Mögen Lachse Tunnels?

Derzeit eruiert man in der Internationalen Rheinschutzkommisssion, ob
man statt der ursprünglich angedachten Seilbahnlösung eine
"Hochpunktvariante" bzw. auch eine "Tunnellösung" realisieren kann.
Bei der Hochpunktvariante würden die Fische in einem kilometerlangen
Kanal mit komplizierter Linienführung über das Kraftwerk und die
Schifffahrtsschleusen in den "Restrhein" befördert. Bei der
alternativen "Tunnellösung" würde es in einem ein Kilometer langen
Tunnel ("Düker") unter den beiden Schleusenkammern hindurchgehen. Für
die Tunnellösung hat sich in der Internationalen Rheinschutzkommission
(IKSR) vor allem die schweizerische Delegation stark gemacht -
schließlich hat man in der Eidgenossenschaft umfangreiche Erfahrungen
bei der Untertunnelung der Alpen. Um herauszufinden, ob Fische
überhaupt eine Tunnelpasage akzeptieren würden, hat sich eine 
IKSR-Expertengruppe einige der Düker angeschaut, mit denen Bäche und 
Flüsse unter dem Mittellandkanal hindurchgeleitet werden. Nach den
Erfahrungen mit den Dükern unter dem Mittellandkanal erscheint es
nicht völlig aussichtslos, die Fische von einem Tunnel zu begeistern.
Allerdings müssen noch zahlreiche Details geklärt werden:

Beispielsweise stellt sich die Frage, ob der Tunnel beleuchtet werden
muss. Auf Helligkeit im Tunnel sollen vor allem die Maifische Wert
legen. Aber wenn man sich tatsächlich zum Einbau einer Beleuchtung
entschließen sollte - wie reinigt man dann die Beleuchtung in einem
ein Kilometer langen Wasserstollen von nur 1,80 m Durchmesser? Denn
die Beleuchtung wäre in kurzer Zeit von Algen überwuchert. Soll man
zum Reinigen der Beleuchtung regelmäßig platzangstfreie Taucher mit
einer Bürste in den Tunnel schicken? Oder kann man die
Säuberungsarbeiten deutlich preisgünstiger smarten Robotern
überlassen?

"Hochpunktvariante": Mögen Fische Wasserrutschbahnen?

Egal ob "Tunnellösung" oder "Hochpunktvariante" - zunächst müssen die
Fische am Kraftwerk der Staustufe Vogelgrün mit Fischtreppen auf
beiden Uferseiten der Kraftwerksanlage auf "Sollhöhe" gebracht werden.
Damit die aufstiegsbereiten Fische den Eingang zu den Fischtreppen
überhaupt finden, muss man links und rechts des Kraftwerkes eine
starke Lockströmung von jeweils 15 Kubikmetern pro Sekunde
installieren. Während bei der "Tunnellösung" die Fische bis zum
Stolleneingang nur einen Höhenunterschied von vier Metern überwinden
müssen, wären es bei der "Hochpunktvariante" schon mal zehn Meter. Im
Hinblick auf Ermüdungserscheinungen und nachlassenden Elan bei der
Aufwärtswanderung "zähle jeder Meter", den man den Fischen ersparen
kann, erklären die Fischexperten in der IKSR. Wenn die Fische bei der
"Hochpunktvariante" die Fischtreppe erklommen haben, wäre der Aufstieg
allerdings noch nicht geschafft. Die aufsteigenden Fische müssten dann
entgegen der Strömung im 1,40 m tiefen Überleitungskanal ("Gerinne")
noch bis zum eigentlichen Hochpunkt, der sich über den
Schleusenkammern befindet, wandern. Vom Hochpunkt aus ginge es dann
wieder bergab in Richtung Restrhein. Unklar ist noch, ob
aufstiegsbereite Fische, die immer gegen die Strömung schwimmen,
überhaupt bereit wären, sich in dem Überleitungsgerinne "bachabwärts"
zu bewegen. Die für die Fischwanderungen ungewöhnliche Strömungsumkehr
könnte dazu führen, dass die Fische wieder kehrt machen. Deshalb
sollen die Fische in eine Art Reuse schwimmen, die eine Umkehr der
irritierten Fische verhindern soll.

Nach den Planungen der EdF soll sich der Boden der Reuse periodisch
heben. Damit sollen die Fische gezwungen werden, über eine sich dann
öffnende Klappe ("Schütz") intervallmäßig und "gebündelt" in den
Restrhein abzuwandern. Im Klartext: Die Fische würden vom Schütz aus
fünf Meter tief in den "Restrhein" plumpsen. Den Sturz in die Tiefe
könnte man lindern, wenn man eine Wasserrutschbahn bauen würde, über
die die Fische vergleichsweise sachte in den "Restrhein" gleiten
könnten. Das System habe sich bereits an Fischliften bewährt, wurde in
der IKSR von französischer Seite erklärt. Deutsche Fischexperten
vertreten aber die Ansicht, dass die "gebündelt" in den "Restrhein"
entlassenen Fische ein gefundenes Fressen für Kormorane und Raubfische
sein könnten.

Wie temperatursensibel sind Langdistanzwanderfische?

Aufgrund der längeren Fließzeit im "Restrhein" im Vergleich zum
Rheinseitenkanal soll der Temperaturunterschied im Sommer bis zu vier
Grad betragen. Das Wasser im "Restrhein" hat einfach mehr Zeit, um
sich zu erwärmen. Im Winter sei es genau umgekehrt. Dann ist das
Kanalwasser wärmer als das Wasser im "Restrhein". Wir gehen davon aus,
dass die Temperaturunterschiede noch größer werden könnten, falls
irgendwann mal das Atomkraftwerk Fessenheim tatsächlich abgeschaltet
werden sollte. Die beiden Reaktorblöcke in Fessenheim wurden ohne
Kühltürme bebaut - und belasten das Rheinwasser mit mehreren Tausend
Megawatt Abwärmeleistung (s. RUNDBR. 1108/1). Um den Fischen den
Wärmeschock beim Einwandern in das wärmere Restrheinwasser zu
ersparen, müsse man das Wasser sowohl in der "Tunnellösung" als auch
in der "Hochpunktvariante" temperaturmäßig anpassen. Denn schon bei
einem Grad Temperaturunterschied soll es Desorientierungsphänomene bei
Fischen geben. Bei vier Grad plötzlichem Temperaturunterschied müsse
gar mit einer "Benommenheit" der Fische gerechnet werden. Auch in dem
Fall wären die Fische eine leichte Beute für am Restrhein gefräßig
wartende Kormorane und Raubfische. In den Fachgremien der IKSR wird
zudem die Frage gestellt, ob sich der Kanal bei der
"Hochpunktvariante" bei praller Sonneneinstrahlung zu stark erwärmen
könnte. Muss der Betonkanal wärmegedämmt oder zumindest weiß
gestrichen werden, so eine weitere Frage.

Um alle Bedenken, Befürchtungen und diskutierte Eventualitäten im
RUNDBR. vorzustellen, fehlt hier der Platz. Trotz aller Hemmnisse sind
die internationalen Fischexperten in der Rheinschutzkommission
optimistisch: Beide Varianten werden "fischbiologisch als machbar"
angesehen.

Abschied vom "Lachstaxi"

Dass man in der Internationalen Kommission zum Schutz des Rheins
(IKSR) weiterhin intensiv über die "Hochpunktvariante" und die
"Tunnellösung" diskutiert, hat seinen Grund: Auf der Plenarsitzung der
IKSR Anfang Juli 2018 im schweizerischen Solothurn hat die
französische Delegation den Abschied vom "Lachstaxi" bekannt gegeben:
Über viele Jahre hinweg wollte die Électricité de France (EdF), die
Betreiberin der Schleusen und Kraftwerke am südlichen Oberrhein, von
weiteren Fischpässen an den Staustufen nichts wissen. Zusammen mit der
französischen Wasserwirtschaftsverwaltung hatte die EdF den "mobilen
Fischpass" propagiert. Oberhalb von Straßburg wollte man die
aufsteigenden Lachse in Tankschiffe packen - um sie dann in den
"Restrhein" zu schippern. Der SPIEGEL hatte getextet: "Taxe für
Lachse" (s. RUNDBR. 859/1-2). Aber nicht nur bei den
Umweltschutzverbänden war der "mobile Fischpass" auf Widerstand
gestoßen - sämtliche Mitgliedsstaaten der IKSR (außer Frankreich)
hatten sich hartnäckig geweigert, die auch als "Omnibuslösung"
titulierte Tankschiffvariante zu akzeptieren. Im Sinne der 
EG-Wasserrahmenrichtlinie sei die Schaffung einer tatsächlich
"ökologischen Durchwanderbarkeit" des staugeregelten Oberrheins von
Nöten. Frankreich hat sich schließlich der internationalen Kritik
gebeugt. "Seit Solothurn" werden die Karten neu gemischt.

Die Fischpässe in der richtigen Reihenfolge bauen!

Beim Neumischen der Karten gibt es auch gegenläufige Meinungen
innerhalb der aquatischen Umweltszene. So herrschen Zweifel, ob
mehrere Dutzend Millionen Euro Baukosten für die komplexe Überleitung
bei Vogelgrün einen Sinn machen. Bevor man sich an Vogelgrün
heranwage, wäre es sinnvoller, zunächst einmal herkömmliche
Fischtreppen an den beiden unterhalb liegenden Staustufen - also
Rhinau und Marckolsheim - zu bauen. Denn dort kämen die
aufwärtsstrebenden Langdistanzwanderfische ja zuerst an. Dann hätte
man auch mehr Zeit, über eine adäquate Lösung für Vogelgrün
nachzudenken. Der Vorschlag geht aber nicht konform mit dem Auslaufen
der Konzessionen für die Staustufen. Die zehn Staustufen am Oberrhein
sind von den 30er bis in die 70er Jahre im letzten Jahrhundert von
Süden nach Norden - mithin schrittweise flussabwärts - errichtet
worden. Deshalb läuft zunächst die Konzession (die
Betriebsgenehmigung) für Vogelgrün aus, und dann enden mit vielen
Jahren Abstand die Konzessionen für die Staustufen Marckolsheim und
Rhinau. Realistisch gesehen kann man aber einen millionenteuren
Fischpass nur im Rahmen einer Neukonzessionierung durchsetzen. Um den
Langdistanzwanderfischen entgegen zu kommen, müsste man logischerweise
die Konzessionierungsreihenfolge umdrehen. Für diesen
unkonventionellen Vorschlag gibt es aber bis jetzt weder in
Frankreich, noch in den anderen IKSR-Delegationen Anzeichen für
Akzeptanz.
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STELLUNGNAHME/511: Gesetzentwurf zu Diesel-Fahrverboten Anschlag auf den Immissionsschutz (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 1.
November 2018

BBU: Gesetzentwurf der Bundesregierung zu Diesel-Fahrverboten ist
ein Anschlag auf den Immissionsschutz



(Bonn, Berlin, 01.11.2018) Auf scharfe Kritik des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU e.V.) ist der neueste Entwurf der
Bundesregierung zur Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
gestoßen. Mit diesem Gesetzentwurf, der sich derzeit in der
Verbändeanhörung befindet, soll ein Ausschluss von Fahrverboten für
Dieselfahrzeuge auch bei erheblicher Überschreitung der
Immissionsgrenzwerte in den Städten festgelegt werden. Der BBU
kritisiert den Gesetzentwurf als Anschlag auf den Immissionsschutz und
einmaligen, skandalösen Vorgang. Dabei zielt die Kritik des
Umweltverbandes sowohl auf den Inhalt des Gesetzesentwurfs wie auch
die Fristsetzung zur Stellungnahme, die keine in die Tiefe gehende
Darlegung ermöglicht. Trotzdem hat der BBU dem
Bundes-Umweltministerium eine Kurzstellungnahme übermittelt.

Oliver Kalusch vom Geschäftsführenden Vorstand des BBU erklärt dazu:
"Es ist ein absoluter Tiefpunkt der Luftreinhaltepolitik, auf den die
Bundesregierung und die Bundes-Umweltministerin zusteuern. So soll ein
Diesel-Fahrverbot grundsätzlich ausgeschlossen sein, wenn ein
Immissionsgrenzwert von 50 mg/m3 für Stickoxide nicht überschritten
wird. Der gesetzliche Grenzwert in der Außenluft liegt bei 40 mg/m3.
Da dieser ohne Fahrverbote derzeit nicht zu erreichen ist, würde der
Grenzwert damit faktisch um 25% erhöht. Das ist einmaliger,
skandalöser Vorgang."

Weiter erklärt Oliver Kalusch: "Stickstoffdioxid ist ein gefährliches
Reizgas, das die Gesundheit der Anwohner schädigt. Doch statt die
menschliche Gesundheit zu schützen, nimmt die Bundesregierung mit der
geplanten Gesetzesänderung den Druck von den Automobilkonzernen, die
zentral zur inakzeptablen Luftbelastung beigetragen haben. Das ist das
genaue Gegenteil des Verursacherprinzips. Zudem verstößt der
Gesetzentwurf gegen europäisches Recht und versucht, zwei Urteile des
Bundesverwaltungsgerichts auszuhebeln. Wir fordern die Bundesregierung
auf, diesen Gesetzentwurf zurückzuziehen. Stattdessen muss gesetzlich
verankert werden, dass Dieselfahrzeuge mit Abschalteinrichtungen oder
Grenzwertüberschreitungen vom entsprechenden Automobilkonzern
zurückgenommen werden müssen und den hinters Licht geführten
Eigentümern dieser Autos seitens der Konzerne der Neupreis erstattet
wird. Dies ermöglicht einen konsequenten Umstieg auf umweltfreundliche
Verkehrsmittel."

Auf deutliche Kritik des BBU stößt auch die Fristsetzung zur
Stellungnahme. So wurde der Gesetzentwurf in der Mittagszeit des
30.10.2018 übermittelt und eine Frist bis zum 1.11.2018 gesetzt. In
dieser Zeit kann selbst bei einem üblichen Wochenverlauf keine in die
Tiefe gehende Stellungnahme erstellt werden. Im vorliegenden Fall
kommt hinzu, dass in fast allen Bundesländern innerhalb der Frist ein
gesetzlicher Feiertag liegt. Für den BBU steht damit fest, dass
Bundesregierung und Bundes-Umweltministeriumkeinerlei Interesse an den
Stellungnahmen der beteiligten Kreise haben und den
Beteiligungsprozess lediglich als lästige Pflicht ansehen, der keinen
Einfluss auf den Entwurf zur Änderung des BImSchG haben wird. Die
Verbändeanhörung wird damit zur Farce.

Die Stellungnahme des BBU ist ab dem 02.11.2018 auf der Internetseite
des BBU zu finden unter https://www.bbu-online.de (Stellungnahmen)

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg,
gegen die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.
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Maike und Michael Recktenwald
Foto: People's Climate Case (https://peoplesclimatecase.caneurope.org)



Wie bewegt man die Politik dazu, daß sie die von der Wissenschaft
dringend empfohlenen Maßnahmen gegen die globale Erwärmung ergreift?
Selber einen Lebensstil zu führen, dessen ökologischer Fußabdruck so
gering ist, daß er sich mit dem vom Klimaschutzübereinkommen von
Paris beschlossenen Ziel, die Erderwärmung auf zwei, möglichst 1,5
Grad gegenüber der vorindustriellen Zeit zu begrenzen, deckt, genügt
sicherlich nicht. Ebensowenig wie, in Brüssel oder anderen
europäischen Städten für einen entschiedeneren Klimaschutz zu
demonstrieren. Waren nicht im vergangenen Jahr anläßlich der
Weltklimakonferenz COP23 in Bonn 25.000 Menschen auf die Straße
gegangen und haben sich für mehr Klimaschutz ausgesprochen? Was ist
dabei herausgekommen? Alle vier Jahre ein Kreuzchen auf den
Wahlzettel machen und darauf hoffen, daß sich die Partei durchsetzt,
deren Klimaschutzpolitik man gutheißt, und daß darüber hinaus deren
Vertreterinnen und Vertreter nach der Wahl einhalten, was sie vorher
versprochen haben?

Auch das ist nur eine vage Aussicht, auf die allein niemand setzen
wird, dem die Folgen des Klimawandels allmählich auf den Leib rücken.
So zum Beispiel den Bewohnerinnen und Bewohnern flacher Inseln wie
Langeoog. Maike und Michael Recktenwald haben sich der Bewegung
People's Climate Case angeschlossen und im Mai dieses Jahres vor dem
Gericht der Europäischen Union (EuG) Klage eingereicht. Unterstützt
werden sie dabei von der Organisation Germanwatch. Zu Beginn der
Konferenz "Jedes Zehntelgrad zählt", die am 23. Oktober 2018 von der
Klima-Allianz Deutschland und VENRO - Verband Entwicklungspolitik und
Humanitäre Hilfe deutscher Nichtregierungsorganisationen e.V. in
Berlin veranstaltet worden war, wurden die Recktenwalds und ihr Fall
in einem kurzen Film mit dem Titel "KlägerInnen für den Klimaschutz"
vorgestellt.

Sie Hotelfachfrau, er Gastronom finden "keinen anderen Weg", um
irgendwas zu bewirken, als zu klagen. Ihre größte Sorge besteht
darin, daß ihre Kinder auf Langeoog keine Zukunft haben, sollte die
Nordsee die als Schutzwall dienende Dünenkette durchbrechen und die
Süßwasserlinse im Kern der Insel mit Meerwasser kontaminieren. Sollte
das geschehen, hätte Langeoog von einem Tag auf den anderen kein
Trinkwasser, die Restaurants müßten schließen, der Tourismus käme
vermutlich weitgehend zum Erliegen.

Normalerweise setzt die Sturmflutsaison Mitte Oktober ein,
berichteten die Recktenwalds. Im vergangenen Jahr zog schon Anfang
September der erste Sturm auf. War das ein erstes Wetterleuchten vor
dem Heraufziehen eines viel heftigeren Unwetters? Den Berechnungen
der Klimaforschung zufolge läßt die globale Erwärmung den
Meeresspiegel weiter steigen und sie wird auch schwerere Stürme und
Sturmfluten auslösen.

Die Europäische Union spielt sich gern als weltweiter Vorreiter in
Sachen Klimaschutz aus, doch genügen die von ihr beschlossenen
Maßnahmen - so sie überhaupt eingehalten würden - nicht, um das im
Klimaschutzübereinkommen von Paris angestrebte 1,5-Grad-Ziel
einzuhalten. In einem offenen Brief der KlägerInnen des People's
Climate Case, fordern die UnterzeichnerInnen:

"Wir appellieren an die EU-EntscheidungsträgerInnen, auf die Stimme
der Wissenschaft zu hören und die EU-Klimaziele für das Jahr 2030 auf
einen Pfad zu bringen, der mit dem 1,5°-Ziel vereinbar ist." [1]

Abgesehen von den Recktenwalds wurde der offene Brief unterzeichnet
von:

- Sanna Vannar, Präsidentin von Sáminuorra, Schweden. Die Sami sorgen
sich um ihre Rentiere und den Fortbestand der samischen Tradition.

- Maurice und Renaud Feschet, Landwirte, Frankreich. Der Süden des
Landes wird wiederholt von Dürren heimgesucht. Innerhalb der letzten
sechs Jahre gingen die Einnahmen aus dem Lavendelanbau um 44 Prozent
zurück.

- Vlad Petru, Landwirt und Schäfer, Rumänien. Er muß sein Vieh
inzwischen immer höher den Berg hinauf treiben, um an ausreichend
Wasser und Weidegrund zu gelangen.

- Armando Carvalho, Waldbesitzer, Portugal. Das Land erlebt immer
häufiger Dürren, davon ist Carvalhos Biohof bedroht.

- Alfredo Sendim, Landwirt, Portugal, sieht ebenfalls seine Existenz
durch die Trockenheit gefährdet.

- Ildebrando Conceição, Bienenzüchter, Portugal. Veränderungen in der
Blütezeit der Pflanzen und das heiße Wetter haben zum empfindlichen
Verlust von Bienenstöcken geführt.

- Joaquim Caixeiro, Landwirt, Portugal - auch sein Hof ist
dürregefährdet.

- Giorgio Elter, Landwirt und Hotelier, Italien. Bislang hat sein
kleines Hotel vom Eisklettern gelebt. Der Gletscherschwund könnte ihm
einen Strich durch die Rechnung machen.

Die Klimapolitik der Europäischen Union sieht vor, die
Treibhausgasemissionen bis 2030 um 40 Prozent gegenüber dem Basisjahr
1990 zu verringern. Das aber ist laut Klageschrift des People's
Climate Case unzureichend. Gefordert wird eine Reduktion um 50 bis 60
Prozent [2].

EU-Klimakommissar Miguel Arias Cañete hat seinen Vorstoß, die EU auf
eine Treibhausgasverringerung von 45 Prozent statt 40 Prozent bis
2030 zu verpflichten, wieder zurückgezogen. Unter anderem hatte sich
Deutschland geweigert, hier nachzulegen. Aber nicht einmal eine
Reduktion von 45 Prozent hätte ausgereicht, das im Übereinkommen von
Paris beschlossene Mindestziel von zwei Grad Celsius globaler
Erwärmung gegenüber der vorindustriellen Zeit einzuhalten. Dazu müßte
die EU schon auf 55 Prozent gehen, sagte Klaus Röhrig vom Climate
Action Network gegenüber dpa [3].

Dann wäre aber noch immer nicht das 1,5°-Ziel erreicht! Das heißt,
die Europäische Union ist weit, weit davon entfernt, eine
Klimaschutzpolitik zu betreiben, durch die Menschen beispielsweise in
flachen Küstengebieten sowie auf flachen Inseln wie Langeoog in der
Nordsee oder Tuvalu im Pazifischen Ozean davor geschützt wären,
aufgrund des Meeresspiegelanstiegs ihre Heimat zu verlieren. Eine
solche Sicherheit gäbe es nicht einmal beim 1,5°-Ziel, aber dann wäre
zumindest die Wahrscheinlichkeit dieses Verlustes geringer.

Inzwischen hat sich in Europa, den USA und darüber hinaus eine
wachsende Bewegung von Menschen gebildet, die Klimaschutzklagen
anstrengen und versuchen, mit Rechtsmitteln Druck auf die Regierungen
auszuüben. Weltweit werden inzwischen Hunderte ähnlich lautende
Klagen angestrengt.

Am bekanntesten ist sicherlich der Fall des peruanischen Bergbauern
Saúl Luciano Lliuya, der vor dem Oberlandesgericht Hamm gegen den
Energiekonzern RWE klagt, weil seinem Haus in der Stadt Huaraz
unterhalb des Gletschersees Laguna Palcacocha aufgrund der
Gletscherschmelze eine Flutkatastrophe droht. Durch seine
Kohlendioxidemissionen trage RWE zu 0,47 Prozent zur globalen
Erwärmung bei und solle einen Kostenanteil in Höhe von 23.384 Euro
für Schutzmaßnahmen übernehmen, fordert der Peruaner, der ebenfalls
von Germanwatch unterstützt wird.

Hinter all diesen Klagen steht die Erwartung, daß "Gewaltenteilung"
nicht bedeutet, daß Exekutive, Legislative und Judikative eine gegen
die einzelnen Menschen gerichtete Gewalt untereinander aufteilen,
indem sie alle drei an einem Strang ziehen und das vorherrschende
System dadurch unanfechtbar machen, sondern daß die dritte Gewalt
durchaus die erste und die zweite Gewalt in die Schranken weisen
kann. Die Verfahren sowohl von Saúl Luciano Lliuya als auch den
Recktenwalds sind noch anhängig.
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Langeoog, nördlicher Strand. Unbefestigter Schutz gegen Sturmfluten.

Foto: Whgler, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/]




Fußnoten:


[1] tinyurl.com/ybfol3b6

[2] https://peoplesclimatecase.caneurope.org/wp-content/uploads/2018/10/hauptziel-der-klage-16.10.2018.pdf

[3] https://www.wiwo.de/politik/europa/bis-2030-eu-will-internationales-klimaziel-hochschrauben/22933682.html
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AKTION/240: 4. November 2018 - 32 Jahre Sonntagsspaziergänge an der Gronauer Urananreicherungsanlage


Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau - Pressemitteilung, 02.11.2018

4. November 2018: 32 Jahre Sonntagsspaziergänge an der Gronauer
Urananreicherungsanlage (UAA)



Am Sonntag (4. November 2018) treffen sich wie an jedem ersten Sonntag
im Monat Anti-Atomkraft-Initiativen um 14 Uhr zum Sonntagsspaziergang
an der Gronauer Urananreicherungsanlage (UAA). Und das seit jetzt
genau 32 Jahren.

Im Rahmen einer Umweltwoche der Stadt Gronau fand Ende September 1986,
nur wenige Monate nach der Atomkatastrophe in Tschernobyl, erstmalig
ein Protest-Sonntagsspaziergang an der UAA Gronau statt. Der nächste
wurde am ersten Sonntag im November 1986 durchgeführt und seitdem,
also seit genau 32 Jahren, treffen sich immer an jedem ersten Sonntag
im Monat Mitglieder verschiedener Anti-Atomkraft-Initiativen aus
Gronau und den Kreisen Borken und Steinfurt, aus der Grafschaft
Bentheim, aus Enschede (NL) und aus anderen Orten an der UAA zum
traditionellen Sonntagsspaziergang.

Die monatlich stattfindenden Sonntagsspaziergänge an der Gronauer UAA
zählen zu den bundesweit ältesten und kontinuierlichsten
Protestaktionen der Anti-Atomkraft-Bewegung. Sie richten sich
besonders gegen den Weiterbetrieb der Gronauer Urananreicherungsanlage
sowie gegen die damit verbundenen Urantransporte.


Schulterschluss von Anti-Atomkraft-Initiativen und der Friedensbewegung


Aktuell findet der Sonntagsspaziergang auch im Rahmen bundesweiter
Aktionstage der Friedensbewegung statt, die vom 1.-4.11.
durchgeführt werden. Bei den Aktionen zur Stilllegung der
Urananreicherungsanlage kommt es immer wieder zum Schulterschluss von
Anti-Atomkraft-Initiativen und der Friedensbewegung. Wiederholt fanden
zum Beispiel in den letzten Jahren immer am Karfreitag gemeinsame
Ostermärsche zur Gronauer Urananreicherungsanlage statt.

Die vielfältigen Proteste gegen die Gronauer Uranfabrik und gegen den
Betreiberkonzern Urenco, an dem auch RWE und E.ON beteiligt sind,
haben dazu geführt, dass sich auch die Bundespolitik mit der Zukunft
der Urananreicherungsanlage befasst. Bei einer Anhörung des
Umweltausschusses der Bundesregierung in Berlin standen dabei im
Oktober Gesetzesentwürfe zur Stilllegung der Uranfabriken in Gronau
und Lingen auf der Tagesordnung.

Mit dem Betrieb der Gronauer Uranfabrik sind zahlreiche Gefahren
verbunden


Mit dem Betrieb der Gronauer Uranfabrik sind zahlreiche Gefahren
verbunden. Mehrere Störfälle haben sich bereits in der Anlage ereignet
und können sich wieder ereignen, in der Anlage fällt bei der
Produktion Atommüll an, die Anlage könnte zur Produktion von
atomwaffentauglichem Uran umgerüstet werden, der Anlagenbetrieb setzt
den menschen- und umweltfeindlichen Uranabbau voraus und der ganze
Anlagenbereich (inclusive Uranfreilager, in dem zigtausende Tonnen
hochgefährliches Uranhexafluorid lagern) ist nicht gegen
Flugzeugabstürze gesichert.

Weitere Informationen:

http://www.enschedevoorvrede.nl

https://abruesten.jetzt

http://www.nrw.dfg-vk.de

https://bbu-online.de/Presse.htm,

https://www.ippnw.de/atomenergie.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.11.2018
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AKTIONSTAGE/966: Pflanzaktion im Kloster Mariensee, 9.11.


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 2. November 2018

Pflanzaktion im Kloster Mariensee - BUND und Klosterteam suchen
tatkräftige Helfer*innen



Am Freitag, 9. November 2018, suchen der BUND Niedersachsen und das
Gartenteam vom Kloster Mariensee von 14:00 Uhr bis 17:00 Uhr
tatkräftige Helfer*innen: Auf der Streuobstwiese werden rund 10
hochstämmige Obstbäume alter Sorten gepflanzt, unter anderem
Gravensteiner, Goldrenette von Blenheim und Freiherr von Berlepsch. Da
der Altbestand zu eng stand und kränkelte, mussten Anfang des Jahres
diverse Bäume entfernt werden. Die Obstbäume werden diesmal mit
ausreichend Abstand eingesetzt, sodass sie sich gut entwickeln können.
Nach getaner Arbeit gibt es für alle Helfer*innen einen leckeren
Imbiss zur Stärkung. Falls vorhanden, bringen Sie bitte Spaten,
Schaufel und Arbeitshandschuhe mit.

Anmeldungen nimmt das Kloster Mariensee entgegen: Telefonisch unter
Tel. (05034) 879990 oder per E-Mail an info@kloster-mariensee.de.
Nähere Informationen zum Treffpunkt erhalten Sie mit der
Anmeldebestätigung.

Zum Projekt:

Die Veranstaltung ist Teil des Projekts "Schatztruhe kulturhistorische
Obstgärten", das der BUND gemeinsam mit dem Niedersächsischen
Heimatbund durchführt, gefördert von der Niedersächsischen
Bingo-Umweltstiftung und der Klosterkammer Hannover. Klostergärten und
andere historische Gärten dienen den Menschen als Ruhe- und
Besinnungsort und bieten vielen bedrohten Tier- und Pflanzenarten wie
Gartenrotschwanz, Steinkauz und Wiesenglockenblumen Unterschlupf.
Diese besonderen Biotope möchte der BUND erhalten.

Nähere Informationen finden Sie unter

www.bund-niedersachsen.de/schatztruhe_obstgarten.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 02.11.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Niedersachsen

Goebenstr. 3a, 30161 Hannover
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EUROPA/189: Was passiert mit dem EU-Gewässerschutz nach dem Jahr 2027? (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1131 vom 05. Okt. 2018, 37. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Was passiert mit dem EU-Gewässerschutz nach dem Jahr 2027?



Nach drei Bewirtschaftungszyklen müssen die Gewässer in der
Europäischen Union bis spätestens 2027 in den "guten ökologischen
Zustand" gebracht worden sein. Das Jahr 2027 ist das Enddatum der im
Jahr 2000 in Kraft vertretenen EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL). Für
Deutschland wird angenommen, dass im Jahr 2027 allenfalls 20 Prozent
der Gewässer den "guten ökologischen Zustand" (bzw. das herabgesetzte
"gute ökologische Potenzial" an schwer verunstalteten Gewässern
[heavely modified waterbodys]) erreicht haben werden. Die
EU-Kommission hat jetzt zum "Fitness-Check" der WRRL aufgerufen. Bei
der Überprüfung der Praxistauglichkeit der Richtlinie soll angesichts
des dürftigen Zielerreichungsgrades auch diskutiert werden, ob nach
dem Jahr 2027 weitere Bewirtschaftungszyklen nachgeschaltet werden
sollen. Für den 23./24. Sept. 2018 waren die "Wasserdirektoren" - also
die AbteilungsleiterInnen Wasserwirtschaft in den zuständigen
Ministerien der EU-Mitgliedsstaaten - zu einer Konferenz nach Wien
eingeladen worden. Dort sollten die Meinungen der Mitgliedsstaaten zur
Zukunft der WRRL eingeholt werden. Auf der Konferenz wurde u.a.
bekannt, dass sich die gegenwärtige EU-Kommission nicht mehr zu den
Zukunftsperspektiven der WRRL äußern wird. Denn für den Mai 2019 steht
die Wahl zum EU-Parlament (EP) und danach die Neuwahl der
EU-Kommission an. Realistisch gesehen wird deshalb eine eventuelle
Neufassung der WRRL erst zur Mitte der kommenden Legislaturperiode zu
erwarten sein. Schon jetzt ist der gesamte Fitness-Check und
Review-Prozess zur Überprüfung eines Novellierungsbedarfs der
Richtlinie in Zeitverzug geraten. So werden sich die Mitgliedsstaaten
voraussichtlich erst im November 2018 zu den Ergebnissen der Wiener
Wasserkonferenz äußern. Ursprünglich hatte man vorgesehen, dass die
Empfehlungen der Mitgliedsstaaten schon direkt auf der Konferenz auf
den Tisch gelegt würden. Zudem wird die Kommission wichtige Berichte -
wie über den bescheidenen Status der Umsetzung der WRRL in den
Mitgliedsstaaten - erst im Dezember 2019 vorlegen können. Ursprünglich
hatte man in Brüssel geplant, die Berichte bereits im Frühjahr 2018
freigeben zu können. Dann hatte man die Veröffentlichung auf Ende des
Sommers 2019 geschoben. Dass eine Novelle der Richtlinie erst
irgendwann in den 20er Jahren zu erwarten ist, wird die
Wasserwirtschaftsverwaltungen der EU-Mitgliedsstaaten in die
Bredouille bringen: Denn schon 2019 müssen die Arbeiten zur Erstellung
der Bewirtschaftungs-und Maßnahmenpläne für den dritten
Bewirtschaftungszyklus 2021 bis 2027 anlaufen. Dann können die
Wasserwirtschaftsverwaltungen aber noch gar nicht wissen, ob die
Richtlinie ihr Ende im Jahr 2027 finden wird - oder ob sich die
Kommission, der Ministerrat und das EU-Parlament irgendwann in den
20er Jahren darauf einigen werden, weitere Bewirtschaftungszyklen
nachzuschalten. (Mehr zu den WRRL-Perspektiven auf den nächsten
Seiten.)



Erneut eine Debatte um den Staustufenbau Vilshofen-Straubing?





Ein Woche vor der großen Wasserdirektorenkonferenz war das Meeting
 der Lobbyisten aus der Donauschifffahrt mit den VertreterInnen der
 EU-Kommission in Wien über die Bühne gegangen: Auf dem Lobby-Event
 hatte man sich darauf geeinigt, 2,50 Meter Abladetiefe auf der
 gesamten schiffbaren Donau anzustreben. Eine Abladetiefe für die
 Frachtschiffe von 2,50 Meter soll auch für das gesamte
 transeuropäische Binnenschifffahrtsnetz gelten. Ausnahmen - also
 geringere Abladetiefen - müssen von der EU-Kommission genehmigt
 werden. Mit diesem Beschluss ist zu befürchten, dass auch der Kampf
 um den Donausausbau bei Vilshofen-Straubing in eine neue Runde gehen
 wird. Die klare Perspektive der EU-Kommission: Für die Kohärenz der
 transeuropäischen Binnenschifffahrtsnetze müssen die Flaschenhälse
 beseitigt werden ("good navigation status"). Damit wird ferner die
 noch weitgehend naturbelassene Save weiter unter Ausbaudruck kommen.



Umweltverbände: 2021 müssen die Karten auf den Tisch

Die Umweltverbände in Deutschland und in der EU haben sich dafür
ausgesprochen, keine weiteren Bewirtschaftungszyklen nach 2027
zuzulassen. Denn bei einer "Verlängerung" würde der zeitliche Druck
auf die Mitgliedsstaaten entfallen, die Vorgaben der
Wasserrahmenrichtlinie (2000/60/EG) zügiger als bislang umzusetzen.
Mit der Option "Verlängerung der WRRL" würden die Mitgliedsstaaten die
notwendigen Maßnahmen zur Erreichung des "guten ökologischen
Zustandes" immer weiter in die Zukunft schieben. Die Umweltverbände
verlangen deshalb, dass die Wasserwirtschaftsverwaltungen zum Beginn
des dritten Bewirtschaftungszyklus 2021 »die Hosen runterlassen«
müssen: Spätestens 2021 müssten alle Maßnahmen deklariert werden, die
erforderlich sein werden, um den "guten Zustand" zu erreichen. Nach
einem derartigen »Kassensturz« wüsste man zumindest Bescheid, woran es
im Gewässerschutz hapern würde. Dann könnte man mit einer
Defizitanalyse weiteren politischen Druck aufbauen.

Zumindest bei den Wasserwirtschaftsverwaltungen in den deutschen
Ländern und beim Bund sieht man diese Forderung als unangebrachtes und
ehrenrühriges Misstrauensvotum an. Dabei würde man sich in den
Verwaltungen doch jetzt schon "den Arsch aufreißen", um den
Gewässerschutz in Deutschland voranzubringen. Ferner verweist man in
den Wasserwirtschaftsverwaltungen darauf hin, dass die Forderung der
Verbände kontraproduktive Folgen nach sich ziehen würde. Wegen der
faktischen Unmöglichkeit, die Ziele bis 2027 zu erreichen, würden die
Mitgliedsstaaten nach Auswegen suchen. Und der probate Ausweg wäre
eine Herabsetzung der Ziele: Der "gute ökologische Zustand" würde dann
EU-weit auf das "gute ökologische Potenzial" heruntergezoomt - womit
dann formal alles paletti wäre. Die Richtlinie ware dann zwar formal
gerettet - aber inhaltlich würde weiterhin viel zu wenig passieren.
Zudem laufe man in Gefahr, dass das Gesamtpaket der WRRL aufgeschnürt
werde könnte, um weitere Verlaschungen vornehmen zu können. Unter dem
Verdacht derartiger Absichten stehen die Mitgliedsstaaten, die bei der
Umsetzung der WRRL in noch viel größerem Zeitverzug als Deutschland
geraten sind.

WRRL: Kommission erkundigt sich nach der Meinung der EU-Bürger

Wie bei neuen Richtlinien bzw. bei der Novelle bestehende Richtlinien
inzwischen üblich holt die EU-Kommission auch beim Entscheid über das
weitere Schicksal der EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) in einer
Internet-Konsultation die Meinung der Bevölkerung in der EU ein. Den
hürdenreichen Zugang zur Konsultation finden RUNDBR.-LeserInnnen über
den Link 

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2017-5128184_en

Hürdenreich deshalb, weil man zunächst einen Zugang kreieren muss. Hat
man die Registrierung erfolgreich absolviert, kann man seine Meinung
zum Erfolg und zum Misserfolg der Richtlinie kundtun. Die Konsultation
erfolgt zielgruppenspezifisch. Denn bei der Online-Konsultation wird
es zwei Fragebögen geben: ein Fragebogen richtet sich an Hinz und Kunz
ein Fragebogen wurde für Fachleute konzipiert.

Schleppender Vollzug der WRRL: Ignoriert die EU-Kommission die 
Beschwerde der Umwelt-NGOs?

Nach Ansicht der großen Umweltverbände in Deutschland zeigen die
Wasserwirtschaftsverwaltung bei der Umsetzung der
EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) einen viel zu geringen Elan. NABU und
BUND haben sich deshalb vor Jahresfrist bei der EU-Kommission über die
Schlafmützigkeit in der deutschen Wasserwirtschaftsverwaltung
beschwert. Ziel der Beschwerde war es, ein
Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland
wegen Nichtvollzug der WRRL anzustrengen. In den
Wasserwirtschaftsverwaltungen von Bund und Ländern hat man die
Beschwerde als unfreundlichen Akt aufgefasst. Vor so einem Affront
hätte man ja zunächst mal miteinander reden sollen, so die Meinung in
Behörden und Ministerien. Derzeit ist zu konstatieren, dass die
EU-Kommission auch nach einem Jahr die Beschwerde der Umweltverbände
noch mit keiner Zeile gewürdigt hat. In Brüssel ist die Beschwerde
wohl in Stapeln von Papier absedimentiert.

Der allgemeine Fragebogen für die interessierte Bevölkerung enthält
sehr simple Fragen. Wie bei der Natura2000-Konsultation (siehe RUNDBR.
1060/1) wird es ein Online-Tool geben, auf dem Interessierte mit
wenigen Klicks ihre Meinung zur Wasserrahmenrichtlinie mitteilen
können. Die Umweltverbände haben ein eigenes Tool gebastelt, mit dem
GewässerschützerInnen voraussichtlich ab dem 9. Okt. 2018
vorgefertigte Antworten an die EU schicken können. Auf BUND.net (und
den Homepages der anderen Verbände) finden sich weiterführende Infos,
damit die Leute wissen was sie unterschreiben und warum das wichtig
ist. Das Online-Tool wird vom WWF finanziert, darf aber von allen
Verbänden in der Living Rivers Coalition benutzt werden. In der Living
Rivers Coalition haben sich maßgebliche Umweltverbände in den
EU-Mitgliedsstaaten zusammengefunden, um mehr Drive in die Umsetzung
der Richtlinie zu bringen. In Deutschland sind maßgeblich folgende
Verbände in der Kampagne zur Wahrung der Wasserrahmenrichtlinie
engagiert: BUND, NABU, WWF, GRÜNE LIGA und Deutscher Naturschutzring
(DNR).

Im Vergleich zum allgemeinen Fragebogen ist der Expertenfragebogen mit
grob 30 Seiten und 54 Fragen deutlich länger geraten. Es wird ihn auch
auf Deutsch geben, und jeder kann als Experte mitmachen. Auch zum
Expertenfragebogen wird die Living Rivers Europe Koalition eine
konsolidierte und umfassende Antwort abgeben - voraussichtlich Anfang
2019. Aktuell liegt die Konsultation nur auf englisch und nur nach dem
oben erwähnten Registrierungsprozedere vor. Grüne fragen nach
multiresistenten Keimen in Badegewässern Nachdem Befunde über mehrfach
resistente Keime in Fließ- und Badegewässern im Frühjahr 2018 in den
Medien für große Aufmerksamkeit gesorgt hatten (s. RUNDBR. 999/1-2),
hat die Bundestagsfraktion der Grünen nachgefragt, welche Kenntnisse
der Bundesregierung hierzu vorliegen. Mit Datum vom 15.06.18 wurde die
Bundestags-Drucksache 19/2873 mit der Antwort der Bundesregierung
veröffentlicht. Darin äußert sich die Regierung auch zur Frage, welche
Gefährdungen durch mehrfach resistente Keime in Badegewässern
entstehen könnten:

"Hierzu ist festzuhalten, dass die Entstehung von
Antibiotikaresistenzen ein natürlicher Vorgang ist und eine
Besiedelung mit antibiotikaresistenten Bakterien in aller Regel die
Gesundheit der Menschen nicht beeinträchtigt. Im Falle einer
Immunschwächung z. B. durch chronische Erkrankungen, bei dem
Vorhandensein von Wunden oder bei Durchbrechung der Körperbarriere
durch invasive Maßnahmen kann die Besiedelung mit
antibiotikaresistenten Bakterien jedoch dazu führen, dass eine
Infektion mit diesen Bakterien entsteht, die schwieriger zu behandeln
ist. Die Abschätzung insbesondere zukünftiger Gefahren ist mit Blick
auf die Gewässer derzeit kaum möglich. Hierzu fehlen weitergehende
Untersuchungen der Gewässerqualität. Weiterhin bleiben die Ergebnisse
des Verbundprojekts "HyReKA" über die Verbreitung
antibiotikaresistenter Bakterien durch Abwasser des Bundesministeriums
für Bildung und Forschung abzuwarten."

Viren und Cyanobakterien in die Badegewässerichtlinie?

In der zuvor genannten Antwort geht die Bundesregierung auch auf die
Frage ein, ob künftig zusätzlich Viren in der Badegewässerrichtlinie
berücksichtigt werden sollen:

"Die EU-Kommission wird bei der Umsetzung der Badegewässerrichtlinie
durch ein Expertengremium unterstützt. Im Jahr 2014 fand eine erste
Umfrage zur Überarbeitung der Richtlinie statt, in der die
Mitgliedstaaten für sie wichtige Punkte melden konnten. Deutschland
hat, neben anderen Mitgliedstaaten, u. a. gemeldet, dass die Aufnahme
eines viralen Indikators wichtig wäre. Gemäß Artikel 14 der
Badegewässerrichtlinie unterbreitet die Kommission dem Europäischen
Parlament und dem Rat bei der Überprüfung einen Bericht, in dem
insbesondere auf

a) die Ergebnisse einer geeigneten epidemiologischen Studie auf
europäischer Ebene, die die Kommission in Zusammenarbeit mit den
Mitgliedstaaten durchführt;

b) andere wissenschaftliche, analysetechnische und epidemiologische
Entwicklungen, die für die Parameter für die Badegewässerqualität von
Belang sind, einschließlich in Bezug auf Viren; und

c) die Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation (WHO). eingegangen
wird. Die Erstellung einer entsprechenden Studie wurde von der der
EU-Kommission an die WHO in Auftrag gegeben, deren Ergebnisse dann im
Rahmen der Überarbeitung zu diskutieren sein werden. Die
Bundesregierung geht davon aus, dass der Wunsch nach einem viralen
Parameter dann Berücksichtigung findet."

Zur Frage, ob auch ein Grenzwert für Cyanobakterien in die
Badegewässerrichtlinie aufgenommen werden soll, schreibt die
Regierung: "Nach õ 8 der Badegewässerrichtlinie müssen bereits jetzt
bei Problemen mit Cyanobakterien Maßnahmen ergriffen werden. Zum einen
muss bei Badegewässern mit Potenzial für eine Massenvermehrung eine
geeignete Überwachung durchgeführt werden. Zum anderen müssen beim
Auftreten einer Massenvermehrung unverzüglich
Bewirtschaftungsmaßnahmen zur Vermeidung einer Exposition der Badenden
ergriffen werden. Es wird aber in der Richtlinie nicht vorgegeben, wie
die Überwachung erfolgen soll. Daher stellt sich für die Novellierung
der Richtlinie die Frage, inwieweit genauere Vorgaben zur Überwachung
gemacht werden sollen und ob es eine einheitliche Kennzeichnung von
Badegewässern mit Cyanobakterienproblemen geben soll. Das
Umweltbundesamt (UBA) hat zur Überwachung von Badegewässern
hinsichtlich Cyanobakterien eine Empfehlung erarbeitet
(Bundesgesundheitsblatt 8/2015, Seite 908-920), die der EU-Kommission
bekannt ist." Ferner geht es in der BT-Drs. u.a. auch um die Erhebung
von Abwassereinleitungen in Badegewässer und um die Kosten der
Behandlung von Patienten, die an mehrfach resistenten Keimen erkrankt
sind. (Der jetzigen Anfrage der Grünen war bereits die BT-Drs. 19/1125
vorangegangen, in der sich die BBU-WASSER-RUNDBRIEF Nr. 1131 vom 05.
Okt. 2018 Seite 4 Bundesregierung ebenfalls zu multiresistenten Keimen
in Gewässern geäußert hatte.)
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Wasser & Abwasser in der Smarten City



Abwasserwiederverwertung, Wärmerückgewinnung aus Abwasser, Smarte
Wasserzähler in jedem Haushalt und die Echtzeitüberwachung des
Trinkwasserversorgungsnetzes und der Kanalisation sollen künftig zur
Grundausstattung einer Smarten City zählen - dann jedenfalls, wenn der
Entwurf zu einer neuen ISO-Norm breite Akzeptanz finden sollte.
Derzeit wird in den internationalen Normungskreisen der Entwurf für
die ISO-Norm 37122 verhandelt. Die ISO 37122 "Sustainable Development
of Communities - Indicators for Smart Cities" wird eine ganze
Normungsreihe bereichern, in denen es um Kriterien geht, an Hand derer
sich die Nachhaltigkeit in der Smarten City messen lassen soll. Die
grundlegende Norm für die smarte Stadt der Zukunft - die ISO 37101 -
existiert bereits seit 2016. Auf der ISO-Homepage www.iso.org findet
man unter "ISO 37101" in prächtigem Design Näheres zu dieser
»Mutternorm«:

"ISO 37101, Sustainable development in communities - Management
 system for sustainable development - Requirements with guidance for
 use, sets out requirements and guidelines to help communities become
 more sustainable. Using the standard will help communities set
 objectives and define a strategy for sustainable development at the
 local level that takes into account the views of all interested
 parties."



In einer Folgenorm - der ISO 37120 aus dem Jahr 2014 - wurden dann die
Indikatoren benannt, die dazu tauglich sein sollen, den Grad der
erreichten Nachhaltigkeit in der Smarten City zu messen. Die dort
genannten Indikatoren mit Wasser- und Abwasserbezug waren teilweise
recht sonderbar. Und die deutsche Übersetzung der ISO 37120
"Nachhaltige Entwicklung von Kommunen - Indikatoren für städtische
Dienstleistungen und Lebensqualität" war ein besonders "gelungenes"
Beispiel für eine in Teilen misslungene Übersetzung. Die etablierte
deutsche Wasserwirtschaft, soweit sie sich überhaupt mit der
internationalen Normung beschäftigt, war ziemlich einhellig der
Meinung, dass man in Deutschland auf derartige Indikatoren gerne
verzichten könne. Verwiesen wurde darauf, dass es ja bereits eine
speziell auf die Siedlungswasserwirtschaft zugeschnittene
Normenfamilie - die Normen ISO 24511, 24511 und 24512 - geben würde
(s. RUNDBR. 940/3-4).

In der Debatte um die Normung der Nachhaltigkeit in schlauen Städten
hat sich mittlerweile herausgestellt, dass man zur Messung der
Nachhaltigkeit gut noch einige weitere Indikatoren brauchen könnte.
Zudem hat man beschlossen, die Indikatoren an die Sustainable
Development Goals (SDG) anzubinden. Dazu soll jetzt die ISO 37122
dienen. Mehr zum Entwurf der Normentwurf mit neu aufgenommen Wasser-
und Abwasser-Indikatoren in den nächsten Notizen ...

ISO 37122: Mehr politische Unsicherheiten - mehr Videoüberwachung?


Die ISO 37122 hat lt. Einleitungstext den Ehrgeiz, ein Werkzeug zu
liefern, mit dem man die sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen
Nachhaltigkeitsanforderungen in einer Kommune berücksichtigen kann,
die sich auf dem Weg zur "Smart City" gemacht hat. Dazu gehört (frei
übersetzt), dass man sich auf die Herausforderungen des Klimawandels,
auf die rasant zunehmende Urbanisierung sowie auf drohende politische
und wirtschaftliche Instabilitäten vorbereiten muss. Zum Thema, wie
man sich gegen politische Instabilitäten wappnen kann, findet sich
dann auch gleich ein passender Indikator. Im Kap. 15.1 ("Safety")
schneidet man umso besser ab, je größer der Prozentsatz des
städtischen Areals ist, das mit "digital surveillance cameras"
überwacht wird (s. Fußzeilen auf Seite 3!). Mit der Digitalüberwachung
könne ein Beitrag zum Wohlbefinden und zur Attraktivität der smarten
City geleistet werden. Nicht nur in dem Punkt hinterlässt der Entwurf
zur ISO 37211 einen zwiespältigen Eindruck. Neben vielen guten
Ansätzen, die auch bei den Umweltverbänden begrüßt werden, findet sich
auch Unausgegorenes - u.a. für den Wasser- und Abwassersektor.

Mit der ISO 37211 zu noch mehr Wachstum

In der Einleitung zum ISO-Entwurf wird zudem dazu aufgerufen, sich
gesellschaftlich zu engagieren, sich kooperative Führungsmethoden zu
befleißigen, sektorübergreifend und interdisziplinär zu arbeiten und
die Kirchturmpolitik hinter sich zu lassen. Die hinter der
ISO-Normenreihe zur Nachhaltigkeit in der Smarten City stehende
Philosophie geht davon aus, dass der Wachstumswahn nachhaltig
aufgehübscht werden kann. Das befremdet vielleicht aus deutscher
Sicht. Aber die ISO-Norm soll auch in den Kommunen des globalen Südens
Anwendung finden, insofern darf man den Aufruf nach mehr Wachstum
vielleicht nicht überbewerten. Die Einleitung zum Entwurf der ISO
37122 macht sich dafür stark, dass in der Smarten City die Weichen so
gestellt werden sollten, dass Innovationen und dem Wachstum Hemmnisse
aus dem Weg geräumt werden sollten. An die Anwender der Norm wird
appelliert, eine "dynamische und innovative Wirtschaft"
voranzutreiben, die auf die Herausforderungen von morgen vorbereitet
sein sollte.

Ausdrücklich empfiehlt der Normentwurf, sich auf privat-öffentliche
Partnerschaften (privat-public-partnerships) einzulassen. Für eine
nachhaltige Ausrichtung der Smarten City biete die ISO 37122 einen
Werkzeugkasten mit dazu geeigneten Indikatoren. Es bleibe den
Stadtverwaltungen und den politischen Entscheidungsgremien
freigestellt, sich die Indikatoren je nach den lokalen Besonderheiten
aus dem von der ISO 37122 bereitgestellten Set herauszusuchen.
Allerdings sollten mindestens 50% der in der Norm aufgelisteten
Indikatoren zur Anwendung gebracht werden. Die ausgewählten
Indikatoren müssen dann in einer Gesamtschau bewertet werden. Es wird
davor gewarnt, sich nur auf einzelne Indikatoren zu kaprizieren: Die
isolierte Betrachtung einzelner Indikatoren könne zu "verzerrten bzw.
zu unvollständigen Schlussfolgerungen" führen. Die Indikatoren müssen
jedes Jahr neu berechnet werden.

ISO 37122: Nutzt die Energie, die in Eurem Abwasser steckt!

Eine große Bedeutung räumt der Entwurf zur ISO 37122 einer
nachhaltigen Energiebereitstellung ein. So sollte sich die smarte
Kommune durch eine möglichst dezentrale Energiebereitstellung
auszeichnen. Außerdem solle man die Abwärme nutzen, die in der Smarten
City beispielsweise in Rechenzentren oder bei der Belüftung von
U-Bahn-Tunneln anfalle. Zur intelligenten Energiebereitstellung gehöre
auch die Nutzung des thermischen und chemischen Energieinhalts von
Abwasser. Der Normentwurf weist darauf hin, dass im Abwasser fast das
Fünffache derjenigen Energie enthalten sei, die man zur
Abwasserreinigung benötige. Lt. dem Normentwurf soll die smarte
Kommune darüber Rechenschaft ablegen, welchen Anteil am gesamten
Energiemix in der Kommune über die Nutzung des Energieinhalts von
Abwasser bereitgestellt wird. Außerdem sollte angegeben werden, wie
viel Kilowattstunden im Jahr an thermischer und elektrischer Energie
aus dem Abwasser gewonnen wurden. Das muss dann mit dem
Gesamtenergieverbrauch der Kommune verglichen werden.

ISO 37122: Praktiziert Abwasser-Recycling!

Als ein weiterer Indikator für die Nachhaltigkeit einer Smarten City
wird im Entwurf der ISO 37122 der Grad der in der Kommune
praktizierten Wiederverwertung von gereinigtem Abwasser aufgelistet.
Das Recycling von Abwasser sei in Regionen mit zunehmendem
Wassermangel ein Schlüsselfaktor zur Einsparung von Frischwasser.
Ferner sei in den Wassermangelregionen das Abwasserrecycling eine
Antwort auf die Herausforderungen des Klimawandels. Zum Nachweis ihrer
Nachhaltigkeit soll die Smarte Kommune deshalb angeben, wie viel
Prozent des gereinigten Abwassers einer Wiederverwertung zugeführt
wird. Gereinigtes Abwasser könne beispielsweise zur Bewässerung in der
Landwirtschaft oder in Parkanlagen genutzt werden. Dazu sollte das
Abwasser mindestens mechanischbiologisch gereinigt werden oder darüber
hinaus mit UV desinfiziert, gechlort oder mit Ozon behandelt werden.
Noch weitergehender käme eine Membranfiltration bis hin zur
Umkehrosmose in Frage. Der Entwurf der ISO 37122 verweist im Hinblick
auf die möglichen Verfahren zur Abwasserreinigung auf die ISO 24511
(Gute Managementpraktiken in der Abwasserreinigung). In gleicher Weise
soll auch Rechenschaft über den Prozentsatz des wiederverwerteten
Klärschlamms gegeben werden. Dabei wird besonders die Rückgewinnung
von Phosphor aus dem Klärschlamm hervorgehoben. [Ob die Chlorung von
Abwasser eine gute Idee ist, wäre einer Diskussion wert. Die Bildung
von chlororganischen Verbindungen in vergleichsweise hoher
Konzentration ist dann nicht zu verhindern. Und ob man damit dann
seine Äcker bewässern will?]

ISO
37122: Echtzeitüberwachung von Kanalisation und Trinkwassernetz 

Als ein weiterer Indikator für die Smartness einer Kommune gilt im
Entwurf der ISO 37122 die sensorbasierte Echtzeitüberwachung des
gesamten Kanalnetzes. Mit der kontinuierlichen Überwachung des
Kanalnetzes habe man jederzeit einen Überblick darüber, was gerade im
Kanalnetz abgeht und könne bei anormalen Betriebszuständen schnell
eingreifen. Analog dazu wird auch ein Indikator für die
Echtzeitüberwachung des Trinkwasserversorgungsnetzes vorgeschlagen.
Ergänzt wird dieser Indikator durch die Angabe des Prozentsatzes des
Trinkwasserversorgungsystems, das bereits durch "Smart Water Systeme"
überwacht wird. Auch hier geht es um Sensoren und um smart meters,
deren Daten durch BigData ausgewertet werden, um beispielsweise
zeitnah Leckagen im Leitungssystem erfassen oder andere Probleme im
Leitungsnetz schnell diagnostizieren zu können.

Um die hygienische Sicherheit der Trinkwasserversorgung zu
gewährleisten, wird ferner ein weiterer Indikator für die
Echtzeitüberwachung der Trinkwassergüte präsentiert. Die intelligente
Stadt möge hierzu angeben, wie viel Prozent des zur Verteilung
gebrachten Trinkwassers bereits einer Echtzeitüberwachung unterliegt.
Aber nicht nur die Trinkwassergüte, sondern auch die Gewässer in der
Smarten City sollen mit intelligenten Überwachungsstationen
kontinuierlich kontrolliert werden. Dazu sollen die Smart-City-Manager
angeben, wie viele Gütemessstationen pro 100.000 Einwohner installiert
worden sind. [In Deutschland liegt die Überwachung der Gewässergüte
eher in der Zuständigkeit der Länder und weniger in der Zuständigkeit
der Kommunen.]

ISO 37122: Intelligente Wasserzähler in jedem Haus

Smarte Messeinrichtungen zur Erfassung des Durchflusses sollen nicht
nur im Leitungsnetz installiert werden. Die Smart City zeichne sich
auch dadurch aus, dass möglichst jedes Haus über einen smart meter -
also einen intelligenten Wasserzähler - verfügen sollte. Die
kontinuierliche Überwachung des Wassergebrauchs bei den Endabnehmern
über eine Fernauslesung würde es dem Wasserversorger erlauben, besser
planen zu können. Und die Endverbraucher könnten dank der
intelligenten Wasserzähler besser ihren Wasserverbrauch beobachten
(vor allem dann, wenn der smart meter in Echtzeit seine Daten nicht
nur an das Wasserwerk, sondern zusätzlich auch auf das Smartphone des
Wasserkonsumenten sendet). Lt. Kapitel 23.4 ist die Kommune umso
smarter, je höher der Prozentsatz der Häuser ist, die schon mit einem
smart meter ausgestattet sind. In Kapitel 12.3 gibt es einen ähnlichen
Indikator, der sich auf den Prozentsatz der installierten smart water
meters pro Haushalt bezieht.

ISO 37122: Macht das alles Sinn 

Datensicherheit und Datenschutz kommen übrigens im Entwurf der ISO
37122 nur in dem Kapitel vor, in dem sich die Indikatoren zum
Gesundheitssektor befinden. Wie man die durch und durch digitalisierte
Wasserver- und Abwasserentsorgung vor Hackerangriffen schützen kann,
scheint für die Macher der ISO 37122 kein Thema zu sein. Aber auf dem
Weg in das goldene Zeitalter der Smart City sind derartige Bedenken eh
fehl am Platz. Gleichwohl dürften viele Wasserwerker zumindest mit
Stirnrunzeln reagieren, wenn sie die Anforderungen im Entwurf der ISO
37122 zu lesen bekommen. Die Echtzeitüberwachung des gesamten
Trinkwasserversorgungssystems sowie die Einführung von
Entscheidungsunterstützungssystemen waren bereits Thema von anderen
Normentwürfen - und die sind auf eine weitgehende Ablehnung in der
deutschen Wasserwerkerszene gestoßen. Die Begründung für die Skepsis
kann im RUNDBR. 1028/2-3 nachgelesen werden.

 * 
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"Blaualgen" jetzt auch in Flüssen



Wenn bisher von "Blaualgen" die Rede war, dann ging es um Seen und
andere stehende Gewässer. 2017 und jetzt im Sommer 2018 sind
"Blaualgen"-Teppiche aber auch in und auf der Mosel sichtbar geworden.
So hat das Mainzer Umweltministerium am 15.08.2018 Anwohner und Nutzer
der Moselstrecke in Rheinland-Pfalz dazu aufgefordert, "vorsorglich"
Moselabschnitte mit "deutlich grüner Färbung und geringer Sichttiefe"
zu meiden. In der Pressemitteilung heißt es ferner:

"Das Trinken oder Verschlucken von Wasser ist zu vermeiden, auch
Haustiere sind vom den Gewässern fernzuhalten. Kommen die Algen mit
den Schleimhäuten in Berührung, kann es bei empfindlichen Personen zu
Reizungen, Bindehautentzündungen der Augen oder Quaddeln auf der Haut
kommen."

Erklärt wird, dass es sich bei "Blaualgen" um Bakterien der Gattung
Microcystis handeln würde. "Sie gehört zu den Cyanobakterien, die
schädliche Stoffe für die menschliche Gesundheit bilden können." Im
Mainzer Umweltministerium wird vermutet, dass die lang andauernde
Niedrigwassersituation und die dadurch verursachten lange
Aufenthaltszeiten des sehr langsam fließenden Wassers in den
Staustufen der Mosel die Entwicklung von "Blaualgen" begünstigt haben
könnte. Die "Blaualgen-Blüten" waren erstmals im Aug. und Sept. 2017
in der stauregulierten Mosel beobachtet worden. Damals hatten sich die
"Blaualgen-Teppiche" über die ganze Breite der Mosel erstreckt. Vor
etwa einem Jahr hatte damals das Mainzer Umweltministerium
insbesondere Kleinkinder, Badende und Wassersportler per
Pressemitteilung am 10.08.18 vor dem Kontakt mit den 
"Blaualgen-Schlieren" gewarnt: "Das Trinken oder Verschlucken von 
Moselwasser ist zu vermeiden, auch Haustiere sind vom Moselwasser 
fernzuhalten."

"Baualgen-Blüten" führen zur Beunruhigung der Bevölkerung

Angesichts der "Blaualgen-Blüten" im Sommer 2017 im
rheinland-pfälzischen Moselabschnitt hatte seinerzeit die Koblenzer
RHEINZEITUNG am 16.08.17 berichtet, dass wegen dem Phänomen "viele
Bürger beunruhigt" wären. Beim Landesamt für Umwelt in Mainz seien
allein an einem Tag rund 200 besorgte Anrufe eingegangen. Darunter
wären auch Anfragen von Vereinen gewesen, die Veranstaltungen auf oder
in der Mosel geplant hätten. Die Antwort des Pressesprechers des
Landesamtes: Jeder müsse das Risiko selbst einschätzen. Und Badende
seien ungleich mehr durch die Sog- und Schwallwirkung der
Frachtschiffe als durch die Blaualgen gefährdet.

Was ist der Grund für die "Baualgen-Blüten" in der Mosel?

Die konkreten Ursachen für dieses "für die Mosel neue Phänomen" seien
bislang nicht bekannt, ist im Sommer 2017 und auch jetzt wieder im
Sommer 2018 im Landesamt erklärt worden. Die zunehmend warmen
Temperaturen durch den Klimawandel sowie die Nährstoffbelastung der
Flüsse könnten zu solchen Belastungen führen. SWR-Rheinland-Pfalz
hatte damals am 11.08.17 berichtet: "Weder in der Mosel noch im Rhein
seien bislang jemals Blaualgen in dem Ausmaß aufgetaucht." Im SWR
wurde spekuliert, dass eine sich invasiv ausbreitende Fischart zu dem
"Blaualgenproblem" geführt haben könnte:

"Die Schwarz-Grundeln, die jedes Jahr mehr würden, hätten von April
bis September ständig Nachwuchs, der sich von kleinen Wasserflöhen und
Hüpferlingen ernähre. 'Wenn viele davon gefressen werden, ist dann
keiner mehr da, der die Algen frisst'",

zitierte der Sender den Leiter des Referats Gewässerökologie und
Fischerei beim Mainzer Landesamt für Umwelt, Lothar Kroll. In der
Arbeitsgruppe Ökologie der Internationalen Kommission zum Schutze des
Rheins (IKSR) hatte seinerzeit der zuständige Biologe des Landesamtes,
Dr. Jochen Fischer, zu dem Blaualgenproblem am 12.10.17 u.a.
ausgeführt, dass die von den "Blaualgen" ausgeschiedenen Mycrocystine
nur in wenigen spezialisierten Laboreinrichtungen analysiert werden
könnten. Die Bildung von giftigen Mycrocystine sei auch vom Genotyp
der jeweiligen "Blaualgen" abhängig. Zudem sei darauf hinzuweisen,
dass die Toxine erst nach dem Absterben der "Blaualgen" freigesetzt
würden. In der durchmischten Probe aus der Staustufe Koblenz habe die
Bundesanstalt für Gewässerkunde eine Mycrocystin-Konzentration von
"meist" unter 0,1 Mikrogramm pro Liter (µg/l) analysieren können.
Diese Konzentrationen seien niedriger gewesen, als man auf Grund der
Konzentration der "Blaualgen" in der Mosel vermutet hatte. Der
WHO-Leitwert für Trinkwasser liege übrigens bei 1 µg/l.

Weitere Auskunft zum "Blaualgen-Phänomen" in der Mosel:

Landesamt für Umwelt, Wasserwirtschaft

und Gewerbeaufsicht Rheinland-Pfalz

55116 Mainz

http://www.luwg.rlp.de/
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